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Horizont

"Hinterm Horizont gehts weiter ..."

Das tröstliche Fazit einer Zeile aus dem gleichnamigen Udo Lindenberg
Song, welche das Dilemma mit der Schärfe einer
Bewältigungseinschränkung, beispielsweise als Gesichtsfeldgrenze, und
ihrer Überwindbarkeit durch den Gebrauch der Füße oder eines
rollenden, gleitenden oder fliegenden Hilfsmittels menschlicher
Technik durch ihre fortschreitende Verschiebung treffend zu
beschreiben weiß, ist so oder ähnlich der menschlichen
Selbstbehauptungsfertigkeit als Offenbarung und Chance einerseits und
als neu aufgerichtet in Folge andererseits geradezu schicksalsgewaltig
an die Hand gegeben.

Möglich wäre es sicherlich ebenso, aus diesem Wortsinn die endliche
Gefangenschaft und Verfügbarkeit humanen Strebens an der Kette bloßer
Wiederholungen oder in dem Kessel unvermeidbarer Absehbarkeiten die
Zwecklosigkeit jeglicher Mühe und jeglichen Tuns herzuleiten.

Allerdings kann auch die kompromißlos gegenteilige Erklärung
hineininterpretiert werden. Jede Grenze wäre dann gleichermaßen der
Zweck, die Funktion und das Instrument ihrer Überwindung und schon
würde aus jedwedem Horizont eine mehr oder weniger lebensspendende und
alles in allem freundlichere Herausforderung werden. Nicht zu
unterschätzen wäre auch die damit zu verknüpfende Gewißheit, gerade
deshalb nie allein zu sein.

Ihre Schattenblick-Redaktion


12. Juli 2019
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KOHLEALARM/625: Klimakampf und Kohlefront - die Zeit läuft ab ... (Michael Zobel)


Kohle und Klima - Wassernotstand und Waldspaziergänge - wir
machen keine Sommerpause

von Michael Zobel, 17. Juli 2019



Liebe Mitmenschen,

immer noch total beeindruckt vom Waldspaziergang Alarmstufe Rot am
vergangenen Sonntag mit 636 großen und kleinen TeilnehmerInnen. Was für
Bilder, was für tolle Menschen... siehe auch:

https://www.facebook.com/BuirerFuerBuir

Mein besonderer Dank gilt diesmal

- all den Filmemachern und Fotografen, die mithelfen, die Bilder aus dem
Wald und aus dem sterbenden Manheim in die Welt zu tragen.

- den NGOs wie Greenpeace und BUND, die sich in den vergangenen Tagen
sehr stark engagiert haben, um den Waldspaziergang zu einem solchen
Erfolg werden zu lassen

- Gerd Schinkel, der wieder einmal eine Klima-Aktion mit seinen tollen
Liedern bereichert hat

- den Buirern für Buir, allen voran Antje und Andreas, die seit vielen
Jahren vor Ort das Thema Hambi und Kohle beackern, gegen viele
Widerstände im eigenen Ort

- Pierre mit seinem Team und der Familie Quint aus Willich, die die
große Pause erneut so toll kulinarisch bereichert haben, bekanntlich
gilt "ohne Mampf kein Kampf"

- allen RednerInnen, die den Mut hatten, ans Mikrofon zu gehen und
genauso allen Mitwanderern, die manchmal auch viel Geduld aufbringen
mussten

- allen Akteueren aus der Klimabewegung, die an unterschiedlichen
Stellen und mit verschiedenen Aktionsformen gegen den IrRWEg aktiv sind,
Katrin, Antje, Eva, Beate, Todde, der Pilger, die Waldbewohner und
Waldschützer, Hubert, Dirk, Tim... und viele mehr...

- allen Initiativen von Ende Gelände bis Extinction Rebellion,
gemeinsam, und nur gemeinsam sind wir nicht mehr zu stoppen...

- und natürlich auch der Polizei, die wieder einmal eindrucksvoll
bestätigt hat, wie NRWE funktioniert... Hundertschaften in Formation
und mit den Helmen am Gürtel, martialische Lautsprecherdurchsagen, muss
das wirklich sein, trägt das zur Deeskalation bei?

Wir machen weiter, der nächste Waldspaziergang findet am 4. August
statt. Weitere Termine folgen, bitte kurzfristig informieren auf meiner
Webseite www.naturfuehrung.com

Eine Sommerpause können wir uns nicht leisten, der Klimawandel nimmt
immer dramatischere Ausmaße an. In Thüringen stirbt der Hainich, genauso
wie die Buchen in Westfalen. Die Dürre geht weiter, die Extreme werden
mehr. Wer es immer noch nicht verstanden hat, siehe Hart aber fair vom
Montag [1].

Wir müssen weiter Druck machen, der Politik Beine machen, Konzerne wie
RWE stoppen.

Was können wir aktuell tun? - Einwendung gegen die neue
wasserrechtliche Genehmigung - das Rheinland darf nicht weiter
trockengelegt werden! - Einwendungen bis zum 6. August möglich!!!

Die Landesregierung will tatsächlich RWE für den Tagebau Hambach eine
neue wasserrechtliche Genehmigung 2020-2030 erteilen, obwohl klar ist,
dass der Tagebau nach dem Ergebnis der Kohlekommission solange kaum
fortgeführt werden kann.

Der Antrag findet sich hier: 

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/2019/06/19_06_22_rwe_tagebau_hambach/index.php

Der Antrag passt in die Grundlinie der Landesregierung, nichts dagegen
zu unternehmen, dass RWE Fakten in der Braunkohle trotz Kohleausstieg
schafft. So untergräbt man Vertrauen.

Der Antrag liegt derzeit in zahlreichen Städten und Gemeinden des
Reviers aus. Jede/r kann Einwendungen machen. Eine formale
Mustereinwendung, die darauf hauptsächlich abzielt, das
Ergebnis der Kohlekommission zu berücksichtigen und den Antrag abzulehnen,
findet sich unter: 

https://gruene-kerpen.de/grundwassertrinkwasser

Diesen Text könnt ihr gerne so oder modifiziert nutzen wie ihr möchtet,
auch für Anträge in den Räten, den RWE-Antrag abzulehnen. Natürlich
könnt ihr auch noch sehr viel mehr einwenden, auch viele örtliche
Punkte, die sich aus den Antragsunterlagen ergeben.

Ganz viele Informationen und mögliche Texte auch hier:

https://ulrics.blog/2019/07/09/anleitung-zur-einwendung-endcoal-hambischreibt-hambibleibt-endegelaende-allegegenrwe/

Wichtig ist, dass zahlreiche Menschen deutlich machen, dass RWE und
Landesregierung nicht einfach so weiter Fakten schaffen können.

Bitte beachtet, dass die Einwendung mit Absender und Unterschrift per
Briefpost, Fax oder signierter (!) Mails an die Bezirksregierung
Arnsberg geschickt werden muss. Eine einfache, unsignierte Mail reicht
nicht.

Zum Schluss noch dies, eine weitere Möglichkeit, die Politik aus dem
klimapolitischen Tiefschlaf zu wecken:

https://artikel17gg.home.blog/2019/05/03/nrw-ruft-die-klimanotlage-aus-schaltet-bis-ende-2019-25-kohlekraft-ab-und-steigt-bis-spatestens-2030-aus-der-kohle-aus-ffffordert/

Danke für die Unterstützung,

viel Kraft und einen erfreulichen Sommer wünschen

Eva Töller und Michael Zobel

 * 

ANHANG

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland

Ortsgruppe Kerpen

bund.kerpen@bund.net

Kerpen, 11.07.2019

Liebe Leser/innen,

für die Weiterleitung bzw. Weitergabe unseres Rundbriefes sind wir sehr
dankbar!!

Mit freundlichen Grüßen

Ihre BUND Ortsgruppe Kerpen


Rundbrief_28_2019

RWE beantragt Fortsetzung der Entnahme und Ableitung von Grundwasser
für die Entwässerung des Tagebaus Hambach im Zeitraum 2020-2030

Das mächtige Votum der Zivilgesellschaft am 6.10.2018 hat gezeigt, dass
große Teile der Bevölkerung für einen schnellen Kohleausstieg eintreten und
dafür weite Wege und große Mühen in Kauf nehmen. Bisher haben die
verantwortlichen Politiker*innen keine Entscheidungen zu den Ergebnissen
der sog. Kohlekommission präsentiert. Und dementsprechend schreitet RWE
voran, real mit den Abraumbaggern auf den Waldrand zu und in der
Verwaltungsebene mit dem Antrag auf Grundwasserentnahme bis 2030.
Als Maximum für die Trockenhaltung des Tagebaus Hambach wird eine
Gesamtmenge von 450 Mio m 3 /a genannt. Wasser aus großen Tiefen, das
unwiederbringlich verloren ist. Viel zu wenig ist auch bekannt, dass diese
Wasserentnahme zu starken Geländeabsenkungen führt, z.B. bei Heppendorf zu
über 5 Metern seit 1955.

Doch was kann jede*r Einzelne tun? In der Bekanntmachung steht, dass jede
Person Einwendungen erheben kann. Das ist mit einigen Hürden verbunden. Die
Einwendung muss schriftlich an die BezReg Arnsberg , Abt. 6 Bergbau und
Energie in NRW, Goebenstr. 25, 44135 Dortmund geschickt werden, also nicht
per mail!

Des Weiteren ergibt sich das Problem, dass zwar die Antragsunterlagen
unter:

https://www.bezreg-arnsberg.nrw.de/bekanntmachungen/index.php 

veröffentlicht sind, aber die in Papierform 7 Ordner umfassenden Unterlagen
nur einzeln heruntergeladen werden können und somit stundenlangen Einsatz
erfordern. Eine indiskutable Form der Bürgerinformation und -beteiligung.

Die Alternative besteht darin, sich die Unterlagen in den betroffenen
Kommunen anzuschauen, das geht nur noch bis zum 23. Juli in vielen Städten.
Aber auch diese Möglichkeit wird für viele zeitlich nicht hilfreich sein.
Es ist wichtig, dass viele Bürger*innen Einwendungen machen. Daher gibt es
von verschiedener Seite textliche Vorschläge für einen Einwendungstext, die
Sie ggf. ganz oder teilweise übernehmen können.

Sehr informativ und hilfreich:

https://ulrics.blog/2019/07/03/qualifizierte-einwendung-gegen-rwe-1-entwurf-klimaschutz-rwe-allegegenrwe-hambibleibt-endegelaende-endcoal/

oder der Entwurf von Oliver Krischer, Bundestagsabgeordneter von B 90/Die
Grünen unter:

https://gruene-kerpen.de/grundwassertrinkwasser

Gerade auch bezogen auf die Situation des Hambacher Waldes ist das BUND
Hintergrundpapier "Hambacher Wald: Zerstörung durch die Hintertür?" sehr
empfehlenswert.

Der BUND Kerpen und der BUND Rhein-Erft arbeiten im
Zivilgesellschaftlichen Koordinierungskreis Strukturwandel mit und hierbei
u.a. auch zum Thema Wasserversorgung für den Hambacher Wald.

Wir halten Sie auf dem Laufenden!

https://www.bund-nrw.de/presse/detail/news/braunkohlenbagger-gefaehrden-hambacher-wald/

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 17. Juli 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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NORDAMERIKA/127: USA - Kinder werden inhaftiert und schikaniert


Amnesty International - Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

USA: Kinder werden inhaftiert und schikaniert



Kinder und Jugendliche sind seit Monaten rechtswidrig in einer
Notunterkunft in Homestead, Florida, unter katastrophalen Bedingungen
inhaftiert. Das dokumentiert ein neuer Amnesty-Bericht. Die rechtswidrige
Praxis ist das Ergebnis der aktuellen US-amerikanischen
Einwanderungspolitik, die auf Abschreckung und Bestrafung setzt. Amnesty
International fordert die Schließung der Notunterkunft in Homestead und
eine Überprüfung der Bedingungen dort und in anderen Einrichtungen.

BERLIN - Die privat geführte Notunterkunft in Homestead, Florida, in der
Kinder und Jugendliche untergebracht werden, die alleine in die USA
einreisen, muss so schnell wie möglich geschlossen werden. Zu diesem
Ergebnis kommt der Amnesty-Bericht "No home for children: The Homestead
'Temporary Emergency' Facility" [1]. Amnesty-Researcher besuchten die
Einrichtung im April und im Juli 2019. Teilweise waren dort fast 2.500
Kinder im Alter von 13 bis 17 Jahren untergebracht. Zurzeit sind dort knapp
2.000 Kinder in Haft.

"Mehrere tausend Kinder und Jugendliche sind seit Monaten rechtswidrig in
einer Notunterkunft in Homestead, Florida, unter katastrophalen Bedingungen
inhaftiert. Damit verletzt die US-Regierung die Rechte dieser Kinder, die
auf der Flucht vor Gewalt und Verfolgung in ihren Heimatländern Schutz in
den Vereinigten Staaten suchen", sagt Sumit Bhattacharyya, USA-Experte bei
Amnesty International in Deutschland. "Im April 2019 verbrachten
unbegleitete Kinder im Schnitt 52 Tage in der Notunterkunft in Homestead.
Ein Kind, mit dem Amnesty sprach, war insgesamt acht Monate dort. Diese
lange und unbefristete Inhaftierung von Kindern in Homestead und ähnlichen
Einrichtungen verstößt gegen die Menschenrechte und widerspricht dem
temporären Charakter einer Notunterkunft", sagt Bhattacharyya.

Amnesty kritisiert zudem die restriktiven Bedingungen in Homestead:
"Verängstigt und getrennt von ihren Familien werden die Kinder und
Jugendlichen streng kontrolliert, gemaßregelt und schikaniert. Wenn sie
Dinge für den täglichen Bedarf benötigen, müssen sie ihre Wünsche
schriftlich über ein offizielles Antragsformular anmelden: das gilt zum
Beispiel auch für Mädchen, die Damenbinden benötigen. Viele Kinder sprechen
indigene Sprachen und können die Formulare daher gar nicht erst ausfüllen
und ihre Bedürfnisse mitteilen."

Die meisten betroffenen Kinder haben sogar Familienmitglieder in den USA,
die sie aufnehmen würden. "Die Inhaftierung der unbegleiteten Kinder ist
ein weiterer Baustein der US-amerikanischen Einwanderungspolitik, die auf
Bestrafung und Abschreckung setzt. Das zeitgleiche Vorgehen der Regierung
gegen bereits in den USA lebende Migranten erhöht den Druck auf die gesamte
Familie und verhindert die Familienzusammenführung. Die Kinder müssen
unnötig lange in den Unterkünften bleiben, weil sich ihre Familien aus
Angst vor Repressionen nicht trauen, sie abzuholen."

"Amnesty fordert die Schließung der Notunterkunft in Homestead und eine
Untersuchung der Bedingungen in allen anderen staatlichen Einrichtungen, in
denen unbegleitete Kinder inhaftiert sind", fordert Bhattacharyya. "Die
betroffenen Kinder müssen sofort in staatlich lizensierten, kleinen
Unterkünften untergebracht und in die Obhut von geeigneten erwachsenen
Betreuern gegeben werden. Geflüchtete Kinder und Jugendliche brauchen
Schutz, sie dürfen nicht für ihre Flucht bestraft oder für die
Abschreckungspolitik der US-Regierung instrumentalisiert werden."


Der Bericht kann heruntergeladen werden unter:

[1] https://www.amnesty.de/sites/default/files/2019-07/Amnesty-Bericht--USA-Flucht-und-Asyl-Haftzentren-Juli2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Juli 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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LESUNG/6452: Frankfurt - Norbert Zähringer, "Wo wir waren", 29.08.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im August 2019

29.08.19 Donnerstag, 19.30 h

Norbert Zähringer: Wo wir waren

Moderation: Christoph Schröder



Aller Leute Mondlandung

Fünfzig Jahre nach der Mondlandung ist der Moment, in dem Neil
Armstrong den ersten Fußabdruck hinterlässt, alles andere als
vergessen. Vergessen ist aber auch nicht, wo wir waren in solchen
Stunden. Ganz so erzählt es Norbert Zähringers gleichlautender Roman.
Abermillionen verfolgten auf der Erde die Fernsehübertragung. Alle,
die es miterlebt haben, wissen, wo sie damals gerade waren.
Jahrzehnte später wird der 9. November 1989 solch ein
kollektivierendes, zugleich hoch individuell erfahrenes Datum sein.
"Wo wir waren" (Rowohlt) ist ein breit angelegter, ein gesamtes
Jahrhundert umspannender Roman einer zerrissenen Familie, ein
Tableau, das Zeiten, Länder, Geschichtliches und vor allem eine
Vielzahl von Schicksalen verschränkt. Und über allem die Frage: Wo
waren wir, und wo werden wir einmal sein?

Moderation: Christoph Schröder.

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im August 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6451: Frankfurt - Jan Brandt, "Ein Haus auf dem Land ...", 26.08.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im August 2019

26.08.19 Montag, 19.30 h

Jan Brandt: Ein Haus auf dem Land / Eine Wohnung in der Stadt
Moderation: Oliver Elser (Deutsches Architekturmuseum)



Ein Autor greift ein: Engagierte Literatur

"Die Erfahrung der Wohnungslosigkeit hat mich sehr politisiert. Sie
hat mich gezwungen, etwas gegen die herrschenden Verhältnisse zu
unternehmen", sagt der Autor Jan Brandt im SPIEGEL und schreibt zwei
Bücher in einem, also ein Buch zum Wenden: "Ein Haus auf dem Land/
Eine Wohnung in der Stadt" (DuMont). Während der Autor in Berlin kaum
eine Wohnung findet, erfährt er, dass das Haus seines Urgroßvaters in
Ostfriesland abgerissen werden soll. Profitgier treibt in Berlin wie
in der Provinz die Spirale an. Aber Brandt begehrt auf und klagt an
die Wohnungsbaupolitik, die Bankenstrategien, die Investoren und
Spekulanten, die Eigentumfuzzis, aber auch sich selbst.

Moderation: Oliver Elser

In Kooperation mit dem Journal Frankfurt

Eintritt: 7 / 4 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im August 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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AUSSICHTEN/8704: Und morgen, den 19. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.07.2019 bis zum 20.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8704 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Es schauert und strahlt,

Sonne und Gewitter;

Jean-Luc, der Frosch, prahlt

mit Facebook und Twitter.
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TAGUNG/447: Heidelberg - Emil Julius Gumbel, Mathematiker · Publizist - Pazifist, 22.07.-19.10.19


Universität Heidelberg

Emil Julius Gumbel: Mathematiker - Publizist - Pazifist

Interdisziplinäre Tagung am Universitätsarchiv Heidelberg



Wie wird aus einem angesehenen Statistik-Professor ein gefürchteter Gegner
der Nationalsozialisten? Mit dieser Frage befassen sich die Teilnehmer der
Tagung "Emil Julius Gumbel. Mathematiker - Publizist - Pazifist", die am
22. Juli 2019 an der Universität Heidelberg stattfindet. Auf Einladung des
Universitätsarchivs werden sieben Forscherinnen und Forscher verschiedener
Disziplinen - aus Mathematik, Geschichtswissenschaft,
Literaturwissenschaft und Rechtsgeschichte - die Lebensstationen Gumbels
in den Blick nehmen und sein Werk und Wirken in den jeweiligen
historischen Kontext einbetten. Insbesondere soll an sein politisches
Engagement erinnert werden.

Der Mathematiker Emil Julius Gumbel (1891 bis 1966), der 1923 einen
Lehrauftrag als Privatdozent am Institut für Sozial- und
Staatswissenschaften der Ruperto Carola erhielt, gilt als Begründer der
Extremwertstatistik. Seine mathematische Exzellenz verband er mit
gesellschaftlicher Courage, indem er unter anderem das rechts-konservative
Justizsystem der frühen Weimarer Republik entlarvte und dokumentierte,
dass ein Großteil aller politischen Morde aus rechter Gesinnung ungesühnt
blieben. "Ein gelehrter Pazifist, der unerschrocken und mit
wissenschaftlichen Methoden gegen den aufkommenden Nationalismus
publizierte und sich dabei auf seine faktenbasierte, mathematische
Arbeitsweise stützte", sagt Dr. Ingo Runde, Leiter des Universitätsarchivs
Heidelberg. Zunehmend angefeindet und noch vor der nationalsozialistischen
Machtergreifung aus der Universität herausgedrängt, wurde Emil Julius
Gumbel 1933 formal aus dem "Dritten Reich" ausgebürgert, emigrierte nach
Frankreich und musste nach dem Einmarsch der Wehrmacht 1940 in die USA
fliehen. Von 1953 an wirkte er als Professor an der Columbia University in
New York.

Gumbels Wirken in Heidelberg, seine Flucht und seine mathematische
Forschung in den USA - dort wurde er zu einem weltweit anerkannten
Statistiker - sind Themen der interdisziplinären Vorträge, die die
Teilnehmer der Tagung halten werden. Unter anderem wird es darin auch um
seine Verbindungen zur Literaturszene gehen. Der Wissenschaftler
übersetzte Schriften des englischen Pazifisten Bertrand Russell
(Nobelpreis für Literatur 1950), engagierte sich mit Albert Einstein in
der Deutschen Liga für Menschenrechte und bereitete den mathematischen
Nachlass von Karl Marx zur Publikation auf. Mitveranstalter der Tagung ist
Prof. Dr. Matthias Scherer. Der Finanzmathematiker an der Technischen
Universität München hat zu Emil Julius Gumbel geforscht und zusammen mit
Mitgliedern des Max-Planck-Instituts für Wissenschaftsgeschichte in Berlin
eine Ausstellung initiiert.

Die Tagung wendet sich an ein Fachpublikum und zugleich an die
interessierte Öffentlichkeit. Sie findet von 10 bis 18 Uhr im
Universitätsarchiv, Akademiestraße 4-8, statt. Im Anschluss wird im
Karlstorkino der Film "Statistik des Verbrechens. Ein Mathematiker kämpft
gegen die Nazis" (Beginn: 20 Uhr) gezeigt. Teil der Filmvorführung ist
auch ein Gespräch mit dem Filmemacher David Ruf. Die Ausstellung zu Julius
Emil Gumbel ist bis zum 19. Oktober im Universitätsmuseum in der Alten
Universität, Grabengasse 1, zu sehen. Öffnungszeiten sind dienstags bis
sonntags sowie an Feiertagen von 10 bis 18 Uhr.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-heidelberg.de/uniarchiv

http://www.uni-heidelberg.de/md/uniarchiv/tagung_gumbel_20190625.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Heidelberg, 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GESELLSCHAFTEN / STIFTUNGEN





MELDUNG/096: Wissenschaftsrat empfiehlt nachhaltige Stärkung der Deutschen Stiftung Friedensforschung (idw)


Deutsche Stiftung Friedensforschung - 17.07.2019

Wissenschaftsrat empfiehlt eine nachhaltige Stärkung der Deutschen
Stiftung Friedensforschung (DSF)



Der Wissenschaftsrat, das wissenschaftspolitische Beratungsgremium von
Bund und Ländern, hat auf seiner diesjährigen Sommersitzung "Empfehlungen
zur Weiterentwicklung der Friedens- und Konfliktforschung" in Deutschland
verabschiedet. Sie sind das Ergebnis eines umfassenden
Evaluationsprozesses des Forschungsfeldes und der Deutschen Stiftung
Friedensforschung als Einrichtung der Forschungsförderung.

Der Wissenschaftsrat hebt in seinem Bericht hervor, dass die Stiftung ihre
Aufgabe, einen zentralen Beitrag zur Entwicklung des Forschungsfeldes der
Friedens- und Konfliktforschung zu leisten, "sehr gut" erfüllt habe. Dies
sei umso bemerkenswerter, da der Stiftung nur geringe Mittel zur Verfügung
stünden. Das Beratungsgremium hält zudem fest, dass es angesichts der
großen Herausforderungen und der bestehenden Förderungslücken unerlässlich
sei, dass die DSF ihre Aktivitäten zur Unterstützung des Forschungsfeldes
auch zukünftig mit aller Kraft fortsetze. Hierbei solle die Stiftung ihre
Förderformate noch stärker darauf ausrichten, innovative Impulse für
Friedens- und Konfliktforschung zu geben und insbesondere die
interdisziplinäre Ausrichtung des Forschungsfeldes zu erhalten.

Damit die DSF ihren wichtigen Auftrag auch dauerhaft angemessen erfüllen
könne, sei es dringend erforderlich, die finanzielle Handlungsfähigkeit
der Stiftung zu stärken. Das jährliche Förderbudget müsse auf eine
Untergrenze von einer Million Euro angehoben werden. Der Wissenschaftsrat
bittet deshalb den Bund darum, "die finanzielle Ausstattung der DSF
möglichst rasch merklich zu verbessern". Im Hinblick auf die politische
Unabhängigkeit der Stiftung biete sich hierfür "eine angemessene
Aufstockung" des Stiftungskapitals an.

In einer ersten Reaktion auf die Empfehlungen des Wissenschaftsrats zeigte
sich der Vorsitzende des Vorstands der DSF, Prof. Dr. Ulrich Schneckener,
erfreut über die positive Würdigung: "Das Votum bedeutet eine echte
Ermutigung und gibt uns Rückenwind für unsere Arbeit." Der Vorstand sehe
sich darin bestätigt, "das Feld der Friedens- und Konfliktforschung mit
gezielten Angeboten für Forschungsinnovation, Vernetzung und
Wissenstransfer zu stärken". Besonders zu begrüßen sei die Empfehlung, die
DSF für ihre Aufgaben finanziell angemessen auszustatten. Dass dies
"dringlich" gemacht werde, verdeutliche, so Schneckener, "die prekäre
Situation der Stiftung, die derzeit nur über einen Verzehr von
Stiftungskapital über die Runden komme". Er hoffe nun auf eine schnelle
Reaktion des Bundes, um die "sehr konkrete Empfehlung" des
Wissenschaftsrats umzusetzen.


Weitere Informationen unter:

https://bundesstiftung-friedensforschung.de/wp-content/uploads/2019/07/1907_WR_FuK.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1005

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Stiftung Friedensforschung, 17.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FERIEN/954: Unna - Noch freie Plätze beim "Kinderferienpass" in den Sommerferien bis 27.08.2019


Stadt Unna

Noch freie Plätze beim Kinderferienpass in den Sommerferien



Kreisstadt Unna. Die Sommerferien haben gerade begonnen und viele
Kinder und Jugendliche verbringen ihre Zeit mit dem Programm des
Kinderferienpasses. Einige Angebote waren schon am ersten Anmeldetag
ausgebucht, für weitere Programmpunkte gibt es dagegen noch ein
Restkontingent an freien Plätzen. Für den Zusatztermin "Natur ist
cool" am Dienstag, 23. Juli 2019, können sich noch Teilnehmer im
Kinder- und Jugendbüro der Stadt Unna anmelden. Kreuz und quer durch
den Kurpark heißt es am 23. und 30. Juli, die Radtour mit dem ADFC ist
für den 24. Juli und 14. August terminiert.

Spaß mit Boccia heißt es am 25. Juli und am 1. August, die Fahrt zum
Freizeitpark Fort Fun ist für den 30. Juli geplant. Auch für diese
Angebote können sich noch Teilnehmer anmelden. Zum Programm des
Kinderferienpasses gehören auch noch die Termine "Ein Tag bei der
Feuerwehr (3. August), Tennistraining für Kinder (5. und 6. August),
eine Fahrt in die Zoom Erlebniswelt (12. August) und die
Kinderolympiade am 22. August. Die Angebote gelten für
unterschiedliche Altersgruppe. Einzelheiten dazu sind dem Programm des
Kinderferienpasses zu entnehmen unter:

www.kijub-unna.de/media/fkj/fkj_Sommer19/fkjs.pdf 

Für kostenpflichtige Angebote des Ferienpasses können bis zu 120 Euro
im Jahr pro Kind beantragt werden, wenn die Eltern ein geringes
Einkommen haben und zusätzliche Sozialleistungen beziehen (wie
beispielsweise ALG II; sog. Hartz IV; Sozialhilfe usw.).

Anmeldungen, Beratung und Anträge sind im Kinder und Jugendbüro
erhältlich, Bahnhofstraße 45 h, oder telefonisch unter 02303/103-344.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KREATIV/151: Bocholt - "Upcycling" - Wir bauen eine "flotte Biene" am 24.7.2019


Stadt Bocholt

Upcycling für Kinder: Kinder bauen eine "flotte Biene"



Bocholt (PID). In Zusammenarbeit mit der Stadtbibliothek Bocholt
bietet die Abfallberatung des Entsorgungs- und Servicebetriebes
Bocholt (ESB) am Mittwoch, 24. Juli 19, einen Upcycling-Kurs für
Kinder an. Die Aktion beginnt am Nachmittag um 15:30 Uhr im
Medienzentrum an der Hindenburgstraße und endet um ca. 17 Uhr. Eine
Anmeldung ist nicht erforderlich.

Aus leeren Dosen stellen die kleinen Teilnehmerinnen und Teilnehmer
eine flotte Dosen-Biene her. "Es gilt zu entdecken, wie einfach aus
ausgedienten Materialien, in diesem Fall Dosen, Kronkorken und
Plastikflaschen, etwas Schönes, Neues entstehen kann", so Karin 
Kalka-Freundt von der Abfallberatung. Das benötigte Material wird kostenfrei
zur Verfügung gestellt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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SPORT UND SPIEL/254: Braunschweig - Spiele-Nachmittag am 24. Juli 2019


Stadt Braunschweig

Spiele-Nachmittag für Kinder 



Braunschweig. Zu einem unterhaltsamen Spiele-Nachmittag für Kinder
lädt die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2, am Mittwoch, 24.
Juli, von 14.30 bis 17.30 Uhr im Rahmen ihrer Ferienaktionen Kinder ab
sieben Jahren ein. Es können Spiele wie "Icecool", "L.A.M.A. ...nimm's
lässig!" oder "Plitsch-Platsch Pinguin" ausprobiert werden. Bei einem
Angebot von rund 2.500 alten und neuen, bekannten oder unbekannten
Brett-, Karten- und Würfel-Spielen ist für alle spielbegeisterten
Kinder etwas dabei. 

Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / KUNST / FAKTEN





MELDUNG/401: Mit vereinten Kräften - Ein spektakuläres Renaissancegemälde für Würzburg (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 17.07.2019

Mit vereinten Kräften: Ein spektakuläres Renaissancegemälde für
Würzburg



Das Martin von Wagner Museum der Universität Würzburg erhält prominenten
Zuwachs: ein Porträt des Renaissance-Architekten Sebastiano Serlio
(1475-1554), gemalt von Bartolomeo Passerotti aus Bologna, einem
herausragenden Porträtisten aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts.
Es ist das teuerste Bild, das jemals für die Gemäldegalerie erworben
wurde. Ohne die massive Unterstützung großer Stiftungen - voran der
Kulturstiftung der Länder und der Ernst von Siemens Kunststiftung - und
ohne den Beitrag privater Kulturvereine wäre dieser Ankauf nicht möglich
gewesen.




[image: Foto: © Martin von Wagner Museum / Universität Würzburg]

Dieses postume Bildnis des Architekten Sebastiano Serlio (1475-1554)
hat der Bologneser Maler Bartolomeo Passerotti (1529-1592) um oder
kurz nach 1570 angefertigt.

Foto: © Martin von Wagner Museum / Universität Würzburg



Wie so oft hat der Zufall Regie geführt: Am Rande eines Kolloquiums zur
italienischen Kunst, das 2018 in der Gemäldegalerie stattfand, erfuhr
deren Direktor Damian Dombrowski erstmals von der Existenz des
Serlio-Porträts. Sabine Frommel, Professorin an der Sorbonne, zeigte ihm
eine Abbildung des Gemäldes, das sie kurz zuvor in einer Pariser Galerie
gesehen hatte. Serlio war rund 20 Jahre vor der Anfertigung des Porträts
verstorben, der Maler muss sich also einer Vorlage bedient haben. Dass
diese sich bereits im Würzburger Universitätsmuseum befindet, ist der
eigentliche Clou des kapitalen Neuzugangs. "Bis es mir dämmerte, dauerte
es eine Weile", erinnert sich Dombrowski, der in Würzburg auch Professor
für Kunstgeschichte ist: "Aber vor dem Original war mir schlagartig klar,
dass unser Doppelporträt 'Zwei Künstlerfreunde vor dem Spiegel'
Passerottis Vorbild gewesen sein dürfte."

Das Gemälde im Martin von Wagner Museum wird dem Venezianer Bernardino
Licinio zugeschrieben und um 1530 datiert. Der Mann im Vordergrund hält
einen Zirkel, der über seinen Beruf aufklärt. Auch der von Passerotti
Dargestellte umfasst mit seiner rechten Hand einen Zirkel. Das Porträt
verrät aber nicht nur seinen Beruf, sondern auch seinen Namen: "Sebastiano
Serlio" steht gut leserlich in einer aufgemalten Kartusche. Die
Gesichtsmerkmale und sogar die Kleidung beider Porträts stimmen so genau
überein, dass nun auch die Identität des Architekten in dem Würzburger
Doppelporträt als geklärt gelten darf.

Serlio war einer der wirkungsmächtigsten Architekten aller Zeiten, was
weniger an seinen Bauten als an seinem reich illustrierten Traktat zur
Baukunst liegt. Auch Balthasar Neumann besaß mehrere Ausgaben der "Sette
Libri dell'Architettura". Vielleicht wusste er noch, wer der Architekt in
dem Doppelporträt ist, und hat es deshalb für seine eigene Kunstsammlung
gekauft. Aus dem Besitz seiner Erben gelangte es bereits 1834 an die
Universität Würzburg.

Die Kulturstiftung der Länder und die Ernst von Siemens Kunststiftung
haben frühzeitig ihre Bereitschaft erkennen lassen, sich an der Erwerbung
mit je einem Drittel der Kosten zu beteiligen. Der Zusammenhang mit dem
Vorbesitzer der Künstlerfreunde sowie die Identifizierung Serlios durch
den Vergleich mit dem Passerotti-Gemälde hätten für diese Entscheidung
eine wesentliche Rolle gespielt, betont Professor Dr. Frank Druffner, der
stellvertretende Generalsekretär der Kulturstiftung der Länder: "Das
Doppelporträt war einst im Besitz Balthasar Neumanns, der auch die
Würzburger Residenz schuf, in deren Südflügel sich heute das Martin von
Wagner Museum befindet. Mit dem Erwerb des Einzelporträts schlägt das
Museum eine Brücke zur Wirkung Serlios auf Neumann und zu dessen Bedeutung
für die Gestaltung der Region." Der Generalsekretär der Ernst von Siemens
Kunststiftung, Dr. Martin Hoernes, zeigt sich überzeugt von der
Wechselwirkung, die Vor- und Nachbild zukünftig in der Gemäldegalerie
eingehen werden: "Wenn es gelingt, durch hochkarätige Ankäufe öffentliche
Sammlungen punktgenau zu ergänzen, beteiligt sich die Kunststiftung gerne
und gratuliert zu dem Erwerb."

Dank des Engagements weiterer Förderer - der Unterfränkischen
Kulturstiftung des Fürstbischöflichen Musik-Kollegiums zu Würzburg, der
Freunde der Würzburger Residenz und des Rotary-Clubs Würzburg-Residenz -
konnte das in Paris angebotene Gemälde schließlich für das Martin von
Wagner Museum erworben werden. Eine letzte Deckungslücke hatte die
Universitätsleitung geschlossen. Diese vereinten Kräfte waren angesichts
der Preisgestaltung dringend nötig - 240.000 Euro sollte das Bild anfangs
kosten. "Als Museum ohne Ankaufsetat verfügen wir inzwischen zwar über
einige Erfahrung im Einwerben von Geldern, aber das waren völlig neue
Dimensionen", weiß Dombrowski zu berichten. Aber auch von den
Verhandlungen, durch die der Preis schließlich auf 130.000 Euro gesenkt
werden konnte.

Bevor es in der Galerie hängen wird, soll Passerottis Serlio-Porträt in
der Veranstaltung "Auftritt Architekt" der Öffentlichkeit präsentiert
werden. Am Samstag, 20. Juli 2019, wird Damian Dombrowski im Museum über
die Erwerbung berichten und das Gemälde in seinen Besonderheiten
vorstellen, gefolgt von einem Vortrag von Professorin Sabine Frommel über
Architektenporträts der Renaissance. Beginn der Feierstunde ist um 19 Uhr
(Einlass ab 18.30 Uhr), der Eintritt ist frei.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 17.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9730: Frankfurt/Main - Auf Entdeckungstour durch die Blickachsen-Schau, bis 06.10.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Auf Entdeckungstour durch die Blickachsen-Schau

Führungen zu den Skulpturen auf dem Uni-Campus Westend sind auf Nachfrage
möglich.



FRANKFURT. Bunte Plastikeimer türmen sich zum Himmel auf, abstrakte
Gebilde aus glänzendem Stahl spiegeln die Umgebung wieder: Auf dem Campus
Westend der Goethe-Universität sind derzeit Skulpturen der Blickachsen 12
zu Gast. Kunstinteressierte können die Schau noch bis 6. Oktober auf
eigene Faust erkunden - oder eine Führung buchen.

Zum 12. Mal findet derzeit in Bad Homburg und im Rhein-Main-Gebiet die
Blickachsenausstellung statt. Alle zwei Jahre wird die Region zum
Freilichtmuseum für dreidimensionale Kunst aus dem In- und Ausland. In
diesem Jahr sind noch bis 6. Oktober rund 60 Arbeiten von 31 Künstlerinnen
und Künstlern zu sehen. Der Campus Westend der Goethe-Universität ist
wieder einer von sechs Standorten. 1997 von Kurator Christian K. Scheffel
gegründet, obliegt die Skulpturenbiennale inzwischen der Stiftung
Blickachsen. Laut Veranstalter ist die Blickachsen-Ausstellung inzwischen
die wichtigste Schau dieser Art im deutschsprachigen Raum. Von Beginn an
ist Bad Homburg mit seinem idyllischen Kurpark Kern und Ausgangspunkt der
Ausstellung. Die Bäderstadt stand auch beim Namen Pate: Die Blickachsen
des von Peter Joseph Lenné entworfenen Kurparks setzen sich imaginär bis
in den Schlosspark und weit über die Stadtgrenzen hinaus fort und
verknüpfen Bad Hamburg mit den anderen Standorten Frankfurt und Bad
Vilbel, Eschborn, Kloster Eberbach und Kronberg. Im Zusammenspiel mit
Architektur und Landschaft sollen die Kunstwerke im historisch gewachsenen
Ambiente neue Akzente setzen.

Das künstlerische Programm wechselt von Ausgabe zu Ausgabe und gibt jedes
Mal einen frischen Einblick in die Strömungen und Entwicklungen innerhalb
der zeitgenössischen Skulptur. Impulse geben dabei die wechselnden
Partnerinstitutionen. In diesem Jahr ist das der schwedische
Skulpturenpark Wanås Konst. Gemeinsam mit Kurator Christian K. Scheffel
präsentieren sie 2019 eine vielfältige Ausstellung, die unterschiedliche
künstlerische Positionen vereint und auch zahlreiche ortsspezifische
Arbeiten zeigt. Auf dem Campus Westend sind Werke von drei Künstlern
versammelt: Der Niederländer Ruud Kuijer, Jahrgang 1959, ist mit mehreren
seiner abstrakten Kunstwerke aus Beton vertreten, die klar erkennbare, zum
Teil geometrische Formen zeigen. Von Arik Levy aus Israel, Jahrgang 1963,
stammt die spiegelnde Metallplastik vor dem PA-Gebäude. Und die
farbenfrohe Installation aus Plastikeimern des britisch-jamaikanischen
Künstlers Satch Hoyt ist auf der Wiese hinter dem IG-Farben-Gebäude zu
sehen. Die Blickachsenausstellung hat das Gesicht der Goethe-Uni auch
schon nachhaltig geprägt: So war Stifterin Johanna Quandt in Bad Homburg
auf den spanischen Künstler Jaume Plensa aufmerksam geworden, der später
die Skulptur "Body of Knowledge" schaffen sollte.

Auch in diesem Jahr können Besucher anhand der QR-Codes an den
Skulpturentafeln Informationen über die Kunstwerke abrufen. Und es gibt
auch wieder einen Minikatalog im Taschenformat, der gegen eine
Schutzgebühr von 2 Euro unter anderem im Campus-Shop im Hörsaalgebäude auf
dem Campus Westend erhältlich ist. Auch Gruppenführungen sind möglich.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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GLEICHHEIT/6911: CDU-Chefin Kramp-Karrenbauer ist neue Verteidigungsministerin


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

CDU-Chefin Kramp-Karrenbauer ist neue Verteidigungsministerin

Von Ulrich Rippert

18. Juli 2019



Fliegender Wechsel im Verteidigungsministerium. Unmittelbar nachdem Ursula
von der Leyen am Dienstagabend zur Präsidentin der EU-Kommission gewählt
worden war [1], gab Regierungssprecher Seibert bekannt, dass CDU-Chefin
Annegret Kramp-Karrenbauer die Leitung des Ministeriums übernehmen werde.
Bereits am Mittwoch erhielt sie im Schloss Bellevue vom stellvertretenden
Bundesratspräsidenten, Berlins Regierungschef Michael Müller (SPD), die
Ernennungsurkunde. Er vertrat Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, der
im Urlaub ist.

Beide Personalentscheidungen sind Teil einer politischen Rechtsentwicklung,
die geprägt ist durch eine drastische militärische Aufrüstung, den Aufbau
einer europäischen Armee und die Entwicklung eines Polizeistaats, um
Widerstand gegen Militarismus und Kriegsvorbereitungen zu unterdrücken.

Von der Leyen hat in ihrer sechsjährigen Amtszeit als
Verteidigungsministerin die größte Steigerung der Rüstungsausgaben seit der
Wiedervereinigung durchgesetzt. Die jährlichen Militärausgaben stiegen von
30 auf 45 Milliarden Euro. In einer ersten kurzen Stellungnahme nach ihrer
Ernennung lobte Kramp-Karrenbauer ihre Vorgängerin und kündigte an, die
Politik der militärischen Aufrüstung fortzusetzen und zu verstärken.

Bereits nach ihrer Wahl zur CDU-Vorsitzenden Ende letzten Jahres hatte sich
Kramp-Karrenbauer als aggressive Militaristin geoutet. Notwendig sei ein
"Europa, dass mit einem europäischen Sicherheitsrat und mit einer
europäischen Armee sein gemeinsames Sicherheitsinteresse nicht nur
formuliert, sondern umsetzt", hatte sie damals gesagt. Es genüge nicht,
Ziele und Absichten in ein Regierungsprogramm zu schreiben, es sei
notwendig, die beschlossenen Ziele auch durchzusetzen.

Deutschland müsse "die Komfortzone verlassen", um "aus dem 'man könnte, man
müsste, man sollte', das 'wir machen' zu formen". Sie habe in ihrer
politischen Karriere "gelernt zu führen" und sei bereit, nun "den nächsten
Schritt" zu gehen. Man wolle "mit Mut die Veränderungen anpacken, auch wenn
es bedeutet, dass wir mit liebgewonnenen Gewohnheiten brechen müssen",
sagte Kramp-Karrenbauer im Dezember.

Mit der Übernahme des Amtes der Verteidigungsministerin wird klar, dass
Kramp-Karrenbauer diese Ankündigung ernst meint. Das im Koalitionsprogramm
festgelegte Ziel, die Verteidigungsausgaben auf zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts zu erhöhen, soll aggressiv verfolgt und durch massive
Kürzungen und Sparmaßnahmen in allen sozialen Bereichen erreicht werden.

Bei den Haushaltsberatungen im Frühjahr hatte Kramp-Karrenbauer den von
SPD-Finanzminister Olaf Scholz vorgelegten Haushaltsentwurf als "nicht
ausreichend" bezeichnet und betont, dass Deutschland zu den
NATO-Verpflichtungen stehe. Sie sei "deshalb sehr froh, dass für 2020 der
Etat für das Verteidigungsministerium entgegen der ursprünglichen Planung
noch mal erhöht worden ist".

Kramp-Karrenbauer sprach sich auch für laxere Regeln bei Rüstungsexporten
aus. "Durch unsere sehr strengen Regeln und die noch strengere Auslegung
dieser Regeln machen wir gemeinsame europäische Projekte derzeit fast
unmöglich", beklagte sie sich im Spiegel. Sie forderte gemeinsame
europäische Regeln, die dann aber "nicht so strikt wie die deutschen
Vorschriften sein können".

Als Frankreichs Präsident Emmanuel Macron im März sein "Europa-Manifest"
vorstellte und für eine enge Zusammenarbeit mit Deutschland plädierte,
brachte Kramp-Karrenbauer den Bau eines gemeinsamen deutsch-französischen
Flugzeugträgers [2] ins Spiel. In einem Gastbeitrag für die Welt am
Sonntag schrieb sie: "Bereits jetzt arbeiten Deutschland und Frankreich
gemeinsam am Projekt eines europäischen Kampfflugzeugs der Zukunft, andere
Nationen sind zur Teilnahme eingeladen. Im nächsten Schritt könnten wir mit
dem symbolischen Projekt des Baus eines gemeinsamen europäischen
Flugzeugträgers beginnen, um der globalen Rolle der Europäischen Union als
Sicherheits- und Friedensmacht Ausdruck zu verleihen."

Auf die überraschende Initiative der CDU-Vorsitzenden angesprochen, sagte
die Bundeskanzlerin am Tag darauf: "Flugzeugträger finde ich gut. ... Dass
wir auch von europäischer Seite über eine solche Ausrüstung verfügen, das
finde ich richtig und gut. Ich bin gern bereit, daran mitzuarbeiten."

In den Medien wurde damals viel über "Hirngespinste" der CDU-Chefin
geschrieben. Doch in Wahrheit wird hinter dem Rücken der Bevölkerung
bereits seit geraumer Zeit am Aufbau einer schlagkräftigen Kriegsmarine
gearbeitet.

Vor einem Jahr erließ von der Leyen neue Richtlinien für die Armee. In
dieser "Konzeption der Bundeswehr" [3] heißt es, Deutschland sei "als
außenhandels- und rohstoffabhängige Nation besonders auf die
uneingeschränkte Nutzung der See angewiesen". Aufgrund "der maritimen
Abhängigkeit Deutschlands" komme "der Bundeswehr beim Schutz der eigenen
Küstengewässer, der angrenzenden Seegebiete wie der Ostsee, der Nordsee
sowie der Gewässer des Nordflankenraums der NATO sowie der internationalen
Seeverbindungslinien eine besondere Verantwortung zu".

Wenn es einen Unterschied zwischen Kramp-Karrenbauer und von der Leyen
gibt, dann ist es die Auffassung der CDU-Chefin, man solle weniger
Rücksicht auf die Anti-Kriegsstimmung in der Bevölkerung nehmen, die
Interessen des deutsche Imperialismus deutlich und ohne viele diplomatische
Umschweife aussprechen und vor allem durchsetzen.

In ihrem ZDF-Sommerinterview sprach sich Kramp-Karrenbauer Anfang des
Monats für die Entsendung von Bodentruppen der Bundeswehr nach Syrien aus
[4]. Das sei zwar "für uns ein ganz großer Sprung", aber man müsse sich
immer wieder "bewusst machen: es geht hier auch ein gutes Stück um unsere
eigene Sicherheit in Deutschland und nicht nur um das, was die Vereinigten
Staaten möchten".

Der Deutsche Bundeswehrverband begrüßte die Personalentscheidung und
kündigte an, die Arbeit der neuen Verteidigungsministerin
"konstruktiv-kritisch" zu unterstützen. Auf der Website des
Soldatenverbands heißt es, der Bundesvorsitzende Oberstleutnant André
Wüstner habe sich bereits zu ihrer Zeit als CDU-Generalsekretärin mit
Annegret Kramp-Karrenbauer zum Gespräch getroffen.

Sein Stellvertreter Jürgen Görlich (Oberstabsfeldwebel a. D.) lobte die
neue Ministerin in einem Interview mit FocusOnline. Auf die Frage,
ob er die bisherigen Positionen der CDU-Vorsitzenden zu
verteidigungspolitischen Fragen - etwa zu einem gemeinsamen Flugzeugträger
mit Frankreich - wahrgenommen habe, antwortete Görlich: "Ja, und es ist
durchaus positiv, dass eine Parteivorsitzende sich häufiger zur
Verteidigungspolitik und zur Bundeswehr äußert. Noch mehr als der
Gedankenanstoß des gemeinsamen Flugzeugträgers ist bei uns jedoch der
wichtige und richtige Ansatz angekommen, die Verteidigungsausgaben an dem
zugesagten Zwei-Prozent-Ziel der NATO zu orientieren."

Als wichtigste Erwartung an Kramp-Karrenbauer für die ersten hundert Tage
nannte er, "die begonnenen Trendwenden bei Personal, Material und Haushalt
fortzuführen und zu intensivieren". Mit ihrer Kritik am "zu geringen
Verteidigungsetat" habe sie in der Truppe "große Hoffnungen geweckt" und
werde in Zukunft natürlich daran gemessen.

Kritik an der Personalentscheidung kam von den Oppositionsparteien, und
zwar von rechts. Sie warfen Kramp-Karrenbauer vor, der neuen Aufgabe nicht
gewachsen zu sein und von der Führung der Armee zu wenig Ahnung zu haben.

Der sicherheitspolitische Sprecher der Grünen, Tobias Lindner sagte der
Passauer Neuen Presse, die neue Führung im Verteidigungsressort
müsse "unbedingt das angeknackste Verhältnis zur Truppe reparieren". Er
bezweifelte, ob die CDU-Vorsitzende dafür die Richtige sei. Er betonte, es
sei wichtig, dass "Pläne nicht nur verkündet, sondern auch umgesetzt
werden".

Am schärfsten griff die FDP die Entscheidung an. Ihre
Verteidigungspolitikerin Marie-Agnes Strack-Zimmermann warf Kanzlerin und
Union vor, dass sie "die Belange der Bundeswehr nicht im Geringsten
interessieren. Sonst würden Sie die gebeutelte Bundeswehr nicht für
Personalspielchen missbrauchen."

FDP-Vizefraktionschef Alexander Graf Lambsdorff warf der Kanzlerin vor, sie
zeige mit dieser Personalentscheidung ihre Geringschätzung für die
Bundeswehr. Die Berufung Kramp-Karrenbauers sei "eine Zumutung für die
Truppe und für unsere Nato-Partner". Der Spross eines Hochadelsgeschlechts
aus dem Baltikum spricht für jene Teile des Offizierskorps, die sich am
liebsten jeder zivilen Kontrolle entziehen würden.

Ähnlich äußerte sich der Parlamentarische Geschäftsführer der
Linksfraktion, Jan Korte. "In der Union muss man offenbar mit dem
Verteidigungsministerium und der Thematik niemals etwas zu tun gehabt
haben, um Verteidigungsministerin zu werden. Die Ministerien werden zu
Verschiebebahnhöfen, um die schrägen Personalprobleme der Union zu regeln",
sagte Korte. Offenbar hätte er einen erfahrenen General an der Spitze der
Armee bevorzugt.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/17/leye-j17.html

[2] https://www.wsws.org/share/page/site/wsws/In%20einem%20Gastbeitrag%20f%C3%BCr%20die%20Welt%20am%20Sonntag

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/25/bund-a25.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2019/07/12/syri-j12.html
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IMI/958: Annegret Kramp-Karrenbauer - Gemisch aus Inkompetenz und Aufrüstungswillen


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2019/029 vom 17. Juli 2019

Annegret Kramp-Karrenbauer: Gemisch aus Inkompetenz und
Aufrüstungswillen 

von Tobias Pflüger



Dass ausgerechnet die CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer nun
Verteidigungsministerin wird, ist garantiert nicht ihrer Kompetenz im
Themenbereich Militärpolitik geschuldet. Das Verteidigungsministerium als
Karriere-Sprungbrett zur Kanzlerin zu nutzen ist fatal. Angela Merkel und
die CDU zeigen damit, dass sie die Besetzung des Verteidigungsministeriums
nur instrumentell nutzen. Die von Annegret Kramp-Karrenbauer bekannten
Äußerungen zur Bundeswehr und zur Militärpolitik vor ihrem jetzt geplanten
Amtsantritt waren immer wieder von gefährlicher Unkenntnis geprägt:

Annegret Kramp-Karrenbauer forderte in völliger Unkenntnis der Realitäten
einen gemeinsamen Flugzeugträger mit Frankreich. "Im nächsten Schritt
könnten wir mit dem symbolischen Projekt des Baus eines gemeinsamen
europäischen Flugzeugträgers beginnen, um der globalen Rolle der
Europäischen Union als Sicherheits- und Friedensmacht Ausdruck zu
verleihen", schrieb sie. Wie die dann anfallenden Kosten gedeckt werden
sollen und für welche Einsatzoptionen der deutsch-französische
Flugzeugträger dann eingesetzt werden sollte, ließ sie offen. Dieser
Vorschlag von Annegret Kramp-Karrenbauer ist ein gefährlicher und extrem
teurer Unsinn.

Die (EU)-Rüstungsexportrichtlinien, die löchrig wie ein Käse sind, wollte
Annegret Kramp-Karrenbauer noch einmal weiter aushöhlen. "Wenn Deutschland
an einem europäischen oder supranationalen Projekt beteiligt ist, dann
müssen die Partner gemeinsame Regeln finden. Das kann auch bedeuten, dass
diese Projekte nicht den strengen deutschen Regeln unterliegen", so
Kramp-Karrenbauer. Erstens gibt es diese strengen Regeln in der
Bundesrepublik nicht, siehe die jüngsten Exporte in die Türkei oder nach
Saudi-Arabien, und zweitens würde das einen erneuten Anstieg der tödlichen
Rüstungsexporte bedeuten.

Der Parlamentsvorbehalt, der eh nur noch bedingt umgesetzt wird, soll nach
Ansicht von Kramp-Karrenbauer "europakompatibler" gemacht werden. Soll es
dann für Einsätze im Rahmen des EU-Militärbündnisses keine Abstimmungen
mehr geben? Eine solche weitere Aushöhlung des Parlamentsvorbehaltes ist
völlig inakzeptabel.

Die Krönung ist Kramp-Karrenbauers Verteidigung des US-Präsidenten Donald
Trump. "Wenn heute allzu oft auch in Diskussionen hier in Deutschland in
einem Atemzug die Präsidenten Trump, Putin und Erdogan genannt werden, dann
ist das eine Äquidistanz, die nicht hinzunehmen ist", so Kramp-Karrenbauer.
Tja, wir werden sehen, ob sie die (Kriegs)-Politik von ersterem und
letzterem weiterhin eng unterstützen wird. Konkret bedeutet das mehr Geld
für Rüstung und gefährliche Aufrüstung. Nicht umsonst bekennt sich die neue
Verteidigungsministerin sehr deutlich zum 2-Prozent-Ziel der NATO und damit
zu einem Anstieg des Militärhaushaltes von gegenwärtig 43,2 Mrd. auf - je
nach Entwicklung des BIP von mindestens 60 auf bis zu 75 Mrd. EUR bis 2024.

Zusammengefasst: Annegret Kramp-Karrenbauer ist völlig ungeeignet als neue
Verteidigungsministerin. Hier paaren sich Inkompetenz und
Aufrüstungswillen, ein gefährliches Gemisch.
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KAZ/298: Der 7. Weltkongress der Kommunistischen Internationalen ein Schwenk nach rechts?


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 367, Juni 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

Der 7. Weltkongress der Kommunistischen Internationalen - ein
Schwenk nach rechts?

von Richard Corell



Da fährt einer schwere Geschütze auf gegen den 7. Weltkongress, seine
Ergebnisse und die Folgen für die kommunistische Weltbewegung: Schwenk
nach rechts, Öffnung für alle opportunistischen Entwicklungen - von
der Sowjetunion, über Frankreich, Italien bis hin zum
Eurorevisionismus und der großen Niederlage des Sozialismus 1989 ff.

Es handelt sich um T. Spanidis' Beitrag "Der VII. Weltkongress der
Komintern und seine Folgen. - Für eine kritische Neubewertung der
antifaschistischen Politik der Komintern".[1] Er steht für eine Linie,
die aus der Auseinandersetzung mit dem 7. Weltkongress unseres
Erachtens linkssektiererische Schlüsse ziehen will. Spanidis, der sich
auch in der Debatte in der DKP zu einer antimonopolistischen Strategie
positioniert hatte, ist dabei Stichwortgeber für Kräfte, die 2018 aus
der DKP ausgetreten sind und sich dann in einer neuen "Kommunistischen
Organisation" (KO) zusammengeschlossen haben.

(Vermutliche) Übereinstimmungen

Zunächst aber wollen wir festhalten, wo wir mit Spanidis einig sind:
Der 7. Weltkongress ist fälschlicherweise und z.T. grob fälschend
genutzt worden und wird genutzt, um rechtsopportunistische Positionen
zu rechtfertigen.

In unserem Beitrag "Der 7. Weltkongress der Kommunistischen
Internationale und die antimonopolistische Strategie" (KAZ 360 vom
Sept. 2017) hatten wir uns mit der Sicht von Georg Polikeit auf den 7.
Weltkongress auseinandergesetzt. Polikeit, damals als Unterstützer der
"Marxistischen Linken" in der DKP, wollte als Ausrichtung durch den
Kongress verstanden wissen: eine neue strategische Orientierung (unter
Preisgabe des Ziels der Diktatur des Proletariats) auf eine
Übergangsform zwischen Kapitalismus und Sozialismus, genannt
"antimonopolistische Demokratie". Einheits- und Volksfront dienten ihm
lediglich als Orientierung auf "breite Bündnisse aller
antifaschistisch-demokratischen Kräfte".

Zusammenfassend hatten wir festgestellt, "dass die Traditionslinie
des 7. Weltkongresses von Georg Polikeit doch arg verbogen und
zurechtgemacht wurde, um den guten Namen dieses Kongresses und des
großartigen Dimitroff einzuspannen für die Rechtfertigung des Wegs
nach rechts in den Transform-Sumpf. Die Argumentation ist dabei geradezu
(negativ) beispielhaft, wie mit wenigen Schlagworten eine Linie
gezimmert werden kann, die haarscharf an der Lüge vorbeigeht, aber
umso sicherer in die Irre führt."[2]

Vermutlich sind wir mit Spanidis auch über unsere folgenden Aussagen
einig: "Der Ausweg kann nur darin bestehen, dass die
gesellschaftlichen Produzenten, dass die Arbeiter als Klasse wieder
die Produktionsmittel in die Hand nehmen. Das können sie nur, wenn sie
der Finanzoligarchie die politische Macht entreißen und die Herrschaft
der Arbeiterklasse errichten, die willens und in der Lage ist, den
unvermeidlichen Widerstand der Bourgeoisie gegen ihre Entmachtung und
Enteignung im Weltmaßstab niederzuhalten. Deswegen gehen auch
Dimitroff und der 7. Weltkongress selbstverständlich davon aus, dass
die Strategie darauf gerichtet ist, die Diktatur der Bourgeoisie zu
stürzen und durch die Diktatur des Proletariats zu ersetzen (mit dem
Ziel des Sozialismus als dem Weg zur klassenlosen Gesellschaft)."
[3]

Vielleicht auch darüber: "Bei aller Flexibilität im revolutionären
Handeln und in der Taktik weist der 7. Weltkongress darauf hin, dass
die Einheitsfrontregierung als eine wichtige Form des Herankommens an
die Revolution eine politische Krise voraussetzt, außerhalb
solcher Zeiten wird daraus schnell eine rot angemalte bürgerliche
Koalitionsregierung, die den Kapitalismus zu stabilisieren sucht.

Der 7. Weltkongress warnt auch davor, aus der
Einheitsfrontregierung ein 'demokratisches Zwischenstadium' machen zu
wollen, wie es das frühere Konstrukt einer 'antimonopolistischen
Demokratie' unterstellte. Die Bourgeoisie wird im nationalen wie
internationalen Maßstab versuchen, das Kräfteverhältnis auch gewaltsam
wieder zu ihren Gunsten zu verändern und rasch die Machtfrage zu
stellen, um zu verhindern, dass eine imperialistische Großmacht wie
Deutschland die Farbe wechselt. Die Arbeiterklasse auf länger
anhaltende Doppelherrschaft einzustellen statt auf die Vorbereitung
des Aufstandes, heißt einzuschläfern und die Chancen verspielen."
[4]

Gravierende Differenzen

Soweit zu (vermutlich) übereinstimmenden Positionen. Nun zu den
gravierenden Differenzen.

Spanidis will den 7. Weltkongress und seine Ergebnisse als einen
"Schwenk nach rechts" verstanden wissen. Ist e wirklich der Mühe wert,
darüber zu streiten? Ist das nicht müde historische Debatte? Quälender
Auslegungsstreit über alte Schriften? Dann wäre es schnell abgetan.

Es geht aber um einige zentrale Fragen kommunistischer Politik und um
z.T. sehr aktuelle Probleme: Wie kommt die Arbeiterklasse an die
Revolution heran? Sind auf dem Weg zur Revolution "Übergänge",
Übergangsetappen, Übergangsstadien zu berücksichtigen? Welche
Bedeutung haben dabei die Tageskämpfe um Arbeit und Lohn, gegen
Faschismus und Krieg, die Kämpfe um Reformen? Mit wem kann und muss
sich die Arbeiterklasse verbünden, mit wem die Kommunisten?

Richtigerweise bietet sich der 7. Weltkongress an, um sich Rat,
Anregung und Orientierung zu holen. Mehr können historische Aussagen
ohnehin nicht leisten für die aktuelle politische Praxis. Spanidis
versucht darüber hinaus noch nachzuweisen, dass der 7. WK schon damals
falsche Weichen gestellt habe, was dem Rechtsopportunismus Vorschub
geleistet und zum Niedergang der kommunistischen Weltbewegung
beigetragen habe.

Der 7. Weltkongress: Wegweisend in komplizierter Lage

Um es gleich vorweg zu sagen: Wir halten den 7. Weltkongress und seine
Festlegungen zum Kampf gegen Faschismus für die wegweisende Anwendung
des Marxismusinismus auf die im Jahr 1935 neue Situation: Der
Faschismus hatte 1933 in Deutschland gesiegt, im Land einer
imperialistischen Großmacht, in der die größte kommunistische Partei
(6 Millionen Wähler, 300.000 Mitglieder) außerhalb der Sowjetunion
kämpfte. Die KPD musste nun in der Illegalität unter brutalen
Bedingungen nicht nur um den eigenen Erhalt, ums Überleben als Partei
und jedes einzelnen Parteigenossen kämpfen, sondern den Widerstand
organisieren, und dabei die in weite Ferne gerückten Ziele der Partei
nicht aufgeben, den Sozialismus, den Kommunismus. Ein Jahr später im
Februar 1934 war dagegen in Frankreich der faschistische Angriff und
Putschversuch zurückgeschlagen und dieser Sieg verteidigt worden durch
das Bündnis von Kommunistischer und Sozialistischer Partei und durch
die Einbeziehung kleinbürgerlicher Kräfte, eben durch die Herstellung
von Einheits- und Volksfront. Die kleine KP, die noch bei den Wahlen
von 1932 gerade 785.000 Stimmen (sogar rd. 300.000 weniger als 1928)
und 12 Parlamentssitze (im Gegensatz dazu die Sozialisten von der
SFIO[5] 130 und die Radikalsozialisten 160 Sitze) erhalten hatte,
wurde zum Sprachrohr der Klasse und zum Motor des Widerstands. Am 27.
Juli 1934 wurde das Einheitsfrontabkommen mit den Sozialisten
geschlossen als Ausdruck der Überwindung der Spaltung der
Arbeiterklasse, am 14. Juli 1935 das Volksfrontabkommen mit den
Radikalsozialisten als Ausdruck der antifaschistischen Zusammenarbeit
von Arbeitern, Bauern, Intellektuellen und anderen Teilen des
Kleinbürgertums. Wenige Tage darauf, am 25. Juli, begann der 7.
Weltkongress; Dimitroff hielt sein berühmt gewordenes Referat am 2.
August 1935. Nur am Rande sei erwähnt, dass in China die Rote Armee
noch auf dem seit Oktober 1934 anhaltenden Langen Marsch kämpfte.[6]
All diese Ereignisse von existenzieller Bedeutung mussten in der
Analyse berücksichtigt werden, um wenigstens vorläufige
Schlussfolgerungen zu treffen. Das Ganze noch unter dem Feuer der
Kritik solcher keineswegs unbedarfter Gegner wie Trotzki, Otto Bauer,
Thalheimer oder aus den eigenen KPD-Reihen Leute wie Neumann und
Remmele, und schließlich Schubert und Schulte im Politbüro der KPD.[7]
Damit standen die Fragen: Weshalb konnte in Deutschland der Faschismus
siegen? Weshalb konnte er in Frankreich zurückgeschlagen werden?

Dimitroff in Staatstheorie belehren?

Aus dieser Sicht war es richtig und notwendig, zunächst die Funktion
und den Klassencharakter des Faschismus hervorzuheben, um den Feind zu
bestimmen, mit dem es die Arbeiterklasse zu tun hatte. Dimitroff
kennzeichnete den Faschismus an der Macht als "offene,
terroristische Diktatur der reaktionärsten, chauvinistischsten, am
meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals". Das stellt
Spanidis in Frage und belehrt Dimitroff: "Bekanntlich fungiert der
bürgerliche Staat in der marxistischen Staatstheorie als 'ideeller
Gesamtkapitalist' - das heißt, er vertritt nicht die Interessen
einzelner Kapitalisten oder Kapitalfraktionen, sondern strebt immer
danach, aus diesen Einzelinteressen das Gesamtinteresse der
herrschenden Klasse zu aggregieren und durchzusetzen, im Zweifelsfall
auch gegen die Partikularinteressen einzelner Teile der Klasse."
Nur - innerhalb dieses "ideellen Gesamtkapitalisten" wird spätestens
im Imperialismus nicht aufgrund von demokratischen Beratungen
entschieden, sondern nach Interessen, nach Stärke und Macht der im
Staat Einfluss habenden Kapitalisten. Die bilden selbstverständlich
Allianzen, um letztendlich auch anderen Kapitalisten ihren Willen als
"Gesamtinteresse" aufzuzwingen. Deswegen ist es eine bedeutende
Leistung der KI-Genossen, die an der Vorbereitung des 7. Weltkongress
teilgenommen haben, die am Faschismus direkt interessierten und ihn
massiv fördernden Fraktionen des Finanzkapitals aufgezeigt zu haben.

Der ideelle Gesamtkapitalist, der im Zuge der Entwicklung zum
Monopolkapitalismus/Imperialismus immer mehr auch zum "wirklichen"
Gesamtkapitalisten wird (einen Hinweis von Engels,[8] den Spanidis
unterschlägt), bekommt eben das den Beteiligten verborgene objektive
Gesamtinteresse der Bourgeoisie nicht mehr durch Konkurrenz und
parlamentarische Debatten (sozusagen hinter ihrem Rücken) hergestellt,
sondern durch direktes Eingreifen, durch Unterordnung des
Staatsapparats unter die Monopole usw. Man hat den Eindruck, dass
Spanidis die Entwicklung des Kapitalismus zum staatsmonopolistischen
Kapitalismus verpasst hat. Das macht sich natürlich besonders
bemerkbar, wenn man sich mit dem deutschen Faschismus befasst, der den
"wirklichen Gesamtkapitalisten" auf die Spitze treibt, um alle Kräfte
für den Kriegskurs zu bündeln.

Spanidis weiter: "Eine erfolgreiche Akkumulation des Kapitals ist
Existenzbedingung jedes kapitalistischen Staates." Daraus schließt
er: "Das schließt allerdings aus, dass der Staat ausschließlich die
Interessen einer Fraktion der Bourgeoisie im Blick haben kann."
Hier meint er, "Dimitroffs staatstheoretischen Fehler" zu erkennen.

Ein Blick in die deutsche Entwicklung zu Faschismus und Krieg hätte
ihm leicht Klarheit verschaffen können. Die Kräfte, die Hitler 1933 an
die Macht brachten und ihn 1934 gegen Röhm, Strasser und Schleicher
dort hielten (wie bei Gossweiler, besonders in "Die Röhm-Affäre"
dokumentiert) haben mit dieser Weichenstellung auf den Krieg den
anderen Teilen der Monopolbourgeoisie und der ganzen Bourgeoisie
goldene Akkumulationsbedingungen in Aussicht gestellt und das sogar
bis 1944 eingehalten - wir wissen wodurch. Und diese Kräfte haben noch
nicht vollständig vom Kriegskurs überzeugte oder sogar widerstrebende
Kräfte in der Monopolbourgeoisie gezwungen, diesen Kurs mitzugehen -
gar nicht demokratisch, nicht einmal innerhalb der Bourgeoisie - z.B.
auch durch Drohung mit der Liquidierung, wie mit der Röhm-Affäre
demonstriert. Der reelle Gesamtkapitalist funktioniert eben nach dem
Gesetz: Ein Kapitalist schlägt viele tot.[9]

Verharmlosung des Faschismus

Und dann holt Spanidis in einem Nebensatz gegen eine Kernaussage von
Dimitroff aus, ohne das deutlich zu machen: "der Faschismus an der
Macht, der schließlich auch nichts anderes ist als eine besonders
brutale Variante des bürgerlichen Staates"! Warum meint Spanidis
denn, die wichtigen Aussagen von Dimitroff zum Thema aussparen zu
dürfen? Dimitroff: "Der Machtantritt des Faschismus ist keine
einfache Ersetzung der einen bürgerlichen Regierung durch eine
andere, sondern eine Ablösung der einen Staatsform der
Klassenherrschaft der Bourgeoisie - der bürgerlichen Demokratie -
durch eine andere Form - durch die offene terroristische
Diktatur." Und in einem eigenen Kapitel seiner Rede führt
Dimitroff aus: "DER FASCHISMUS - EINE GRAUSAME, ABER KEINE FESTE
MACHT". Und damit sind wir an der Wurzel von Spanidis' Weg in den
Sumpf. Die Fehldeutung und Verharmlosung des Faschismus als bloße
Variante des bürgerlichen Staats, bloß mehr Repression, mehr
Grausamkeit, mehr KZ ... Dass der Faschismus als offene terroristische
Diktatur ein qualitativer Sprung in der Diktatur der Bourgeoisie ist
gegenüber der bürgerlichen Demokratie, genau das wird damit
unterschlagen. Natürlich wird in der bürgerlichen Demokratie die
Arbeiterklasse niedergehalten, werden die Kommunisten unterdrückt,
werden die Interessen der Ausbeuter letztlich mit Gewalt durchgesetzt.
Aber macht es keinen Unterschied, wenn die durch die Sozialdemokratie
vertretene Arbeiteraristokratie als soziale Hauptstütze ausgewechselt
wird durch das Kleinbürgertum? Wenn frühere sozialdemokratische
Würdenträger sich statt auf Ministerposten plötzlich im Kerker und KZ
oder als Asylsuchende im Ausland wiederfinden? Macht es keinen
Unterschied, wenn statt parlamentarisch-liberalem Geschwätz, bei dem
auch mal Nein gesagt werden darf, im Faschismus Ja! Jawoll! gesagt
werden muss, wo statt partiell zugelassener Vielfalt offene
Gleichschaltung herrscht, wo statt formaler Gleichheit und
bürgerlichem Recht Ungleichheit und Willkür zum Gesetz erhoben sind?
Wo offener, ungeschminkter Terror zur Staatsräson erklärt wird.

Spanidis fehlt der Blick für das Heranreifen der politischen Krise auf
Grundlage der vertieften ökonomischen Krise. Die Entwicklung der
politischen Krise, auf deren Bedeutung Lenin im "Linken
Radikalismus"[10] hinweist und die die Basis bildet für Dimitroffs
Überlegungen (s.o. veränderte Lage) verändert rasch und nicht nur
quantitativ die Stellung der beherrschten Klassen und Schichten zu den
Herrschenden - in revolutionärer, aber auch in konterrevolutionärer
Richtung, wie wir spätestens seit den "Farbenrevolutionen" aus unseren
Tagen wissen.

Aus diesen Entwicklungen und neuen Erscheinungen in Deutschland hatte
Maurice Thorez die Lehren gezogen, als er im Juni 1934 auf der
Parteikonferenz von Ivry ausrief: "In dem Wettrennen, das zwischen
'uns' und dem 'Faschismus' stattfindet, will die Bourgeoisie schneller
sein. Und wenn es uns nicht gelingt, 'mehr, noch mehr, stets mehr für
die Einheitsfront' zu tun, wird der Faschismus die Arbeiterklasse
besiegen können. Doch wir wollen nicht, dass der Faschismus durchkommt
... Um jeden Preis wollen wir die Aktion, um jeden Preis
wollen wir die Einheitsfront."[11]

Spanidis weiter: "Im Gegenteil könnte man sogar argumentieren, dass
der Nazifaschismus gewissermaßen die Bourgeoisie politisch unter einem
gemeinsamen Banner einte und ihre inneren Widersprüche vorübergehend
in den Hintergrund treten ließ. Die große Instabilität der Weimarer
Republik, die sich in diversen Staatsstreichen und
bürgerkriegsähnlichen Zuständen ausdrückte, fand mit dem Faschismus
jedenfalls ihr Ende." - So, ohne den Begriff des Wechsels der
Herrschaftsform, unterschätzt Spanidis den Faschismus und attestiert
dabei noch den Nazis die Herstellung einer inneren "Stabilität"! Statt
den unauflösbaren Zusammenhang mit der Vorbereitung des Krieges
herzustellen, der den Bürgerkrieg nur scheinbar überwindet, um die
"Instabilität", die Krise mit Hilfe des Kriegs auf andere Völker und
Nationen zu übertragen, abzuwälzen! Solche Unterschätzung zeichnet
leider nicht nur Spanidis im Geist von Heinz Neumann aus: "Als der
Nationalsozialismus bereits zu einer drohenden Massenbewegung in
Deutschland wurde, da erklärten Genossen, wie Heinz Neumann, für die
die Brüningregierung bereits eine Regierung der faschistischen
Diktatur war, in prahlerischer Weise: »Wenn das >Dritte Reich< Hitlers
einmal kommen sollte, dann nur anderthalb Meter unter der Erde, über
der Erde aber werden wir eine siegreiche Arbeitermacht haben«."
(Dimitroff) [12]

Worauf laufen die Ausführungen von Spanidis hinaus?

In einem Interview (in englischer Sprache - Übersetzung Corell) mit
der KO vom 9. April 2019[13] wird deutlich angesprochen:

"Das bedeutet auch, dass unser Ansatz für politische Bündnisse
grundverschieden von dem anderer politischer Gruppen in Deutschland
ist. Wir versuchen normalerweise, keine Bündnisse mit anderen
Organisationen aufzubauen. In der Tat sehen wir dieses Verständnis des
politischen Bündnisses als problematisch an. Die Vorstellung, dass die
kommunistische Bewegung durch einfaches Addieren der Kräfte
verschiedener Gruppen an Stärke gewinnen wird, ist völlig falsch. Wie
oben erwähnt, sind wir nicht gegen die Einheit, ganz im Gegenteil.
Aber Stärke beruht auf ideologischer Klarheit und einer korrekten
Herangehensweise an die Massenarbeit. Wir sind auch gegen die
Auffassung, dass Allianzen zwischen verschiedenen politischen Kräften
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner aufgebaut werden sollten. Wir
können zum Beispiel kein Bündnis mit der 'Linkspartei' in Deutschland
schließen, nur weil sie behaupten, gegen den Krieg zu sein.
(Hervorhg. Corell) Denn wenn wir ihre kleine Ablehnung aus nächster
Nähe betrachten, unterstützen sie die imperialistische Europäische
Union und lehnen es sogar ab, eine klare Position zur NATO
einzunehmen. Dies würde uns daran hindern, ihre Rolle aufzudecken, da
dies unser Bündnis mit ihnen gefährden würde. Deshalb widerspricht
diese Politik der Aufgabe der Kommunisten, dem Volk die Wahrheit zu
sagen.

Um es zusammenzufassen, wir haben eine Politik der Bündnisse, aber
es sind Bündnisse, die von den Werktätigen von unten, nicht von
Führern politischer Parteien und Gruppen von oben aufgebaut werden.
Wir konnten unseren Ansatz hier nur kurz skizzieren, aber diese Themen
werden der Schwerpunkt unseres nächsten bundesweiten Kongresses im
Juli sein."

Keine Bündnisse mit der Sozialdemokratie, schon gar nicht mit der SPD
und auch nicht mit der PDL, keine Bündnisse mit kleinbürgerlichen
Organisationen - das ist bei der ganzen Kritik am 7. Weltkongress
herausgekommen. Hier zeigt sich das Unverständnis von Spanidis über
die Bedeutung des VII. Weltkongress für die Fragen von Bündnis und
Einheit: Dimitroff weist im Abschnitt "Die Festigung der
kommunistischen Parteien" auf die Fortschritte hin, die die Parteien
der KI seit 1928 gemacht hatten: "Nach dem VI. Kongress ... wurde
ein erfolgreicher Kampf gegen die Tendenz der opportunistischen
Anpassung an die Verhältnisse der kapitalistischen Stabilisierung und
gegen die Ansteckung mit reformistischen und legalistischen Illusionen
geführt." Deshalb kann Dimitroff ausführen: "Unsere
Bereitschaft, zusammen mit den sozialdemokratischen Parteien und
Organisationen den Kampf gegen den Faschismus aufzunehmen, verbinden
wir und werden wir verbinden mit dem unversöhnlichen Kampf gegen den
Sozialdemokratismus als Ideologie und Praxis des Kompromisses mit der
Bourgeoisie und folglich auch gegen jedes Eindringen dieser Ideologie
in unsere eigenen Reihen."

Dimitroff zeigt umfassend, worum es geht: "Der Faschismus konnte
vor allem zur Macht kommen, weil die Arbeiterklasse durch die Politik
der Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie,[14] die von den Führern
der Sozialdemokratie betrieben wurde, gespalten, gegenüber der
angreifenden Bourgeoisie politisch und organisatorisch entwaffnet war.
Die kommunistischen Parteien aber waren nicht stark genug, um ohne und
gegen die Sozialdemokratie die Massen in Bewegung zu bringen und in
den entscheidenden Kampf gegen den Faschismus zu führen."

Das ist die Basis auf der wir heute agieren müssen. Aber Spanidis
meint wohl, wir können heute die Massen ohne und gegen die
Sozialdemokratie und ihren Einfluss in Betrieb und Gewerkschaft in
Bewegung bringen? Wohlan!

 * 

Aus unserer Broschüre: Mit Klarheit zur Einheit! - Ein Beitrag zum
Wiederaufbau der Kommunistischen Partei in Deutschland

Sozialdemokratie - Einheit und Widerspruch

"3. Wie in der historischen Entwicklung zu sehen, stellt sich als die
schwierigste Frage heraus: Das Verhältnis zu
Arbeiteraristokratie-Sozialdemokratie-Sozialdemokratismus zu
bestimmen. Hier ist in jeder Aktion, bei jeder Publikation zu
entscheiden, wo die Hauptseite in der richtigen Behandlung des
Widerspruchs zur Sozialdemokratie liegt: Kampf und/oder Einheit, Teil
der Arbeiterklasse und/oder soziale Hauptstütze der
Monopolbourgeoisie; Wegbereiter des Faschismus und/oder selbst vom
Faschismus bedroht, die Politik für den Imperialismus durchführen
und/oder dadurch Rückhalt in der Arbeiterklasse verlieren. Kurz: die
unvermeidliche Auseinandersetzung unter Revolutionären: Feind und/oder
Bündnispartner etc."

Deutlich ist zu machen, dass das Verhältnis zur Sozialdemokratie
wesentlich abhängt von der Bestimmung der Entwicklungsrichtung des
Klassenkampfs. Bei einer Entwicklung in Richtung Faschismus sind auch
die sozialdemokratischen Führer potenzielle Bündnispartner (da sie
selbst von den Maßnahmen der Faschisten bedroht werden). Bei einer
verstärkten revolutionären Entwicklung sind die sozialdemokratischen
Führer als ein Haupthindernis für die Revolutionierung der Massen zu
bekämpfen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass in unruhigen Zeiten ein
Umschlag von der einen in die andere Richtung der Entwicklung rasch
erfolgen kann.

Es ist stets zu beachten, dass wir es bei der Führung der deutschen
Sozialdemokratie mit einer stabilen und erfahrenen
konterrevolutionären Gruppierung zu tun haben, die fest mit dem
besonders aggressiven (weil an der Veränderung des Status quo
besonders interessierten) deutschen Imperialismus verbunden ist, seit
sie als Komplize der deutschen Bourgeoisie das Proletariat 1914 in den
Krieg getrieben hat und als erste Sozialdemokratie erfolgreich die
proletarische Revolution 1918 niederschlug. Diese Erfahrung bringt sie
international ein: Portugal 1974, Nicaragua usw. Sie ist ferner nicht
nur eine ideologische Kraft mit knapp 500.000 Mitgliedern; sie hält
wichtige Positionen in staatlichen Organen, in Gewerkschaften,
Sozialversicherungen, Wohlfahrtsverbänden etc.

4. Die Sozialdemokratie verdankt ihre Machtstellung in der
Gesellschaft ihrem Einfluss in der Arbeiterklasse, den sie vor allem
über die Gewerkschaften ausübt. Sie setzt dabei an der Tatsache
an, dass ohne wissenschaftlichen Sozialismus die Arbeiterklasse nur zu
einem Bewusstsein gelangt, das die Grenze des Kapitalismus nicht
überschreitet und sich auf den Kampf um "gerechten Tagelohn für ein
gerechtes Tagewerk" (Marx) beschränkt. Gemeinsam mit dem deutschen
Kapital soll sich die Lage der Arbeiter verbessern. Statt
internationale Solidarität steht in den reellen Auseinandersetzungen
der Sieg in der internationalen Konkurrenz im Vordergrund bis hin zum
Streikbruch. In ihrer Sozialpartnersicht sind die deutschen
Gewerkschaftsführer durch die Niederlage des Sozialismus in Europa
noch bestärkt worden. Sie waren Komplizen bei der Einverleibung der
DDR und des FDGB. Dafür hat die Arbeiterklasse erst einen Teil
bezahlt: Sinkende Reallöhne, sinkende Lohnquote, Hartz I-IV,
Leiharbeitssektor usw. Gar nicht zu reden von der Rechtfertigung
deutscher Kriegsbeteiligung und dem faktischen Kriegseinsatz unter der
sozial-grünen Schröder-Regierung. Im Verhältnis zu den
Gewerkschaften haben Organisationen mit kommunistischem Anspruch
unterschiedliche Einschätzungen: Die DGB-Gewerkschaften sind
Kampforganisationen (DKP), die Gewerkschaften dienen dem deutschen
Imperialismus und sind zu bekämpfen und durch revolutionäre
Organisationen zu ersetzen (Roter Morgen, MG und heute noch Bolschevik
Partizan/Trotz Alledem) oder die Gewerkschaften wieder zu
Kampforganisationen der Arbeiterklasse machen (KAZ, Arbeiterbund).
Auch unsere in der letzten Zeit verwendete Losung: "Hinein in die
Gewerkschaften! - Kein Frieden mit dem Kapital!" weist in diese
Richtung. Es ist die Richtung der Revolutionierung der bestehenden
DGB-Gewerkschaften (gegen "RGO-Politik",[15]) ihre Nutzung als Schule
des Klassenkampfs, die in scharfer Auseinandersetzung mit den
sozialdemokratischen und linksopportunistischen Positionen geführt
werden muss.

Das ist jedoch nur strategische Orientierung und zeigt die Größe der
Aufgabe, an der sich letztlich alle zentralen Fragen entscheiden. In
der Praxis sind wir damit fast bei Null."


Fortsetzung in KAZ 368


Anmerkungen

[1] kommunistische.org/wp-content/uploads/2018/07/Spanidis-Der-VII-Weltkongress.pdf


Im Folgenden zitieren wir aus Dimitroffs Rede auf dem 7. Weltkongress.
Sie sollte ganz studiert werden, deshalb unterbleibt die Angabe von
Seitenzahlen. Der Text ist verfügbar unter:

www.mlwerke.de/gd/gd_001.htm

[2] Richard Corell, Der 7. Weltkongress der Kommunistischen
Internationale und die antimonopolistische Strategie, KAZ 360

[3] a.a.O.

[4] a.a.O.

[5] Section Française de l'Internationale Ouvrière (SFIO) auf deutsch
Französische Sektion der Arbeiter-Internationale hieß von 1905 bis
1969 die Vorläuferin der heutigen Parti Socialiste (PS).

[6] Nach der Eröffnung des Kongresses durch Wilhelm Pieck begrüßt als
erster Redner Tchou Ho Sin von der KP China den Kongress, der unter
großem Beifall vom bevorstehenden Ende des "Langen Marschs" berichtet;
ihm folgt die Gen. Dolores Ibarurri, La Pasionaria, die die spanischen
Erfahrungen nach der blutigen Niederschlagung des Bergarbeiterstreiks
in Asturien, aber noch vor Bildung der Volksfront in die Analyse
einbrachte.

[7] Die Leser mögen die relativ ausführliche Darstellung des
spannungsgeladenen historischen Umfelds entschuldigen. Hintergrund ist
die Kritik von Spanidis, der meint, dem 7.WK vorwerfen zu müssen,
keine fertigen "Direktiven" zu Übergängen und Übergangslosungen
produziert zu haben.

[8] vgl. Anti-Dühring, MEW Bd. 20, S. 260

[9] Nochmal zum Nachlesen, wie sich Spanidis im Unverständnis der
Dialektik von Teil und Ganzem, vom Allgemeinen und Besonderen "sonnt":
"Wenn Dimitroff den Faschismus an der Macht als Herrschaft nur der
reaktionärsten Fraktion des Finanzkapitals charakterisiert, weicht er
von dieser Grunderkenntnis marxistischer Staatstheorie ab. Dass er an
anderer Stelle des Referats schreibt 'Der Faschismus ist die Macht des
Finanzkapitals selbst' und 'die Diktatur der Großbourgeoisie', zeigt
allenfalls die Widersprüchlichkeit und Unausgegorenheit der
Faschismusanalyse der Komintern, löst aber das Problem keineswegs.
Denn nicht nur stehen die beiden Formulierungen im Widerspruch
zueinander; auch die Beschränkung des faschistischen Staates auf die
Macht des Finanzkapitals, also die miteinander verschmolzenen Monopole
aus Industrie und Banken, ist fehlerhaft. Der Staat ist auch im
Monopolkapitalismus niemals die ausschließliche Vertretung er
Monopole, sondern beruht immer auf dem Gesamtprozess der Akkumulation
des Kapitals." - Vielleicht liegt die "Unausgegorenheit" doch eher
bei Spanidis als bei Dimitroff und der KI?

[10] W.I. Lenin: Der "linke Radikalismus", die Kinderkrankheit im
Kommunismus, Werke Bd. 31, S. 71 f

[11] H. Köller, B. Töpfer, Frankreich - ein historischer Abriss, Köln
1978, S. 567. Es lohnt sich mit der Auseinandersetzung in der
französischen KP vor 1934 auseinanderzusetzen, um ihren Erfolg im
antifaschistischen Kampf 1934 zu verstehen.

[12] Der Intellektuelle Neumann war Kandidat des Politbüros und im
Sekretariat des ZK der KPD und zeitweise Chefredakteur der "Roten
Fahne", Kandidat des EKKI-Präsidiums. Er war 1931/32 Wortführer einer
fraktionellen Gruppe, die versuchte Thälmann von der Parteiführung zu
verdrängen. Neumann leugnete die wachsende Gefahr des Faschismus,
suchte die Massenarbeit der KPD insbesondere die Einheitsfrontpolitik
zu sabotieren und förderte Tendenzen des individuellen Terrors. Erst
ab Mai 1932 wurde sein Einfluss zurückgedrängt (vgl. Geschichte der
deutschen Arbeiterbewegung - Biographisches Lexikon, Berlin 1970, S.
346).

[13] kommunistische.org/interview/interview-with-the-communist-organization-ko-germany/

[14] "Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie" entspricht in etwa dem,
was wir heute mit "Sozialpartnerschaft" bezeichnen.

[15] Darunter verstehen wir die sektiererische Politik, die an die
Stelle des Kampfs in den DGB-Gewerkschaften (früher ADGB) die Gründung
"roter Gewerkschaften" zum Prinzip erhebt. Damit ist ausdrücklich
nicht die notwendige Bildung von Opposition innerhalb der
Gewerkschaften gegen bestimmte Gewerkschaftsführungen verurteilt.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2405: Peter Erlanson über Rot-Rot-Grün in Bremen


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Wir dürfen die Schuldenbremse nicht respektieren"

Interview mit Peter Erlanson über Rot-Rot-Grün in Bremen



Bei der Bürgerschaftswahl in Bremen, die zeitgleich zur Europawahl
war, hat die LINKE mit 11,3 Prozent einen Achtungserfolg errungen. Da
es wegen des schlechten Abschneidens der CDU für Schwarz-Grün nicht
reichte, streben die Grünen nun eine Neuauflage von Rot-Grün unter
Einschluss der LINKEN an. Peter Erlanson erklärt, warum er
dagegen ist.


SoZ: Du warst bis zuletzt sozialpolitischer Sprecher und
stellvertretender Fraktionsvorsitzender der LINKEN in der
Bürgerschaft, hast jetzt aber nicht mehr kandidiert. Hat das
politische Gründe?

Peter Erlanson: Ja, natürlich. Es hat sich sehr schnell
herausgestellt, dass die Partei zu großen Teilen, die Fraktion zu 100
Prozent, klar auf dem Kurs waren, wir wollen mitregieren, es gibt eine
Möglichkeit für Rot-Rot-Grün. Da ich bekanntlich sehr kritisch
gegenüber Regierungsbeteiligungen bin und man in der zukünftigen
Fraktion von dieser Sorte niemanden haben wollte, wurde ich auch nicht
mehr aufgestellt. Kein linker Kandidat, der gegen diese
Regierungsbildung ist, ist bei der Aufstellung der Liste
durchgekommen. Deshalb habe ich gesagt, ich trete jetzt nicht mehr an,
und habe eine Erklärung dazu abgegeben.


SoZ: Nun hat aber die Linke trotz eines Realokurses bei
der Bürgerschaftswahl 1,8 Prozent zugelegt. Worauf führst du das
zurück?

Peter Erlanson: Es hat sich schon bei den Bundestagswahlen 2017
abgezeichnet, dass wir zweistellig würden, jetzt war die Frage nur,
schaffen wir 12 Prozent; es sind 11,3 Prozent geworden. Dieser
Aufstieg liegt natürlich an der Politik, die wir als linke Fraktion im
Parlament getrieben haben: Wir haben uns immer darauf konzentriert,
die Widersprüche im Handeln von Rot-Grün aufzudecken und am Ende
gesagt, dem müsst ihr doch zustimmen können. Im letzten halben,
Dreivierteljahr haben SPD und Grüne uns hin und wieder auch
zugestimmt.

Ich war jetzt 12 Jahre in der Bürgerschaft, mindestens acht Jahre
davon haben sie einem Antrag automatisch nicht zugestimmt, weil er von
uns kam. Das letzte halbe Jahr hat sich das ein bisschen geändert,
damit haben wir unbestritten eine Außenwirkung bekommen, weil wir an
ganz vielen Stellen den Finger in die Wunde gelegt haben: Da und da
müsst ihr was tun, das ist euer eigener Anspruch, das ist euer
Programm, warum tut ihr nix? Es kann doch nicht sein, dass der und der
soziale Träger wegen 5000 Euro im Monat und einer Viertelstelle dicht
machen muss. Häufig mussten sie dicht machen, das haben die Leute
mitbekommen.

Viele soziale Träger haben schon länger gemerkt, dass sie vom Senat
nicht mehr viel erwarten können, aber sie waren immer noch der
Meinung, wenn wir mit dem Filz ein bisschen rummauscheln, kommen wir
durch. Im Laufe der Zeit hat sich das aber geändert, sie kommen immer
weniger durch. Das hat damit zu tun, dass wir in Bremen eine
ausgesprochen prekäre finanzielle Situation haben. Die ist natürlich
das Ergebnis von Fehlern der Vergangenheit, einem mangelhaften
Länderfinanzausgleich, bei dem Bremen immer benachteiligt war,
idiotischen Großprojekten usw. Aber das Ganze wird durch die
Schuldenbremse verstärkt.

Wir haben die Schuldenbremse am eigenen Leib erfahren, was in anderen
Bundesländern noch nicht so ist, weil sie dort erst ab 2020 greift. In
Bremen aber hat die SPD sie sogar in die Landesverfassung geschrieben.

Die Schuldenbremse bedeutet im Grunde nichts anderes als das Verbot
von Kreditaufnahmen für den sozialen Bereich. Wenn du das aber nicht
mehr darfst, riskierst du entweder einen Verstoß dagegen oder du
versuchst, dich darum herum zu lavieren. Wir hatten in Bremen die
letzte Zeit keine eigene Sozialpolitik mehr. Sozialpolitik bestand
darin, dass der Senat EU-Töpfe angezapft hat, aus dem er Projekte für
jeweils ein Jahr gezimmert hat. Das ist eine direkte Folge der
Schuldenbremse.


SoZ: Was habt ihr im Wahlkampf zur Schuldenbremse gesagt?

Peter Erlanson: Wir haben gesagt, die muss weg. Es braucht aber
eine Zweidrittelmehrheit, um sie aus der Verfassung wieder
rauszukriegen. Da stellen sich die Grünen schon quer: Sie haben in den
jetzigen Koalitionsverhandlungen deutlich gesagt, sie wollen weder
eine Initiative auf Bundesebene noch auf Bremer Ebene. Inzwischen sind
die Grünen eine Partei der Besserverdienenden geworden, die sich ein
grünes Mäntelchen umhängt. Und grüne Politik haben sie in Bremen in
den zwölf Jahren kein Stück gemacht.


SoZ: Du hast gesagt, die sozialen Träger konnten immer
weniger realisieren. Hat das dazu geführt, dass sie sich der LINKEN
zugewandt haben und nun Erwartungen an sie knüpfen?

Peter Erlanson: Ja, natürlich. Zu Anfang durften auch die
sozialen Träger mit uns nicht reden, nach vier Jahren war das schon
besser, nach acht Jahren noch besser und jetzt, nach zwölf Jahren, ist
es so gewesen, dass die meisten gesagt haben: Ihr habt ja recht mit
dem, was ihr sagt und fordert, aber ihr könnt es nicht umsetzen.


SoZ: Es gibt von der Seite also großen Erwartungen und
auch einen Druck, dass die LINKE in die Koalition reingeht?

Peter Erlanson: Auf jeden Fall. Es gibt jetzt nach der Wahl
aber auch einen großen Teil von Menschen, die sehr sehr kritisch sind,
weil sie sagen: Nach 70 Jahren ist die SPD endlich abgewählt und ihr
macht jetzt den Steigbügelhalter und verhelft denen zum Weiter so.

SPD und Grüne zusammen sind (mit 32 von 69 Sitzen) immer noch die alte
rot-grüne Koalition, die jetzt zwölf Jahre bestanden hat, und wir mit
unseren 11,3 Prozent wollen sie jetzt zwingen, eine Kehrtwende zu
machen - Schuldenbremse rückgängig, die sozialen Projekte besser
finanziert usw.? Da haben Menschen mittlerweile Bedenken, sind
teilweise auch erbost darüber.


SoZ: Zeichnet sich ab, was bei den

Koalitionsverhandlungen für die LINKE herausspringt?

Peter Erlanson: Ich nehme an, es wird auf Posten hinauslaufen.
Außerdem glaube ich, dass der Bürgermeister Sieling, der die Stimmung
ja auch kennt, nach den Koalitionsverhandlungen nach Berlin geht, wo
er herkommt und da auch Bundestagsabgeordneter ist. Dann wird die SPD
einen Neuen präsentieren, nämlich Andreas Bogenschulte, der hier mal
Landesvorsitzender war und Bürgermeister im Speckgürtel ist, der will
jetzt gegen den bisher noch amtierenden Fraktionsvorsitzenden der SPD
kandidieren. Damit kann die SPD sagen: Wir machen mit neuem Schwung
einen neuen Anfang.

Die Grünen werden ein Ressort mehr kriegen, die LINKEN werden "auf
Augenhöhe verhandelt" haben und mit der Schuldenbremse bleibt alles
beim alten. Aus unserem Wahlprogramm sind ja schon vorher die ganzen
antikapitalistischen Spitzen abgebogen worden, das Programm, das wir
jetzt haben, ist SPD++.


SoZ: Manchmal reicht es für die Stimmung in der Stadt ja
schon, wenn es kleine Verbesserungen gibt. Du arbeitest im
Gesundheitswesen. Gäbe es da Möglichkeiten für so kleine
Verbesserungen?

Peter Erlanson: Nein, das kriegst du mit kleinen Schritten
nicht mehr hin. Das Desaster ist so groß, da gehen nur große Schritte
oder verkaufen; ich befürchte, es wird die zweite Variante. Wir haben
vier kommunale Kliniken, die unter einem Dach zu einer Ober-GmbH
zusammengefasst sind mit zusammen 7800 Beschäftigten, in der Mehrzahl
Frauen. Damit behandeln wir 60 Prozent der anstehenden Fällen.

Wir hatten nun einen finanziellen Einschnitt, weil wir massiv in einen
Teilneubau investieren mussten. Da Bremen kein Geld hat, um das zu
finanzieren, haben die Kliniken Kredite aufgenommen. Der Bau sollte
ursprünglich 230 Millionen kosten, inzwischen sind wir bei 454
Millionen. Alles über Kreditfinanzierung. Und das heißt: Um die
Kredite zurückzuzahlen, musst du sparen, und du sparst am Personal.

So wurde über die letzten Jahrzehnte sukzessive Personal abgebaut,
jetzt müssen deshalb wir reihenweise Stationen schließen. Wir haben
Patienten, aber wir können sie nicht behandeln.

In dem Krankenhaus, an dem ich arbeite, bräuchten wir 180 Mio. Euro
Investitionsmittel; die Psychiatrie muss renoviert werden, das kostet
noch mal gut 100 Mio., und wahrscheinlich brauchen wie nochmal 200
Mio. Euro, um die restlichen Kredite für den Teilneubau abzulösen.

Vor alledem ist aber die Schuldenbremse vor. Die Berliner Genossen
haben versucht, auch unter Bedingungen der Schuldenbremse den
Schulneubau zu organisieren, indem sie die Grundstücke der Schulen in
eine GmbH gepackt haben, die zu 100 Prozent eine Tochter der Stadt
Berlin ist, aber eben eine Institution privaten Rechts, die auch
Kredite auf diese Grundstücke aufnehmen darf. Mit denen baut sie die
Schulen, die sie dringend braucht, weil der Senat keine Kredite mehr
aufnehmen darf. Bei uns scheint das aber nicht zu funktionieren, weil
die Schuldenbremse überdies in der Bremer Verfassung steht.


SoZ: Was kann man da überhaupt noch tun?

Peter Erlanson: Wir brauchen die Millionärssteuer, eine
Vermögensteuer, in Bremen haben wir die höchste Millionärsdichte. Da
muss man Geld abgreifen, das Geld ist da, es ist nur falsch verteilt
und falsch verdient sowieso auch. Aber unsere Linken haben das
irgendwie vergessen.


SoZ: Auf Landesebene kann man die gar nicht erheben.

Peter Erlanson: Du kannst dafür Politik machen, dass es wieder
passiert.


SoZ: Ganz praktisch heißt es aber, auf Landesebene machst
du nicht viel, außer viel Wind im Bundesrat und natürlich auch im
Bundestag. Das ist auch wichtig, klar. Aber für dein Krankenhaus in
Bremen springt damit noch nix raus.

Peter Erlanson: Daran hängt es aber. Es muss sich im Bund was
ändern. Und Bremen muss seinen Haushalt so stricken, dass es die
Schuldenbremse einfach nicht einhält. Dann soll sich die Gegenseite
mal was einfallen lassen. Schließlich kommen auch andere Bundesländer
in eine solche Lage, selbst im reichen Bayern grummelt es.

Bei uns könnten sich die Sozialdemokraten heute in den Hintern beißen,
dass sie die Schuldenbremse auch noch in die Bremer Verfassung
geschrieben haben, das bereuen sie ehrlich, wenn keine Kameras und
Mikrofone dabei sind.


SoZ: Könntest du dir in Bremen ein Volksbegehren für die
Abschaffung der Schuldenbremse vorstellen?

Peter Erlanson: Es mag Zeiten geben, wo das möglich ist. Hessen
hat es ja mal versucht und ist damit auf den Bauch gefallen. Weil das
ein total abstraktes Thema ist. Aber wenn die Menschen merken, dass
sie für einfachste Belande kein Geld mehr aufnehmen können, dann
dämmert es vielleicht dem einen oder anderen und ein solches
Volksbegehren hätte eine Chance.

 * 
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MELDUNG/429: WDR - Die Mondlandung vor 50 Jahren, 20.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 4. Juli 2019

Als keiner schlafen wollte - die Mondlandung

20.07.2019, 23.45 - 03.15 Uhr | WDR Fernsehen



Millionen von Zuschauern sahen im Juli 1969 den 27-stündige
Sendemarathon zur Mondlandung aus dem WDR-Apollo-Studio in Köln.
WDR-Redakteur Günter Siefarth, der im Nachgang der Sendung den
Beinamen "Mister Apollo" bekam, führte zusammen mit Anatol Jansen,
Hans Heine und Fernsehjournalist Lothar Löwe durch die Live-Sendung
aus dem Kölner Studio B. Am 20. Juli 2019 jährt sich die Mondlandung
zum 50. Mal.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Juli 2019

Herausgeber:
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MELDUNG/1932: Deutschlandfunk - Die französische Fremdenlegion und ihr Mythos, 20.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sterben für ein fremdes Vaterland - Die französische Fremdenlegion
und ihr Mythos

Von Gerwald Herter

Deutschlandfunk 2018

Gesichter Europas

Samstag, 20. Juli 2019, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Légion étrangère umfasst heutzutage nicht einmal 10.000 Soldaten.
Nüchtern betrachtet, handelt es sich um einen militärischen
Großverband, der Teil des französischen Heeres ist. Wohl nirgendwo auf
der Welt existiert jedoch eine Truppe, deren Geschichte mit so viel
Mythen verbunden ist. Dutzende Spielfilme und noch mehr
Erlebnisberichte von früheren Fremdenlegionären haben dazu
beigetragen. Natürlich versucht auch die Legion selbst, sich in ein
günstiges Licht zu rücken. Auf Traditionspflege und Werbung ist sie
angewiesen, um vor allem ausländische Bewerber zu rekrutieren. Nach
Ende des Zweiten Weltkriegs waren darunter besonders viele Deutsche.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. Juli 2019
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MUSIK/2962: Deutschlandfunk Kultur - Eine Lange Nacht über Opernskandale, 20.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Buh aus Nordwest

Eine Lange Nacht über Opernskandale

Von Robert Sollich

Lange Nacht

Samstag, 20. Juli 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Alexander Kluge hat in einem populär gewordenen Wort die Oper einmal
als "Kraftwerk der Gefühle" beschrieben. In kaum einem Moment des
Aufführungsbetriebs beweist sich diese Bestimmung so anschaulich wie
im Opernskandal. Überschäumende Emotionen, sonst nur auf der Bühne zu
sehen, springen hier regelmäßig auf wohldistinguierte Kulturbürger im
Publikum über und lassen Theaterabende in Buh- und Bravostürmen
versinken. "Buh, vornehmlich aus Nordwest" - wie dieser berühmte
Eintrag in einem Bayreuther Inspizientenbuch aus der Zeit Wieland
Wagners versinnbildlicht, können Opernskandale mitunter tatsächlich
fast wie Naturgewalten wirken.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:
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TALK/1662: WDR 2 fragt den ganzen Westen, 20.7.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

WDR 2 fragt den ganzen Westen

"Darf ich heimlich die Chats meines Partners lesen?"

Moderation: Tobias Altehenger

Samstag, 20. Juli 2019, 14-18 Uhr, WDR 2



"Ist es in Ordnung, wenn ich eine Party ohne Kinder feiern will?",
"Wie reagiere ich, wenn ich den neuen Freund meiner Tochter nicht mag?
oder "Darf ich heimlich die Chats meines Partners lesen?" Immer wieder
stecken wir in einem moralischen Dilemma und werden im Leben mit
Fragen konfrontiert, auf die wir keine rechte Antwort wissen.

Schwierige Gewissensfragen? Keine Antwort parat? Kein Problem - wir
können ja über alles reden! In der WDR 2-Communityshow "WDR 2. Frag
den ganzen Westen" können sich Hörerinnen und Hörer zu schwierigen
Fragen austauschen, ihre Erfahrungen teilen und Vorschläge sammeln.
Denn oft haben andere Menschen im Land genau dieselben Fragen längst
für sich beantwortet und haben wichtige Tipps für die
Fragesteller*innen parat.

Nach der erfolgreichen Premiere geht "WDR 2. Frag den ganzen Westen"
nun in die nächste Runde. Jede Frage und jede Geschichte ist
willkommen - per WDR 2-Hotline 0800 5678-222, WhatsApp oder Mail an
wdr2@wdr.de. Ein Land tauscht sich aus und hilft sich gegenseitig!

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. Juli 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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KURSUS/1928: Hanau - Erste Schritte am PC für Senioren vom 8.-29. August 2019


Stadt Hanau

Erste Schritte am PC für Senioren



Das Seniorenbüro Hanau bietet donnerstags 8. - 29. August 2019
(13.30-15.30 Uhr) einen vierteiligen Kurs für PC-EinsteigerInnen an.
Kursleiter Wolfgang Borgman vermittelt den Umgang mit dem Computer auf
Basis des Betriebssystems Windows 10. Teilnehmende lernen neben dem
allgemeinen Umgang mit dem System die Nutzung verschiedener
Anwendungen wie beispielsweise die Arbeit mit Texten sowie den Umgang
mit Dateien und dem Internet kennen.

Die Teilnahmegebühr beträgt 20 Euro. Der Kurs findet im Seniorenbüro
Raum 106, Steinheimer Str. 1, 63450 Hanau, statt. Anmeldung
telefonisch bei Inge Gach vom Seniorenbüro, Telefon 06181-66 820 41.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/201: München - HFF-Jahresschau als Open Air Kino vom 19. bis 21. Juli 2019


Hochschule für Fernsehen und Film München

HFF-Jahresschau als Open Air Kino vom 19. - 21. Juli 2019



Jahresschau der HFF München findet 2019 zum sechsten Mal als Open Air Kino
im Innenhof der Hochschule am Bernd-Eichinger-Platz statt / Freitag bis
Sonntag Abend gibt es wie gewohnt aktuelle Spiel- & Dokumentarfilme sowie
Reportagen & Werbespots von Studierenden der HFF München zu sehen / NEU:
Erstmals findet die HFF-Erstsemesterparty als Auftakt zur Jahresschau am
Freitag, den 19. Juli ab 16 Uhr statt / Beginn für die Filme an allen
Abenden ist 21.30 Uhr (Einlass ab 20.30 Uhr) / Eintritt zu allen Abenden
und zur Party frei

Von Freitag, 19. Juli - Sonntag, 21. Juli 2019 findet die Jahresschau der
Hochschule für Fernsehen und Film (HFF) München als Open Air Kino im
Innenhof der Hochschule am Bernd-Eichinger-Platz 1 statt. Von Freitag bis
Sonntag werden wie in jedem Jahr die aktuellsten Produktionen der
Studierenden gezeigt: Kurz-Spiel- und Dokumentarfilme, Reportagen und
Werbe-Clips. Das Filmprogramm beginnt an allen drei Abenden mit Einbruch
der Dunkelheit ab 21.30 Uhr - Einlass ist bereits ab 20.30 Uhr.
Erstmals in diesem Jahr findet als Auftakt zur Jahresschau auch die 
HFF-Erstsemesterparty statt, organisiert vom Studierenden-Jahrgang 2018. Ab 16
Uhr gibt es im Innenhof der HFF München Getränke und Musik. Der Eintritt
ist frei.

Zur HFF-Jahresschau sowie zur Erstsemesterparty sind alle Filmfans
herzlich willkommen, der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Das Open Air Kino findet auf der Wiese im Innenhof der HFF
München statt - das Mitbringen von Picknick-Decken wird empfohlen. Vor Ort
gibt es außerdem eine begrenzte Anzahl an Liegestühlen & Sitzunterlagen.
Wie schon in den letzten Jahren können Getränke gekauft werden; das
Mitbringen eigener Verpflegung ist selbstverständlich auch erlaubt. Bei
schlechtem Wetter kann auf die Kinos in der HFF München ausgewichen
werden, so dass kein Abend ausfallen muss. Die Party am Freitag muss bei
schlechtem Wetter leider ausfallen.

Das komplette Programm zur HFF-Jahresschau 2019 und zur Erstsemesterparty
gibt es ab 1. Juli 2019 auf www.hff-muenchen.de




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1101

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Fernsehen und Film München, 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ONKOLOGIE/2010: Forschung - Nebennierenkrebs ... Schwachstellen dringend gesucht (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 16.07.2019

Nebennierenkrebs: Schwachstellen dringend gesucht



Maßgeschneiderte Therapieangebote und eine verbesserte Diagnostik für
Patienten, die an Nebennierenkrebs erkrankt sind: Das ist das Ziel eines
neuen Forschungsprojekts an Uni und Universitätsklinikum Würzburg.

Es ist zwar selten, dafür aber ungemein aggressiv: das Karzinom der
Nebennierenrinde. Ein bis zwei unter einer Million Menschen erkranken im
Laufe ihres Lebens daran; ihre Überlebensrate schwankt stark. So stirbt
gut ein Fünftel aller Patienten innerhalb der ersten zwei Jahre. Auf der
anderen Seite leben gut zehn Prozent der Patienten, bei denen bereits bei
der Erstdiagnose Metastasen festgestellt wurden, auch noch fünf Jahre
später.

Kein personalisierter Behandlungsansatz bisher

"Krebs ist gleich Krebs": Diese Meinung gilt heutzutage nicht mehr.
Inzwischen ist längst klar, dass es von jeder Krebsart - egal ob
beispielsweise Lungen-, Magen- oder Brustkrebs - verschiedene Unterarten
gibt, die jeweils eine spezielle Diagnostik und Therapie erfordern. Unter
dem Schlagwort der "Präzisionsmedizin" ist es so (zumindest teilweise)
gelungen, für viele Krebserkrankungen maßgeschneiderte und individuell
angepasste Diagnose- und Therapieformen zu entwickeln, die die
Überlebenschancen für die Betroffenen deutlich verbessert haben. Für den
Nebennierenkrebs trifft dies bisher allerdings noch nicht zu.

"Für das Nebennierenkarzinom gibt es bislang keine zuverlässigen
molekularen Prognosefaktoren, keine Prädiktoren für das Ansprechen auf
eine Behandlung, keine wirksame zielgerichtete Krebstherapie und keinen
personalisierten Behandlungsansatz", sagt Professor Martin Fassnacht. Der
Mediziner ist Leiter der Endokrinologie und Diabetologie des
Universitätsklinikums Würzburg und einer der weltweit führenden Experten
bei der Erforschung und Behandlung von Erkrankungen der Nebenniere.

450.000 Euro von der Deutschen Krebshilfe

Dieses Defizit will Fassnacht nun beheben: In den kommenden drei Jahren
sucht er gemeinsam mit seinen Kolleginnen der Endokrinologin PD Dr.
Cristina L. Ronchi und der Bioinformatikerin Dr. Silke Appenzeller vom
Comprehensive Cancer Center (CCC) der Universität Würzburg nach neuen
Zielstrukturen für Diagnose und Therapie des Nebennierenkarzinoms. Die
Deutsche Krebshilfe finanziert das Projekt mit rund 450.000 Euro. "Wir
streben einen personalisierten Ansatz für die Krebstherapie gegen
Nebennierenkrebs an, der auf einer molekularen Klassifikation des
einzelnen Patienten basiert, zielgerichtete Medikamente verwendet und der
auch Patienten angeboten werden kann, die nicht in einem spezialisierten
Forschungszentrum operiert werden", beschreibt Dr. Ronchi die wesentlichen
Ziele dieses Projekts.

Dafür greifen die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler auf jüngste
Ergebnisse umfangreicher Studien zurück, die sowohl am Würzburger
Universitätsklinikum als auch an anderen Einrichtungen weltweit gelaufen
sind. In ihnen konnte eine Reihe neuer molekularer Strukturen
identifiziert werden, die bei der Entstehung und dem Wachstum von Tumoren
der Nebennieren eine möglicherweise zentrale Rolle einnehmen.
Dementsprechend wollen sich Nebennierenkarzinom-Forscher bei der Suche
nach geeigneten Angriffspunkten in den Tumorzellen im Unterschied zu den
bisherigen Arbeiten auf eine begrenzte Anzahl interessanter und
vielversprechender Gene konzentrieren.

Kurzer Weg vom Labor in die Klinik

Ob dieser Ansatz sich tatsächlich dafür eignet, Diagnose und Prognose des
Nebennierenkrebses zu verbessert, werden die Mediziner in einem ersten
Schritt an etwa 100 Patienten testen. Darauf aufbauen wollen sie im
zweiten Schritt die Wirksamkeit neuer Therapien untersuchen, die sich aus
den Ergebnissen dieser und vorangegangener Studien ergeben. "Wir
beabsichtigen, eine einfache molekulare Analyse zu etablieren, die
Aufschluss über die individuelle Prognose geben und mögliche Therapieziele
vorschlagen kann", beschreibt Dr. Appenzeller das Ziel dieser Arbeiten.

Die Hoffnung der Würzburger Forscher ist, dass die Ergebnisse dieser
Studie möglichst schnell in neue Behandlungsformen einfließen werden. Dies
sei dringend erforderlich, da viele, häufig auch junge Patienten nach dem
Scheitern bisheriger Standardtherapien verzweifelt nach neuen innovativen
Behandlungsmöglichkeiten suchen, so Fassnacht. Hierzu gibt es eine enge
Kooperation mit der Early Clinical Trial Unit des CCC, in der bereits
einige Patienten mit Nebennierenkarzinom neue, innovative Therapien
erhalten haben.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 16.07.2019

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/4070: Megakaryozyten als "Türsteher" und Regulatoren der Zellmigration im Knochenmark (idw)


Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der Universität Würzburg - 16.07.2019

Megakaryozyten als "Türsteher" und Regulatoren der Zellmigration im Knochenmark



In einer neuen Studie zeigen Wissenschaftler der Universität Würzburg und
des Universitätsklinikums Würzburg, dass Megakaryozyten als eine Art
"Türsteher" auftreten und so die Eigenschaften von Knochenmarksnischen und
die Dynamik der Zellmigration verändern. Die Studie wurde im Juli im
Journal "Haematologica" veröffentlicht.

Die Hämatopoese ist der Prozess der Bildung von Blutzellen, der
überwiegend im Knochenmark auftritt. Das Knochenmark produziert alle Arten
von Blutkörperchen: rote Blutkörperchen, Blutplättchen und weiße
Blutkörperchen (Leukozyten). Eine der bekanntesten Arten weißer
Blutkörperchen sind Neutrophile - sie helfen dem Körper bei der Bekämpfung
von Infektionen und sind die am häufigsten vorkommende Subpopulation von
Leukozyten. Sie sind kurzlebig und sehr mobil, und können in Gewebearten
eindringen, wo andere Zellen / Moleküle keinen Zugang haben.

Alle hämatopoetischen Zellen, die sich im Knochenmark entwickeln, müssen
die Blutgefäßwand durchqueren, um in den Blutkreislauf zu gelangen.
Blutplättchen werden durch riesige, weitgehend unbeweglichen
Vorläuferzellen, sogenannte Megakaryozyten freigesetzt, deren dicke
Ausläufer in die Sinusoide des Knochenmarks eindringen. Auf diese Weise
produzieren reife Megakaryozyten Blutplättchen und geben sie an den
Blutkreislauf ab, um eine konstante Blutplättchenzahl aufrechtzuerhalten.
Darüber hinaus regulieren sie die hämatopoetische Stammzellakkumulation,
sowohl positiv als auch negativ.

Um das komplexe Zusammenspiel der einzelnen Komponenten besser zu
verstehen, ist die Darstellung des gesamten Knochenmarks und deren
subzellulärer Auflösung entscheidend, aber immer noch eine technische
Herausforderung. Die Forschungsgruppen von Prof. Katrin Heinze und Dr.
David Stegner etablierten jetzt eine umfassende 3D-Bildrekonstruktions-
und Segmentierungs-Pipeline für verschiedene Knochenmarkkomponenten. Diese
segmentierten Objekte, die aus der Fluoreszenz-Lichtscheibenmikroskopie
abgeleitet werden, dienen als Vorlagen für Computersimulationen der
Zellverteilung und ihres Migrationsverhaltens im Knochenmark (siehe
Abbildung 1).

Megakaryozyten beeinflussen die Zellmigration signifikant

In dieser Studie stellten die Wissenschaftler fest, dass die Migration von
hämatopoetischen Stammzellen und Neutrophilen von der Größe und Verteilung
der Megakaryozyten abhängt. Daher legen diese Simulationen nahe, dass
Megakaryozyten eine wichtige Rolle bei der Zellmigration spielen, auch
wenn sie nicht selbst migrieren. Stattdessen stellen die großen
Megakaryozyten passive Hindernisse dar und beeinflussen somit die
Migration anderer Zellen, wie hämatopoetischer Stammzellen und
Neutrophilen, im Knochenmark erheblich. In der Tat bestätigte die
Intravitalmikroskopie, dass die Mobilität der Neutrophilen bei Mäusen mit
verminderter Thrombozytenzahl, bei denen das Megakaryozytenvolumen erhöht
ist, verringert war (siehe Abbildung 2).

Diese Studie zeigt, wie die Kombination fortschrittlicher bildgebender
Verfahren in Kombination mit Computersimulationen diese Hypothese
präzisieren kann. Heinze sagt: "Für Simulationen repräsentieren Gitter und
Kugeln die Komplexität des Gefäßsystems und seiner Zellen nicht
ausreichend. Im Gegensatz dazu sind unsere von Bildern abgeleiteten
Objekte als biologische Schablonen haushoch überlegen, da sie die
physiologische Architektur im Knochen sehr gut widerspiegeln."

"Diese Studie weist auf die Bedeutung der biomechanischen Eigenschaften
des Knochenmarks für die Regulierung der Zellmotilität hin; ein wichtiger
Faktor, der bisher nicht ausreichend gewürdigt wurde. Unsere Daten zeigen
eindeutig, dass die volumetrische Analyse der Anzahl und Lokalisierung von
Megakaryozyten zusätzliche Informationen liefert, die helfen, unser Bild
von der Dynamik und den Mechanismen des Knochenmarks zu konkretisieren",
erklärt Stegner.

Dieses Werkzeug kann nicht nur 3D-Studien zum dynamischen Zellverhalten
unterstützen, sondern auch dazu beitragen, Tierversuche zu reduzieren,
wenn Hypothesen computergestützt getestet und simuliert werden können.
Auch jenseits der Knochen- und Blutforschung kann die Methode für jedes
Organ oder Gewebe verwendet werden, um eine dynamische Kartierung
ausgewählter Zelltypen und -strukturen in Bezug auf Gesundheit und
Krankheit zu erforschen.


Originalpublikation:

Gorelashvili MG, Angay O, Hemmen K, Klaus V, Stegner D, Heinze KG.
Megakaryocyte volume modulates bone marrow niche properties and cell
migration dynamics. Haematologica. 2019 Jun 27. 

doi: 10.3324/haematol.2018.202010. [Epub ahead of print]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-wuerzburg.de/de/rvz/neuigkeiten/single/news/megakaryozyten-als-tuersteher-und-regulatoren-der-zellmigration-im-knochenmark/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution800
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Rudolf-Virchow-Zentrum für Experimentelle Biomedizin der Universität Würzburg - 16.07.2019
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POLITIK/1957: Licht und Schatten bei Reform der Krankenhausabrechnungsprüfung ... (Verband der Ersatzkassen)


Verband der Ersatzkassen e. V. - 16. Juli 2019

Beratung des MDK-Reformgesetzes im Kabinett am 17. Juli 2019

Licht und Schatten bei Reform der Krankenhausabrechnungsprüfung und Reform der Medizinischen Dienste



Berlin - Morgen, am 17. Juli 2019, wird das MDK-Reformgesetz im
Kabinett beraten. Das Gesetz enthält zwei zentrale Themenbereiche,
nämlich zum einen die Reform der Abrechnungsprüfung der Krankenhäuser
durch die Medizinischen Dienste der Krankenkassen (MDKen), zum anderen
die Reform der MDKen. Dazu erklärt Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende
des Verbandes der Ersatzkassen e. V. (vdek), im Vorfeld der Beratung:
Keine reduzierte Prüfquote und Verschlimmbesserungen!

"Eine Reform der Krankenhausabrechnungsprüfung ist sinnvoll, um das
Prüfverfahren durch die MDKen effizienter zu gestalten. Maßnahmen wie
beispielsweise die Einführung von jährlichen Strukturprüfungen, die
eine Vielzahl von Einzelfallprüfungen ersetzen sollen, einem
Scoring-System, das Krankenhäuser nach der Qualität der
Rechnungslegung in drei Gruppen mit unterschiedlichen Regelungen bzw.
Sanktionen einteilt, gehen in die richtige Richtung. Nicht akzeptabel
ist allerdings, dass die Prüfquote der Krankenkassen von heute rund 17
Prozent auf 10 Prozent ab 2020 gesetzlich begrenzt werden soll.
Gleichzeitig bleibt aber die von den Krankenkassen zu zahlende
Aufwandspauschale erhalten. Beide Regelungen verfolgen das gleiche
Ziel, die Zahl der Rechnungsprüfungen durch den MDK zu reduzieren.
Aufrechnungen von Forderungen sind nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch
(BGB) in allen Wirtschaftsbereichen zulässig; nur den Krankenkassen
soll dieses Recht künftig entzogen werden. Die Folge sind mehr
Sozialgerichtsverfahren als vorher.

Diese Regelungen führen zu deutlichen Mehrausgaben von über eine
Milliarde Euro bei den Krankenkassen, die von den Versicherten über
Beitragserhöhungen zu zahlen sind.

MDK-Reform: Keine Schwächung der Selbstverwaltung!

Sehr kritisch sehen wir nach wie vor die Maßnahmen der Regierung
bezogen auf die MDKen. Dies betrifft insbesondere die Umbaupläne in
der Zusammensetzung der Verwaltungsräte der MDKen. So sehen die
Gesetzespläne vor, dass die durch Sozialwahlen gewählten aktiven und
ehrenamtlich tätigen Verwaltungsräte der Krankenkassen nicht mehr in
die Verwaltungsräte der MDKen gewählt werden dürfen. Eingehalten
werden muss vielmehr eine zwölfmonatige Karenzzeit. Diese Regelung ist
nicht nachzuvollziehen und schwächt die Selbstverwaltung.

Gut ist, dass es - gegenüber dem Referentenentwurf - im
Kabinettsentwurf noch zu ersten Nachbesserungen in Bezug auf die
Besetzung der Gremien mit Vertretern der Krankenkassen gekommen ist.
So sollen KassenvertreterInnen (16 von 23) nun die Stimmmehrheit in
den Verwaltungsräten erhalten und von den Krankenkassen gewählt
werden. Das ist absolut notwendig, denn die Krankenkassen tragen nach
wie vor die volle Finanzierungsverantwortung für die MDKen."


Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) ist
Interessenvertretung und Dienstleistungsunternehmen aller sechs
Ersatzkassen, die zusammen rund 28 Millionen Menschen in Deutschland
versichern:


	Techniker Krankenkasse (TK), Twitter: @DieTechniker

	BARMER, Twitter: @BARMER_Presse

	DAK-Gesundheit, Twitter: @DAKGesundheit

	KKH Kaufmännische Krankenkasse, Twitter: @KKH_Politik

	hkk - Handelskrankenkasse

	HEK - Hanseatische Krankenkasse, Twitter: @HEKonline



Der Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek) wurde am 20. Mai 1912 unter
dem Namen "Verband kaufmännischer eingeschriebener Hilfskassen
(Ersatzkassen)" in Eisenach gegründet. Bis 2009 firmierte der Verband
unter dem Namen "Verband der Angestellten-Krankenkassen e. V." (VdAK).

 * 

Quelle:

Verband der Ersatzkassen e. V. (vdek)

Pressemitteilung vom 16. Juli 2019

Askanischer Platz 1, 10963 Berlin

Telefon: 0 30 / 2 69 31-0, Fax: 0 30 / 2 69 31-2900

E-Mail: www.info@vdek.com

Internet: www.vdek.com
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POLITIK/1956: Jens Spahn - "Wir wollen möglichst alle Kinder vor einer Masernansteckung bewahren" (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 17. Juli 2019

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Wir wollen möglichst alle Kinder vor einer Masernansteckung bewahren"

Kabinett beschließt Entwurf des Masernschutzgesetzes



Kinder sollen wirksam vor Masern geschützt werden. Daher ist für sie
künftig beim Eintritt in eine Gemeinschaftseinrichtung, wie
Kindertagesstätte oder Schule, eine vollständige Masern-Schutzimpfung
nachzuweisen. Auch Personen, die dort arbeiten, sollen gegen die
gefährliche Infektionskrankheit geimpft sein. Diese Regelungen sind
unter anderem im "Gesetz für den Schutz vor Masern und zur Stärkung
der Impfprävention (Masernschutzgesetz)" enthalten. Der Entwurf wurde
heute vom Bundeskabinett beschlossen.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Wir wollen möglichst alle
Kinder vor einer Masernansteckung bewahren. Denn Masern sind in
höchstem Maße ansteckend und können einen sehr bösen, teils tödlichen
Verlauf nehmen. Deshalb führen wir einen verpflichtenden Impfschutz
gegen Masern in der Kita, Schule und bei der Kindertagespflege ein.
Auch wer dort arbeitet, muss sich impfen lassen. Und wir ermöglichen
es dem Öffentlichen Gesundheitsdienst, wieder mehr freiwillige
Reihenimpfungen in Schulen anzubieten. So wollen wir auch weitere
Infektionskrankheiten bekämpfen - wie Tetanus, Diphtherie und
Keuchhusten."

Die wesentlichen Regelungen des Gesetzentwurfs:

Vor der Aufnahme in Kindertagesstätten, Schulen oder anderen
Gemeinschaftseinrichtungen müssen alle Kinder nachweisen, dass sie
beide von der Ständigen Impfkommission empfohlenen Impfungen gegen
Masern erhalten haben.

Personen, die in diesen Einrichtungen arbeiten wollen, müssen
ebenfalls eine vollständige Masern-Schutzimpfung nachweisen. Dies gilt
auch für Personen, die in medizinischen Einrichtungen arbeiten wollen.

Auch in Asylbewerber- und Flüchtlingsunterkünften müssen sowohl
Bewohner als auch dort Tätige die Impfungen nachweisen.

Entsprechend der Empfehlungen der Ständigen Impfkommission sind
Personen mit medizinischen Kontraindikationen und Personen, die vor
1970 geboren sind, von der Impfpflicht ausgenommen. Das gilt auch für
Personen, die die Krankheit bereits nachgewiesenermaßen durchlitten
haben.

Der Nachweis kann durch den Impfausweis, das gelbe
Kinderuntersuchungsheft oder - insbesondere bei bereits erlittener
Krankheit - ein ärztliches Attest erbracht werden.

Kinder, die schon in einer Gemeinschaftseinrichtung betreut werden,
und Personen, die dort bereits tätig sind, müssen den Nachweis bis zum
31. Juli 2021 erbringen.

Nichtgeimpfte Kinder können vom Besuch der Kindertagesstätte
ausgeschlossen werden. Nichtgeimpftes Personal darf in Gemeinschafts-
oder Gesundheitseinrichtungen keine Tätigkeiten aufnehmen.

Eltern, die ihre in Gemeinschaftseinrichtungen betreuten Kinder nicht
impfen lassen, müssen mit Bußgeldern in Höhe von bis zu 2.500 Euro
rechnen. Das Bußgeld kann auch gegen Kindertagesstätten verhängt
werden, die nicht geimpfte Kinder zulassen. Gleiches gilt für nicht
geimpftes Personal in Gemeinschaftseinrichtungen,
Gesundheitseinrichtungen und Asylbewerberunterkünften und für nicht
geimpfte Bewohner solcher Unterkünfte.

Alle Ärztinnen und Ärzte (außer Zahnärztinnen und Zahnärzte) dürfen
Schutzimpfungen durchführen.

Die Dokumentation von Schutzimpfungen soll auch in elektronischer Form
möglich sein. Patienten können damit auch automatisiert an Termine für
Folge- und Auffrischimpfungen erinnert werden.

Damit der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) wieder verstärkt
freiwillige Reihenimpfungen in Schulen durchführen kann, verpflichten
wir die Krankenkassen, mit dem ÖGD Vereinbarungen über die Erstattung
der Kosten für diese Impfungen zu treffen.

Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) soll
verstärkt über Schutzimpfungen informieren. Dafür werden Mittel in
Höhe von 2 Millionen Euro pro Jahr bereitgestellt.

Das Gesetz soll am 1. März 2020 in Kraft treten. Es bedarf nicht der
Zustimmung des Bundesrates.
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POLITIK/1955: MDK - "Medizinische Dienste werden unabhängiger, transparenter und patientenorientierter" (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 17. Juli 2019

Bundesgesundheitsminister Spahn: "Medizinische Dienste werden unabhängiger, transparenter und patientenorientierter"

Kabinett beschließt Entwurf des MDK-Reformgesetzes



Der Medizinische Dienst wird künftig organisatorisch von den
Krankenkassen getrennt und soll als unabhängige Körperschaft des
öffentlichen Rechts agieren. Zudem wird die Prüfung der
Krankenhausabrechnung einheitlicher und transparenter gestaltet. So
sollen strittige Kodier- und Abrechnungsfragen systematisch vermindert
werden. Das sind Ziele des "Gesetzes für bessere und unabhängigere
Prüfungen - MDK-Reformgesetz", dessen Entwurf heute vom Kabinett
beschlossen wurde.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Die Patientinnen und Patienten
müssen sich darauf verlassen können, dass der Medizinische Dienst
neutral prüft und handelt. Um effektiv, glaubwürdig und handlungsfähig
zu bleiben, wird der Medizinische Dienst daher unabhängig von den
Krankenkassen organisiert. Auch bei den Krankenhausabrechnungen sorgen
wir für mehr Transparenz. Gezieltere Prüfungen lassen mehr Zeit für
eine gute Versorgung."

Organisationsreform MDK

Die Medizinischen Dienste der Krankenversicherung (MDK) stellen
künftig keine Arbeitsgemeinschaften der Krankenkassen mehr dar,
sondern werden als eigenständige Körperschaft des öffentlichen Rechts
einheitlich unter der Bezeichnung "Medizinischer Dienst" (MD) geführt.

Auch der Medizinische Dienst des Spitzenverbandes Bund der
Krankenkassen (MDS) wird vom GKV-Spitzenverband organisatorisch
gelöst.

Die Besetzung der Verwaltungsräte der MD wird neu geregelt. Künftig
werden auch Vertreter der Patientinnen und Patienten, der
Pflegebedürftigen und der Verbraucher sowie der Ärzteschaft und der
Pflegeberufe im Verwaltungsrat vertreten sein.

Krankenhausabrechnungsprüfung

Künftig soll die Abrechnungsqualität eines Krankenhauses den Umfang
der zulässigen Prüfungen durch die Krankenkassen bestimmen. Dazu wird
ab dem Jahr 2020 eine maximale Prüfquote je Krankenhaus bestimmt, die
den Umfang der Prüfungen begrenzt.

Eine schlechte Abrechnungsqualität hat negative finanzielle Konsequenzen für ein Krankenhaus.

Strittige Kodier- und Abrechnungsfragen werden systematisch reduziert.
Dazu werden durch verschiedene Maßnahmen bestehende Blockaden des
Schlichtungsausschusses auf Bundesebene aufgelöst.

Statt Strukturen und Ausstattungen von Krankenhäusern in vielen
Einzelfällen zu prüfen, wird das Verfahren in einer Strukturprüfung
gebündelt.

Unnötige Prüffelder im Bereich der neuen Pflegepersonalkostenvergütung
werden vermieden.

Der Katalog für sog. "ambulante Operationen und stationsersetzende
Eingriffe" wird erweitert. Dadurch können die ambulanten
Behandlungsmöglichkeiten in den Krankenhäusern künftig konsequenter
genutzt und dem heute noch häufigsten Prüfanlass entgegengewirkt
werden.

Eine Aufrechnung mit Rückforderungen der Krankenkassen gegen
Vergütungsansprüche der Krankenhäuser ist künftig grundsätzlich nicht
mehr zulässig.

Durch Einführung einer bundesweiten Statistik soll das Abrechnungs-
und Prüfgeschehen transparenter werden.

Zudem soll der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) künftig seine
öffentlichen Sitzungen live im Internet übertragen sowie in einer
Mediathek für einen späteren Abruf zur Verfügung stellen. Damit soll
die Transparenz seiner Entscheidungen weiter verbessert werden.

Das Gesetz soll am 1. Januar 2020 in Kraft treten. Es bedarf nicht der
Zustimmung des Bundesrates.
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POLITIK/1954: Kabinett beschließt Gesetzentwurf und Verordnung zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 17. Juli 2019

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Die Apotheke vor Ort ist ein Stück Heimat"

Kabinett beschließt Gesetzentwurf und Verordnung zur Stärkung der
Vor-Ort-Apotheken



Apotheken sollen künftig mehr Geld für zusätzliche Dienstleistungen
und Notdienste erhalten. Außerdem soll für gesetzlich Versicherte
künftig der gleiche Preis für verschreibungspflichtige Arzneimittel
gelten - unabhängig davon, ob diese über eine Apotheke vor Ort oder
eine EU-Versandapotheke bezogen werden. Der Entwurf eines "Gesetzes
zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken" und die "Verordnung zur Änderung
der Apothekenbetriebsordnung und der Arzneimittelpreisverordnung"
haben heute das Bundeskabinett passiert.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Die Apotheke vor Ort ist für
viele Menschen ein Stück Heimat - und eine wichtige Anlaufstelle für
Patientinnen und Patienten. Darum erhalten Apothekerinnen und
Apotheker künftig mehr Geld für neue Dienstleistungen. Wir sorgen für
einen fairen Wettbewerb zwischen Vor-Ort-Apotheken und
Versandapotheken. Künftig gilt der gleiche Preis für
verschreibungspflichtige Arzneimittel bei der Abgabe an gesetzlich
Versicherte. So sichern wir die Arzneimittelversorgung in der Stadt
und auf dem Land."

Die wesentlichen Regelungen des Gesetzentwurfs:

Für gesetzlich Versicherte gilt künftig der gleiche Preis für
verschreibungspflichtige Arzneimittel - unabhängig davon, ob sie diese
in der Vor-Ort-Apotheke oder über eine EU-Versandapotheke beziehen.
Versandapotheken dürfen gesetzlich Versicherten keine Rabatte mehr auf
rezeptpflichtige Arzneimittel gewähren.

Apothekerinnen und Apotheker erhalten für zusätzliche pharmazeutische
Dienstleistungen extra Geld. Beispiele hierfür sind eine intensive
pharmazeutische Betreuung bei einer Krebstherapie oder die
Arzneimittelversorgung von pflegebedürftigen Patienten in häuslicher
Umgebung. Hierfür werden durch eine Änderung der
Arzneimittelpreisverordnung 150 Millionen Euro netto zur Verfügung
gestellt.

Ärztinnen und Ärzte können zum Beispiel schwer chronisch kranken
Patientinnen und Patienten, die immer die gleiche Medikation
benötigen, ein speziell gekennzeichnetes Rezept ausstellen. Auf dieses
Rezept können Apothekerinnen und Apotheker dann bis zu drei weitere
Male das Arzneimittel abgeben. Das entlastet Versicherte und
Arztpraxen.

Damit sich noch mehr Menschen gegen Grippe impfen lassen, bekommen
Apothekerinnen und Apotheker die Möglichkeit, im Rahmen von regionalen
Modellvorhaben Erwachsene gegen Grippe zu impfen. Sie werden vorher
dafür von Ärztinnen und Ärzten geschult.

Die wesentlichen Regelungen der Verordnung:

Um den Apothekerberuf weiterzuentwickeln, werden zwei Verordnungen
überarbeitet.

In der Apothekenbetriebsordnung wird unter anderem der Botendienst der
Vor-Ort-Apotheke gestärkt. Er soll nicht mehr nur auf den Einzelfall
begrenzt, sondern grundsätzlich auf Kundenwunsch zulässig sein.

In der Arzneimittelpreisverordnung werden der Festzuschlag für
Notdienste (insgesamt 50 Millionen Euro) und der Betrag, den Apotheken
für die Abgabe von Betäubungsmitteln erhalten (15 Millionen Euro),
erhöht. Die Erhöhung der Notdienst-Vergütung stärkt die
Vor-Ort-Apotheken insbesondere in Regionen, in denen es nicht so viele
Apotheken gibt.

Das Gesetz und die Verordnung sollen Anfang 2020 in Kraft treten. Der
Gesetzentwurf ist im Bundesrat nicht zustimmungspflichtig. Die
Verordnung bedarf der Zustimmung des Bundesrates.
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INFEKTION/1814: Biofilme - Die erfolgreichste Wohngemeinschaft der Welt (idw)


Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 16.07.2019

Die erfolgreichste WG der Welt



Biofilme sind enorm widerstandsfähige Ansammlungen von Keimen, die
besonders in Spitälern zum Problem werden können. Wie ein einziges grosses
Lebewesen breiten sie sich auf Wunden aus oder besiedeln Implantate und
Medizinprodukte. Biomedizinische Materialien mit neuartigen Oberflächen
sollen den Krankheitserregern Einhalt gebieten.

Manch einer, der ins Spital muss, wird dort erst recht krank.
Durchschnittlich sieben Prozent aller Patienten in Industrieländern sind
von derartigen «nosokomialen» Infektionen betroffen. Auf Intensivstationen
steigt das Risiko nochmals deutlich an. Schwere Erkrankungen bis hin zu
einer lebensbedrohlichen Blutvergiftung können die Folge sein.

Besonders leichtes Spiel haben die Krankenhauskeime, sobald ein Patient
mit invasiven medizinischen Massnahmen behandelt wird: Steckt man
Schläuche in den Körper, etwa um ihn zu beatmen, ihm Flüssigkeit
zuzuführen oder Urin abzuleiten, fassen die Infektionserreger schnell
Fuss. Wie solche Infektionen verhindert werden könnten, ist noch
ungeklärt. Ein Team aus Empa-Forschern und Medizinern vom Kantonsspital
St. Gallen arbeitet zurzeit an einem Projekt, das das Risiko von
Spitalinfektionen senken soll.

Der Fokus liegt dabei auf der Analyse von Biofilmen, Ansammlungen von
Keimen auf Oberflächen, die sich etwa in Harnkathetern ausbreiten. Will
man Materialien konzipieren, die das Entstehen von Biofilmen unterbinden,
muss jedoch zuerst geklärt werden, wie es überhaupt zum gefährlichen
Keimwachstum kommt. Denn gegen Unbekannt lassen sich keine passenden
Schutzmassnahmen entwickeln. Und hier tappte die Medizin bisher
wortwörtlich im Dunkeln - denn es war weitgehend unbekannt, was eigentlich
im Inneren eines Katheters wächst.

Die Empa-Forscherin Qun Ren ist den Geheimnissen im Inneren von
Polymerschläuchen auf der Spur. Gemeinsam mit den St. Galler Spitalärzten
untersuchte sie die Rückstände aus Harnleiterschienen von knapp 90
Patienten. Die Verwendung eines Stents im Harnleiter ist eine gängige
Prozedur, etwa bei der Behandlung von Nierensteinen. «Wird ein derartiger
Stent eingesetzt, treten jedoch häufig Beschwerden und Harnwegsinfekte
auf», sagt Ren. So auch bei den untersuchten Patienten: Nach einer
vergleichsweise kurzen Verweildauer im Körper von rund 3 Wochen hatten
sich in den Schläuchen nicht nur Calciumkristalle aus dem Urin abgelagert,
die Forscherin fand in den Proben auch Bakterienansammlungen. «Auf der
Materialoberfläche hatten sich Biofilme gebildet, aus denen sich Bakterien
anzüchten liessen», so die Forscherin.

Das Wesen im Schlauch

Und genau mit diesen Biofilmen halten die Wissenschaftler das vermutlich
erfolgreichste Lebewesen der Welt in Händen: Ansammlungen von Bakterien,
eingebettet in eine selbst produzierte schleimige Matrix, die sich wie ein
einziger grosser Organismus verhält. Und sie waren schon lange vor uns da.
Biofilme finden sich bereits in den ältesten bekannten Fossilien unserer
Erdgeschichte. Es wundert nicht, dass sie sich seither hartnäckig gehalten
haben und unter widrigen Bedingungen, etwa in Harnkathetern, gedeihen,
denn sie verfügen über erstaunliche Überlebensstrategien.

Dank der gelartigen Schicht aus Biopolymeren sind die zusammenlebenden
Bakterien geschützt, beweglich und miteinander verbunden. Munter tauschen
sie nützliche Erbgutstücke untereinander aus, kommunizieren über chemische
Signale und melden an die Oberfläche, wenn die tieferen Schichten der «WG»
Hunger leiden. Antibiotika und Desinfektionsmittel durchdringen den Film
kaum, und bei Bedarf senden sie einen Trupp von Pionieren an einen neuen
Ort und gründen weitere Kolonien, einem metastasierenden Tumor gleich.

Geschickt wie ein Gecko

Was in der Natur erfolgreich ist, kann im Spital für Patienten böse enden.
Ziel ist es daher, neue Materialien beispielsweise für Katheter zu
entwickeln, um das Risiko von Infektionen zu senken. «Ein
Schlüsselereignis bei der Entstehung eines Biofilms ist der Moment, wenn
sich frei bewegliche Bakterien auf der Oberfläche anheften», erklärt Ren.
Dabei setzen manche der Mikroorganismen auf denselben Trick wie Geckos,
die kopfüber an einer Glasscheibe Halt finden: Sie nutzen
Van-der-Waals-Kräfte, Wechselwirkungen zwischen ihren eigenen Molekülen und jenen der
Oberfläche, die ihnen ein neues Zuhause bieten soll. Andere Exemplare
beschichten die Schläuche mit einem passenden Überzug, was das
Niederlassen auf der Oberfläche unterstützt. «Um die Bakterien zu
bekämpfen, muss man daher bereits den Prozess der Anheftung verhindern»,
so Ren.

Voraussetzung für praxistaugliche Materialien und Beschichtungen, die sich
den Keimen widersetzen, ist der lückenlose Forschungs- und
Entwicklungstransfer «from bench to bedside». Bewähren kann sich ein
Material nur dann, wenn die Analysen im Labor so realitätsnah wie möglich
sind. Die Empa-Forscher haben daher ein mehrteiliges Labor-Modell
entwickelt, die den Bedingungen im Spital so nah wie möglich kommen.
Potenzielle Katheter-Kandidaten werden hierbei im Bioreaktor von
Flüssigkeiten durchspült, wie es einer echten Harnleiterschiene im
Körperinneren widerfährt. Untersuchungen aller vorhandenen Mikroorganismen
mittels Konfokalmikroskopie, Bakterienkultur und Erbgutanalyse folgen.
Gleichzeitig werden die mit Calciumkristallen bewachsenen
Materialienoberflächen mittels Röntgenanalyse charakterisiert. «Nur wenn
wir die Bakterien in den Biofilmen genau kennen, können wir sichere und
hocheffiziente neue Materialien herstellen, die sich ihnen widersetzen»,
sagt Ren.

Anhand der Proben aus dem Kantonsspital St. Gallen konnte nun als weitere
Grundlage des Modells genau gezeigt werden, was im Körper mit Kathetern
aus herkömmlichen Materialien passiert. Da es sich um Patienten handelte,
die vor dem Einsetzen des Stents keine Anzeichen einer Infektion zeigten
und den Schlauch lediglich kurz im Körper trugen, waren die gewachsenen
Biofilme erwartungsgemäss mild ausgeprägt. Klar ist aber bereits jetzt,
dass manche Erregerarten oft gemeinsam in einer bestimmten Gruppe
auftreten. So wiesen manche Patienten vor allem schädliche Enterobakterien
in ihren Proben auf, während andere beispielsweise über Erregerarten wie
Milchsäurebakterien verfügten, denen man eine möglicherweise schützende
Wirkung zuschreibt. Wie diese Erregergruppen der Patienten mit dem Risiko
einer Spitalinfektion zusammenhängen, werden die Forscher nun untersuchen.
Ebenfalls wird derzeit eine spezielle Ausstattung von Oberflächen für
bestimmte Keimträger diskutiert. In einem nächsten Schritt will das Team
nun Proben von Langzeitbehandlungen und infizierten Patienten unter die
Lupe nehmen.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.empa.ch/web/s604/biofilm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1017

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Empa - Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt - 16.07.2019
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SCHLAGANFALL/441: Forschungsverbund zu neuen Behandlungsmöglichkeiten in der Spätphase nach Schlaganfall (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 16.07.2019

Forschungsverbund zu neuen Behandlungsmöglichkeiten in der Spätphase nach Schlaganfall

Deutsche Schlaganfallgesellschaft begrüsst DFG-Förderung



Alle zwei Minuten erleidet ein Mensch in Deutschland einen Schlaganfall.
Die Folgen sind oft gravierend: Schlaganfälle sind die dritthäufigste
Todesursache und der häufigste Grund für Langzeitbehinderungen im
Erwachsenenalter. Nach der Akutphase sind die Behandlungsmöglichkeiten
bislang begrenzt, so die Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG). Umso
mehr begrüßt die Fachgesellschaft den Entschluss der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG), nun erstmals ein Verbundprojekt zum
Schlaganfall zu fördern.

Das an den Universitäten Duisburg/Essen, München, Hamburg und Münster
angesiedelte Forschungsvorhaben "ImmunoStroke" wird in den nächsten drei
Jahren insgesamt 4,5 Millionen Euro erhalten, um die Rolle des
Immunsystems in der Spätphase nach einem Schlaganfall zu untersuchen.

"ImmunoStroke: von der Immunzelle zur Schlaganfallregeneration" lautet der
vollständige Name der neuen Forschungsgruppe. "Ziel des Verbundprojekts
ist es zu untersuchen, wie Immunzellen und Neuronen im Bereich der
Schlaganfallläsion interagieren und wie sich die Immunaktivität auch in
der Spätphase nach dem Schlaganfall noch auf die Regeneration auswirkt",
erläutert Professor Dr. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Chefarzt der Klinik für
Neurologie am Evangelischen Krankenhaus Bielefeld-Bethel und
Pressesprecher der DSG. "Wir haben daher als Fachgesellschaft, deren
Anliegen es ist, die Forschung und Weiterbildung im Bereich des
Schlaganfalls zu koordinieren, zu qualifizieren und zu fördern, den
DFG-Förderantrag des Forschungsverbundes nachdrücklich unterstützt", ergänzt
er.

"Wir gehen davon aus, dass das Immunsystem eine wichtige Rolle für die
funktionelle Erholung nach einem Schlaganfall spielt", sagt Professor Dr.
med. Christoph Kleinschnitz, Direktor der Klinik für Neurologie am
Universitätsklinikum Essen und Sprecher des neuen Forschungsverbunds. In
wissenschaftlichen Vorarbeiten hätten sich besonders die T-Zellen und
Mikrogliazellen des Immunsystems als wichtige Akteure im Rahmen des
Regenerationsprozesses erwiesen. Daher werde sich die neue
Forschungsgruppe zunächst diesen Zelltypen widmen. Zugleich solle aber
auch eine detaillierte Bestandsaufnahme aller Immunzellen vorgenommen
werden, die bei Schlaganfallpatienten aktiv sind.
Eine weitere Aufgabe sehen die Forscher darin, die präklinischen
Forschungsmodelle zu vereinheitlichen, die an den beteiligten Instituten
verwendet werden, damit die gewonnenen Erkenntnisse direkt vergleichbar
werden. So werde die Aussagekraft der Versuche wesentlich erhöht und eine
Übertragung in die Klinik beschleunigt. Um experimentelle und klinische
Schlaganfallforschung eng zu verzahnen, arbeiten Wissenschaftler und
Mediziner aus den Bereichen der Schlaganfallforschung, der Neurobiologie,
der Neuroimmunologie und der klinischen Neurologie eng zusammen.

Mit der Spätphase nach Schlaganfall rückt der interdisziplinäre
Forschungsverbund eine Patientengruppe in den Fokus, bei der der
Heilungsprozess im Gehirn als weitgehend abgeschlossen gilt.
"Gehirngewebe, das nicht in der Akutphase durch eine schnelle Lysetherapie
und die rasche Öffnung des blockierten Hirngefäßes gerettet wurde, gilt
gemeinhin als verloren", sagt DSG-Sprecher Professor Schäbitz. Der neue
Forschungsverbund gebe Anlass zu der Hoffnung, dass Umbau- und
Regenerationsprozesse auch in der chronischen Phase nach einem
Schlaganfall noch gezielt angestoßen und so neue Behandlungsmöglichkeiten
geschaffen werden könnten: "Dass dieses vielversprechende Projekt nun
starten kann, ist ein großer Erfolg für die Schlaganfallforschung in
Deutschland."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dsg-info.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76

 * 
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PSYCHOLOGIE/194: Mütter mit Bindungsstörung - Lässt sich Freude am eigenen Baby erlernen? (idw)


Universitätsklinikum Heidelberg - 15.07.2019

Mütter mit Bindungsstörung: Lässt sich Freude am eigenen Baby erlernen?



Dr. Monika Eckstein erforscht am Zentrum für Psychosoziale Medizin
Heidelberg die Effekte von Neurofeedback auf die Mutter-Kind-Interaktion
und wurde dafür nun mit dem Anita- und Friedrich-Reutner-Preis der
Medizinischen Fakultät Heidelberg ausgezeichnet

Der Kontakt zu einem vertrauten Mitmenschen tut gut und baut Stress ab,
dafür sorgt das Gehirn durch die Aktivierung des internen
Belohnungssystems und Ausschüttung des Bindungshormons Oxytocin. Doch wie
lässt sich Personen helfen, bei denen dieser Mechanismus gestört ist?
Dieser Frage geht am Zentrum für Psychosoziale Medizin des
Universitätsklinikums Heidelberg die Psychologin Dr. Monika Eckstein nach
und ist dafür nun mit dem Anita- und Friedrich-Reutner-Preis der
Medizinischen Fakultät Heidelberg ausgezeichnet worden. In einer aktuellen
Studie untersucht die Nachwuchswissenschaftlerin, ob bei Müttern, die
keine enge Bindung zu ihrem Baby aufbauen können, dieser positive
Rückkopplungsmechanismus durch gezieltes Training mittels Neurofeedback
aktiviert werden kann. Weitere Projekte sind in Planung. "Dr. Monika
Eckstein forscht sehr engagiert in einem für die psychotherapeutische
Versorgung wichtigen Themenbereich, denn die Frage nach der
Bindungsfähigkeit spielt bei fast allen psychischen Beschwerden eine
Rolle. Ihre Arbeit ist beispielhaft für die Translation von Erkenntnissen
aus der neurobiologischen Forschung hin zu klinischen Interventionen. Ich
hoffe, dass der Preis sie auf ihrem Weg bestärkt", sagte Prof. Dr. Andreas
Draguhn, Dekan der Medizinischen Fakultät Heidelberg, anlässlich der
Preisverleihung am 13. Juli 2019.

Mit dem jährlich vergebenen und mit 10.000 Euro dotierten Preis
unterstützen die Stifter Professor Dr. Friedrich Reutner - Ehrensenator
der Universität Heidelberg - und seine Frau Anita Reutner
Nachwuchswissenschaftlerinnen der Medizinischen Fakultät Heidelberg, die
noch keine etablierte Position innehaben, in ihren Forschungsvorhaben.
Insbesondere werden solche Leistungen ausgezeichnet, die klinisch
relevante Forschungsfragen aufgreifen.

Beziehung zu Mitmenschen: erlernt und über Hormone vermittelt

Die Beziehung zu Mitmenschen, die soziale Interaktion, beeinflusst unser
Gefühlsleben sowie das psychische und physische Wohlbefinden. Wie jemand
mit seinen Mitmenschen in Kontakt und Beziehung tritt, ist einerseits
erlernt, andererseits über Hormone vermittelt, unter anderem über das
Beziehungshormon Oxytocin. Monika Eckstein beschäftigt sich bereits seit
ihrer Promotion mit den Wechselwirkungen zwischen Lernerfahrung und
Oxytocin in der sozialen Interaktion und konnte in einer Studie mit
Freiwilligen zeigen, dass Oxytocin die Verknüpfung von Gesichtern mit
Furcht oder auch dem Gefühl von Sicherheit unterstützt. In aktuellen
Arbeiten am Zentrum für Psychosoziale Medizin Heidelberg, wo sie seit 2015
tätig ist, entdeckte sie außerdem mit Hilfe von Hirnscans im
Magnetresonanztomographen (funktionelles MRT), dass bei der positiven
sozialen Interaktion von Paaren das hirneigene Belohnungszentrum
aktiviert, Stress reduziert und das Schmerzempfinden gedämpft werden.
"Meine Studien deuten darauf hin, dass positive soziale Interaktionen
durch wiederholte Erfahrungen mit einem emotionalen Gehalt, z.B. einem
Gefühl der Geborgenheit, verknüpft werden können - was sich auch auf das
körperliche Wohlbefinden auswirkt. Das möchte ich für die Anwendung im
klinischen Alltag und die Entwicklung innovativer Interventionen nutzbar
machen", so die Preisträgerin.

Derzeit untersucht sie im Rahmen einer von der Dietmar Hopp Stiftung
geförderten Studie, ob sich ihre Erkenntnisse nutzen lassen, um Müttern zu
helfen, die im Kontakt zu ihrem Baby Schwierigkeiten haben, positive
Gefühle zu empfinden. "Mütter mit einer solchen postpartalen
Bindungsstörung leiden sehr unter der Situation. Therapeutische
Unterstützung würde nicht nur die Lebensqualität der Mütter verbessern,
sondern auch die psychisch gesunde Entwicklung der Kinder fördern",
erläutert Eckstein. In der Studie testet sie die Wirksamkeit eines
wiederholten Neurofeedbacks mittels funktioneller MRT: Die Mütter sind
während der Messung im MRT aufgefordert, die Aktivität in einem bestimmten
Hirnareal willentlich zu steigern, z.B. indem sie an eine beglückende oder
lustige Situation mit dem Kind zurückdenken. Gleichzeitig erhalten sie in
Echtzeit eine Rückmeldung über die Aktivität des Belohnungszentrums im
Gehirn bei diesen Gedanken: "Die Probandinnen lernen, beim Anblick ihres
Kindes eine spezifische Gehirnaktivität zu erzeugen und damit positive
Gefühle aufzurufen. Wir hoffen, dass das Gehirn auf dies Weise lernt, den
Kontakt zum Kind insgesamt positiv zu verknüpfen, und durch Oxytocin- und
auch Dopamin-Ausschüttung die Mutter-Kind-Bindung gefestigt wird",
beschreibt die Psychologin die Ziele des Projekts.

Darüber hinaus hat sie bereits Pläne für zukünftige Projekte: "Es könnte
durchaus lohnend sein, Partnerschaft und soziales Umfeld im medizinischen
und therapeutische Kontext zu berücksichtigen: So könnten die stress- und
schmerzlindernden Effekte von sozialer Interaktion mit Partner und Familie
in Therapien nutzbar gemacht werden. Dies möchte ich zukünftig noch weiter
fokussieren." Monika Eckstein studierte von 2006 bis 2012 in Düsseldorf,
Tübingen und am National Institute of Health in Bethesda, USA,
Psychologie. Ihre Promotion schloss sie 2015 an der Universität Bonn ab.


Originalpublikation:

Informationen über Dr. Monika Eckstein:

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/zentrum-fuer-psychosoziale-medizin-zpm/institut-fuer-medizinische-psychologie/ueber-uns/unser-team/#layer=/personen/dr-phil-monika-eckstein-2522/

Informationen zum Projekt:

https://www.klinikum.uni-heidelberg.de/zentrum-fuer-psychosoziale-medizin-zpm/institut-fuer-medizinische-psychologie/willkommen/studienteilnahme/#c176055
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COMPUTER/602: Programm zur Vorhersage neuer Wirkstoffe entwickelt (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 15.07.2019

Internationales Forschungsteam entwickelt Programm zur Vorhersage neuer Wirkstoffe



Wirkstoffe, die von bestimmten Bakterien hergestellt werden, sind oftmals
noch schwieriger aufzuspüren als die Bakterien selbst. Denn Mikroben
stellen manche Naturstoffe nur dann her, wenn sie sie benötigen - etwa um
andere Bakterien abzuwehren. Forscher der Friedrich-Schiller-Universität
Jena haben nun zusammen mit Kooperationspartnern eine Webanwendung
veröffentlicht, die vorhersagen kann, welche Wirkstoffe das sein könnten.
Dieses "Vorhersage-Tool" ist wichtiger Bestandteil des wissenschaftlichen
Papers, das ein internationales Team mit Jenaer Beteiligung heute im
Fachmagazin "Nature Chemical Biology" veröffentlicht hat.

Wirkstoffe, die von bestimmten Bakterien hergestellt werden, sind oftmals
noch schwieriger aufzuspüren als die Bakterien selbst. Denn Mikroben
stellen manche Naturstoffe nur dann her, wenn sie sie benötigen - etwa um
andere Bakterien abzuwehren. Forscher der Friedrich-Schiller-Universität
Jena haben nun zusammen mit Kooperationspartnern eine Webanwendung
veröffentlicht, die vorhersagen kann, welche Wirkstoffe das sein könnten.
Dieses "Vorhersage-Tool" ist wichtiger Bestandteil des wissenschaftlichen
Papers, das ein internationales Team mit Jenaer Beteiligung heute im
Fachmagazin "Nature Chemical Biology" veröffentlicht hat.

Von der Gensequenz zum Wirkstoff

Die Webapplikation mit dem Namen "TransATor" sagt die Struktur von
sogenannten Polyketiden voraus. Das sind Naturstoffe, zu denen auch
Antibiotika wie Streptomycin gehören. Es gibt zwar Regeln, nach denen sich
solche Vorhersagen bereits jetzt treffen lassen - diese sind aber nicht
immer korrekt. Denn eine Reihe der dafür verantwortlichen Enzyme hält sich
nicht an diese Regeln. Viele neue Wirkstoffe bleiben dadurch unentdeckt.

"In dieser aktuellen Arbeit wurde das dahinterliegende neue Regelwerk von
unseren Kooperationspartnern an der ETH Zürich aufgedeckt und von uns in
ein bioinformatisches Vorhersagesystem überführt", erklärt Prof. Dr.
Christoph Steinbeck von der Friedrich-Schiller-Universität Jena. "Alles,
was man dazu braucht, ist die entsprechende DNA-Sequenz. Daraus lässt sich
ableiten, wie das Enzym aufgebaut ist", sagt Steinbeck, der an der
Webanwendung mitgewirkt hat. "Aus dieser Information berechnet das
Programm den Wirkstoff, den dieses Enzym herstellen kann." So können
anhand der DNA auch Wirkstoffe aufgespürt werden, die das Bakterium in dem
Moment gar nicht produziert.

Veränderungen der Polyketide vorhersagen

Bis die so aufgespürten neuen Naturstoffe in Medikamenten eingesetzt
werden können, ist noch einiges zu tun: Schließlich müssen die
vorhergesagten Strukturen erst einmal im Labor hergestellt und genau
untersucht werden. Auch die Vorhersage will Steinbeck weiter verbessern.
"Diese Polyketide sind oftmals noch nicht die Strukturen, die man am Ende
vorfindet", erläutert der Jenaer Chemiker. "Unser Ziel ist, auch die
Veränderungen vorherzusagen, die die Substanzen nach ihrer eigentlichen
Herstellung in den Bakterien durchlaufen."

Die Forschungsarbeit fand gemeinsam mit Teams der ETH Zürich (Schweiz),
den Universitäten Algarve und Lissabon (Portugal), dem Institut Pasteur in
Paris (Frankreich) und dem European Bioinformatics Institute in Cambridge
(Großbritannien) statt.


Originalpublikation:

Helfrich, E. J. N. et al. Automated structure prediction of
trans-acyltransferase polyketide synthase products, Nature Chemical Biology
(2019)

DOI: 10.1038/s41589-019-0313-7


Weitere Informationen finden Sie unter

http://transator.ethz.ch

(die Webanwendung)

https://www.nature.com/articles/s41589-019-0313-7

(das Paper)
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HINTERGRUND/234: Hanswurst und Genie - Zum 200. Geburtstag von Jaques Offenbach (NG/FH)


Neue Gesellschaft/Frankfurter Hefte Nr. 6/2019

Hanswurst und Genie

Zum 200. Geburtstag von Jacques Offenbach

von Hanjo Kesting



Über Jacques Offenbach, den Pariser Operettenmeister, hat Friedrich
Nietzsche gesagt, er sei ein Musiker für all jene, die "nicht bloß
Ohren" haben. Offenbach gilt als Ahnherr der Operette, und die
Musikhistoriker meinen, als eigentlichen Geburtstag der Gattung den 5.
Juli 1855 angeben zu können, als sein Einakter Die beiden Blinden
(Les deux aveugles) in Paris uraufgeführt wurde. Dieses Werk, ein
Sketch von einer halben Stunde Dauer, worin sich die zwei
Protagonisten auf einer Pariser Brücke als blinde Musikanten ausgeben,
um erfolgreicher betteln zu können, war womöglich das erste Stück, auf
das die Definition der Operette passt, die Karl Kraus 50 Jahre später
in seiner Zeitschrift Die Fackel lieferte: Die Operette nehme,
so Kraus, "eine Welt als gegeben (...), in der sich der Unsinn von
selbst versteht und in der er nie die Reaktion der Vernunft
herausfordert".

Was aber ist eine Operette? Offenbach bezeichnete Die beiden
Blinden als "bouffonnerie musicale" und Orpheus in der
Unterwelt, sein erstes abendfüllendes Werk, als "opéra bouffe",
womit ein feiner Unterschied zur Operette markiert ist, die im
Wortsinne nichts anderes ist als eine kleine Oper. Er benutzte
insgesamt 22 verschiedene Bezeichnungen für seine Bühnenwerke,
darunter "Revue", "Folie", "Vaudeville" oder, besonders apart, "Walzer
in einem Akt". Die Bezeichnung "Operette" taucht bei ihm nur in jedem
fünften Fall auf, meist für einaktige Stücke, die man heute kaum noch
spielt. Seine bekanntesten Werke - neben Orpheus in der Unterwelt
sind das Die schöne Helena, La Périchole und Die
Großherzogin von Gerolstein - werden allesamt als "opéra bouffe"
geführt.

Anfangs hatte sich Offenbach auf die kurze Form beschränkt, nicht weil
er sich in größeren Formen unsicher fühlte, sondern weil die Behörden
seinem kleinen Theater nur einen Darstellerkreis von zunächst drei,
dann vier Personen erlaubten. 1855, mit 36 Jahren, erwarb er eine
Holzbude nahe den Champs-Elysées - mehr waren seine
"Bouffes-Parisiens", die bald zu Ruhm gelangten, damals noch nicht.
Sie befanden sich in einer Art Gartenwildnis, nur ein paar Schritte
entfernt von dem nagelneuen Ausstellungsgebäude der ersten "Exposition
universelle", der Pariser Weltausstellung von 1855. Offenbach mit
seinem Sinn für wirtschaftliche Realitäten (der ihn nicht davor
bewahrte, sich sein Leben lang haushoch zu verschulden) rechnete mit
einer großen Menge von Touristen mit viel Geld und großem
Amüsierbedürfnis. Er hatte, nachdem die Genehmigung des Ministeriums
vorlag, nur knapp vier Wochen, um das Theater instand zu setzen und
das Eröffnungsstück auf den Weg zu bringen. Vielleicht wusste er zu
diesem Zeitpunkt bereits, dass mit diesem Stück, Die beiden
Blinden, seine Zukunft zur Welt kommen würde.

Satire auf das Kaiserreich

Heute stehen die Bouffes-Parisiens, wie das Theater immer noch heißt,
in der Rue Monsigny, nur wenige Schritte von den Boulevards und dem
Palais Royal entfernt; dorthin war Offenbach nach den ersten Erfolgen
umgezogen. Anfangs experimentierte er mit dem Vergnügungsbedürfnis der
Pariser. Auf Die beiden Blinden folgte noch im selben Jahr
Ba-ta-clan - ein Titel, der durch den Anschlag auf den
gleichnamigen Pariser Konzertsaal vom November 2015 traurige
Berühmtheit erlangt hat.

Die zentralen Werke Offenbachs tragen, wie erwähnt, die Bezeichnung
"opéra bouffe". Dies war seine eigentliche Form, durchweg dreiaktig,
nicht auf ein paar durchschlagende Gesangsnummern gestellt, sondern
abzielend auf sorgfältig komponierte Ensembleszenen und effektvolle
Finali. Der Bezug zur Oper bleibt gewahrt. Es sollten eben nicht
kleine Opern, sondern andere Opern sein, wobei Offenbach
die Bezeichnung "opéra comique" vermutlich nicht gescheut haben würde,
hätte es nicht bereits ein Opernhaus dieses Namens gegeben. Nur ein
paarmal hatte er Erfolg mit seinem lebenslangen Streben, in dieses
Institut einzuziehen, sich neben Komponisten wie
Daniel-François-Esprit Auber und Charles Gounod gestellt zu
sehen. Er erhielt seine Chancen, aber sie trugen nicht viel zu seiner
Entwicklung bei. Das Gefühlvolle, Sentimentale, Liedhaft-Schlichte war
nicht seine Sache. Das Vorbild, von dem er am meisten lernte, war
Gioachino Rossini, voran das späte Meisterwerk Le Comte Ory.

Offenbach konnte sehr schnell schreiben, sich auf die Routine und
seinen Kredit beim Publikum verlassen, aber er konnte auch äußerst
penibel an einer Partitur feilen. Selbstbewusst schrieb er: "Ich suche
nicht die Quantität, sondern die Qualität. Mich verlangt es nach
Situationen, die ich in Musik setzen kann, nicht ein Couplet nach dem
anderen. Das Publikum wird der kleinen Refrains überdrüssig, und ich
ebenfalls." Dass dabei die größere Form nicht die künstlerische
Aussage verwässerte, sondern umgekehrt erst breit entfaltete, macht
die Bedeutung Offenbachs aus. Nicht die kleinen Farcen, vielmehr die
abendfüllenden Werke wurden zum Gefäß seiner wirksamen und bleibenden
Satire. Das erste große Werk dieses Genres war Orpheus in der
Unterwelt, äußerlich als Parodie der berühmten Oper Christoph
Willibald Glucks angelegt, im Kern eine Satire auf das französische
Kaiserreich Napoleons III. Der Olymp verwandelt sich darin in eine
antikische Travestie der französischen Hauptstadt zur Zeit der ersten
Weltausstellung. Der Göttervater ist ein Herrscher, der seine Macht
mit fragwürdigen Mitteln festigt und sich als erotischer Hasardeur
lächerlich macht, indem er sich dem Objekt seiner Begierde in Gestalt
einer summenden Fliege nähert. Die einzige Instanz, vor der auch
Jupiter Respekt hat, ist die öffentliche Meinung, die Offenbach als
Bühnenallegorie auftreten lässt.

Dass hier eine Revolution im doppelten Sinn angezettelt war, als
Gesellschaftssatire zunächst, aber auch hinsichtlich des
Musiktheaters, blieb der konservativen Kritik nicht verborgen. Ihr
Anführer Jules Janin, Theaterkritiker des einflussreichen Journal
des Débats, griff Offenbachs Werk gleich nach der Premiere scharf
an, und seine boshaften Artikel setzten sich noch einige Wochen fort.
Schließlich antwortete Offenbach mit Briefen in der Zeitung Le
Figaro: "Bravo, Janin! Guter, ausgezeichneter Janin, größter aller
Kritiker! Ihre gehässige wöchentliche Reklame trägt Früchte: wir sind
bald bei 150 Vorstellungen dieses abscheulichen 'Orpheus in der
Unterwelt', und jeden Tag fallen über 2000 Francs in die Kasse des
glücklichen Direktors. Orpheus singt auf seiner viersaitigen Leier
jeden Abend Ihr Lob. Mein guter Janin, wie dankbar ich Ihnen bin, dass
Sie mich jeden Montag in Ihren Artikeln verreißen!"

Die operettenhafte Gesellschaft

Orpheus in der Unterwelt steht mit roten Lettern im Kalender
der Musikgeschichte verzeichnet. Die historische Dimension wird
erkennbar an dem Umstand, dass auch ein so scharfer Beobachter wie
Emile Zola die offenbachsche Bouffe hasste und bekämpfte. In seinem
20-bändigen Romanzyklus Die Rougon-Macquart gab er eine
kritische Chronik des Kaiserreichs, aber Nana, der neunte Roman
des Zyklus, der eine berühmte Kurtisane dieser Zeit zur Zentralfigur
macht, beginnt mit einer bösartig-genauen Beschreibung eines Pariser
Theaterabends in den Bouffes-Parisiens. Gespielt wird Die blonde
Venus, wohinter Offenbachs nächster Geniestreich, Die schöne
Helena, leicht zu erkennen ist. Wieder ein Stück griechische
Mythologie, aus der sich Offenbach sein Personal holte. Sechs Jahre
nach Orpheus in der Unterwelt sind die Götter wieder allzu
menschlich und die Menschen den Göttern auf der Spur. Was kann Helena,
die Frau des Königs von Sparta, anderes tun als von dem schönen Paris
träumen und seine Geliebte werden - die Liebesgöttin hat sie ihm ja
versprochen. Überhaupt: Die Götter haben es gewollt.

Zola verachtete die "opéra bouffe", weil er spürte, dass es nicht um
billige Späße über die Antike ging, sondern um eine künstlerische
Revolution. Er sah in dem Komponisten keinen Gegner der dekadenten
Gesellschaft des Zweiten Kaiserreichs, sondern ihren Verbündeten.
Nana, die Halbweltdame, die in der Blonden Venus ihren
spektakulären Bühnenauftritt hat, lässt er an dem Tag sterben, an dem
der deutsch-französische Krieg beginnt, ein symbolisches Ende.
Offenbachs Stück wiederum, das 1864 den Trojanischen Krieg auf die
Bühne brachte, konnte als Vorwegnahme des realen Krieges zwischen
Deutschland und Frankreich um die Vormachtstellung in Europa
verstanden werden.

Was die Zeitbezüge angeht, so sind wir seit Siegfried Kracauers
Offenbach-Buch nicht länger bereit, an einen nur witzig-pikanten
Kompositeur von frivolen Melodien und zündenden Tänzen für eine gut
zahlende Oberschicht zu glauben. Das Buch, 1938 in einem Exilverlag
erschienen, ging von der These aus, dass die offenbachsche Operette
nur entstehen konnte, weil die Gesellschaft selbst operettenhaft war.
Die scharfe Kritik Theodor W. Adornos, sein Vorwurf, Kracauer habe es
versäumt, die Operette Offenbachs als Ursprung des Kitsches
aufzudecken, hat das Buch so wenig entwerten können wie die späteren
Vorwürfe, es werde darin unterlassen, die marxsche Warentauschtheorie
auf Offenbachs Werke anzuwenden. Wichtiger ist festzuhalten, was die
Werke von sich aus zutage bringen. Danach scheint es sinnvoller, mit
Offenbach nicht so sehr den Beginn der Operette, als vielmehr das Ende
einer geschichtlichen Epoche zu vermerken. Offenbach hat der
Gesellschaft des Kaiserreichs zwar zum Vergnügen aufgespielt, aber
auch die Trauermärsche zu seiner Beisetzung komponiert. Wenn man ihn
den "Mozart der Champs-Elysées" genannt hat - was immer eine solche
Bezeichnung, die in diesem Fall von keinem Geringeren als Rossini
stammt, wert sein mag -, so war Offenbach auch schon ein wenig der
Gustav Mahler der Boulevards. Neben dem Lustigen steht das Makabre,
stets droht der Umschlag des Heiteren in das Unheimliche. Agamemnon
singt im dritten Akt der Schönen Helena die ahnungsvollen
Worte: "Tu comprends, que ça ne peut pas durer plus longtemps."
Die Pariser Zuhörer verstanden, dass es nicht lange so weitergehen
konnte. Der Krieg stand vor der Tür.

Als er zu Ende war, ging der Kaiser der Franzosen in die
Gefangenschaft, die Spekulantenwelt ging wenigstens vorübergehend in
die Brüche, im Spiegelsaal von Versailles wurde das deutsche
Kaiserreich ausgerufen, und die Pariser Kommune erbaute ihre
Barrikaden, bis die Regierungstruppen sie erbarmungslos
niederkartätschten, unter beifälligem Zuschauen der deutschen Truppen,
die sich darauf beschränkten, einen Ring um die Stadt zu legen. In
diese Abgründe konnte Offenbachs Satire nicht hinabsteigen, aber
wenigstens der Kaiser hatte durch sie eine Spur fragwürdiger
Unsterblichkeit gewonnen. Dennoch ist es unnötig, jeden vertrottelten
Kronenträger, der irgendwo bei Offenbach auftaucht, gleich nach Spuren
der Ähnlichkeit mit Napoleon III. zu untersuchen.

In seinem letzten Lebensjahrzehnt hatte Offenbachs Leben nicht mehr
die Würze der vorausgegangenen 15 Jahre. Eine Zeit lang wurde ihm
seine deutsche Herkunft, dann auch sein vermeintlicher
Antirepublikanismus vorgeworfen, den man im Gefolge Zolas darin zu
finden meinte, dass er im Jahrzehnt zuvor angeblich das Kaiserreich
verklärt hatte. Er stürzte sich, als Direktor eines Pariser Theaters,
in so hoffnungslose Schulden, dass er jahrelang mit seinen
Autorenrechten dafür aufkommen musste. Er unternahm eine amerikanische
Konzerttournee, um seinen Finanzen wieder auf die Beine zu helfen. Und
die Gicht breitete sich mit immer heftigeren Schmerzen in seinem Leben
aus. In seinem letzten Jahrzehnt kamen 30 neue Stücke zur Welt, die er
jetzt gelegentlich "Operette" nannte. Aber eine große romantische Oper
zu schreiben - das war ein Traum, der so alt war wie er selbst. Immer
wieder an Gounod und Wagner gemessen, konnte er der Versuchung nicht
widerstehen, sich aufs Feld der romantischen Musikdramatik zu wagen.
Les contes d'Hoffmann (Hoffmanns Erzählungen) hieß das letzte
Werk, geschrieben in einer für ihn neuen Musiksprache, begonnen drei
Jahre vor seinem Tod und nicht völlig abgeschlossen. Im Februar 1881
wurde es an der Pariser Opéra-Comique uraufgeführt, vier Monate nach
Offenbachs Tod. Heute ist es neben Bizets Carmen die
meistaufgeführte französische Oper des 19. Jahrhunderts.

Zitieren wir zum Schluss einen Aphorismus Nietzsches, in dem Offenbach
als willkommener Widerpart zu Wagners Musikdrama figuriert. "Wenn man
unter Genie eines Künstlers die höchste Freiheit unter dem Gesetz, die
göttliche Leichtigkeit, Leichtfertigkeit im Schwersten versteht",
heißt es da, "so hat Offenbach noch mehr Anrecht auf den Namen 'Genie'
als Wagner. Wagner ist schwer, schwerfällig: nichts ist ihm fremder
als Augenblicke übermütigster Vollkommenheit, wie sie dieser Hanswurst
Offenbach fünf-, sechsmal fast in jeder seiner bouffonneries
erreicht."


Hanjo Kesting ist Kulturredakteur der Zeitschrift
Neuer Gesellschaft/Frankfurter Hefte. 2017 erschien bei Wallstein: Bis der reitende Bote des Königs
erscheint. Über Oper und Literatur.
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AKTION/2778: Hanau - Slam Poesie und Neue Musik der Jungen Deutschen Philharmonie am 26.9.2019


Stadt Hanau

UNDER CONSTRUCTION - 100 Jahre Bauhaus

Slam Poesie und Neue Musik der Jungen Deutschen Philharmonie



Anlässlich des 100-jährigen Bauhaus-Jubiläums präsentiert die Junge
Deutsche Philharmonie Neue Musik und Slam Poesie in einem
einzigartigen Dialog über Bildende Kunst. Zu hören und zu sehen ist
dieser am Donnerstag, 26. September 2019, um 19.30 Uhr auf der
historischen Bühne des Comoedienhauses Hanau-Wilhelmsbad. Der
Ticketverkauf hat jetzt begonnen.

Unter der Leitung von Corinna Niemeyer präsentiert ein Ensemble
Auftragskompositionen von Carlos Cárdenas, Martin Grütter, Gerhard
Müller-Hornbach, Marianna Liik und Aziza Sadikova für Bläser und
Schlagzeug, welche auf fünf Gemälden berühmter Bauhaus-Künstler wie
Lyonel Feininger, László Moholy-Nagy und Oskar Schlemmer basieren. Sie
treffen mit Franziska Holzheimer, Samuel Kramer, Dalibor Markovic,
Tanasgol Sabbagh und Leticia Wahl auf fünf Poetry Slammerinnen und
Slammer, welche sich in ihren Texten mit den gleichen Gemälden
auseinandersetzen.

Veranstalter ist die Stadt Hanau, Fachbereich Kultur, Stadtidentität
und Internationale Beziehungen, in Kooperation mit dem Kulturfonds
Frankfurt RheinMain.

Tickets kosten zwischen 15 und 19 Euro und sind ab sofort bei
Frankfurt Ticket (www.frankfurtticket.de) erhältlich. Ermäßigte Karten
für Schüler/innen, Student/innen, Auszubildende, Schwerbehinderte (ab
GdB 50) und Besitzer des Hanau-Passes, Jugendleitercard oder der
Ehrenamtscard. Rollstuhlplätze und Schulklassen wenden sich bitte an
Telefonnummer 06181-5088500. Im Kartenpreis ist kein RMV enthalten.

UNDER CONSTRUCTION - 100 Jahre Bauhaus Slam Poesie und Neue Musik der
Jungen Deutschen Philharmonie

Comoedienhaus Hanau-Wilhelmsbad, Parkpromenade 1, 63454 HANAU

Donnerstag, 26.09.19 - Beginn: 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 21. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10227: Mönchengladbach - Trompeter Simon Höfele präsentiert "La belle époque" am 19.9.2019


Stadt Mönchengladbach

Trompeter Simon Höfele "La belle époque" 

Reihe "Meisterkonzerte 2019/20" in der Kaiser-Friedrich-Halle



Auch in der Saison 2019/20 verspricht die Reihe der Meisterkonzerte in
der Kaiser-Friedrich-Halle spannende Begegnungen mit Interpreten der
Weltelite und gefeierten Shootingstars der Klassikszene. Den Auftakt
der Saison gestaltet am 19. September 2019 der Trompeter Simon Höfele,
der als einer der spannendsten Interpreten der jungen Generation gilt
und der als Solist bereits mit renommierten Orchestern und in großen
Konzerthäusern aufgetreten ist. Mit großer Begeisterung spielt Simon
Höfele auch Kammermusik in verschiedenen Besetzungen. Zu seinen
regelmäßigen Kammermusikpartnern zählt die Pianistin Kärt Ruubel,
deren Spiel als "stets transparent und beseelt" gerühmt wird. Mit
einem Programm unter dem Titel "La belle époque" wird das Duo für
einen beschwingten Saisonauftakt sorgen. Das Konzert wird vom Verein
der Freunde und Förderer der Musik in Mönchengladbach e.V.
unterstützt.

Abonnements für die Meisterkonzerte in der Kaiser-Friedrich-Halle, die
neben dem erheblichen Preisvorteil auch einige organisatorische
Annehmlichkeiten bieten, können bei der MGMG unter Tel. 02161-25 24 21
gezeichnet werden.

Abonnements kosten in Preisgruppe A 85,50 Euro (ermäßigt 42,75 Euro),
Preisgruppe B 67,50 Euro (ermäßigt 33,75 Euro) und Preisgruppe C 54,00
Euro (ermäßigt 27,- Euro).

Nähere Informationen und Buchung bei der MGMG unter Tel. 02161 25
52421. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9126: Aus aller Welt - 18.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Streit um Flüchtlingsaufnahme

Die EU-Innenminister haben bei ihren Beratungen um die Verteilung von
im Mittelmeer geretteten Migranten keine Einigung erzielt. Wie
Luxemburgs Minister Jean Asselborn in der finnischen Hauptstadt
Helsinki mitteilte, lehnen Italien und Malta die deutsch-französische
Initiative ab, zeitlich befristet ankommende Migranten auf einige
andere Länder zu verteilen. Die Gespräche sollen kommende Woche in
Paris fortgesetzt werden.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9126: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Festnahmen nach Drogenrazzia in Hannover

Nach monatelangen Vorermittlungen hat die Polizei eine Drogenrazzia
in Hannover durchgeführt und dabei neun mutmaßliche Dealer aus dem
Westbalkan festgenommen. Nach Angaben der Ermittler wurden sechs
Wohnungen in den Stadtteilen Nordstadt, Linden-Nord und Stöcken
durchsucht. Die Beamten fanden unter anderem 50 Kilogramm Marihuana
sowie verkaufsfertige Kokainpäckchen und 40.000 Euro Bargeld. Kopf
des Drogenrings soll ein 40 Jahre alter Mann sein, der sich derzeit
nicht in Deutschland aufhält.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9123: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Rußland bietet Türkei Kauf von Kampfflugzeugen an

Wegen des Streits um den Kauf russischer Luftabwehrsysteme des Typs
S-400 durch die Türkei haben die USA das F-35-Programm zur
Herstellung der Kampfjets für den NATO-Partner aufgekündigt. Die
Türkei sollte im Rahmen dieses Programms mehr als einhundert dieser
Mehrzweckkampfflugzeuge erhalten und Teile des Jets selbst herstellen
dürfen. Die Türkei kritisierte die Entscheidung der US-Regierung, für
die es nach Angaben des Außenministeriums in Ankara keine legitimen
Gründe gibt. In den USA wird befürchtet, daß das russische
Flugabwehrsystem Informationen über F-35-Flugzeuge sammeln und die
Verteidigungsfähigkeit des nordatlantischen Militärbündnisses
beeinträchtigen könnte. Am Mittwoch bot der russische
Vizeregierungschef Juri Borissow der Türkei den Kauf russischer
Kampfflugzeuge an.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9125: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Bewerberduo plädiert für Ende der großen Koalition

Die Bewerber für eine SPD-Doppelspitze, Nina Scheer und Karl
Lauterbach, haben sich für ein Ende der großen Koalition
ausgesprochen. Die SPD habe in dem Regierungsbündnis mit der Union zu
wenig erreicht, sagte Lauterbach bei einem gemeinsamen Presseauftritt
in Berlin. Scheer plädierte zudem für ein Umsteuern in der
Wirtschafts- und Umweltpolitik. Es müsse teurer werden, auf Kosten
von Ressourcen zu wirtschaften, betonte die Umweltexpertin.
Lauterbach und Scheer gehören beide der Parlamentarischen Linken in
der SPD-Fraktion an.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9123: Tragisches und Kurioses - 18.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Viele Tote und Verletzte nach Brand in Trickfilmstudio

Mehr als 30 Menschen sind bei einem Brand in einem Animationsstudio
in Kyoto ums Leben gekommen und Dutzende weitere verletzt worden.
Insgesamt hielten sich japanischen Medienberichten zufolge 70
Menschen in dem dreistöckigen Haus auf, als am Donnerstagvormittag
das Feuer ausbrach. Laut Polizeiangaben soll ein Mann eine brennbare
Flüssigkeit in dem Gebäude ausgeschüttet und angezündet haben. Der
41jährige Verdächtige sei dabei ebenfalls verletzt worden und befinde
sich in einem Krankenhaus, berichtete die japanische
Rundfunkgesellschaft NHK. Die mit 35 Einsatzfahrzeugen angerückte
Feuerwehr hatte den Brand nach rund drei Stunden weitgehend gelöscht.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8208: Aus Forschung und Technik - 18.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indische Mondmission: ISRO gibt neuen Starttermin bekannt

Indiens erste Mondlandemission Chandrayaan 2 soll am Montag vom
Weltraumbahnhof Satish Dhawan Space Center auf der Insel Sriharikota
starten. Das teilte die indische Raumfahrtbehörde ISRO am Donnerstag
mit. Die schon mehrmals verschobene Mission war zuletzt am
vergangenen Sonntag wegen eines technischen Problems an der kryogenen
Oberstufe der Trägerrakete kurzfristig abgesagt worden. Die Sonde
Candrayaan 2 hat ein Landemodul mit einem Rover an Bord, das im
September auf dem kaum erforschten Südpol des Mondes nach Spuren von
Wasser suchen soll.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8222: Aus aller Welt - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Öltanker wegen Schmuggels in Straße von Hormus festgesetzt

Die iranischen Revolutionsgarden (IRGC) haben nach eigenen Angaben
vom Donnerstag vier Tage zuvor südlich der iranischen Insel Larak in
der Meerenge von Hormus einen Tanker beschlagnahmt, der zum Schmuggel
von einer Million Liter Öl eingesetzt worden sein soll. Die
zwölfköpfige Besatzung des Tankers wurde verhaftet. Die Sepah News
berichteten von dem Vorgang. Unter welcher Flagge der Tanker fuhr und
um welches Schiff es sich handelt, wurde zunächst nicht gemeldet. Die
Beschlagnahmung wurden den IRGC zufolge vorab mit den zuständigen
iranischen Behörden und der Justiz abgestimmt.

Der Iran hat damit zu kämpfen, daß billiges eigenes Öl und Benzin von
der südlichen Provinz Hormusgan aus in die Nachbarstaaten
geschmuggelt oder außerhalb iranischer Gewässer in die Tanks anderer
Schiffe gepumpt wird. Letzteres war bei dem aktuell festgesetzten
Tanker der Fall. Die von iranischen Booten aufgenommene Ladung sollte
einem weiteren Tankschiff übergeben werden.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8180: Medizin und Gesundheitswesen - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Weniger Todesfälle durch Krankenhauskeime in Hamburg

Hamburg meldet weniger Todesfälle durch Krankenhauskeime. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, sind im letzten Jahr 26 Menschen im
Zusammenhang mit einer Infektion durch Krankenhauskeime gestorben.
Ein Jahr vorher sollen es noch 69 Fälle gewesen sein. Das geht aus
einer Antwort der Senatsbverwaltung auf eine Anfrage der
CDU-Abgeordneten Birgit Stöver (CDU) hervor. Allerdings sind die
Daten weniger eindeutig, wie sie auf dem ersten Blick erscheinen. So
ist medizinisch oft nicht eindeutig festzustellen, ob ein Patient an
der Infektion oder seiner Grunderkrankung starb. Auch müssen bei
Infektionen im Krankenhaus nur die von bestimmten Keimen an die
Gesundheitsämter gemeldet werden… oder wenn in einem
Krankenhaus eine Epidemie auftritt und/oder mehrere Keime an einer
Infektion beteiligt sind. Nach Ansicht von Stöver sollen nicht wenige
der Todesfälle durch Krankenhauskeime verhindert werden können, wenn
Hygienestandards stets eingehalten werden. Es sei völlig
unzureichend, wenn das Gesundheitsamt lediglich bei Beschwerden über
Hygieneverstößen den Sachverhalt vor Ort prüfe, so die
CDU-Abgeordnete.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8210: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Sechs mutmaßliche Gefährder in Köln und Düren festgenommen

In Köln und Düren sind am Donnerstagmorgen mehrere Wohnungen
durchsucht worden. Die Polizei fahndete nach Anhaltspunkten dafür,
daß sogenannte Gefährder konkret einen Anschlag in Deutschland
planen. Insgesamt sechs Personen wurden aus gefahrenabwehrenden
Gründen in Unterbindungsgewahrsam genommen. Der Anlaß für die Razzien
war der überraschende Umzug eines seit sechs Jahren unter Beobachtung
stehenden 30jährigen Berliners in die Wohnung eines Düreners am
vergangenen Sonntag. Die beiden Hauptverdächtigen, ein
libanesisch-deutscher und ein deutscher Islamkonvertit, arbeiten auf
einer Baustelle in der Kölner Innenstadt und haben sich nach Angaben
von Kollegen von anderen Firmen lange an einer bestimmten Stelle
betätigt. Die Polizei setzte dort Sprengstoffsuchhunde ein. Auf der
Baustelle wurden zwei weitere Männer festgenommen. Der verdächtige
Deutsche betreibt das Trockenbau-Unternehmen, zu dem die Kölner
Baustelle gehört. Bei Durchsuchungen von fünf anderen als Wohnungen
und Geschäftsräume genutzten Objekten wurden neben rund 20 Handys
zahlreiche Datenträger und drei Laptops beschlagnahmt. Die Polizei
geht bei so vielen Mobilfunkgeräten davon aus, daß etwas verschleiert
werden sollte. Der nach Düren gezogene Berliner soll in der
Vergangenheit mehrmals versucht haben, sich den Milizen des
Islamischen Staats anzuschließen. Außerdem soll er in Kontakt mit
Islamisten gestanden und 2016 in jener Fussilet Moschee in Berlin den
Iman vertreten haben, zu der der Attentäter Anis Amri in Verbindung
stand. Die Polizei berichtete der Presse von einer multinationalen
Gruppe, die mit der Berliner Dschihadisten-Szene verbunden ist.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8133: Sprache, Kunst und Medium - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Offenbar keine Zukunft mehr für das MAD-Magazin

Das vor 67 Jahren zum ersten Mal in New York erschienene Satiremagazin
"MAD" wird nach Auskunft des zum Warner Brother Konzern gehörenden DC
Verlags nach der August-Ausgabe als regelmäßig erscheinendes
Comic-Heft eingestellt.

Es soll dann nur noch für Abonnenten eine Art Resteverwertung aus den
über 550 Ausgaben und dem Archiv geben. Für das Jahresende ist eine
Sondernummer geplant. Auch an Buchausgaben wird gearbeitet.

Aber natürlich lebte das Heft stets von dem zeitbezogenen bissigen und
eigenwilligen Humor, der niemanden schonte.

Offenbar ist dem Magazin, das auch in Europa viele Anhänger hat, der
Umzug der Redaktion Ende 2017 von New York nach Kalifornien nicht so
gut bekommen.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8199: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Designierte Verteidigungsministerin überzeugt, Job schaffen zu können

Die designierte Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer
hat sich nach eigenen Angaben bei eingehenden Gesprächen mit
Bundeskanzlerin Angela Merkel entschlossen, entgegen früherer
Erklärungen in deren Kabinett einzuziehen und das Amt von Ursula von
der Leyen zu besetzen. Diese hatte ihren Posten wegen der
überraschenden Nominierung durch den EU-Rat zur Kandidatin für die
EU-Kommissionspräsidentschaft verlassen.

Die CDU-Vorsitzende Kramp-Karrenbauer wird voraussichtlich am 24.
Juli im Bundestag vereidigt werden. Im ZDF-"heute-journal" machte sie
deutlich, wieso sie sich für die Position der Verteidigungsministerin
für geeignet hält. Sie habe in der Vergangenheit bei all ihren
politischen Ämtern immer wieder bewiesen, daß sie sich sehr schnell
einarbeiten könne. Als Innenministerin und Ministerpräsidentin des
Saarlandes habe sie sehr viel mit dem Thema zivilmilitärische
Zusammenarbeit zu tun gehabt. Ihren persönlichen Eintritt in das
Bundeskabinett begründete sie zum einen mit der zunehmenden Bedeutung
des Themas Sicherheit und Verteidigung sowie der Bedeutung ihrer
Partei für eine reibungslose Funktion der gegenwärtigen Regierung.
Bei letzterem Punkt sieht sich Kramp-Karrenbauer als Vorsitzende der
größten Regierungspartei gefragt. Die künftige
Verteidigungsministerin versicherte, daß sie sich für die Interessen
der Bundeswehr einsetzen wird. Die meisten Bundesbürger teilen die
Selbsteinschätzung Kramp-Karrenbauers nicht. Spiegel Online hat vom
Meinungsforschungsinstitut Civey nachfragen lassen. Der
repräsentativen Umfrage zufolge sehen fast drei von vier Deutschen
den Einzug der CDU-Vorsitzenden ins Verteidigungsministerium als
negativ oder sehr negativ an.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8213: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



G7-Finanzminister für globale Digitalsteuer

Die Finanzminister der G7-Staaten wollen bis 2020 ein globales
Regelwerk (sogenannte Nexus-Regeln) zur Besteuerung von transnational
tätigen Großkonzernen vor allem der IT-Branche erarbeiten. Unter
anderem ist ungeklärt, gegenüber welchem Staat die Konzerne
steuerpflichtig sind, wenn ihre "Bezahlung" in Daten besteht, die in
einem Land erhoben wurden und in einem anderen Land gewinnbringend
verwertet werden.

Die französische Regierung hat bereits eine sogenannte Digitalsteuer
eingeführt. Das stieß in Washington auf starke Ablehnung, weil die
meisten der fraglichen Konzerne ihren Sitz in den USA haben.
Frankreichs Finanzminister Bruno Le Maire will trotz der Drohungen
der US-Regierung mit Zöllen und Handelsbeschränkungen an der Steuer
festzuhalten.

Die Ressortchefs der sieben großen Industriestaaten beschlossen am
Mittwochabend bei ihrem Treffen auf dem Schloß von Chantilly bei Paris
auch, eine globale Mindeststeuer für alle Großkonzerne auf den Weg zu
bringen, wie es bereits die Gruppe der wichtigsten Industrie- und
Schwellenländer (G20) vor einigen Wochen in Japan gefordert hat.

18. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8183: Tragisches und Kurioses - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Poker-Weltmeistertitel bringt Münsteraner 10 Million Dollar ein

In der Spielerstadt Las Vegas hat am Mittwoch der Münsteraner Hossein
Ensan die Poker-Weltmeisterschaft gewonnen. Der 55jährige gebürtige
Iraner konnte nach einem mehrstündigen dramatischen Spiel voller Höhen
und Tiefen ein Preisgeld von 10 Millionen Dollar einstreichen.

An dem mehrtägigen Turnier hatten sich 8567 Berufsspieler beteiligt.
Beim Endspiel traf Ensan auf zwei Profis aus Kanada und Italien. Die
Partie erstreckte sich über acht Stunden und gilt damit als eines der
längsten Endspiele in die Pokergeschichte ein. Am Ende setzte sich 
Ensan mit einem Paar Könige gegen den Italiener Dario Sammartino 
durch, wie ZDF heute berichtete. Der Vize-Weltmeister konnte sich über 
rund sechs Millionen Dollar freuen.

Es ist erst der zweite Sieg eines Deutschen bei der World Series of
Poker WM. 2011 hatte der damals 22jährige Pius Heinz gewonnen und ein
Preisgeld in Höhe von über 8,7 Millionen Dollar erkämpft. Er soll sich
inzwischen nicht mehr an großen Turnieren beteiligen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8211: Arbeit, Soziales und Familie - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erste Geldbußen wegen Teilnahme an Fridays-for-Future-Demo verhängt

Die Stadt Mannheim hat gegen vier Familien Bußgelder verhängt, weil
die insgesamt sechs Kinder unentschuldigt und mehrfach dem Unterricht
an der Geschwister-Scholl-Schule ferngeblieben waren, um an
Protestkundgebungen der Klimaschutzbewegung Fridays for Future
teilzunehmen. Die Eltern waren schriftlich auf die Konsequenzen des
Fernbleibens vom Unterricht hingewiesen worden, wie der SWR nach
Anfrage beim Regierungspräsidium in Karlsruhe berichtete. Demnach hat
die Schulleitung mehrmals mit den Schülern und Schülerinnen Gespräche
über den Unterrichtsausfall geführt. Bei den Geldstrafen handelt es
sich um die ersten derartigen Bußgelder, die seit Beginn der Bewegung
Fridays for Future verhängt wurden. Die Mannheimer Organisatoren der
Fridays-for-Future-Demonstrationen haben über soziale Netzwerke zu
Spenden für die mit Bußgeld belegten Familien aufgerufen.

Fridays for Future geht auf die Initiative der heute 16 Jahre alten
schwedischen Klimaschutzaktivistin Greta Thunberg zurück. Diese wird
am Freitagvormittag zu einer Protestkundgebung im Berliner
Invalidenpark erwartet. Von dort fährt sie mit dem Zug nach Frankreich in
die Normandie, wo sie am Sonntag einen Preis überreicht bekommt. Am
Dienstag soll Thunberg eine Rede bei einer Veranstaltung der
französischen Nationalversammlung in Paris halten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8191: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Forscher nehmen Kampf gegen das Insektensterben auf

Der gegenwärtig rapide Rückgang von Insekten wie Wildbienen und 
Schmetterlinge ist ein großes Problem. Um dem entgegenzuwirken, 
sollen Äcker und Weiden für Insekten attraktiver gemacht werden. Ein 
Forscherteam um Dirk Albach von der Universität Oldenburg will 
herausgefunden haben, wie landwirtschaftliche Flächen 
insektenfreundlicher werden können, ohne daß der Ertrag abnimmt. Ein 
von ihnen entwickeltes Saatgut soll dpa zufolge viele Blühpflanzen auf 
die Flächen bringen, aber beispielsweise für Kühe den gleichen 
Nährwert bieten. An dem EU-Projekt sind 16 Partner aus sechs 
Nordsee-Anrainerstaaten beteiligt. Über ein europäisches Programm wird 
es mit 4,1 Millionen Euro gefördert.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8199: Märkte und Finanzen - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erfolgreicher Einsatz der weltweit ersten beiden Brennstoffzellenzüge

Die Verkehrsbetriebe Elbe-Weser setzen seit September 2018 auf den
Regionalzugstrecken zwischen Bremervörde, Cuxhaven, Bremerhaven und
Buxtehude die beiden weltweit einzigen Wasserstoffzüge ein. Der
Betreiber und der französische Zughersteller Alstom zeigten sich nach
über 100.000 Fahrkilometern absolut zufrieden mit den am Standort
Salzgitter gebauten Zügen des Typs Coradia iLINT (LINT steht für
"Leichter innovativer Nahverkehrstriebwagen"). Es gab keine Ausfälle
und keine technischen Probleme. Die Landesnahverkehrsgesellschaft
Niedersachsen (LNVG) will bis 2021 alle Dieselzüge auf den genannten,
nicht elektrifizierten Strecken durch insgesamt 14 weitere
Wasserstoffzüge ersetzen. Das Vorhaben wird vom niedersächsischen
Verkehrsministerium mit gut 80 Millionen Euro gefördert. Die Coradia
iLINT verwenden als Treibstoff Wasserstoff, den eine
Brennstoffzelle zusammen mit Sauerstoff in Wasser und elektrischen
Strom umwandelt. Damit wird der Elektroantrieb versorgt. Außerdem
werden Lithium-Ionen-Akkus geladen, die beim Anfahren des Zugs
benötigt werden und außerdem die Bremsenergie aufnehmen. Die beiden
Brennstoffzellen produzieren zusammen über 540 Kilowatt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8214: Aus Forschung und Technik - 18.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Asteroid verfehlt Erde nur knapp

Das wird knapp. Ein bis zu 50 Meter großer Asteroid wird dicht an der
Erde vorbeirauschen. Wäre er auf der Erde aufgeschlagen, hätte dies
eine Sprengkraft von rund 100 Hiroshima-Bomben gehabt. Zum Glück
verläuft seine Bahn jedoch anders. Wie dpa meldete, hatten Astronomen
mit einem Teleskop in Chile Anfang Juli einen möglichen Punkt seiner
Laufbahn beobachtet. Wäre der Asteroid dort aufgetaucht, hätte es zu
einer Kollision mit der Erde kommen können. Doch vom Asteroiden
"2006QV89" war nichts zu sehen. Vollständig Entwarnung wollen die
Wissenschaftler des Satellitenkontrollzentrums der Europäischen
Raumfahrtagentur Esa in Darmstadt aber nicht geben. Vieles spricht
dafür, daß er sich im September 2023 noch einmal der Erde nähern
wird. Was dann ist, steht sprichwörtlich in den Sternen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOCHEMIE/246: Wandel für die Wiederverwertung (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 17.07.2019

Wandel für die Wiederverwertung

Neue Einblicke in das Ribosom-Recycling mit dem Enzym ABCE1



FRANKFURT. Ribosomen sind molekulare Maschinen, die in der Zelle Proteine
erzeugen. Nach getaner Arbeit müssen Ribosome wieder funktionstüchtig
gemacht werden. Dieser Prozess ist entscheidend für die Qualitätskontrolle
der erzeugten Proteine und somit für die gesamte Zell-Homöostase und
entwicklungsbiologische Prozesse. Biochemiker der Goethe Universität und
Biophysiker der LMU München haben nun einem der entscheidenden Enzyme für
die Ribosmon-Wiederverwertung, ABCE1, bei der Arbeit zugeschaut und
gezeigt, dass es strukturell unerwartet wandelbar ist.

An Ribosomen wird die genetische Information von der Boten-RNA abgelesen
und in Proteine übersetzt. Wenn sie ein Protein erzeugt haben, aber auch,
wenn fehlerhafte Proteine im Ribosom steckenbleiben, müssen die Ribosomen
"recycelt" werden, so dass sie für eine neue Syntheserunde funktionsfähig
sind. In allen Organismen (außer in Bakterien) koordiniert das Enzym ABCE1
diesen Vorgang, bei dem die Ribosomen in ihre beiden Untereinheiten
zerlegt werden. Der Biochemiker Robert Tampé und der LMU-Biophysiker
Thorben Cordes haben in Kooperation mit Wissenschaftlern der Universität
Groningen (Niederlande) gezeigt, dass ABCE1 drei räumliche Konformationen
einnimmt, um das Recycling voranzutreiben. Über ihre Ergebnisse berichten
die Wissenschaftler in der aktuellen Ausgabe des Fachmagazins Cell
Reports.

Das Enzym ABCE1 kann ATP, die Energiewährung der Zelle, spalten und die
dabei gewonnene Energie zur Trennung der beiden Ribosomen-Untereinheiten
nutzen. "Jüngste strukturelle und funktionelle Daten haben gezeigt, dass
dabei ein Konformationswechsel des Enzyms, also eine Änderung seiner
räumlichen Struktur, für die vielfältigen Funktionen von ABCE1
unerlässlich ist", sagt Cordes. Sein Team hat nun mit einem integrierten
Versuchsansatz - unter anderem mithilfe der sogenannten
Einzelmolekül-FRET-Methode - die Formvariabilität von ABCE1 auf der Ebene
einzelner Molekülebene direkt beobachtet.

Dabei stellten die Wissenschaftler fest, dass die beiden ATP-Bindestellen
von ABCE1 drei Konformationen einnehmen können, die sich in einem
dynamischen Gleichgewicht befinden: offen, intermediär und geschlossen.
Die Interaktion von ABCE1 mit dem Ribosom und das zur Verfügung stehende
ATP beeinflussen die strukturelle Dynamik beider ATP-Stellen. So entsteht
ein komplexes Netzwerk unterschiedlicher Zustände, wobei Ribosom und ATP
das Gleichgewicht in Richtung der geschlossenen Formen verschieben.

"Wir gehen davon aus, dass die Konformationen funktionell unterschiedliche
Rollen bei der Ribosomenspaltung, aber auch für die anderen vielfältigen
Funktionen von ABCE1 haben", sagt Cordes. "Das Ribosom-Recycling wird von
einer außergewöhnlich komplexen und konservierten Maschinerie mit bisher
ungeahnter medizinischer Bedeutung dirigiert" ergänzt Robert Tampé.


Originalpublikation:

Giorgos Gouridis, Bianca Hetzert, Kristin Kiosze-Becker, Marijn de Boer,
Holger Heinemann, Elina Nürenberg-Goloub, Thorben Cordes, Robert Tampé:

ACBE1 controls ribosome recycling by an asymmetric dynamic conformational
equilibrium,

in: Cell Reports 2019

DOI: 10.1016/j.celrep.2019.06.052

https://doi.org/10.1016/j.celrep.2019.06.052

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/437: Neuentdeckt - Fossiler Dünnschnabel-Albatros (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 17.07.2019

Neuentdeckt: Fossiler Dünnschnabel-Albatros - Nahezu vollständiger
Albatros-Schädel aus dem Pliozän beschrieben



Senckenberg-Wissenschaftler Gerald Mayr hat gemeinsam mit seinem Kollegen
Alan Tennyson vom Museum Te Papa in Neuseeland eine neue ausgestorbene
Albatros-Art aus dem Pliozän beschrieben. Der vor etwa 3 Millionen Jahren
lebende Vogel erreichte nur etwa 90% der Größe des kleinsten heutigen
Albatrosses. Bemerkenswert ist das Fossil vor allem durch den
außergewöhnlich schmalen Schnabel, der nahelegt, dass sich die neue Art
überwiegend von Fischen ernährte. Die Nahrung heutiger Albatrosse besteht
dagegen zu einem großen Teil aus Tintenfischen. Der Fossilfund belegt
daher eine größere Vielfalt in der Nahrungsökologie ausgestorbener
Albatros-Arten. Die Studie erscheint heute im Fachjournal "Ibis".

Heute lebende Albatrosse sind für ihre beachtliche Größe bekannt und die
Flügelspannweite der größten Arten erreicht mehr als drei Meter. Obwohl
Albatrosse zu den bekanntesten Hochseevögeln zählen, ist nur wenig über
die Evolution dieser charakteristischen Vögel bekannt und Fossilfunde sind
sehr selten.

Das als Aldiomedes angustirostris neu beschriebene Fossil ist ein nahezu
vollständig erhaltener Schädel, der 2011 von einem Privatsammler in der
Tangahoe Formation auf der neuseeländischen Nordinsel entdeckt wurde. Die
Meeresablagerungen dieser Fundstelle sind für eine reichhaltige Fauna aus
dem Pliozän bekannt.

"Die von uns beschriebene Art ist deutlich kleiner, als alle heutigen
Albatrosse", erklärt Dr. Gerald Mayr vom Senckenberg Forschungsinstitut in
Frankfurt und fährt fort: "Kleine Albatros-Arten sind bereits aus dem
Eozän und Miozän bekannt - das neue Fossil ist aber das jüngste und
vollständigste Exemplar dieser Kleinformen und das einzige, von dem der
Schädel bekannt ist."

Der von Mayr und seinem neuseeländischen Kollegen Alan Tennyson
untersuchte Vogelschädel unterscheidet sich aber nicht nur in der Größe
von allen bislang bekannten Albatros-Arten, auch die Schnabelform weicht
von der Norm ab. "Der dünne Schnabel ähnelt dem heutiger Seevögel, die
sich von Fischen ernähren", erläutert Mayr. Der Frankfurter Ornithologe
geht daher davon aus, dass sich die neu entdeckte Art nicht wie heutige
Albatrosse überwiegend Tintenfischen nachstellte, sondern Fische
bevorzugte.

Der Fossilfund belegt, dass Albatrosse einst eine größere Vielfalt in
ihrer Nahrungsökologie aufwiesen. Rätselhaft bleibt allerdings, warum die
kleinen, fischfressenden Arten letztendlich ausstarben. "Denkbar ist,
dass sie sich im Pliozän ähnliche ökologische Nischen mit anderen
Seevögeln, wie Tölpeln oder Kormoranen, teilen mussten und dieser
Konkurrenz nicht gewachsen waren", vermutet Mayr und schließt: "Um diese
Annahme zu überprüfen sind allerdings weitere Fossilien der damaligen
Vogelwelt notwendig."


Originalpublikation:

Gerald Mayr & Alan J. D. Tennyson (2019):

A small, narrow-beaked albatross from the Pliocene of New Zealand
demonstrates a higher past diversity in the feeding ecology of the
Diomedeidae.

IBIS.

doi: 10.1111/ibi.12757

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / GEOWISSENSCHAFTEN





SEISMIK/151: Neue Technik zur besseren Kontrolle für den Supervulkan von Campi Flegrei (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 17.07.2019

Neue Technik zur besseren Kontrolle für den Supervulkan von Campi Flegrei

Seismisches Rauschen liefert Infos über die innere Struktur des Vulkans
nahe Neapel



Die Phlegräischen Felder zählen zu den gefährlichsten Orten in Europa:
Das Caldera-Gebiet in der Nähe von Neapel wurde vor etwa 40.000 Jahren durch
den Ausbruch eines Supervulkans gebildet, heute leben in der Küstenregion
am Mittelmeer mehrere Hunderttausend Menschen auf oder in unmittelbarer
Nähe des Vulkankessels. Unzählige Mikro-Erdbeben erschütterten Campi
Flegrei in den Jahren 1983 und 1984. Seitdem ist es ruhig. "Das kann eine
trügerische Ruhe sein", sagt Prof. Dr. Luca De Siena. "Wir wissen nicht
genau, was im Innern des Supervulkans vor sich geht." Luca De Siena ist
Vulkanologe und selbst in Neapel aufgewachsen. Im März 2019 wechselte er
von der University of Aberdeen in Schottland an die Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU), wo er die Gruppe Vulkanseismologie
leitet.




[image: Foto: © Giuseppe Vilardo]

Blick auf die Phlegräischen Felder nahe Neapel

Foto: © Giuseppe Vilardo



Die Untersuchung eines Vulkans mit seismologischen Methoden ist nur dann
möglich, wenn Erdbeben gemessen werden können. Da in Campi Flegrei seit
etwa 35 Jahren keine Beben erfolgt sind, war wenig über die unterirdische
Struktur des Vulkans bekannt. Er liegt nur 20 Kilometer westlich des
Vesuvs und teilt sich mit diesem wahrscheinlich eine gemeinsame
Magmakammer. De Siena hat mit einer in der Seismologie relativ neuen
Untersuchungsmethode herausgefunden, welche Route die heißen Flüssigkeiten
nehmen, die den Supervulkan von Campi Flegrei versorgen. "Wir können mit
dieser Technik in den Vulkan hineinschauen und uns ein besseres Bild von
seinem Inneren machen." Das Bild wird von Tönen erzeugt - seismisches
Geräusch genannt, eine Art Summen, das entsteht, wenn sich die Wellen an
der Küste von Campi Flegrei brechen. "Das Geräusch sagt uns, wie der
Vulkan atmet." De Siena hat einen Kanal lokalisiert, der tiefer liegende
Magmaquellen, die wahrscheinlich seit den 1980er Jahren aktiv sind, mit
dem oberen Vulkan verbindet und heiße Flüssigkeiten in das hydrothermale
System einspeist. Gefährliche Dämpfe driften von diesem Hauptkanal zu den
Fumarolen von Solfatara und Pisciarelli.

Innere Struktur der Caldera erstmals seit den Erdbeben Anfang der 80er
aufgezeichnet

"Damit können wir besser verstehen, wie Magma und Flüssigkeiten aus den
Tiefen des Vulkans an die Oberfläche kommen", sagt De Siena, der sich bei
einem Forschungsaufenthalt in Tokio mit der Technik vertraut gemacht
hatte. Ein Seismometer nimmt dabei Signale einer sehr niedrigen Frequenz
auf, die durch die Interaktion der Wellen mit dem Vulkangestein entstehen.
"Wir können damit praktisch den Vulkan erleuchten."




[image: Foto: © Giuseppe Vilardo]

Blick auf den Vesuv, der von den Phlegräischen Feldern etwa 20 Kilometer
entfernt liegt.

Foto: © Giuseppe Vilardo



Eine künftige Aufgabe wird es sein, die neu erprobte Technik für die
Überwachung der vulkanischen Aktivität zu nutzen. Hierzu arbeitet der
Vulkanologe mit dem Observatorium des Nationalen Instituts für Geophysik
und Vulkanologie in Neapel zusammen. Zwar ist die Technik zur Erfassung
der seismischen Geräusche in der Wissenschaft recht verbreitet, sie wurde
aber auf den Phlegräischen Feldern erstmals in einer dicht besiedelten
Region verwendet. Der letzte größere Ausbruch des Vulkans liegt rund 500
Jahre zurück und hat einen Vulkankegel von über 100 Metern aufgeschüttet.
"Die Region ist ein Pulverfass. Aber wenn wir den Charakter des Vulkans
besser verstehen, können wir auch die Überwachung verbessern und im
Notfall die Bevölkerung frühzeitig warnen." Daran werden De Siena und
weitere Geowissenschaftler der Johannes Gutenberg-Universität Mainz in
Zukunft arbeiten.


Weiterführende Links:

https://www.geowiss.uni-mainz.de/seismologie/

- Vulkanseismologie

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4142_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Boris Kaus erhält ERC Consolidator Grant für die
Erforschung von magmatischen Prozessen" (21.02.2018)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / MEINUNGEN





STANDPUNKT/006: Dachverband - Biologisches Grundwissen wichtiger denn je (idw)


Verband Biologie, Biowissenschaften und Biomedizin in Deutschland e.V. -
17.07.2019

Biologisches Grundwissen wichtiger denn je - Dachverband VBIO bezieht
Position zu Schulbiologie und Lehrkräftebildung



Biowissenschaftliche Erkenntnisse liefern Grundlagen zur Beantwortung
wesentlicher Zukunftsfragen für Gesundheit, Ernährung, Klimaschutz und
Nachhaltigkeit etc. Grundlegendes biowissenschaftliches Wissen wird so für
die Gesellschaft wie für den Einzelnen immer bedeutsamer. Dabei bildet
biologisch-naturwissenschaftliches Denken die Basis für rationale,
wissensbasierte Entscheidungen. In diesem Kontext kommt dem
Biologieunterricht eine herausgehobene Bildungsverantwortung zu.
Lehrkräfte müssen daher sowohl über hohe fachwissenschaftliche als auch
fachdidaktische Kompetenzen verfügen. Zu den Themen Schulbiologie und
Lehrkräftebildung Biologie hat der Biologenverband VBIO nun Position
bezogen.

Die Positionspapiere des Verbandes Biologie, Biowissenschaften und
Biomedizin in Deutschland (VBIO e. V.) wurden vom Arbeitskreis
Schulbiologie im VBIO erarbeitet und richten sich an die Kultus- und
Wissenschaftsministerien der Bundesländer sowie an die Hochschulen, die in
der Biologielehrkräftebildung tätig sind.

"Die Biologie mit ihren vielen Teildisziplinen gewinnt laufend neue
Erkenntnisse, die unmittelbare Auswirkungen auf das Leben eines jeden
Einzelnen, auf die Gesellschaft, die Wirtschaft und die Politik haben.
Biologische Paradigmen, Denkmuster und Erklärungsmodelle gewinnen
zunehmend an Bedeutung und müssen fachdidaktisch reflektiert vermittelt
werden", so Ilka Gropengießer, Präsidiumsmitglied des VBIO und 
Co-Sprecherin des AK Schulbiologie im VBIO.

Vor diesem Hintergrund kommt dem Biologieunterricht eine herausgehobene
Bildungsverantwortung zu. Professionelle Anleitung zu 
biologisch-naturwissenschaftlichem Denken bildet die Basis für rationale,
wissensbasierte Entscheidungen jenseits von Weltanschauungen und Slogans.
"Ein fachwissenschaftlich fundiertes Grundverständnis beugt Fake News
ebenso vor wie unrealistischen Erwartungen an die Wissenschaft oder
alarmistischen Befürchtungen" erläutert Margarete Radermacher,
Vizepräsidentin im VBIO.

Die gewachsene Bedeutung der Biowissenschaften hat sich bisher nicht in
den Bildungsplänen und Stundentafeln niedergeschlagen. Auch in der
Lehrkräftebildung sieht der VBIO Handlungsbedarf:
Es braucht Lehrkräfte, die sowohl über hohe fachwissenschaftliche als auch
fachdidaktische Kompetenzen verfügen.

"Ohne kompetente, gut ausgebildete Lehrkräfte wird es auch keinen
angemessenen Biologieunterricht geben", so Christian Rosar vom,
Co-Sprecher des AK Schulbiologie im VBIO. "Die Positionspapiere zur
Schulbiologie und zur Lehrkräftebildung stehen daher in enger Beziehung
zueinander".

Ziele eines zeitgemäßen Biologieunterrichts

Ein moderner und zukunftsorientierter Biologieunterricht muss aus Sicht
des Biologenverbandes VBIO vor allem folgendes leisten:
Der Unterricht muss fachmethodisches und fachinhaltliches biologisches
Grundwissen vermitteln (scientific literacy).

Er fokussiert auf grundlegende biologische Prinzipien und Konzepte sowie
Kompetenzen, die einen reflektierten Umgang mit erworbenem Fachwissen,
aber auch völlig neuen Erkenntnissen ermöglichen. Ziel ist dabei das
Verständnis der spezifischen Denk- und Arbeitsweisen der Biologie als
Naturwissenschaft sowie deren Nutzung im Zuge von Problemlösungen und der
Erweiterung des eigenen Wissens.

Zeitgemäßer Biologieunterricht vermittelt biologisches Fachwissen unter
Einbezug von Kompetenzen aus den Bereichen "Umgang mit Fachwissen",
"Erkenntnisgewinnung", Kommunikation und "Bewertung". Biologieunterricht
trägt zum Bildungsziel der Demokratiefähigkeit bei, indem er Schülerinnen
und Schüler befähigt, auf der Basis gesicherter biowissenschaftlicher
Erkenntnisse und unter Berücksichtigung ökologischer, sozialer und
ethischer Aspekte zu einer begründeten, eigenständigen Bewertung zu
kommen. Erst dadurch ist eine aktive Teilhabe an gesellschaftlichen
Entscheidungsprozessen unter bioethischer, ökonomischer und
umweltpolitischer Perspektive möglich.

Um den genannten Anforderungen gerecht werden zu können, müssen Lehrkräfte
in Studium, Vorbereitungsdienst und berufsbegleitender Fortbildung
entsprechende Kenntnisse und Kompetenzen erwerben und vertiefen.

Forderungen des VBIO


	Der VBIO mahnt die kontinuierliche Weiterentwicklung der Bildungspläne der Länder unter Berücksichtigung aktueller biowissenschaftlicher Erkenntnisse an. Die Überlegungen der Positionspapiere "Schulbiologie" und "Lehrkräftebildung" sollten in die in Diskussion befindlichen KMK-Bildungsstandards für die Allgemeine Hochschulreife für das Fach Biologie eingehen.

	In Hinblick auf die Stundentafel bedarf es einen hohen Anteils biologischer Themen im Sachunterricht der Primarstufe, eines durchgängigen, mindestens zweistündigen Biologieunterrichts in der Sekundarstufe I, und einer Belegverpflichtung von zwei naturwissenschaftlichen Kursen in der Oberstufe, (darunter ein mindestens dreistündiger Biologiekurs).

	Um den biologischen Fachunterricht qualitativ und quantitativ zu gewährleisten, müssen Ausbildungskapazitäten bedarfsgerecht sichergestellt und ausreichend fachkundiges Lehrpersonal an allen Schulen zur Verfügung gestellt werden.

	Die Struktur des Lehramtsstudiums muss bundesweit harmonisiert werden. An allen Standorten müssen gestufte akademische Abschlüsse (Bachelor/Master of Education) angeboten werden.

	Unterrichtsrelevante Inhalte aus den für die Biologieausbildung wichtigen Bezugswissenschaften Chemie, Physik und Mathematik müssen in ausreichendem Umfang in das Biologiestudium integriert gelehrt werden.

	Ein Bachelor-Abschluss sollte in verschiedenen biologischen Berufs- und Bildungszusammenhängen verwendbar sein und einen Wechsel vom Lehramtsstudium in ein fachwissenschaftliches Masterstudium ermöglichen (Polyvalenz).

	Ein mindestens 18-monatiger Vorbereitungsdienst sollte bei Bedarf auch für Quereinsteiger aus einem 1-Fach-Studiengang (z.B. Master of Science, Biologie) zugänglich sein, um eine hochwertige fachliche und fachdidaktische und kompetenzorientierte Lehramtsausbildung zu gewährleisten.

	Um mit dem rasanten Fortschritt der biowissenschaftlichen Erkenntnisse Schritt halten zu können, sind qualitativ gesicherte, systematische und verpflichtende Lehrkräftefortbildungen zu schulrelevanten Gegenständen der Fachwissenschaft und Fachdidaktik sowie des Lehrens und Lernens in einer digitalen Lernumgebung absolut essentiell (lifelong learning).

	Ein zukunftsfähiger, auch praxisorientierter Unterricht in Biologie kann nur gelingen, wenn die finanzielle und personelle Sicherstellung der schulischen Ressourcen Priorität bekommt.




Weitere Informationen

Den Volltext der Positionspapiere finden Sie hier:

Positionspapier Schulbiologie

- https://www.vbio.de/schule/schule/rahmenplan-biologie

Positionspapier Lehrkräftebildung

- https://www.vbio.de/schule/schule/lehrkraeftebildung

Über den VBIO

Der VBIO e. V. ist das gemeinsame Dach für alle, die im Bereich Biologie,
Biowissenschaften und Biomedizin studieren oder tätig sind - egal, ob in
Hochschule, Schule, Industrie, Verwaltung, Selbstständigkeit oder
Forschung.

Die Mitglieder des VBIO vertreten das gesamte Spektrum der
Biowissenschaften von der molekularen, zellulären oder der am Organismus
orientierten Sicht bis hin zur Biomedizin.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1163
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ELEKTROTECHNIK/283: Technologien für die sechste Mobilfunkgeneration (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 17.07.2019

Technologien für die sechste Mobilfunkgeneration



Drahtlose Datennetze der Zukunft müssen höhere Übertragungsraten und
kürzere Verzögerungszeiten ermöglichen und dabei immer mehr Endgeräte
versorgen. Dies erfordert Netzwerkstrukturen aus vielen kleinen
Mobilfunkzellen. Zur Anbindung dieser Zellen bedarf es leistungsfähiger
Übertragungsstrecken bei hohen Frequenzen bis in den Terahertz-Bereich.
Außerdem gilt es, die Übertragungsstrecken möglichst nahtlos mit
Glasfasernetzen zu verbinden. Forschende am Karlsruher Institut für
Technologie (KIT) setzen ultraschnelle elektro-optische Modulatoren ein,
um Datensignale von der Terahertz- zur optischen Übertragung zu
konvertieren. Sie berichten in der Zeitschrift Nature Photonics.




[image: Grafik: © IPQ/KIT]

Die nahtlose Verbindung drahtloser Übertragungsstrecken mit
Glasfasernetzen ist der Schlüssel zu leistungsfähigen Datennetzen:
Zukünftige Mobilfunknetze bestehen aus vielen kleinen Funkzellen, die
sich über leistungsfähige THz-Übertragungsstrecken flexibel anbinden
lassen. Am Empfänger lassen sich die THz-Signale mithilfe
ultraschneller plasmonischer Modulatoren direkt in optische Signale
konvertieren und über Glasfasernetze übertragen.

Grafik: © IPQ/KIT



Während der neue Mobilfunkstandard 5G noch getestet wird, arbeiten
Forscherinnen und Forscher bereits an Technologien für die nächste
Generation der drahtlosen Datenübertragung. "6G" soll noch deutlich höhere
Übertragungsraten, kürzere Verzögerungszeiten, eine größere Gerätedichte
sowie die Integration Künstlicher Intelligenz ermöglichen. Auf dem Weg zur
sechsten Mobilfunkgeneration sind viele Herausforderungen zu meistern, was
sowohl die einzelnen Komponenten als auch ihr Zusammenwirken betrifft. So
werden die drahtlosen Netze der Zukunft aus einer Vielzahl kleiner
Mobilfunkzellen bestehen, innerhalb derer hohe Datenmengen schnell und
energieeffizient übertragen werden können. Zur Vernetzung dieser Zellen
werden Funkstrecken benötigt, mit denen sich Dutzende oder gar Hunderte
von Gigabit pro Sekunde auf einem Kanal übertragen lassen. Dazu bieten
sich Frequenzen im Terahertz-Bereich an, die im elektromagnetischen
Spektrum zwischen den Mikrowellen und der Infrarotstrahlung liegen. Eine
weitere Aufgabe besteht darin, drahtlose Übertragungsstrecken nahtlos mit
Glasfasernetzen zu verbinden, um die Vorteile beider Technologien zu
vereinen - hohe Kapazität und Zuverlässigkeit mit Mobilität und
Flexibilität.

Einen vielversprechenden Ansatz zur Konversion der Datenströme von der
Terahertz-Übertragung zur optischen Übertragung haben Wissenschaftler an
den Instituten für Photonik und Quantenelektronik (IPQ),
Mikrostrukturtechnik (IMT) sowie Hochfrequenztechnik und Elektronik (IHE)
des KIT und dem Fraunhofer-Institut für Angewandte Festkörperphysik IAF in
Freiburg entwickelt: Wie sie in der Zeitschrift Nature Photonics
berichten, verwenden sie ultraschnelle elektro-optische Modulatoren, um
ein Terahertz-Datensignal direkt in ein optisches Signal umzuwandeln und
damit die Empfängerantenne direkt an eine Glasfaser anzukoppeln. Die
Wissenschaftler nutzen in ihrem Experiment eine Trägerfrequenz von circa
0,29 THz und erreichen eine Übertragungsrate von 50 Gbit/s. "Der Modulator
beruht auf einer plasmonischen Nanostruktur und hat eine Bandbreite von
mehr als 0,36 Terahertz", erklärt Professor Christian Koos, Leiter des IPQ
und Mitglied der kollegialen Leitung des IMT. "Die Ergebnisse zeigen das
enorme Potenzial nanophotonischer Bauteile für die ultraschnelle
Signalverarbeitung." Das von den Forschern demonstrierte Konzept kann die
technische Komplexität von zukünftigen Mobilfunk-Basisstationen drastisch
reduzieren und Terahertz-Verbindungen mit enorm hohen Datenraten
ermöglichen - vorstellbar sind mehrere Hundert Gigabit pro Sekunde.


Originalpublikation:

S. Ummethala, T. Harter, K. Koehnle, Z. Li, S. Muehlbrandt, Y.
Kutuvantavida, J. Kemal, J. Schaefer, A. Tessmann, S. K. Garlapati, A.
Bacher, L. Hahn, M. Walther, T. Zwick, S. Randel, W. Freude, C. Koos:

THz-to-Optical Conversion in Wireless Communications Using an
Ultra-Broadband Plasmonic Modulator.

Nature Photonics, 2019.

DOI: 10.1038/s41566-019-0475-6

Abstract unter

https://www.nature.com/articles/s41566-019-0475-6

Artikel im Volltext (view only):

https://rdcu.be/bKsfe

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.
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Hocheffiziente Solarzellen dank solidem Fundament



Die Sonne ist eine unerschöpfliche und nachhaltige Energiequelle. Deshalb
nimmt die Photovoltaik bei der Energieerzeugung in Deutschland eine immer
wichtigere Rolle ein. Zu den vielversprechenden Materialien für
Solarzellen - mit einem hohen Wirkungsgrad und kostengünstig in der
Herstellung - gehören die metallorganischen Perowskite.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Karlsruher Instituts für
Technologie (KIT) haben eine neuartige, hocheffiziente Lochleiterschicht
aus Nickeloxid entwickelt, die großflächig abscheidbar ist und in diesen
Solarzellen zu Rekordeffizienzen führt.

Mit Wirkungsgraden von über 24 Prozent im Labor gehören 
Perowskit-Solarzellen heute zu den effizientesten Dünnschichttechnologien 
der Photovoltaik. Sie versprechen im Vergleich zu den 
Silizium-Solarzellen, die derzeit den Markt dominieren, eine deutlich 
günstigere und einfachere Herstellung.

Trifft Sonnenlicht auf den Perwoskit-Absorber, lösen sich dort Elektronen
aus ihrem gebundenen Zustand und werden energetisch angeregt. Gleichzeitig
bleiben positiv geladene Fehlstellen als "Löcher" zurück. "Um Energie aus
der Solarzelle entnehmen zu können, müssen diese Elektronen und Löcher an
unterschiedlichen Seiten des Absorbers abgeführt werden. In
Perowskit-Solarzellen geschieht dies durch selektive Ladungsträgerschichten,
also Membranen, die entweder nur die Elektronen oder nur die Löcher
passieren lassen", erklärt Tobias Abzieher, Doktorand am Lichttechnischen
Institut (LTI) des KIT. "Damit erfordern effiziente Perowskit-Solarzellen
nicht nur eine Optimierung der lichtabsorbierenden Perowskit-Schicht,
sondern auch dieser ladungsträgerselektiven Schichten."

Zusammen mit weiteren Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des KIT
hat Abzieher eine neuartige, hocheffiziente Lochleiterschicht für
Perowskit-Solarzellen auf Basis von Nickeloxid (NiOx) entwickelt. Diese
Schicht ist nicht nur kostengünstig, sondern auch im Gegensatz zu den
üblichen organischen Materialien unempfindlicher gegenüber Temperaturen
von mehr als 70 Grad Celsius. "Um diese auf dem Substrat abzuscheiden,
nutzen wir eine Vakuumprozesstechnik - die Elektronenstrahlverdampfung.
Dabei lagert sich das Metalloxid mittels Bedampfung auf einem Substrat ab.
Mit dieser Technik können wir die Schicht großflächig homogen, sowie dank
der geringen Anzahl an Prozessparametern mit gleichbleibend hoher Qualität
herstellen", so Abzieher.

Wirkungsgrade erzielen Weltrekord

Für vollständig vakuumprozessierte Perowskit-Solarzellen erzielt das Team
Wirkungsgrade von bis zu 16,1 Prozent und demonstriert damit eine der
effizientesten Perowskit-Solarzellen auf Basis dieser Methode. Neben der
reinen Vakuumabscheidung bildet das hocheffiziente Substrat auch einen
idealen Ausgangspunkt für die Abscheidung des Absorbers per
Tintenstrahldruck - das heißt mittels einer Drucktechnik wie man sie von
daheim kennt. Mit diesem Verfahren stellen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler einen Weltrekord auf: Sie erzeugen mit
tintenstrahlgedruckten Absorberschichten Wirkungsgrade bis zu 18,5
Prozent. "Aktuell dominiert in der Entwicklung die Abscheidung per
Drehrotationsbeschichtung, für die Wirkungsgrade über 24 Prozent erzielt
wurden. Allerding lässt sich diese praktisch nicht auf große Flächen
übertragen", sagt Tobias Abzieher.

"In unserer Arbeit konzentrieren wir uns auf skalierbare
Herstellungsverfahren. Wir arbeiten mit Nachdruck daran, die 
Perowskit-Photovoltaik aus dem Labor in die Fabriken zu bringen", so Dr. 
Ulrich W. Paetzold, Leiter der Arbeitsgruppe Advanced Optics and Materials 
for Next Generation Photovoltaics am Institut für Mikrostrukturtechnik 
(IMT) und dem Lichttechnischen Institut (LTI) des KIT.

An dem Projekt ist neben dem KIT auch das Innovation Lab in Heidelberg
beteiligt. Die Forschung wurde unterstützt durch das Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF), die Initiierungs- und Vernetzungsförderung
der Helmholtz-Gemeinschaft sowie die Karlsruhe School of Optics &
Photonics (KSOP).


Originalpublikation:

Tobias Abzieher, Somayeh Moghadamzadeh, Fabian Schackmar, Helge Eggers,
Florian Sutterlüti, Amjad Farooq, Danny Kojda, Klaus Habicht, Raphael
Schmager, Adrian Mertens, Raheleh Azmi, Lukas Klohr, Jonas A. Schwenzer,
Michael Hetterich, Uli Lemmer, Bryce S. Richards, Michael Powalla, and
Ulrich W. Paetzold:

Electron-Beam-Evaporated Nickel Oxide Hole Transport Layers 
for Perovskite-Based Photovoltaics,

Advanced Energy Materials, 9, 1802995, 2019

Details zum KIT-Zentrum Energie:

http://www.energie.kit.edu

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Weitere Informationen unter:

http://www.energie.kit.edu

http://www.sek.kit.edu/presse.php
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ENERGIE/1643: Balance aus Ordnung und Unordnung ermöglicht hocheffiziente Solarzellen (idw)


Universität Regensburg - 17.07.2019

Balance aus Ordnung und Unordnung ermöglicht hocheffiziente
Solarzellen



Regensburger Physiker beschreiben mit quantenmechanischen Berechnungen,
wie die effiziente Aufnahme von Sonnenlicht in Perowskit-Solarzellen
realisierbar ist.

Das Ziel weltweiter Forschungsbestrebung ist die Entwicklung neuer
Materialien, die es ermöglichen sollen, dass Solarzellen möglichst viel
Sonnenenergie aufnehmen, die in elektrische Energie umgewandelt werden
kann. Damit könnten in Zukunft extrem dünne Solarzellen hergestellt
werden, die unter anderem in Glasfassaden zum Einsatz kommen könnten. Mit
neuartigen und in der Natur nicht vorkommenden Halogenid-Perowskiten - dem
sogenannten "Wundermaterial der Photovoltaik" - gelang in weniger als
einem Jahrzehnt ein bis dato unvergleichbarer Siegeszug in der Entwicklung
von effizienten, kostengünstigen Solarzellen. Halogenid-Perowskit
Solarzellen sind bereits heute ähnlich effizient wie siliziumbasierte
Solarzellen, welche mehr als 50 Jahre lang erforscht und entwickelt
wurden. Eine Besonderheit dieser Perowskite betrifft das dynamische
Verhalten der Atome bei Raumtemperatur: Während in üblichen
Solarmaterialien die Atome wohl definierte, harmonische Schwingungen
durchführen, ist die Situation bei den relativ weichen
Halogenid-Perowskiten deutlich komplexer. Es war bis dato unklar, wie das
Auftreten dieser atomaren dynamischen Unordnung in den Perowskiten eine
effiziente Absorption von Sonnenlicht überhaupt ermöglicht.

Christian Gehrmann und das Team des Sofja Kovalevskaja Preisträgers Prof.
David Egger vom Institut für Theoretische Physik der Universität
Regensburg (mittlerweile am Department für Physik, TU München) haben
dieses Geheimnis nun gelüftet. Sie haben mit Hilfe von Supercomputern
äußerst aufwändige quantenmechanische Molekulardynamik-Berechnungen
durchgeführt, um dem kollektiven Verhalten der Atome und Elektronen
innerhalb des Perowskits bei praktisch relevanten Bedingungen auf die Spur
zu kommen. Ihre Arbeit - welche kürzlich in der renommierten
Fachzeitschrift Nature Communications veröffentlicht wurde - zeigt, dass
sich die dynamische Unordnung der Atome in den Perowskitkristallen
paradoxerweise räumlich nicht fortpflanzt. Zwar treten massive
Unordnungseffekte auf, aber die davon betroffenen Domänen sind dynamisch
voneinander abgeschirmt, sodass das Verhalten der Elektronen im Kristall
davon kaum beeinflusst wird.

Diese Balance aus Ordnung und Unordnung ist daher essentiell für die
außerordentlich effiziente Absorption von Sonnenlicht in den neuartigen
Halogenid-Perowskit Solarzellen. Die Erkenntnisse der Regensburger
Physiker legen damit einen Grundstein für das mikroskopische Verständnis
dieser neuen Solarmaterialien. Auf dieser Basis können künftig weitere
Fortschritte in der Entwicklung von effizienten und kostengünstigen
Solarzellen erzielt werden.


Originalpublikation:

Christian Gehrmann and David Egger

"Dynamic shortening of disorder potentials in anharmonic halide
perovskites",

Nature Communications (2019).

DOI: 10.1038/s41467-019-11087-y

https://www.nature.com/articles/s41467-019-11087-y
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Steuerliche Anreize für innovativen Klimaschutz setzen

Deutschland hat bereits eine CO2-Bepreisung



Der Kabinettsausschuss Klimaschutz ("Klimakabinett") beschäftigt sich
am heutigen Donnerstagabend mit möglichen Modellen für eine
Bepreisung von CO2-Emissionen. Dazu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Georg Nüßlein:

"Bei der Beratung der Vorschläge für eine Weiterentwicklung der
CO2-Bepreisung geht Gründlichkeit eindeutig vor Schnelligkeit. Denn
wir reden dabei nicht nur über Klimaschutz - sondern auch über die
möglichen sozialen und wirtschaftlichen Folgewirkungen eines neuen
Preissystems.

Deutschland fängt bei der CO2-Bepreisung nicht bei Null an: So nimmt
der Bund allein über den Straßenverkehr jährlich mehr als 50
Milliarden Euro ein. Deshalb lohnt es sich, zunächst die bestehenden
Steuern und Abgaben auf Kraft- und Brennstoffe hinsichtlich ihrer
Klimawirkung zu überprüfen. Für uns gilt die Gleichung: CO2 runter
heißt, Steuern runter.

Nach diesem Motto wollen wir gezielt Anreize für technologische
Innovationen setzen, die als Alternativen zur Nutzung fossiler
Brennstoffe erforderlich sind. Auch die Senkung der Mehrwertsteuer
für Fernreisen mit der Bahn ist ein geeignetes Entlastungsinstrument,
um die Fahrt mit dem Zug im Vergleich zum Flug attraktiver zu machen.
Die Frage der CO2-Bepreisung im Luftverkehr muss europäisch geklärt
werden. Nationale Alleingänge und Verteuerungen führen nicht weiter.

Nur mit kosteneffizienten Lösungen - bei Speichertechnologien,
alternativen Antrieben und synthetischen Kraftstoffen, in der
Gebäudetechnik und für eine treibhausgasarme Wertschöpfung in
Industrie und Gewerbe - lassen sich die ambitionierten Klimaziele
erreichen. Das Steuer- und Abgabenrecht muss hierauf zugeschnitten
werden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1886: Verschärfung von Sanktionen gegen Venezuela führen nicht zur politischen Lösung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juli 2019

Verschärfung von Sanktionen gegen Venezuela führen nicht zur politischen Lösung



"Der Beschluss des EU-Parlaments, die Sanktionen gegenüber Venezuela
weiter zu verschärfen, ist einseitig und kein Beitrag zu einer
politischen Lösung. Diese Sanktionspolitik trägt einzig zur
Verschlechterung der humanitären Lage vor Ort bei und ist eindeutig
völkerrechtswidrig. Die Forderung nach einer Weiterführung des
Oslo-Dialogs wird durch solch einseitige Maßnahmen konterkariert. Ein
Dialog und deren Ergebnis kann zudem nur dann glaubwürdig sein, wenn
er nach gemeinsamen Gesprächen auch gemeinsam getroffene
Vereinbarungen beinhaltet. Diese müssen souverän von den Venezolanern
selbst getroffen und dürfen nicht von außen erpresst und diktiert
werden", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Ich schließe mich den Forderungen der Linksfraktion im EU-Parlament
(GUE/NGL) an, die in ihrem in die heutige Abstimmung eingebrachten
Antrag entschieden eine äußere Einmischung in die inneren
Angelegenheiten Venezuelas zurückweist und die Sanktionen ablehnt. Das
EU-Parlament hätte sehr gut daran getan, sich dem Antrag
anzuschließen, der sich am Völkerrecht orientiert und auf einen
ernstzunehmenden Dialog abzielt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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EUROPA/1734: Humanität in der EU auf den Hund gekommen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juli 2019

Humanität in der EU auf den Hund gekommen



"Das ist schlicht und einfach erbärmlich. Wenn sich die Europäische
Union nicht einmal darauf verständigen kann, aus Seenot Gerettete
unverzüglich an Land zu lassen, zeigt das auf erschütternde Weise, wie
es um die Humanität der EU-Regierungen bestellt ist. Sie ist
regelrecht auf den Hund gekommen", bilanziert Ulla Jelpke,
innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den Ausgang des
EU-Innenministertreffens in Helsinki. Die Abgeordnete weiter:

"Auch in Zukunft werden also Hunderte von Schiffbrüchigen wieder tage-
und wochenlang vor den europäischen Häfen ausharren und Kapitäne wie
Besatzung mit Kriminalisierung rechnen müssen. Wenn die
Bundesregierung sich glaubwürdig von Humanitätsverweigerern wie dem
italienischen Innenminister absetzen will, muss sie zusammen mit
anderen EU-Staaten und notfalls im Alleingang die unkomplizierte
Aufnahme von Flüchtlingen anbieten.

Außerdem muss die Zusammenarbeit der EU mit den Warlords der
sogenannten libyschen Küstenwache umgehend beendet werden. Es muss
eine zivile, staatlich finanzierte Seenotrettungsmission im Mittelmeer
geben, die Flüchtlingen Zugang zu einem fairen Asylverfahren
gewährleistet. Dabei darf es weder de-facto-Inhaftierungen geben noch
Schnellverfahren, in denen Asylsuchende nach oberflächlicher Prüfung
wegen vermeintlich geringer Bleibeperspektive aussortiert und
abgeschoben werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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INNEN/5061: Bundespolizei muss sich mit Rassismus auseinandersetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juli 2019

Bundespolizei muss sich mit Rassismus auseinandersetzen



"Der Bundespolizeipräsident will die Zahl der Abschiebungen steigern,
und der Innenminister wünscht sich mehr sogenannte Schleierfahndung.
Ganz nach dem Motto: Mehr Ausgrenzung, mehr Polizeigewalt gegen
Flüchtlinge, mehr Racial Profiling", kommentiert die innenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, die Vorstellung des
Bundespolizeiberichts durch Bundesinnenminister Seehofer und den
Bundespolizeipräsidenten Romann. Jelpke weiter:

"Das Gegenteil wäre richtig: Bund und Länder müssen ihre brutalisierte
Abschiebepraxis stoppen, und die Bundespolizei muss sich endlich
ernsthaft mit Rassismus in den eigenen Reihen auseinandersetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Juli 2019

Deutscher Bundestag
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SICHERHEIT/1983: Für ein atomwaffenfreies Europa


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Juli 2019

Für ein atomwaffenfreies Europa



"Das Treffen des deutschen und des russischen Außenministers am Rande
des Petersburger Dialogs ist ein wichtiges Zeichen gewachsener
Gesprächsbereitschaft", erklärt der außenpolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE, Stefan Liebich. Er fährt fort:

"Außenminister Heiko Maas sollte das Treffen nutzen, um eine
Abrüstungskonferenz mit dem Ziel eines atomwaffenfreien Europas
vorzuschlagen. Das erscheint angesichts des bevorstehenden Endes des
INF-Vertrages und des drohenden Auslaufen des NEW Start-Vertrages
dringend geboten. Und auch wenn die Eingliederung der Krim und die
Unterstützung der Separatisten im Osten der Ukraine durch Russland
völkerrechtswidrig und falsch waren und sind, müssen endlich die
wirkungslosen, aber insbesondere für den Osten Deutschlands
schädlichen Wirtschaftssanktionen beendet werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2176: Bundesregierung darf Verhandlungen über UN-Lieferkettenabkommen nicht länger blockieren


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 17. Juli 2019

Bundesregierung darf Verhandlungen über UN-Lieferkettenabkommen nicht länger blockieren



"Mit dem überarbeiteten Vertragsentwurf des Binding Treaty ist die
Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen einen großen Schritt auf
Deutschland und die EU zugegangen. Jetzt liegt es an der
Bundesregierung, darauf angemessen zu antworten und die Verhandlungen
im Oktober aktiv mitzugestalten. Ihre bisherige Strategie des
Blockierens und des unproduktiven Lamentierens kann die
Bundesregierung unter keinen Umständen fortführen", erklärt Michel
Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für Menschenrechte
und Humanitäre Hilfe, anlässlich der Veröffentlichung des
überarbeiteten Vertragsentwurfs des UN-Abkommens für Menschenrechte
und Transnationale Konzerne ("Binding Treaty"). Brandt weiter:

"Der Binding Treaty bietet eine historische Chance, die Straflosigkeit
von Unternehmen in globalen Lieferketten zu beenden und
Machtverhältnisse umzugestalten. Opfer von Menschenrechtsverletzungen
könnten endlich in die Lage versetzt werden, es mit Großkonzernen vor
Gericht aufzunehmen. Es kann nicht sein, dass Unternehmen - auch
deutsche - heute noch aus der Ausbeutung von Arbeiterinnen und
Arbeitern, Indigenen und der Umwelt Profit schlagen, ohne dafür zu
haften. Das dem noch immer so ist, hat erst kürzlich wieder die vor
dem Landgericht Dortmund gescheiterte Klage pakistanischer Opfer gegen
den Textilkonzern KiK gezeigt.

Der wirkungs- und zahnlose Nationale Aktionsplan Wirtschaft und
Menschenrechte der Bundesregierung wird diesen Missstand nicht ändern.
Es braucht völkerrechtliche Regeln und internationale Kooperation.
Darum fordert DIE LINKE die Bundesregierung auf, die gesamten
Verhandlungen zum Binding Treaty im Oktober mit Vertreterinnen und
Vertretern der obersten Führungsriege des Auswärtigen Amtes zu
begleiten und sich anhand des überarbeiteten Vertragstextes
einzubringen. Deutschland muss sich darüber hinaus auf EU-Ebene für
einen starken Binding Treaty einsetzten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 17. Juli 2019
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BUNDESTAG/8656: Heute im Bundestag Nr. 799 - 18.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 799

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.37 Uhr

1. Korrekturbitten des BMVI erfragt

2. Erfassung islamfeindlicher Straftaten

3. Wahlrecht von Auslandsdeutschen

4. Internationale Polizeimissionen

5. Bundesweite Grenzkontrollen thematisiert

6. AfD fragt nach BVA-Korrekturbitten

7. Korrekturbitten des BMBF erfragt



1. Korrekturbitten des BMVI erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) zwischen dem 22. November 2005 und dem
31. Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11589) danach, "aus
welchen Anlässen" das Ministerium im selben Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

2. Erfassung islamfeindlicher Straftaten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Erfassung von islamfeindlichen Straftaten und
Angriffen auf Moscheen" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/11513). Darin erkundigt sie sich danach, wie viele
und welche Formen von Angriffen auf Moscheen es nach Kenntnis der
Bundesregierung seit 2014 gegeben hat. Auch will sie unter anderem
wissen, welche Erfahrungen die Bundesregierung mit der gesonderten
Erfassung islamfeindlicher Straftaten seit 2017 gemacht hat.

 * 

3. Wahlrecht von Auslandsdeutschen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Mit dem "Wahlrecht der Auslandsdeutschen" befasst
sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11498). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, wie viele Deutsche nach Kenntnis
der Bundesregierung ihren Wohnsitz im Ausland haben und wie viele
davon wahlberechtigt sind. Auch will sie wissen, wie viele Anträge auf
Briefwahl von Auslandsdeutschen nach Kenntnis der Bundesregierung ohne
eine gültige Stimmabgabe enden. Ferner fragt sie unter anderem, ob die
Bundesregierung eine Gefahr "für das verfassungsmäßig garantierte
Recht auf Teilhabe an Wahlen von Auslandsdeutschen" sieht "angesichts
des Umstandes, dass dieser Wahlprozess sehr anfällig für etwaige, auch
mutwillige Störungen beispielsweise in undemokratischen Gastländern
ist".

 * 

4. Internationale Polizeimissionen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Polizistinnen in internationalen
Polizeimissionen" geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11493). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, wie viele der an
internationalen Einsätzen beteiligten Polizeikräfte seit 2014 nach
Kenntnis der Bundesregierung männlich beziehungsweise weiblich
beziehungsweise divers sind. Auch will sie wissen, wie viele
Polizisten beziehungsweise Polizistinnen aus welchen Bundesländern
sich derzeit in welchen internationalen Einsätzen befinden. Ferner
fragt sie unter anderem, mit welchen konkreten Maßnahmen "die
Bundesregierung die Beteiligung von Frauen an Friedensprozessen
fördern" werde.

 * 

5. Bundesweite Grenzkontrollen thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Bundesweite Grenzkontrollen" lautet der Titel einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/11488). Darin erkundigt sich die
Fraktion danach, ob der Personalbestand der Bundespolizei und der
Bundeszollverwaltung derzeit ausreichend ist, "um notfalls eine
bundesweite Binnengrenzkontrolle für mindestens sechs Monate zu
gewährleisten, ohne dass andere Aufgabengebiete vernachlässigt
beziehungsweise durch Personalabordnungen in ihrer Funktion
beeinträchtigt werden". Auch will sie unter anderem wissen, welche
Ausstattung an Fahrzeugen, Material und sonstiger Ausrüstung "in
welcher finanziellen Größenordnung für eine Gewährleistung einer
bundesweiten sechsmonatigen Grenzkontrolle zusätzlich erforderlich"
wäre.

 * 

6. AfD fragt nach BVA-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesverwaltungsamt (BVA) im
Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11519) danach, "aus
welchen Anlässen" das BVA im Januar dieses Jahres bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

7. Korrekturbitten des BMBF erfragt

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember
2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11597) danach, "aus
welchen Anlässen" das BMBF im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8655: Heute im Bundestag Nr. 798 - 18.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 798

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.35 Uhr

1. Korrekturbitten der BRG im Januar 2019

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMF

3. Korrekturbitten der BAuA erfragt

4. AfD fragt nach BSI-Korrekturbitten

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BVA

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BfV



1. Korrekturbitten der BRG im Januar 2019

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) im Januar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11567) danach, "aus welchen Anlässen" die
BGR im Januar dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMF

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium der Finanzen
(BMF) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11535) danach,
"aus welchen Anlässen" das Ministerium im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

3. Korrekturbitten der BAuA erfragt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin (BAuA) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31.
Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11564) danach, "aus
welchen Anlässen" die BAuA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. AfD fragt nach BSI-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31.
Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11583) danach, "aus
welchen Anlässen" das BSI im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BVA

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesverwaltungsamt (BVA) im
Zeitraum vom 22. November 2005 bis zum 31. Dezember 2018 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11568) danach, "aus welchen Anlässen" das
BVA im genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BfV

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) im Zeitraum vom 19. Juli 2018 und Ende 2018 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11562) danach, "aus welchen Anlässen" das
BfV im genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8654: Heute im Bundestag Nr. 797 - 18.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 797

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.31 Uhr

1. AfD fragt nach Korrekturbitten des BfJ

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMJV

3. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten

4. AfD fragt nach Korrekturbitten der BAuA

5. AfD fragt nach BfV-Korrekturbitten

6. AfD fragt nach GBA-Korrekturbitten



1. AfD fragt nach Korrekturbitten des BfJ

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Justiz (BfJ) im
Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11561) danach, "aus
welchen Anlässen" das BfJ im Januar dieses Jahres bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMJV

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium der Justiz und
für Verbraucherschutz (BMJV) seit dem 22. November 2005 bis 31.
Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11586) danach, "aus
welchen Anlässen" das BMJV seit dem 22. November 2005 bis 31. Dezember
2018 bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen
von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

3. AfD fragt nach BMI-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium des Inneren,
für Bau und Heimat im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11532) danach, "aus welchen Anlässen" das Ministerium im Januar
dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. AfD fragt nach Korrekturbitten der BAuA

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin (BAuA) im Januar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11565) danach, "aus welchen Anlässen" die
BAuA im Januar dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

5. AfD fragt nach BfV-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11563) danach,
"aus welchen Anlässen" das BfV im genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach GBA-Korrekturbitten

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus "welchen Anlässen "der Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof (GBA) im Januar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11524) danach, aus "welchen Anlässen" der
GBA im Januar dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8653: Heute im Bundestag Nr. 796 - 18.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 796

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.15 Uhr

1. Details zum Masterplan BER 2040

2. Verkehrsprojekte in Mitteldeutschland

3. Korrekturbitten des BMWi 2005-2018

4. Korrekturbitten der BAM

5. Korrekturbitten der BNetzA

6. Korrekturbitten des BAFA im Januar

7. Korrekturbitten der BGR 2005-2018



1. Details zum Masterplan BER 2040

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Der Aufsichtsrat des Flughafens Berlin Brandenburg
(BER) hat der Budgetbildung zur Fertigstellung des Terminals 2 und für
erste Planungskosten "zur Konkretisierung weiterer Maßnahmen des
Masterplans BER 2040" zugestimmt. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/11483) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/10832). Darin hatte sich die Fraktion nach Details
zur Steigerung der Kapazitäten des neuen Flughafens erkundigt. Weiter
schreibt die Bundesregierung, dass die Flughafengesellschaft Berlin
Brandenburg (FBB) im Jahr 2040 mit einem Passagieraufkommen in Höhe
von 55 Millionen plane. Eine gesonderte Betrachtung der Flugrouten und
des Lärmschutzes sei nicht Gegenstand des "Masterplans BER 2040".

 * 

2. Verkehrsprojekte in Mitteldeutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) In ihrer Antwort (19/11485) stellt die
Bundesregierung den Planungs- und Projektstand verschiedenster
Infrastrukturprojekte in Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Hessen
dar. In einer Kleinen Anfrage (19/11115) hatte sich die FDP-Fraktion
nach dem Ausbau von Bundesstraßen in Mitteldeutschland als Standort
wichtiger Verkehrsachsen und Knotenpunkte erkundigt.

 * 

3. Korrekturbitten des BMWi 2005-2018

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Wirtschaft
und Energie (BMWi) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember
2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11588) danach, "aus
welchen Anlässen" das Ministerium im selben Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Korrekturbitten der BAM

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für
Materialforschung und -prüfung (BAM) zwischen dem 22. November 2005
und dem 31. Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11582) danach, "aus welchen Anlässen" die BAM im selben Zeitraum
bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten der BNetzA

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesnetzagentur (BNetzA)
zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11579) danach, "aus welchen Anlässen" die
BNetzA im selben Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Korrekturbitten des BAFA im Januar

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Wirtschaft und
Außenkontrolle (BAFA) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11574) danach, "aus welchen Anlässen" das BAFA im Januar dieses
Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

7. Korrekturbitten der BGR 2005-2018

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) zwischen dem 22. November 2005
und dem 31. Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11566) danach, "aus welchen Anlässen" die BGR im selben Zeitraum
bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8652: Heute im Bundestag Nr. 795 - 18.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 795

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 18. Juli 2019, Redaktionsschluss: 08.41 Uhr

1. Transparente Gesetzgebung

2. Zahl unerlaubter Einreisen

3. Stand und Entwicklung der Pressefreiheit

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMBF

5. Korrekturbitten der BVersA erfragt

6. AfD fragt nach THW-Korrekturbitten

7. AfD fragt nach Zitis-Korrekturbitten



1. Transparente Gesetzgebung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
getroffen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11474)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11059), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Gesetzes zur Änderung des Neunten und des Zwölften Buches
Sozialgesetzbuch" gefragt wurde. Hierdurch solle "die bereits in der
18. Legislaturperiode erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie den von der Bundesregierung
beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit zugänglich zu machen",
heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

2. Zahl unerlaubter Einreisen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Zuständigkeitsbereich der Bundespolizeidirektion
Pirna sind im Zeitraum von Januar bis Mai dieses Jahres 1.258
unerlaubte Einreisen registriert worden. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/11486) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11134) hervor. Danach sank die Zahl der unerlaubten Einreisen im
genannten Zuständigkeitsbereich von 13.219 im Jahr 2015 über 5.199 im
Folgejahr und 3.222 im Jahr 2017 auf 3.200 im vergangenen Jahr.

 * 

3. Stand und Entwicklung der Pressefreiheit

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die
Pressefreiheit gemäß Artikel 2 des Vertrags über die Europäische Union
und Artikel 11 der Grundrechtecharta in allen EU-Mitgliedstaaten
umfassend geschützt werden muss. Das schreibt sie in ihrer Antwort
(19/11505) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10797).
In Deutschland beobachte die Bundesregierung fortlaufend den Stand und
die Entwicklung der Pressefreiheit und sei regelmäßig im Austausch mit
Journalistenverbänden und anderen Interessenvertretungen aus dem
Presse- und Medienbereich, um etwaigen Handlungsbedarf zu
identifizieren. Berichte über Einschränkungen für die Arbeit von
Journalistinnen und Journalisten nehme die Bundesregierung sehr ernst
und setze sich auch auf europäischer Ebene aktiv für Medien- und
Meinungsfreiheit ein. Der Europäische Rat habe sich in seinen
Schlussfolgerungen vom 18. Juni 2019 zur Meinungsfreiheit und
Unabhängigkeit der Medien in den Staaten des Westlichen Balkans
geäußert. Diese Einschätzung habe aus Sicht der Bundesregierung
weiterhin Gültigkeit.

Die Abgeordneten wollten unter anderem wissen, welche Kenntnisse die
Bundesregierung über die Entwicklung der Pressefreiheit in der EU hat
und inwiefern sie die Feststellung von "Reporter ohne Grenzen" teilt,
dass die zweitstärkste Verschlechterung in der Region EU und Balkan zu
verzeichnen sei. Weitere Fragen bezogen sich auf den Schutz deutscher
Journalisten in der Türkei sowie den Schutz von Journalisten in
Deutschland. Auch in Deutschland gerate die Pressefreiheit zunehmend
unter Druck, heißt es in der Anfrage.

 * 

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMBF

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11539) danach, "aus welchen Anlässen" das BMBF im Januar dieses
Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten der BVersA erfragt

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesversicherungsamt (BVersA)
im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11520) danach, "aus
welchen Anlässen" das BVersA im Januar dieses Jahres bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach THW-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt Technisches
Hilfswerk (THW) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11537) danach, "aus welchen Anlässen" das THW im Januar dieses
Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

7. AfD fragt nach Zitis-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Zentrale Stelle für
Informationstechnik im Sicherheitsbereich (Zitis) im Januar 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11531) danach, "aus welchen Anlässen" Zitis
im Januar dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8651: Heute im Bundestag Nr. 794 - 17.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 794

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 17. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.50 Uhr

1. Rüstungsexportbericht 2018

2. Lieferketten bei seltenen Erden

3. Bauliche Situation am Kulturforum

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMAS

5. Korrekturbitten des BMU erfragt

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BSI



1. Rüstungsexportbericht 2018

Wirtschaft und Energie/Unterrichtung

Berlin: (hib/fno) Die Bundesregierung hat im vergangenen Jahr deutlich
weniger Rüstungsexporte genehmigt als im Jahr zuvor. Insgesamt sei das
Volumen der Einzelgenehmigungen um rund 1,4 Milliarden Euro auf 4,82
Milliarden Euro gesunken. Das geht aus dem Bericht der Bundesregierung
über ihre Exportpolitik für konventionelle Rüstungsgüter im Jahr 2018
hervor, der als Unterrichtung (19/11215) veröffentlicht wurde.

Die größten Ausfuhrposten waren Ketten- und Radfahrzeuge mit einem
Volumen von 1,467 Milliarden Euro in 2.055 Genehmigungen, gefolgt von
militärischer Luftfahrzeugtechnik im Umfang von 0,583 Milliarden Euro
bei 1.111 Ausfuhrgenehmigungen. Auch die Ausfuhrgenehmigungen für
Kriegswaffen waren 2018 rückläufig, von 2,65 Milliarden Euro im Jahr
2017 auf 0,669 Milliarden Euro. Kriegswaffen stellen eine besondere
Kategorie innerhalb der Rüstungsgüter dar und werden besonders
kontrolliert, unter anderem werden auch die tatsächlichen Ausfuhrwerte
erfasst. Diese lagen mit 0,771 Milliarden Euro ebenfalls deutlich
unter dem Wert des Vorjahres (2,65 Milliarden Euro). 2018 wurden 61
Prozent des Gesamtvolumens an Kriegswaffen an Partner innerhalb der
Europäischen Union, der NATO oder der NATO gleichgestellten Länder,
wie Japan oder die Schweiz, geliefert.

Das wichtigste Bestimmungsland deutscher Rüstungsgüter war 2018
Algerien mit einem Genehmigungswert von 0,818 Milliarden Euro für LKW,
Transportpanzer und Teile für gepanzerte Fahrzeuge. Die Vereinigten
Staaten folgen mit 0,525 Milliarden Euro für Jagd- und Sportwaffen,
Feuerleitanlagen und Munition.

 * 

2. Lieferketten bei seltenen Erden

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Um die Versorgung der deutschen Industrie mit
seltenen Erden geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11492). Unter dem Eindruck des Handelskonflikts zwischen den
Vereinigten Staaten und China wollen die Abgeordneten wissen, ob ein
möglicher chinesischer Exportstopp seltener Erden in die USA auch
Rohstofflieferungen nach Deutschland beeinträchtigen könne. Auch nach
deutschen Reserven und Maßnahmen der Bundesregierung für die
Versorgungssicherheit mit seltenen Erden erkundigen sich die
Abgeordneten in der Anfrage.

 * 

3. Bauliche Situation am Kulturforum

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die FDP-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11516) nach aktuellen Daten und Ausbauplänen für das
Berliner Kulturforum. Die Fragen betreffen die Kunstbibliothek, die
Neue Nationalgalerie, die Gemäldegalerie, das Kupferstichkabinett, das
Kunstgewerbemuseum und die St. Matthäus Kirche sowie die allgemeine
Gestaltung des Ensembles. Auch zum geplanten Museum der Moderne
befragen die Abgeordneten die Bundesregierung.

 * 

4. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMAS

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales (BMAS) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember
2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11596) danach, "aus
welchen Anlässen" das Ministerium im selben Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten des BMU erfragt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) im Januar 2019 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11529) danach, "aus welchen Anlässen" das
BMU im Januar dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BSI

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) im Januar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11518) danach, "aus welchen Anlässen" das
BSI im Januar dieses Jahres bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1891: Regierungspressekonferenz vom 17. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 17. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 17. Juli 2019

Themen: Personalie, Kabinettssitzung (Glückwünsche an Ursula von der
Leyen zu ihrem neuen Amt als EU-Kommissionspräsidentin, Entwurf eines
Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der Impfprävention,
Entwurf eines Gesetzes für die Reform der medizinischen Dienste der
Krankenversicherungen, Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der
Vor-Ort-Apotheken), fünfter Jahrestag des Abschusses der Passagiermaschine
des Fluges MH17, Pressekonferenz der Bundeskanzlerin zu aktuellen Themen
der Innen- und Außenpolitik, Rückgabe des im Zweiten Weltkrieg geraubten
Gemäldes "Vaso di Fiori" an Italien, negativer Ausgang einer Abstimmung im
Europaparlament für die ehemalige polnische Ministerpräsidentin Szydlo,
Amtsübernahme der neu ernannten Bundesverteidigungsministerin, Unfälle mit
Beteiligung von E-Scootern, Teilnahme des Bundesaußenministers am
Petersburger Dialog, JCPOA, türkische Ankündigung von Bohraktivitäten
südöstlich der zyprischen Karpas-Halbinsel, geplantes Treffen des
Bundesverkehrsministers mit dem österreichischen Verkehrsminister,
Situation in Libyen, Veröffentlichung der Verträge zur Pkw-Maut,
europäische Klimapolitik


Sprecher: SRSin Demmer, Flosdorff (BMVg), Burger (AA), Fähnrich
(BMVg), Petermann (BMI), Strater (BMVI), Haufe (BMU)



Vors. Buschow eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Buschow: Bevor wir in die Themen einsteigen, haben wir auf dieser Bank eine
Verabschiedung - ich gebe Herrn Flosdorff das Wort.

Flosdorff: Vielen Dank für das Wort. - Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich
möchte gern die Gelegenheit nutzen, Ihnen heute noch einmal kurz Tschüs zu
sagen. Ende 2005 hatte ich hier in der Bundespressekonferenz meine erste
Pressekonferenz, ich habe also 13,5 Jahre lang hier oben an
unterschiedlicher Stelle gesessen - erst im Familienministerium, dann im
Arbeitsministerium und im Verteidigungsministerium. Ich habe hier viele
verschiedene Themen erklärt: Elterngeld, Kita-Ausbau, Kinderschutz,
Netzsperren, Jobcenter-Reform, Hartz IV, Lebensleistungsrente, Frauenquote.
Die Verteidigungsministeriumsskandale nenne ich hier jetzt nicht, dafür
bitte ich um Verständnis - ich spreche hier ja für dieses Ministerium.

Es war nicht immer angenehm, aber ich fand es immer sehr sportlich mit
Ihnen. Es ist mir auch eine Ehre, hier viele Kolleginnen und Kollegen von
Ihnen erlebt zu haben, die nachhaltig Eindruck hinterlassen haben. Ich habe
zum Beispiel Herrn Wonka erlebt und sogar überlebt, oder auch den
geschätzten Kollegen Schroeren, der in unterschiedlicher Position ähnlich
lange wie ich hier auf der Sprecherbank saß. Ich habe den Wandel dieser
Institution miterlebt und auch für meine Kommunikation ein bisschen die
Schlüsse daraus gezogen.

Ich wünsche dieser Bundespressekonferenz alles Gute! Ich möchte hier keine
schlaue Analyse abgeben; das hat mein Kollege Johannes Dimroth im
vergangenen Jahr treffender ausgedrückt, als ich das jemals könnte. Ich
verweise insofern - das ist ja auch ein beliebter Sport von uns - auf das
Protokoll vom 13. April 2018.

Ich war in den vergangenen zwei Wochen nicht hier gewesen, weil ich schon
für die damals für die EU-Kommissionspräsidentin nominierte Kandidatin die
Kommunikation für das Transition Team gemacht habe. Ich werde für sie -
jetzt als gewählte Präsidentin der EU-Kommission - in Brüssel jetzt
weiterhin erst einmal bis zum Jahresende tätig sein, und dann schaue ich
weiter, weil ich bisher noch keine Möglichkeit hatte, das privat alles zu
sortieren.

Ich danke Ihnen sehr für die Zusammenarbeit in den vergangenen Jahren und
wünsche Ihnen alles erdenklich Gute. Tschüs!

Buschow: Danke dafür, Herr Flosdorff. Natürlich wünschen wir Ihnen auch
alles Gute für die Zukunft und hoffen, dass Sie immer die richtigen
Schlüsse daraus ziehen, wie Sie mit den Journalisten weiter kommunizieren -
dann freuen wir uns alle miteinander. Vielen Dank und alles Gute!

Flosdorff: Danke sehr!

Buschow: Wir haben Mittwoch und hatten eine Kabinettssitzung, insofern hat
Frau Demmer das Wort.

SRSin Demmer: Ich kann mich vielleicht thematisch anschließen und sagen,
dass Ursula von der Leyen natürlich von der Bundeskanzlerin zu ihrem neuen
Amt beglückwünscht worden ist und die Kanzlerin ihr auch für die langen
Jahre der guten Zusammenarbeit gedankt hat.

Ansonsten ging es im Kabinett um das Thema Masern. Masern sind keine
harmlose Kinderkrankheit. Sie werden durch Viren ausgelöst und gehören zu
den ansteckendsten Infektionskrankheiten, mit Folgeschäden wie Lungen- oder
Gehirnentzündung, und es kann im Extremfall sogar tödlich enden. Impfen
kann diese Krankheit verhindern. Hierfür stehen gut verträgliche und
hochwirksame Impfstoffe zur Verfügung. Um Masern zu eliminieren braucht es
aber eine Impfquote von mindestens 95 Prozent der Bevölkerung. Bisher hat
Deutschland diese Impfquote nicht erreicht. Deshalb hat das Kabinett heute
den Entwurf eines Gesetzes für den Schutz vor Masern und zur Stärkung der
Impfprävention beschlossen. Kernstück des Gesetzentwurfs ist, dass
Menschen, die in Gemeinschaftseinrichtungen wie Schulen oder Kitas oder in
Gemeinschaftsunterkünften wie Asylbewerberheimen betreut werden, gegen
Masern geimpft sein müssen. Auch Menschen, die in solchen Einrichtungen
oder im medizinischen Bereich arbeiten, müssen künftig ihren
Masernimpfschutz oder ihre Masernimmunisierung nachweisen. Flankierend dazu
wird die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung gestärkt, um die
Bevölkerung regelmäßig und umfassend über das Thema Impfen zu informieren.

Dann hat das Kabinett heute den Entwurf eines Gesetzes für die Reform der
medizinischen Dienste der Krankenversicherungen beschlossen. Die
medizinischen Dienste sind die sozialmedizinische Beratungs- und
Begutachtungsdienste der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherungen.
Sie sorgen dafür, dass deren Leistungen nach objektiven Kriterien allen
Versicherten und zu gleichen Bedingungen zugutekommen. In den letzten
Jahren ist immer wieder ganz kritisch hinterfragt worden, inwieweit die
medizinischen Dienste unabhängig von den Kranken- und Pflegekassen sind.
Deshalb ist im Koalitionsvertrag verabredet, diese medizinischen Dienste zu
stärken und ihre Unabhängigkeit zu gewährleisten und dafür zu sorgen, dass
sie ihre Aufgaben nach bundesweit einheitlichen und verbindlichen
Regelungen wahrnehmen.

Der Gesetzentwurf des Bundesgesundheitsministeriums beinhaltet deshalb zum
einen eine Organisationsreform. Die medizinischen Dienste werden künftig
als eigenständige Körperschaften des öffentlichen Rechts geführt. Die
Besetzung ihrer Verwaltungsräte wird neu geregelt. Zum anderen soll die
Prüfung von Krankenhausabrechnungen effizienter werden. Der Gesetzentwurf
setzt auf Anreize für eine regelkonforme Abrechnung von
Krankenhausleistungen. Künftig soll die Abrechnungsqualität eines
Krankenhauses den Umfang der zulässigen Prüfung durch den medizinischen
Dienst bestimmen.

Als dritter und letzter Punkt: Die Apotheken vor Ort sollen in Zukunft auch
flächendeckend eine verlässliche und qualifizierte Arzneimittelversorgung
gewährleisten. Deshalb hat das Kabinett heute den Entwurf eines Gesetzes
zur Stärkung der Vor-Ort-Apotheken beschlossen. Dazu gehört, dass sie mehr
Geld für Nacht- und Notdienste erhalten. Apothekerinnen und Apotheker
sollen außerdem zusätzliche pharmazeutische Dienstleistungen erbringen
können. Zudem können sie im Rahmen regionaler Modellprojekte
Grippeschutzimpfungen durchführen. Schwer chronisch Kranke sollen künftig
mit nur einer Verordnung ihre Medikamente bis zu dreimal in der Apotheke
erhalten. Gesetzlich Versicherte sollen ihre vom Arzt verschriebenen
Medikamente in allen Apotheken und schnellstmöglich zum selben Preis
bekommen. Die Pflicht zur Einhaltung einheitlicher Abgabepreise bei
verschreibungspflichtigen Medikamenten entspricht dem Sachleistungs- und
Solidaritätsprinzip der gesetzlichen Krankenversicherung. Sie gilt daher
auch für Versandapotheken aus anderen europäischen Mitgliedstaaten, wenn
sie mit der gesetzlichen Krankenversicherung abrechnen.

Dann würde ich gerne den fünften Jahrestag des Abschusses der MH17-Maschine
zum Anlass nehmen, um etwas dazu zu sagen: Heute vor fünf Jahren wurde das
Passagierflugzeug MH17 über dem Konfliktgebiet in der Ostukraine
abgeschossen. Alle 298 Insassen kamen ums Leben, darunter 80 Minderjährige.
Auch vier deutsche Staatsangehörige waren unter den Opfern. Die
Bundesregierung spricht den Hinterbliebenen der Opfer erneut ihr Mitgefühl
aus. Die Bundesregierung unterstützt die Bemühungen der gemeinsamen
internationalen Ermittlergruppe, das Verbrechen vollständig aufzuklären und
die Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen. Nach Erkenntnissen der
internationalen Ermittlergruppe wurde das Flugzeug mit einem russischen
Flugabwehrsystem abgeschossen. Am 19. Juni 2019 hat die niederländische
Staatsanwaltschaft Haftbefehle gegen vier mutmaßliche Täter ausgestellt,
unter anderem gegen den Separatistenführer Igor Girkin. Der Strafprozess
wegen 298-fachen Mordes soll am 9. März 2020 in Den Haag beginnen. Russland
bleibt aufgerufen, vollumfänglich zur Aufklärung beizutragen.

Dann habe ich Ihnen ausnahmsweise an einem Mittwoch auch noch einen Termin
mitzuteilen. Ich kann Ihnen heute die Pressekonferenz der Bundeskanzlerin
zu aktuellen Themen der Innen- und Außenpolitik ankündigen: Sie wird an
diesem Freitag, dem 19. Juli, um 10.30 Uhr hier im Haus der
Bundespressekonferenz stattfinden.

Burger: Wir haben Ihnen bereits angekündigt, dass Deutschland in Kürze das
Gemälde "Vaso di Fiori", also "Die Blumenvase", an Italien zurückgeben
wird. Jetzt ist es so weit: Am kommenden Freitag reist Außenminister Maas
nach Florenz und wird dort seinen italienischen Amtskollegen treffen und
das Gemälde an die Gemäldegalerie des Palazzo Pitti übergeben. Außerdem
wird es im Rahmen dieses Besuchs ein bilaterales Gespräch der beiden
Außenminister geben. Es handelt sich um das Gemälde "Vaso di Fiori" des
holländischen Malers Jan van Huysum. Das Bild war während des Zweiten
Weltkriegs aus dem Museum entwendet worden und befand sich seither in
Deutschland.

Frage: Frau Demmer, hat die Bundeskanzlerin mit dem polnischen
Regierungschef Morawiecki telefoniert und sich bei ihm für den negativen
Ausgang der Abstimmung im Europaparlament entschuldigt, in der die
ehemalige polnische Regierungschefin Szydlo durchgefallen war? Sie wollte
Vorsitzende eines Ausschusses werden und war am Montag zum zweiten Mal
durchgefallen. Gab es dazu ein Telefonat?

SRSin Demmer: Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass wir hier über etwaige
vertrauliche Gespräche dieser Natur wie üblich keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Gab es eine Absprache mit der polnischen PiS, und wenn ja, was
beinhaltete diese Absprache?

SRSin Demmer: Wie gesagt, ich kann Ihnen über ein solches Telefonat und
auch darüber hinausgehend hier keine Auskunft geben.

Frage: Auch zu diesem Komplex und zu der Causa von der Leyen: Die 
CDU-Chefin hat gestern Abend angekündigt, dass es ein Nachspiel haben werde,
dass SPD- und Grünen-Abgeordnete im Europaparlament gegen Frau von der
Leyen gestimmt haben. Wird es aus Sicht der Bundesregierung irgendein
Nachspiel geben? Ist die Koalition in irgendeiner Art und Weise belastet
durch das unterschiedliche Abstimmungsverhalten der Koalitionspartner in
Straßburg?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen sagen: Die Bundeskanzlerin und das gesamte
Bundeskabinett arbeiten vertrauensvoll und konstruktiv zusammen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass es keine Rückwirkungen haben wird?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen aus der heutigen Kabinettssitzung berichten:
Die Bundeskanzlerin und das Bundeskabinett arbeiten vertrauensvoll und gut
zusammen.

Frage: Ich habe eine Frage an Frau Demmer, vielleicht auch an Herrn
Fähnrich im Verteidigungsministerium. Inwiefern kann die jetzt ernannte
neue Verteidigungsministerin, solange sie noch nicht vor dem Bundestag
vereidigt ist, ihren Amtspflichten nachgehen? Vielleicht können Sie das
formal erklären. Wie vollumfänglich oder auch nicht vollumfänglich kann sie
ihre Funktion bis zum 26. Juli wahrnehmen?

SRSin Demmer: Dazu ist, denke ich, Herr Fähnrich auskunftsfähig.

Fähnrich: Ja. Diese Frage habe ich heute schon das eine oder andere Mal zu
beantworten gehabt. Nichtsdestoweniger will ich gern darauf eingehen.

Für uns ist die Übergabe der Ernennungsurkunde der Zeitpunkt, zu dem die
Befehls- und Kommandogewalt von der einen auf die andere Person übergeht.
Das heißt, mit der heutigen Ernennung der neuen Verteidigungsministerin ist
diese bei uns im Amt. Sie hat dementsprechend vor knapp anderthalb Stunden
mit militärischen Ehren durch den Generalinspekteur im
Verteidigungsministerium Einzug gehalten und führt dort zurzeit die ersten
Gespräche durch.

Zusatzfrage: Dann muss ich nachfragen. Vielleicht kann das
Verfassungsministerium ja assistieren. Wozu braucht es dann überhaupt diese
Vereidigung im Bundestag, beziehungsweise ist das dann wirklich nur noch
ein formaler Schritt, oder gibt es tatsächlich noch irgendwelche
verfassungsrechtliche Grenzen, die der neuen Verteidigungsministerin
auferlegt sind, bis sie im Bundestag vereidigt ist?

Petermann: Dazu kann ich gern etwas sagen. Die Eidesleistung ist nach dem
Grundgesetz in Artikel 64 Abs. 2 vorgesehen. Sie soll auch bei einem neuen
Minister beziehungsweise einer neuen Ministerin erfolgen. Etwas anderes
wäre es, wenn schon in der laufenden Legislaturperiode ein Minister
vereidigt gewesen wäre. Dann wäre es nicht erforderlich.

Sie muss auch in einem gewissen zeitlichen Zusammenhang zur Amtsübernahme
stehen. Alles andere wäre gerade bei der Bedeutung des Amtes der
Bundesverteidigungsministerin nach unserer Verfassung nicht mehr möglich
und nicht mehr nachvollziehbar.

Hoheitsakte, die sie vor der Eidesleistung tätigt, bleiben dennoch gültig.
Das heißt, rechtlich konstitutiv ist die Eidesleistung nicht.

Frage: Frau Demmer, üblicherweise obliegt die Benennung von
Kabinettsmitgliedern den Vorsitzenden der jeweils entsendenden Parteien.
War das im Fall des Wechsels im Verteidigungsressort auch so?

SRSin Demmer: Über die internen Abstimmungsprozesse und erst recht über
die, die in den Parteizentralen stattfinden, kann ich hier keine Auskunft
geben.

Zusatzfrage: Das war nicht einfach eine Abstimmung innerhalb einer
Parteizentrale, sondern formal schlägt die Bundeskanzlerin vor. Die Frage
war: Hat sie das aus eigenem Antrieb getan, oder hat sie es, einem
Vorschlag der Parteivorsitzenden der CDU folgend, getan?

SRSin Demmer: Ich kann es nur wiederholen: Über die internen
Abstimmungsprozesse gebe ich hier wie üblich keine Auskunft.

Frage: Frau Petermann, kann man den Begriff eines gewissen zeitlichen
Zusammenhanges zwischen Ernennung und Eidesleistung konkretisieren?
Andersherum gefragt: Muss der Bundestag aus der Sommerpause kommen? Wenn
ja, ist vielleicht irgendjemandem aus der Bundesregierung bekannt, ob dafür
schon ein Datum angesetzt ist?

Petermann: Zu dem Begriff eines gewissen zeitlichen Zusammenhanges kann ich
Ihnen jetzt keine Definition geben. Das Grundgesetz sieht eine solche nicht
vor, benennt sie nicht. Also habe ich versucht, Kriterien heranzuziehen wie
die besondere Bedeutung der Verteidigungsministerin aufgrund ihres Amtes.

Allzulange sollte der Zeitraum nicht sein. Ich kann Ihnen dazu keine
Beispiele nennen.

Zusatzfrage : Irgendeinen Zeitpunkt?

SRSin Demmer: Grob gesagt, kann man, denke ich, in der nächsten Woche damit
rechnen.

Zusatzfrage: Heißt das, dass es allgemeine Ansicht ist, dass eine
Sondersitzung erforderlich ist und man nicht bis zur Rückkehr des
Parlaments aus der Sommerpause warten kann?

SRSin Demmer: Die Abstimmungen über eine solche Sondersitzung dauern an.
Aber es ist damit zu rechnen, dass der Bundestagspräsident voraussichtlich
schon in der nächsten Woche zu einer solchen einlädt. Aber, wie gesagt, die
Abstimmungsprozesse dauern an.

Frage: Herr Fähnrich, können Sie also nicht bestätigen, dass Ihre neue
Chefin am 26. Juli, nächste Woche, im Bundestag vereidigt wird? Davon gehen
aber die Fraktionen im Bundestag offensichtlich aus. Der Termin ist ja
schon kommuniziert. Ich wundere mich, dass Sie jetzt kein Datum nennen,
Frau Demmer.

Fähnrich: Deswegen weiß ich nicht, warum Sie mich fragen. Denn Frau Demmer
hat eben gerade die Antwort gegeben.

Zusatz: Frau Demmer ist ja für den Bundestag nicht zuständig.

Fähnrich: Wir auch nicht.

SRSin Demmer: Wir alle hier sind nicht zuständig für den Bundestag. Der
Termin steht dann fest, wenn dazu eingeladen worden ist, würde ich sagen.
Das war eine Kleine Servicedienstleistung.

Zusatzfrage: Die ja sehr vage blieb!

Jetzt meine eigentliche Frage: die "Bild"-Zeitung schreibt heute, dass ein
Grund dafür, dass Frau Kramp-Karrenbauer jetzt ins Kabinett rückt,
möglicherweise auch darin liege, dass für den Fall, dass aus welchen
Gründen auch immer, möglicherweise aus gesundheitlichen Gründen, die
Kanzlerin nicht mehr in der Lage wäre, ihre Amtsgeschäfte fortzuführen, sie
dadurch, dass Frau Kramp-Karrenbauer im Kabinett säße, Frau 
Kramp-Karrenbauer sozusagen übergangsweise zu ihrer Nachfolgerin bestimmen
könnte. Es wird nicht genau beschrieben, auf welcher Grundlage das
grundgesetzlich funktionieren soll. Uns ist es bisher nicht gelungen, das
sozusagen zu verifizieren.

Wie sehen die Bundesregierung und vielleicht auch das Innenministerium das?
Hat die "Bild"-Zeitung damit recht oder nicht?

Petermann: Ich denke, an dieser Stelle wäre es verfehlt, Spekulationen
irgendwie Nahrung zu geben und über Situationen zu sprechen, die rein
hypothetischer Natur sind.

Zusatz: Es geht ja nicht um Personalspekulationen, sondern es geht um eine
formale Frage. Die Frage ist schlicht - und das hat es ja in der Geschichte
der Bundesrepublik noch nicht gegeben -, ob es tatsächlich möglich ist,
dass, wenn ein Kanzler oder eine Kanzlerin aus welchen Gründen auch immer
nicht mehr in der Lage ist, das Amt auszuüben, er oder sie dann jemanden
aus dem Kabinett jedenfalls übergangsweise zum Nachfolger bestimmen kann,
ohne dass dabei der Bundespräsident einbezogen ist und ohne dass es eine
Neuwahl im Bundestag geben muss. Darüber muss es ja juristische Meinungen
geben, vielleicht auch im Justizministerium.

Petermann: Rücktritte sind natürlich grundsätzlich möglich, und es hat sie
auch schon gegeben, auch wenn das gesetzlich in der Verfassung nicht als
solches verankert ist.

Zusatz: Das ist aber nicht die Antwort auf meine Frage. Vielleicht können
wir das bilateral fortsetzen.

Frage: Herr Fähnrich, könnten Sie uns skizzieren, welche Erwartungen Sie an
Frau Annegret Kramp-Karrenbauer haben?

Fähnrich: Ich denke, die Erwartungen der neuen Ministerin hat sie heute
Mittag in ihrem kurzen Statement schon selbst skizziert. Dem habe ich an
dieser Stelle und zu diesem Zeitpunkt eigentlich nichts hinzuzufügen.

Frage: Eine Frage an das Bundesverkehrsministerium zum Thema der E-Scooter,
also dieser Tretroller: Herr Scheuer ist ziemlich erbost und sagt, die
Kommunen müssten härter durchgreifen.

Die erste Frage: Was hat den Bundesverkehrsminister so erzürnt?

Was erwartet er von den Kommunen?

Ist man vielleicht von dieser großen Menge der Roller überrascht, die jetzt
gerade in Berlin, München usw. auftauchen?

Strater: Ich möchte das zunächst etwas präzisieren. "Erbost" und "erzürnt"
sind nicht die richtigen Worte. Es ist richtig, der Minister hat sich in
einem Schreiben an den Präsidenten des Deutschen Städtetages,
Oberbürgermeister Jung, gewandt und die Kommunen um Mithilfe dabei gebeten,
die Sanktionsmöglichkeiten, die die Verordnung ja auch zulässt, in vollem
Rahmen auszuschöpfen. Hintergrund sind die Unfälle, von denen man in den
vergangenen Wochen, seit es diese Scooter auf unseren Straßen gibt, immer
wieder gehört hat. Er hat also die Kommunen und die Städte dazu
aufgefordert, die Möglichkeiten, die es gibt, auch anzuwenden, insofern den
Schutz der schwächeren Verkehrsteilnehmer zu gewährleisten und insgesamt
das Ziel zu verfolgen, größere Achtsamkeit auf unseren Straßen
durchzusetzen.

Sie kennen die Ordnungswidrigkeiten, zum Beispiel das Fahren auf Gehwegen
oder die Mitnahme von Personen oder auch das alkoholisierte Fahren. All das
haben wir in den letzten Wochen auf unseren Straßen schon gesehen. Das gibt
Anlass zur Sorge. Deswegen hat sich der Minister direkt an die Städte und
Kommunen gewandt und um Mithilfe gebeten.

Zusatzfrage: Ist man überrascht, wie viele da unterwegs sind? Hat man damit
gerechnet?

Strater: Es ist ja Sache der Anbieter, die Angebote mengenmäßig
bereitzustellen. Wir wollten dieses Mobilitätsangebot, dass diese Scooter
im Rahmen eines Mobilitätsmix in den Städten genutzt werden können, mit der
Verordnung möglich machen. Das haben wir gemacht. Andere Städte in Europa
waren dabei auch schon Vorreiter. Wir haben das jetzt auch ermöglicht.
Jetzt muss man sehen, dass das auch geordnet und sicher auf unseren Straßen
vonstattengeht, und dafür haben wir dann, wie gesagt, die Kommunen
angeschrieben.

Frage: (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich)

Strater: Von solchen Plänen kann ich im Moment nicht berichten. Jetzt geht
es erst einmal darum, dass die Regeln, die wir haben, auch wirklich
angewendet werden, darum, die Sanktionsmöglichkeiten, die die Verordnung
hergibt, auch wirklich auf der Straße umzusetzen - das ist jetzt erst
einmal das Ziel, das wir verfolgen -, und darum, dadurch auch mehr
Sicherheit zu schaffen.

Frage: Gibt es die Überlegung, eine Art Taskforce einzurichten, da man ja
doch offenbar von dem Ausmaß der auch riskanten Regelverstöße überrascht
ist - es gibt andere europäische Städte, etwa Paris, in denen das Problem
schon länger bekannt ist; man könnte sich auch international austauschen -,
oder bleibt es bei dem Schreiben, das die Kommunen ermahnt?

Strater: Der Minister hat in diesem Schreiben OB Jung auch angeboten, dass
man sich hierüber noch einmal vertieft austauscht. Es gibt zum Beispiel
eine Gelegenheit, dies in Leipzig am Rande der Luftfahrtkonferenz, die am
21. August stattfinden wird, oder an einem anderen Termin zu tun. Wichtig
ist, dass der Bund und die Städte das gemeinsam im Blick behalten, und
dazu, dass wir das noch einmal vertieft mit den Kommunen erörtern werden,
haben wir auch ein Angebot gemacht.

Zusatzfrage: Heißt das, das könnte aber auch in einem Ad-hoc-Gremium
münden, das sich sozusagen als Taskforce - wie immer man das dann nennt -
um diese Sache kümmert?

Strater: Das kann ich jetzt noch nicht sagen. Wir haben natürlich die
Verkehrssicherheitsthemen und die Auswirkungen, die diese Verordnung auch
mit sich bringt, immer im Blick. Jetzt wollen wir, wie gesagt, erst einmal
mit den Kommunen besprechen, wie so etwas, nämlich dass diese
Sanktionsmöglichkeiten genutzt werden, umzusetzen ist. Dafür brauchen wir
jetzt auch erst einmal einen Termin mit dem Deutschen Städtetag, und dann
sehen wir weiter.

Frage: Herr Burger, Ihr Minister wird sich morgen mit seinem russischen
Kollegen treffen. Welche Themen werden morgen erörtert werden?

Können Sie mir Einzelheiten dazu nennen, ob das Thema Iran auch erörtert
werden wird? Was genau?

Burger: Vielen Dank. Ich hatte dazu ja schon am vergangenen Freitag
vorgetragen.

Wir erwarten natürlich, dass bei den Gesprächen mit dem russischen
Außenminister die internationalen Themen zur Sprache kommen werden, die für
beide Länder im Moment auf der Agenda stehen. Dazu gehört natürlich auch
der Erhalt der Nuklearvereinbarung mit dem Iran. Dazu gehören aber auch
Fragen der Rüstungskontrolle sowie natürlich die Lage in der Ostukraine.

Zusatzfrage: Nun ist Russland ja ein strategischer Partner des Iran. Was
erhoffen Sie sich von Russland in diesen Vermittlungsbemühungen?

Burger: Russland ist ja wie wir einer der Staaten, die das JCPOA mit
ausgehandelt und mit dem Iran vereinbart haben. Insofern haben wir wie
Russland das gemeinsame Interesse daran, die Nuklearvereinbarung zu
erhalten. Das bedeutet zum einen, dass wir gemeinsam mit Russland auf den
Iran einwirken möchten, seine Verpflichtungen aus dem JCPOA vollumfänglich
zu erfüllen, und dazu gehören natürlich auch die Schritte, die das JCPOA
selbst vorsieht, um diese Fragen in Situationen, in denen die Einhaltung
infrage steht, zu klären.

Frage: Ich hätte eine Frage zum Iran. Herr Burger, US-Präsident Trump
berichtet davon, dass Gespräche mit der iranischen Regierung über ein
Raketenprogramm weit vorangeschritten seien. Welche Kenntnisse hat die
Bundesregierung über Inhalt und Stand dieser Gespräche?

Zum Zweiten: Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über die Nationalität
des Kleineren Tankers, den der Iran - nach eigener Darstellung als Reaktion
auf ein Hilfeersuchen - offenbar auf den Haken genommen und abgeschleppt
hat? Wissen Sie irgendetwas davon?

Burger: Es tut mir leid; ich habe hier für die Bundesregierung zu beiden
Fragen keine Erkenntnisse vorzutragen.

Frage: Noch einmal zu Russland und dem morgigen Gespräch: Es ist ja am
Anfang von Frau Demmer MH17 erwähnt worden. Vielleicht können Sie sagen, ob
der Außenminister auch vorhat, die Bedenken der Bundesregierung gegenüber
dem russischen Verhalten in dieser Frage anzusprechen. Können Sie auch
sagen, ob Wirtschaftsthemen auf der Agenda stehen, weil es ja weiterhin
Streitthemen gibt, von Nord Stream 2 bis hin zu noch existierenden
russischen Sanktionen gegen EU-Waren?

Burger: Ich will den Gesprächen nicht im Detail vorgreifen. Ich habe Ihnen
einige der Themen, die aus unserer Sicht auf die Agenda gehören,
vorgetragen. Wir haben den Fall MH17 und unsere Erwartungen an Russland,
sich konstruktiv an den Ermittlungen zu beteiligen, auch immer wieder
gegenüber Russland zur Sprache gebracht. Insofern kann ich jetzt nicht
ausbuchstabieren, in welcher Form das in zukünftigen Gesprächen der Fall
sein wird.

Ich habe das Thema Ukraine ja angerissen. Die Lage im Donbass hat ja ganz
unmittelbare Auswirkungen auf das Thema der Sanktionen. Insofern gibt es da
natürlich einen Nexus, weil die Sanktionen, die die EU gegen Russland
beschlossen hat, ja einen unmittelbaren Zusammenhang zum russischen
Verhalten gegenüber der Ukraine haben.

Natürlich ist auch das Thema Nord Stream und die Frage der Gewährleistung
des Gastransits durch die Ukraine eines, dass in Gesprächen mit Russland
immer wieder eine Rolle spielt, ohne nun, wie gesagt, im Einzelnen
vorhersagen zu können, mit welcher Gewichtung diese Themen bei dem Treffen
morgen zur Sprache kommen werden.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Frage an das Auswärtige Amt. Es geht um das
Thema Türkei/Zypern. Nachdem die EU wegen der Gasexplorationen vor der
zyprischen Küste ja am Montag Sanktionen gegen die Türkei beschlossen hat,
hat die Türkei ihrerseits ja relativ unbeeindruckt reagiert. Ich frage, wie
wiederum die Reaktion der EU aus Sicht der Bundesregierung sein sollte.
Sollten die Sanktionen also verschärft werden, oder gibt es Bedenken, dass
bei einer Eskalation am Ende möglicherweise auch das 
EU-Türkei-Migrationsabkommen kippen könnte?

Burger: Wir haben ja immer wieder deutlich gemacht, dass wir die
Entwicklung im östlichen Mittelmeer mit großer Sorge verfolgen,
insbesondere die türkischen Ankündigungen von Bohraktivitäten südöstlich
der zyprischen Karpas-Halbinsel. Der Europäische Rat - das haben Sie
mitbekommen - hat bereits in seinen Schlussfolgerungen vom 20. Juni das
anhaltend rechtswidrige Vorgehen der Türkei verurteilt. Auch die Hohe
Repräsentantin hat schon Anfang Juli auf mögliche Konsequenzen des
türkischen Vorgehens hingewiesen. Insofern ist es nicht überraschend
gewesen, dass der Rat am Montag nun eine Reihe von Maßnahmen beschlossen
hat.

Wir appellieren an die Türkei, eine Eskalation zu vermeiden und von solchen
unrechtmäßigen Bohrungen abzusehen. Wir rufen dazu auf, die Streitigkeiten
durch Dialog und unter Beachtung des internationalen Rechts zu lösen. Damit
verbindet sich für uns natürlich auch die Hoffnung, dass Fortschritte bei
den Bemühungen um eine Lösung des Zypern-Konflikts positive Auswirkungen
auf die Streitfrage der Ressourcennutzung haben würden. Das ist unsere
Haltung, und diese Haltung werden wir auch gegenüber der Türkei weiterhin
deutlich machen.

Zusatzfrage: Aber meine Frage zielte ja darauf ab, was passiert, wenn die
Türkei nicht auf diesen Dialog eingeht, und das ist genau das, was die
Türkei gestern angekündigt hat. Sollten die Sanktionen dann weiter
verschärft werden?

Burger: Wir haben jetzt gerade Maßnahmen beschlossen. Die werden jetzt
umgesetzt. Wir werden auf dieser Grundlage weiter unsere Haltung gegenüber
der Türkei verdeutlichen.

Frage: An das Verkehrsministerium bezüglich des sogenannten Transitstreits
zwischen Deutschland und Österreich: Können Sie bestätigen, dass der
österreichische Verkehrsminister, der ja eingeladen ist, am 25. Juli nach
Berlin kommen wird?

Zum anderen ist Deutschland ja in Sachen "Fahrverbote auf österreichischen
Landstraßen" dabei, eine Klage vorzubereiten. Können Sie uns vom Stand der
Dinge dazu erzählen?

Strater: Gerne. - Was die Klage angeht, kann ich Ihnen vor dem Hintergrund,
dass wir sie vorbereiten, von keinem neuen Stand berichten. Das läuft auch
weiterhin.

Ich kann Ihnen den Termin bestätigen. Am 25. Juli haben die Eingeladenen -
Verkehrsminister Reichhardt aus Österreich, Landeshauptmann Platter aus
Tirol und auch der bayerische Verkehrsminister Reichhart - zugesagt. Das
Treffen findet bei uns im Haus in Berlin statt.

Frage : Herr Burger, eine Frage zum Thema Libyen. Gestern haben sich einige
westliche Länder für eine Waffenruhe ausgesprochen. Wie sehen Sie momentan
die Situation in Tripolis?

Wie kann Druck auf General Haftar ausgeübt werden, dass er einer
politischen Lösung zustimmt?

Burger: Wir sprechen uns schon seit langer Zeit für eine sofortige
Waffenruhe in Libyen aus. Das ist die Position, die wir auch im 
UN-Sicherheitsrat vertreten. Das ist die Position, die wir in all unseren
Kontakten mit allen Konfliktparteien mit Nachdruck vertreten, und dem
dienen unsere Bemühungen. Das ist auch das, was wir in unseren Gesprächen
mit all denjenigen, die Einfluss auf die Konfliktparteien haben,
verdeutlichen. Aus unserer Sicht ist es wichtig, dass die internationale
Gemeinschaft gegenüber den Konfliktparteien mit einer Stimme spricht und
deutlich macht, dass es einen sofortigen Waffenstillstand braucht und nur
auf politischem Weg die Probleme zu lösen sind und nicht durch weiteres
Blutvergießen.

Zusatzfrage: Noch einmal meine Frage zu General Haftar: Wie sehen Sie seine
Rolle? Wie kann Druck ausgeübt werden, damit er einer politischen Lösung
zustimmt? Er glaubt ja anscheinend an eine militärische Lösung.

Burger: Ich habe gerade gesagt, dass es aus unserer Sicht entscheidend ist,
dass die internationale Gemeinschaft gegenüber allen Konfliktparteien in
Libyen mit einer Stimme spricht und gegenüber allen Konfliktparteien
verdeutlicht, dass es eine Waffenruhe braucht.

Vors. Buschow: Das Verkehrsministerium hat mir gegenüber deutlich gemacht,
dass es noch aktiv ein Thema ansprechen möchte.

Strater: Ich weiß nicht, ob die Frage noch gestellt worden wäre. Ich komme
Ihnen einfach einmal zuvor. Es geht um das Thema Veröffentlichung der 
Pkw-Maut-Verträge. Vielleicht haben Sie heute eine Agenturmeldung gesehen, in
der sich die Betreiber hierzu zu Wort gemeldet haben. Ich möchte Ihnen dazu
Folgendes sagen:

Unser Haus steht seit dem EuGH-Urteil bei allen Fragen zur Pkw-Maut für
maximale Transparenz und Klarheit. Wir haben uns unmittelbar nach dem 
EuGH-Urteil im Rahmen der rechtlichen Möglichkeiten für die Einsicht in die
Verträge durch den Deutschen Bundestag stark gemacht. Wir haben zudem die
Auftragnehmer aufgefordert, einer Offenlegung der Verträge für die
Öffentlichkeit zuzustimmen. Unsere entsprechenden Schreiben datieren vom
24. beziehungsweise 25. Juni.

Die Betreiber haben dies bis gestern explizit abgelehnt, da ihnen ein
Bekanntwerden von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen schweren Schaden
zufügen würde. Wir sind daher zunächst überrascht, aber jetzt auch erfreut,
dass die Betreiber nun eine andere Haltung einnehmen und einer
Veröffentlichung des Vertrags zugestimmt haben. Damit kommen die Betreiber
der Forderungen und dem Ansinnen des Ministers nach, die Öffentlichkeit
umfassend und transparent zu informieren. Die Auftragnehmer müssen ihre
Zustimmung jedoch noch präzisieren. Auch liegt zu dem Vertrag Kontrolle
weiterhin keine Zustimmung des Betreibers zur Veröffentlichung vor.

Das weitere Vorgehen sieht so aus: Wir werden nun zügig mit den
Auftragnehmern die Details der Offenlegung klären.

Frage: Frage an das BMU zu Brüssel: Ich glaube, es war nicht immer so, dass
das BMU mit dem Tempo europäischer Entscheidungen vor allem im Hinblick auf
Klimapolitik besonders zufrieden war. Sehen Sie jetzt eigentlich bessere
Chancen durch die designierte neue EU-Kommissionspräsidentin? Ist Frau von
der Leyen vor allem nach ihrer gestrigen Rede für Sie so etwas wie eine
geborene Verbündete, die die deutschen Bestrebungen und Ziele voranbringen
kann?

Haufe: Die Kommissionspräsidentin hat das Thema Klimaneutralität sehr weit
vorangestellt. Das liegt natürlich auf der Linie unseres Hauses, was wir
auch sehr begrüßen.

Wir werden uns jetzt anschauen, wie das konkrete Arbeitsprogramm aussieht.
Es ist unsere Aufgabe als Ministerium und als Bundesregierung, jetzt der 
EU-Kommission eine Art Aufgabenheft zu schreiben. Daran werden wir uns aktiv
beteiligen, und dann werden wir sehen, wie das Arbeitsprogramm aussieht.
Aber grundsätzlich ist das erst einmal für uns ein sehr positives Signal.

Mittwoch, 17. Juli 2019
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PRESSEKONFERENZ/1890: Regierungspressekonferenz vom 15. Juli 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 15. Juli 2019

Regierungspressekonferenz vom 15. Juli 2019

Themen: iranisches Atomprogramm, Zugriff der Sicherheitsbehörden auf
Daten von Smart-Home-Geräten, Aufnahme von aus Seenot geretteten
Flüchtlingen in der EU, Gesundheitszustand der Bundeskanzlerin, Pkw-Maut,
Lkw-Transitverkehr durch Österreich, Kritik des Präsidenten des
Bundesrechnungshofes unter anderem an der unterschiedlichen Besteuerung von
Benzin und Dieselkraftstoff sowie an Förderprogrammen für Elektroautos,
Forderung der Bertelsmann Stiftung nach einer Verringerung der Zahl der
Krankenhäuser, anstehende Wahl für den Vorsitz der Europäischen Kommission,
Gasbohrungen vor der Küste Zyperns durch die Türkei, Forderung der
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten nach Rückverstaatlichung der
deutschen Raststätten, Zulassung des Pflanzenschutzmittelwirkstoffs
Glyphosat


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Petermann (BMI), Zimmermann
(BMJV), Haufe (BMU), Thomas (BMVI), Wogatzki (BMF), Nauber (BMG), Fähnrich
(BMVg), Lenz (BMEL)



Vorsitzende Buschoweröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Ich hätte ganz gern Herrn Breul vom Auswärtigen Amt zum Thema Iran
gefragt. Die iranische Regierung hat angekündigt, wenn die Europäer jetzt
aus iranischer Sicht nicht mehr zur Umsetzung des Atomabkommens leisten,
dann würde man auf den Status vor dem Abkommen zurückkehren, sprich das
Abkommen aufkündigen. Was ist Ihre Reaktion darauf?

Breul: Herr Kollege, auch wenn ich Sie enttäuschen muss, bleibe ich bei der
Linie, dass wir uns grundsätzlich nicht mit Ankündigungen
auseinandersetzen, sondern mit dem, was passiert.

Wir haben ja einen Bericht von der IAEO über das iranische Verhalten
bekommen. In dem Bericht wird festgestellt, dass der Iran nicht mehr voll
umfänglich seinen Pflichten nachkommt. Über diesen Bericht beugen wir uns
gerade gemeinsam mit unseren Partnern in der Joint Commission. Ich kann
Ihnen keinen neuen Stand über konkrete Planungen für die beantragte
Sondersitzung der Joint Commission mitteilen und auch noch nicht über die
Ebene der Teilnahme. Das ist im Moment Gegenstand der Gespräche. Sobald es
da Neuigkeiten gibt, werden wir uns gern dazu melden und Ihnen das
mitteilen. Das ist für uns jetzt das richtige Forum, um über die nächsten
Schritte zu beraten.

Zusatzfrage: Sehen Sie denn aus deutscher Sicht noch irgendeine Möglichkeit
für die Europäer, die Wirtschaftskontakte zum Iran wieder stärker zu
beleben - über das hinaus, was die Europäer bisher gemacht haben?

Breul: Ich denke, wir sind sehr stark engagiert. Das sehen unsere
iranischen Partner in den Abkommen auch. Gleichzeitig ist klar - das haben
wir immer wieder betont, auch hier in der letzten Woche noch einmal -: Wir
machen uns keine Illusionen. Wir werden die wirtschaftlichen Nachteile, die
der Iran durch die amerikanischen Sanktionen hat, als Europäer nicht
aufwiegen können. Das ist nicht unser Anspruch und kann es auch nicht sein.
Unser Anspruch ist, dem nachzukommen, was wir im Rahmen des JCPOA zugesagt
haben. Darum bemühen wir uns.

Klar ist aber auch: Wir erwarten, dass der Iran voll umfänglich das
Abkommen umsetzt. Das tut der Iran im Moment nicht. Darum werden wir jetzt
in der Joint Commission beraten - das wiederhole ich noch einmal -, was die
nächsten folgerichtigen Schlüsse daraus sind.

Frage: Herr Breul, Präsident Trump hat in seiner ihm eigenen
Kommunikationsweise vor ein paar Tagen erklärt, Iran habe schon seit langem
heimlich Uran angereichert über das Maß hinaus, was im Vertrag steht. Hat
die Bundesregierung irgendwelche - das steht ja nicht in Übereinstimmung
mit dem, was die IAEO gesagt hat - eigenen Erkenntnisse, wie es sich damit
verhält beziehungsweise haben Sie versucht, die sachliche Basis, auf der
Trump seine Vorwürfe vorbringt, zu eruieren? Das wäre ja dann doch ein
massiver Vorfall.

Breul: Ich kann hier noch einmal das wiederholen, was ich gerade gesagt
habe. Das Entscheidende ist für uns, was die Inspektoren der IAEO, die vor
Ort sind, feststellen und berichten. Da haben wir extra in diesem Abkommen
ein Mechanismus festgelegt. Die Inspektoren sind vor Ort, haben Zugang und
können verifizieren: Was sind tatsächlich die Schritte, die erfolgt sind? -
Das ist für uns die relevante Basis für die weiteren Entscheidungen. Mehr
habe ich dem nicht hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Aber mit Verlaub: Warum nicht? Also, dass die 
IAEO-Einschätzung die entscheidende Basis ist, das ist bekannt. Das haben wir
seit vielen Monaten ja immer wieder diskutiert. Aber wenn der US-Präsident
als wichtiger Player öffentlich sagt, Iran habe seit langem heimlich
angereichert, dann kann er das ja eigentlich nicht aus der Luft gegriffen
haben. Es müsste doch das Interesse der Bundesregierung sein zu eruieren,
worauf solche Vorwürfe beruhen, die massiv in den Prozess eingreifen.
Interessiert Sie das gar nicht? Oder sagen Sie nur: Wir erkundigen uns,
aber wir sagen Ihnen nicht, wie das Ergebnis ist?

Breul: Zum einen werde ich nicht in die Falle tappen, die Sie versuchen,
mir hier öfter zu stellen, die Tweets des US-Präsidenten zu kommentieren.
Das ist nicht meine Rolle. Das möchte ich nicht.

Was ich Ihnen sagen kann, ist: Wir haben mit den Berichten der IAEO und den
Inspektoren vor Ort eine solide Grundlage, um Entscheidungen zu treffen.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium. Frau Petermann, es gibt Kritik
daran, dass die Sicherheitsbehörden Informationen von Smart Home-Geräten,
ob das jetzt Alexa oder Siri ist, zur Kriminalitätsbekämpfung anzapfen
können. Begründet wird das mit der Geräteklasse. Können Sie das noch einmal
erklären? Warum ist es auf der aktuellen Gesetzeslage möglich,
Informationen über solche Geräte zu bekommen?

Petermann: Juristisch kann ich das hier nicht erläutern, weil das eine
Frage der Strafprozessordnung ist, für die das BMJV federführend ist.

Zusatzfrage: Dann würde ich die Frage gern weitergeben.

Zimmermann: Sie sprechen ja die Antwort der Bundesregierung auf eine
entsprechende Frage an. Sie ist Ihnen vermutlich bekannt. Darüber hinaus
habe ich dazu keine Anmerkung.

Zusatzfrage: Können Sie das nicht noch einmal kurz zusammenfassend
erläutern?

Zimmermann: Das ist die Antwort der Bundesregierung auf genau diese Frage.
Darüber hinaus kann ich dazu nichts ergänzen.

Frage: Es gibt ja einige Kommunen und Städte, die sich in der Vergangenheit
dazu bereit erklärt haben, aus Seenot gerettete Menschen aufzunehmen. Jetzt
hat der Oberbürgermeister von Potsdam vor allem das BMI wegen seiner
zögerlichen Haltung kritisiert, dass man da nicht vorangekommen sei. Warum
ist es bis jetzt nicht möglich, dass Menschen, die aus Seenot gerettet
werden, auf diese Städte verteilt werden?

Zweite Frage. Ist denn ein Treffen mit Städten, die sich dazu bereit
erklärt haben, geplant - und wenn ja, wann?

Petermann: Wir hatten das Thema hier schon mehrfach. Aber ich werde es noch
einmal wiederholen.

Es gibt bis zu 60 Kommunen, die sich bereit erklärt haben, aus Seenot
Gerettete aufzunehmen. Das Verfahren in der Bundesrepublik läuft aber wie
folgt ab: Die Bundesregierung ist nach den rechtlichen Vorgaben dazu
verpflichtet und auch nur allein dafür zuständig, eine Erklärung über den
Selbsteintritt abzugeben, der bei der Aufnahme von aus Seenot Geretteten
erfolgt. Diese werden dann nach einem bestimmten Verfahren, nach dem
Königsteiner Schlüssel, auf die Länder verteilt, und die Länder verteilen
dann die Asylbewerber auf die Kommunen.

Wir haben die Maßnahmen der Städte, die wir sehr begrüßen, an das BAMF
weitergegeben und das BAMF gebeten, bei den Ländern darauf einzuwirken,
dass diese Kommunen bevorzugt berücksichtigt werden. Also es ist nicht das
Bundesinnenministerium, das sich weigert, sondern es ist einfach eine
gesamtstaatliche Aufgabe, die nach einem bestimmten gesetzlichen
Mechanismus erfolgt. Dieser sieht vor, dass der Bund allein die Aufnahme,
den Selbsteintritt, erklären darf.

Frage : Frau Petermann, teilt Ihr Haus das, was Außenminister Maas am
Wochenende verlautbart hat, dass Deutschland eine Vorreiterrolle bei der
Seenotrettung spielen und feste Kontingente aufnehmen solle? Gibt es da
Unterschiede zu Ihrem Haus oder sind Sie einer Meinung?

Zweite Frage direkt im Anschluss: Man hat ja bisher oder in den letzten
Tagen den Eindruck gewinnen können, dass Ihre beiden Häuser da im Prinzip
nicht weit auseinander sind. Wenn das so ist, dann unterscheidet sich die
Wahrnehmung dessen, was Herr Seehofer im Moment vertritt, ja doch diametral
von dem, was er vor einem Jahr vertreten hat, auch wenn es damals nicht um
Seenotrettung ging, sondern um die Zurückweisung von Flüchtlingen an der
Grenze. Teilen Sie diesen Eindruck, dass das unterschiedliche Positionen
sind? Oder wie würden Sie das beschreiben?

Petermann: Gut. Dann versuche ich einmal beide Fragen zu beantworten.

Der Bundesinnenminister hat in der vergangenen Woche einige Ressorts zu
sich ins Haus eingeladen, u. a. das Auswärtige Amt, aber auch das
Kanzleramt und das BMZ, um zu erörtern, wie in Helsinki mit dem weiteren
Verfahren für die aus Seenot Geretteten umzugehen ist. Also er hat selbst
die Initiative dazu aufgegriffen und hat das Thema für den kommenden
Donnerstag in Helsinki für die Tagesordnung angemeldet. Darüber haben wir
auch informiert.

Es ist keine Abkehr der bisherigen Politik. Denn seit gut einem Jahr stellt
sich die Frage der Aufnahme von aus Seenot Geretteten aus dem Mittelmeer.
Seit einem Jahr vertreten wir die Auffassung und haben auch entsprechend
gehandelt, dass ein gesamteuropäischer Verteilmechanismus gefunden werden
muss, um in gemeinsamer Solidarität aus Seenot Gerettete aufzunehmen und zu
verteilen.

Wir haben immer davon gesprochen, dass sich zumindest bis zu zehn Staaten
finden sollten. Das war bisher auch immer der Fall. Deswegen haben auch der
Bundesinnenminister und die Bundesregierung seit einem Jahr in gleicher
Weise verfahren. Wir haben sogar von dem ersten Schiff - erinnern Sie sich
vor einem Jahr an Pozzallo - 50 aus Seenot Gerettete aufgenommen. Die
Zahlen schwanken von 50 bis manchmal auch nur 10. Das kam immer auf die
Personenzahl an. Also es hat sich nichts geändert.

Zusatzfrage : Ganz kurz jetzt die Einstiegsfrage, ob Sie das teilen, was
das Auswärtige Amt oder Herr Maas am Wochenende vertreten hat?

Petermann: Die Schlussfolgerung überlasse ich Ihnen. Ich denke, ich habe
hier klar und deutlich gesagt, wie die Haltung des BMI ist.

StS Seibert: Ich denke - wenn ich das sagen darf -, uns alle hier in der
Bundesregierung eint die Überzeugung, dass das, was auf dem Mittelmeer
geschieht, die oft dramatische Situation um die Menschen, die in Seenot
geraten, ganz Europa angeht, dass wir also eine europäische Lösung in
gemeinsamer Verantwortung brauchen. Wir haben sie noch nicht. Es ist bisher
nicht gelungen, sie herzustellen. Wir haben im Moment eine Situation, bei
der wir mit jedem einfahrenden, jedem in einen Hafen einlaufenden Schiff
eine Ad-hoc-Verteilung haben. Das ist humanitär geboten. Daran beteiligt
sich die Bundesrepublik Deutschland, weil wir ja schlecht die aus Seenot
Geretteten dafür büßen lassen können, dass es noch keinen gemeinsamen
europäischen Ansatz gibt.

In diesen Zusammenhang ordnet sich der Vorschlag von Bundesminister Maas
ein. Er ist eine mögliche Zwischenlösung, bei der wir aber nichtsdestotrotz
weiterhin die große Aufgabe sehen, eines Tages zu einer gemeinsamen
gesamteuropäischen Lösung zu kommen.

Nun wird - wie über jeden Vorschlag auf diesem Gebiet - in den europäischen
Gremien darüber diskutiert werden müssen. Die Innenminister sprechen ja in
dieser Woche über dieses Thema.

Frage: Auch an das BMI. Frau Petermann, ich hätte ganz gern nach einer
Reaktion auf die Äußerung des früheren österreichischen Bundeskanzlers und
ÖVP-Vorsitzenden Kurz gefragt. Er hat sich ja nun ausdrücklich gegen diesen
Vorschlag von Herrn Maas gewandt und gesagt, schon 2015 sei diese Suche
nach einem Verteilmechanismus gescheitert. Deswegen sollte man sich lieber
um Auffanglager in Nordafrika kümmern. Ist das eine Position, die Ihr
Minister auch einnimmt?

Petermann: Nun, im Augenblick sprechen wir darüber, einen 
Ad-hoc-Mechanismus zu finden, der möglicherweise so aussieht, wie wir ihn in der
Vergangenheit, im vergangenen Jahr, immer gesucht haben - allerdings auf
sehr schwierige Art und Weise. Immer wenn ein Schiff ankam, mussten erst
einmal Staaten gefunden werden.

Die Äußerung von Herrn Kurz möchte ich nicht weiter bewerten.

Zusatzfrage: Darf ich das dann so bewerten, dass Sie nicht der Meinung von
Herrn Kurz sind und immer noch Hoffnung haben, dass es tatsächlich gelingen
kann, in der EU diesen Verteilmechanismus zu finden?

Petermann: Ich spreche hier von dem Ad-hoc-Mechanismus und nicht von dem
Verteilmechanismus im Rahmen aller europäischen Staaten.

Frage: Herr Breul, man kann die Äußerung des Ministers vom Wochenende ja
auch so verstehen, dass es damit weiteren Staaten erleichtert werden soll,
der "coalition of the willing" in dieser Frage beizutreten. Gibt es solche
positiven Reaktionen schon? Hat also die besondere deutsche Bereitschaft
dazu geführt, dass andere Staaten Signale geben und sagen: Okay, dann
überlegen wir, ob wir da nicht doch mitmachen? - Oder ist das bislang
verpufft?

Breul: Wir reden ja hier über Entwicklungen, die in den letzten Wochen
aufgekommen sind, wo der Sitzungskalender in Brüssel nicht immer so war,
dass man das am nächsten Tag sofort diskutieren konnte.

Wir freuen uns zunächst einmal darüber, dass ein Stück weit Einigkeit
besteht, dass der aktuelle Zustand unhaltbar ist und Handlungsbedarf
besteht. Wir freuen uns darüber, dass auch andere den Impuls, den wir als
Bundesregierung gesetzt haben, aufgegriffen haben. Frau Petermann hat es
schon gesagt. Das steht auf der Tagesordnung der informellen Sitzung der
Justizminister am Donnerstag. Heute beraten die Außenminister auch über
einen Teil dieses Themenkomplexes. Es gibt Vorschläge von Malta und
Italien, die ich in Einzelheiten noch nicht kenne. Aber Sie sehen: Es ist
Bewegung darin und es ist dringend notwendig, dass Bewegung hereinkommt.

Der Außenminister hat gefordert, dass es ein Ende der langen Hängepartie
gibt. Dafür brauchen wir zunächst einmal einen feststehenden verlässlichen
Ad-hoc-Mechanismus. Herr Seibert hat es gerade noch einmal richtig
eingeordnet. Jetzt werden wir sehen, wie weit wir kommen. Aber es ist klar:
Der Druck ist da.

Frage : Herr Seibert, noch einmal eine Frage zum Gesundheitszustand der
Kanzlerin.

Es gab nach dem gestrigen Auftritt der Kanzlerin in Paris noch einmal
Fragen nach dem Gesundheitszustand der Kanzlerin. Man sieht da doch recht
deutlich, dass sie eine gewisse Kurzatmigkeit zeigt, was ja neuen Raum für
Spekulationen lässt. Können Sie noch einmal sagen, wie der
Gesundheitszustand der Kanzlerin ist? Was ist dafür die Erklärung?

Darüber hinaus würde ich einmal ganz generell wissen wollen: Es gibt, grob
gesagt, zwei Denkschulen. Die einen sagen: Die Gesundheit der Kanzlerin ist
ihre Privatsache. Die anderen sagen: Das ist schon von größerer Bedeutung
und sollte insofern auch öffentlich gemacht werden. - Welcher Denkschule
hängt eigentlich die Kanzlerin an?

StS Seibert: Erstens. Welcher Denkschule sie angehört, können Sie ihren
bisherigen Äußerungen entnehmen. Sie hat sich ja auch sehr offen geäußert -
ich glaube, zuletzt beim Besuch der dänischen Ministerpräsidentin.

Zu der Frage, die auf Paris zielt: Da gibt es überhaupt nichts Besonderes
zu berichten und das gibt schon gar keinen Anlass für Spekulationen. Die
Bundeskanzlerin ist sehr zügig Treppen gestiegen, um rechtzeitig zu den
oben wartenden Journalisten zu gelangen und hat dann unmittelbar ihre
Stellungnahme abgegeben.

Frage: Eine Frage zur Pkw-Maut an das Umwelt- und das Verkehrsministerium,
vielleicht auch an das Finanzministerium: Der Präsident des
Bundesrechnungshofes, Scheller, hat in einem Zeitungsinterview gefordert,
eine Pkw-Maut ohne Kompensation einzuführen, und zwar aus ökologischen und
ökonomischen Gründen. Können Sie sich das vorstellen?

Haufe: Die Umweltministerin hat sich dazu sehr deutlich geäußert. Für sie
ist die Maut kein Thema. Es gibt für sie auch keinen Grund, ihre Position
dazu zu verändern.

Zusatzfrage: Auch nicht aus Klimaschutzgründen?

Haufe: Wir führen doch gerade eine Debatte darüber, wie der Klimaschutz
besser im Verkehrsbereich verankert wird, zum Beispiel durch eine 
CO2-Bepreisung, die ganz gezielt auf den Verkehrssektor abzielt. Das ist ja
gerade diesen Donnerstag beim Klimakabinett ein wichtiges Thema in der
Bundesregierung. Schauen Sie sich doch die Debattenlage an: Wir haben eine
Pendlerdiskussion, wir haben eine Diskussion zur CO2-Bepreisung, und dann
haben wir eine Mautdiskussion über ein Modell, das gerade gescheitert ist.
Sollen wir uns in diesem Dreieck verschiedener Dinge jetzt für zwei Sachen
entscheiden? - Nein, wir entscheiden uns ganz klar für eine CO2-Bepreisung
im Verkehr.

Thomas: Wie Sie wissen, klären wir gerade die rechtlichen und finanziellen
Folgen des EuGH-Urteils. Aussagen zu weiteren politischen Diskussionen und
zur Nutzerfinanzierung kann ich aktuell nicht machen. Ich kann jetzt auch
nicht auf die Einzelaussage von Herrn Scheller eingehen.

Wogatzki: Es wird Sie nicht erstaunen, dass ich dem nichts hinzufügen kann.
Es ist eine klimapolitische Frage, die derzeit im Klimakabinett diskutiert
wird mit dem Ziel, ein tragfähiges Gesamtkonzept zu erarbeiten. Dem will
auch ich hier nicht vorgreifen.

Frage: An das Verkehrsministerium: CSU-Chef Söder hat heute Morgen gesagt,
ein nationales Festhalten an der Maut werde es nicht mehr geben. Das Thema
sei abgeräumt. Es gelte jetzt nur noch eine europaweite Debatte, entweder
Maut für alle oder für keinen. Könnte sich Ihr Minister dieser Position
anschließen?

Thomas: Diese Aussage ist mir persönlich noch nicht bekannt. Daher kann ich
das jetzt noch nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Könnten Sie eine Reaktion dazu nachreichen?

Thomas: Ich werde mich bemühen.

Zusatzfrage: Sehen Sie eigentlich Gefahren für den EU-Binnenmarkt, wenn
Österreich in dem Streit um Durchfahrten, den es ja vor allem mit Bayern
gibt, zunehmend versucht, den Lkw-Verkehr auf der transalpinen Strecke
einzuschränken?

Thomas: Ich kann Ihnen dazu nur sagen, dass wir, wie wir auch vergangene
Woche schon mitgeteilt haben, einen Gesprächsvorschlag, einen Termin für
ein Gespräch, an Österreich übermittelt haben. Vorgeschlagen ist der 25.
Juli. Dabei sollen meines Wissens alle Themen aufgegriffen werden. Ein
entsprechendes Schreiben wurde dem österreichischen Botschafter
übermittelt. Das bleibt abzuwarten.

Zusatzfrage: Sehen Sie Gefahren für den EU-Binnenmarkt, wenn der
Warentransport zwischen Italien und Deutschland eingeschränkt wird?

Thomas: Da bin ich im Moment leider überfragt. Dazu liegen mir persönlich
jetzt keine Informationen vor.

Frage: Gegen den Verkehrsminister ist Klage auf Herausgabe der Mautverträge
eingereicht worden. Wissen Sie schon, wie Sie mit dieser Klage umgehen?

Thomas: Zur Klage kann ich aktuell nichts sagen. Was ich sagen kann, ist,
dass wir für Transparenz und Klarheit stehen. In der Vergangenheit haben
wir die Verträge dementsprechend schon in der Geheimschutzstelle des
Deutschen Bundestages vollständig und ohne Schwärzungen zur Verfügung
gestellt. Das ist bereits seit dem 25. Juni der Fall. Dem Verkehrs- und
Haushaltsausschuss wurden alle im Zusammenhang mit der Einführung einer
Infrastrukturabgabe in Deutschland erstellten Gutachten und Gegengutachten
zugeleitet. Außerdem hat der Bundesminister in der Sitzung des Verkehrs-
und Haushaltsausschusses in der 26. Kalenderwoche bereits die Fragen der
Abgeordneten beantwortet. Alle weiteren konkreten Fragen aus dem
parlamentarischen Raum werden umfassend und transparent beantwortet. Die
Ergebnisse der Wirtschaftsuntersuchung sind ebenfalls auf der Internetseite
des BMVI veröffentlicht worden.

Zusatzfrage: Bedeutet das, dass Sie eigentlich keinen Grund sehen, auf das
Begehr der Klage, nämlich Veröffentlichung, allgemeine Zugänglichmachung
der Verträge, einzugehen?

Thomas: Wie gesagt, haben wir sehr transparent und klar kommuniziert. Den
Bundestagsabgeordneten sind die Verträge vollständig und ohne Schwärzungen
in der Geheimschutzstelle des Deutschen Bundestages zur Verfügung gestellt
worden. Der Minister hat sich in der Vergangenheit auch schon mehrfach dazu
geäußert. Ich zitiere:

"Wir stehen für maximale Transparenz und Klarheit. ... Die Verträge liegen
den Abgeordneten ... seit dem 25. Juni 2019 komplett und ungeschwärzt vor.
Wir haben die Betreiber zudem aufgefordert",

hat der Minister ebenfalls gesagt,

"einer Offenlegung des gesamten Vertrages auch auf der Homepage des
Bundesministeriums zuzustimmen. Sie haben dies unter Berufung auf Betriebs-
und Geschäftsgeheimnisse explizit abgelehnt."

Wie gesagt, die Klage selbst kann ich jetzt noch nicht kommentieren.

Frage: Der Präsident des Bundesrechnungshofes, Scheller, hat außerdem
gefordert, sowohl Förderprogramme zur Energieeffizienz oder zu E-Autos,
weil sie aus seiner Perspektive nutzlos seien, als auch das Dieselprivileg
zu streichen. Teilt das Verkehrsministerium diese Forderungen?

Thomas: Hierzu kann ich persönlich in diesem Moment leider nichts sagen.

Frage: Die Bertelsmann Stiftung kommt in einer Studie wieder einmal zu dem
Schluss, dass es viel zu viele Krankenhäuser gebe. Von 1400 seien nur 600
nötig. Was sagt das Gesundheitsministerium dazu? Wie will das
Gesundheitsministerium die Zahl reduzieren?

Nauber: Danke für die Frage. - Wir haben diese Studie jetzt erst einmal zur
Kenntnis genommen und schauen sie uns genauer an. Ich kann Ihnen ein paar
generelle Dinge zu dem Thema sagen, zum einen den Hinweis, dass die
Zuständigkeit für die Krankenhausplanung bei den Ländern liegt. Sie müssen
eine bedarfsgerechte Versorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen und
eigenverantwortlich wirtschaftenden Krankenhäusern sicherstellen.

Dann kann ich Ihnen den Hinweis geben, dass der Gemeinsame Bundesausschuss
bereits Mindestmengen für komplexe Eingriffe festgelegt hat. Das heißt, die
Krankenhäuser müssen im Vorfeld belegen, dass sie diese Mindestmengen
voraussichtlich erreichen werden. Wenn sie das nicht darlegen können und
trotzdem die entsprechenden Leistungen erbringen, dann steht ihnen dafür in
der Regel keine Vergütung zu.

Der Bund unterstützt die Länder bei einer bedarfsgerechten
Krankenhausplanung vor allem durch den Krankenhausstrukturfonds. Aus den
Mitteln dieses Fonds werden Schließungen, Konzentrationen oder Umwandlungen
akutstationärer Versorgungseinrichtungen gefördert.

Zuletzt kann ich Ihnen noch den Hinweis geben, dass sich ja auch die 
Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur sektorenübergreifenden Versorgung mit der Frage
beschäftigt, wie sich die Zusammenarbeit und Vernetzung im Gesundheitswesen
ausbauen lässt.

Zusatzfrage: Gibt es in Ihrem Haus eine Idealzahl, wie viele Krankenhäuser
man haben sollte, worauf es hinläuft?

Gerade letzte Woche hatten wir die Kommission "Gleichwertige
Lebensverhältnisse", bei der dieses Thema - Entfernung zum nächsten
Krankenhaus - ja auch ein Thema ist. Schaltet sich da das Innen- und
Heimatministerium ein, das ja mit dieser Frage befasst ist?

Nauber: Zur Frage der Anzahl der Krankenhäuser kann ich Ihnen sagen, dass
wir im internationalen Vergleich überdurchschnittlich viele
Krankenhausbetten und auch überdurchschnittlich viele Krankenhäuser haben.
Deswegen fördern wir mit dem Strukturfonds auch den Abbau von Betten. Am
Ende wird es aber nicht nur um die schiere Anzahl von Häusern gehen,
sondern vor allem darum, eine erreichbare und qualitativ hochwertige
Versorgung sicherzustellen.

Petermann: Ich kann gern ergänzen. Es wird genau der richtige Punkt
angesprochen, die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Der Punkt
umfasst auch die medizinische Versorgung, die in Stadt und Land in gleicher
Weise vorhanden sein muss. Der Bundesinnenminister hat im Rahmen seiner
Reisen innerhalb der Bundesrepublik, bisher durchgeführt in Sachsen,
Sachsen-Anhalt und auch Schleswig-Holstein, festgestellt, dass von den
Bürgern immer die gleichen Themen angesprochen werden. Das sind zum einen
die Infrastruktur, der ÖPNV sowie die medizinische Versorgung, Schulen und
sonstige Möglichkeiten der persönlichen Versorgung. Das heißt also, auch
Krankenhäuser, ihre Lage und Anzahl gehören dazu und müssen beachtet
werden, um gleichwertige Lebensverhältnisse zwischen Stadt und Land
herzustellen.

Ganz konkret zu dieser Studie kann ich Ihnen hier noch nichts mitteilen.
Sie wird auch in der Heimatabteilung bewertet werden.

Frage: Herr Seibert, gibt es so etwas wie eine Einschätzung, ein Gefühl in
der Bundesregierung dazu, wie die Wahl von Frau von der Leyen morgen Abend
ausgehen könnte?

Zu dem anschließenden Fahrplan: Wann würde in dem Fall, dass sie gewählt
wird, ihre Nachfolge als Verteidigungsministerin feststehen?

StS Seibert: Ich kann Ihnen weder eine Einschätzung noch ein Gefühl für die
Bundesregierung nennen. Sie wissen, dass sich 27 europäische Staats- und
Regierungschefs für ein Personaltableau im Europäischen Rat ausgesprochen
haben, zu dem auch die Nominierung von Frau von der Leyen für das Amt der
Kommissionspräsidentin gehört. Aus den bekannten Gründen konnte die
Bundeskanzlerin dem nicht zustimmen.

Nichtsdestoweniger hat sie, wenn ich Sie an die Pressekonferenz mit der
dänischen Ministerpräsidentin vergangene Woche erinnern darf, Seite an
Seite mit Frau Frederiksen gesagt: "Wir arbeiten dafür, dass Frau von der
Leyen gewählt wird."

Aber das ist eine Angelegenheit des Europäischen Parlaments. Deswegen denke
ich, dass ich, selbst wenn ich eine Einschätzung hätte - ich habe sie nicht
-, nicht gut daran täte, sich als ein Vertreter eines ganz anderen Organs
jetzt hier zu äußern. Entsprechend warten wir den Dienstagabend ab, um dann
die prozeduralen Fragen zu beantworten.

Zusatzfrage: Wäre denn die Nachfolge geklärt, bevor alle in die Sommerpause
gehen, oder würde so etwas nach hinten geschoben?

Fähnrich: Dazu habe ich mich bereits in der vergangenen Woche eingelassen.
Wenn es etwas gibt, werden wir Sie darüber informieren. Wir haben auf alle
Fälle geklärt, dass es mit ihrem bisherigen Amt vereinbar wäre, wenn Frau
von der Leyen morgen für das Amt der Kommissionspräsidentin gewählt würde.
Denn die Wahl ist noch nicht der Amtsantritt als Kommissionspräsidentin, da
noch einige Zwischenschritte dafür zu erledigen sind. Mein Kenntnisstand
ist, dass sie bis zum Amtsantritt, der für den 1. November vorgesehen ist,
ihr Amt als Verteidigungsministerin und ihr Bundestagsmandat niedergelegt
haben muss.

Zusatzfrage: Genau. Der 1. November war klar. Aber ich wollte eigentlich
nur da nachhaken. Heißt das, dass Sie erst einmal abwarten, ob sie gewählt
wird, und dann entscheiden, oder gibt es - - -

Fähnrich: Genau deswegen habe ich ja gesagt: Wenn wir eine Information
haben, die wir hier mitteilen können, dann werden wir das auch tun.

Frage: Herr Seibert, wir groß ist Ihre Sorge vor einer institutionellen
Blockade, vor der zum Beispiel heute Morgen auch der bayerische
Ministerpräsident gewarnt hat, wenn Frau von der Leyen nicht gewählt wird?

Herr Breul, arbeitet ihr Minister eigentlich auch dafür, dass Frau von der
Leyen gewählt wird, wie Herr Seibert es eben gesagt hat?

StS Seibert: Noch sind wir im Bereich des sozusagen europäisch ganz
Normalen. Der Europäische Rat hat mit überwältigender Mehrheit einen
Vorschlag gemacht. Das Europäische Parlament hat per Wahl zu entscheiden.

Ich werde vor Dienstagabend auch nicht über mögliche Ausgänge spekulieren
oder darüber, was mögliche Ausgänge bedeuten würden.

Breul: Herr Maas ist nicht Mitglied im Europäischen Parlament. Dort liegt
aber - Herr Seibert hat es gerade gesagt - die Debatte. Das ist im
politischen Raum. Als Vertreter des Auswärtigen Amtes habe ich dazu keine
Stellung zu beziehen.

Zusatzfrage: Darf ich bei Ihnen die Frage noch einmal probieren? Sehen Sie
eine mögliche Blockade und Handlungsunfähigkeit innerhalb der EU, wie
einige Beobachter und auch Politiker es sehen, wenn Frau von der Leyen
nicht gewählt würde?

Breul: Vielleicht kann ich die Frage so beantworten: In den europäischen
Verträgen ist festgelegt, was passiert, wenn ein
Kommissionspräsidentschaftskandidat oder eine
Kommissionspräsidentschaftskandidatin, der oder die vom Europäischen Rat
nominiert ist, vom Europäischen Parlament abgelehnt wird. Von daher können
Sie erkennen, dass es dafür ein geordnetes Verfahren gibt. Jetzt steht die
Wahl an. Man müsste ja nicht wählen, wenn das Ergebnis von vornherein
feststünde. Von daher sehe ich das ganz genauso wie Herr Seibert. Jetzt
findet das ordnungsgemäße Verfahren statt. Morgen ist die Wahl. Dann sehen
wir weiter.

Frage: Eine Frage zum Zeitplan an Herrn Seibert und an das BMVg: Was
passiert denn, wenn Frau von der Leyen nicht gewählt wird? Kann dann im
Ministerium alles so weitergehen wie bisher? Wie schätzt das die Kanzlerin
ein, und wie schätzt man das im Haus ein?

StS Seibert: Frau Kollegin, auch an Sie die Antwort, dass wir uns jetzt
nicht mit den möglichen Was-wäre-wenn-Szenarien befassen. Morgen Abend
fällt die Entscheidung im Europäischen Parlament. Das ist nun schon
ziemlich bald. Dann wird man weitersehen.

Fähnrich: Ich habe auch von meiner Seite aus keine Spekulationen, diese
auch nicht anzuheizen und somit auch nichts weiter zu ergänzen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, die Kanzlerin hat ja schon erkennen lassen, dass
Sie es für nicht ganz unkompliziert hält. Könnten Sie das erläutern?

StS Seibert: Dann werde ich heute zum dritten Mal auf die sehr ertragreiche
Pressekonferenz mit der dänischen Ministerpräsidentin verweisen. Dort hat
die Kanzlerin in der Tat darüber gesprochen, dass es nicht einfach sei,
wenn die Koalitionspartner in dieser Sache nicht an einem Strang zögen. Das
war ihre Aussage vor einer Woche. Eine nicht einfache Situation, so hat sie
es gesagt.

Frage: Welchen Einfluss auf die Arbeit der Bundesregierung hat diese nicht
einfache Situation?

StS Seibert: Ich will es dabei bewenden lassen, was die Bundeskanzlerin vor
einer Woche gesagt hat.

Frage: Herr Seibert, da Sie daran arbeiten, dass Frau von der Leyen gewählt
wird, müssen Sie eigentlich auch darauf hoffen, dass eine Neubesetzung im
Amt des Verteidigungsministers beziehungsweise der Verteidigungsministerin
stattfinden kann. Das ist ja die logische Konsequenz.

Wird für diesen von Ihnen erhofften Fall, dass eine Neubesetzung
stattfindet, die Kanzlerin Wert darauf legen, dass die Genderverteilung im
Kabinett erhalten bleibt, dass also auch nach einer Neubesetzung, auf die
Sie eigentlich hoffen müssen, genauso viele Männer wie Frauen
Ministerposten bekleiden?

StS Seibert: Auf eine Anfrage danach in der vergangenen Woche haben wir
schon gesagt, dass die Bundeskanzlerin zu ihren zu diesem Thema gemachten
früheren Aussagen steht.

Ansonsten verweise ich darauf, dass Dienstagabend das Europäische Parlament
entscheidet und man dann weitersehen wird.

Zusatzfrage: Die Aussage ist mir vergangene Woche entgangen. Ich bitte um
Vergebung.

An der Genderparität oder Genderverteilung wird festgehalten?

StS Seibert: Ich habe es gesagt: Die Bundeskanzlerin steht zu ihren
Aussagen.

Frage : Herr Seibert, nicht zu möglichen Folgen des Ausgangs, sondern zur
jetzigen Situation: Wie glücklich ist eigentlich die Bundesregierung,
insbesondere die Kanzlerin, mit dem Eindruck, den Deutschland in der
Europäischen Union hinterlässt? Die Kanzlerin war ja bekanntermaßen die
Einzige, die der Personalie am Ende nicht zustimmen konnte. Auch jetzt
fallen ja Teile der Bundesregierung oder der Koalitionsregierung dadurch
auf, dass sie die Kandidatin nicht unterstützen. Was für einen Eindruck
macht das aus Ihrer Sicht auf europäischer Ebene?

StS Seibert: Ich möchte das nicht bewerten. Zunächst einmal ist es doch aus
deutscher Sicht etwas Erfreuliches, wenn sich 27 Staats- und
Regierungschefs auf eine deutsche Ministerin als Kandidatin für dieses hohe
Amt einigen können, weil sie das Zutrauen haben, weil sie ihre Erfahrungen,
ihre europäische Grundüberzeugungen so schätzen. Das ist erst einmal etwas
Positives. Jetzt geht das Europäische Parlament am Dienstagabend in die
Wahl.

Frage: Zur Reisezeit eine Frage zum Thema Autobahnraststätten an das
Verkehrsministerium. Die Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gaststätten hat mit
Verweis auf ein starkes Monopol von Tank&Rast kritisiert, dass die
Beschäftigten dort schlechte Arbeitsbedingungen haben und dass die Kosten
zu hoch sind. Wie schätzen Sie denn ein, wie seit 1998 die Privatisierung
de Autobahnraststätten gelaufen ist? War das erfolgreich?

Zweitens. Wäre überhaupt die Forderung einer Rückverstaatlichung
grundsätzlich möglich?

Thomas: Sie wissen, dass die Nebenbetriebe an den Bundesautobahnen in den
90er-Jahren privatisiert worden sind. Dieses System hat sich seitdem
bewährt. Über Pläne für eine erneute Verstaatlichung kann ich Ihnen nichts
berichten.

Zusatzfrage: Grundsätzlich die Nachfrage: Ist es überhaupt möglich? Dann
müsste man ja den Weg über Enteignungen gehen.

Thomas: Über Pläne für eine erneute Verstaatlichung kann ich Ihnen nichts
sagen.

Ich kann noch einen Nachtrag zu dem freien Warenverkehr bezüglich
Österreich liefern:

Wir haben immer gesagt: Wenn es mit Blockaden und Fahrverboten so
weitergeht, brechen Tourismus, Handel und Logistik ein. Wir haben immer
gesagt, dass wir in der Lkw-Blockabfertigung durch Tirol einen Verstoß
gegen EU-Recht und Behinderung des freien Warenverkehrs sehen.

Auch die EU-Kommission hält die Blockabfertigung grundsätzlich für
europawidrig, wenn sie häufiger durchgeführt wird als in absoluten
Ausnahmefällen. Statt Blockaden und Verbote brauchen wir für den
Brennerkorridor vernünftige und innovative Lösungen. Die Grundlagen dafür
haben wir bereits seit Langem mit dem Aktionsplan Brenner geschaffen.
Diesen konstruktiven Weg wollen wir weitergehen.

Frage: Frage an das Auswärtige Amt zum Thema Zypern und Türkei. Die
Außenminister beraten heute, glaube ich, auch über dieses Thema. Ich hätte
ganz gerne gewusst, ob die Bundesregierung die Pläne für Sanktionen gegen
die Türkei unterstützt und ob man möglicherweise sogar noch hätte härter
vorgehen wollen, als das im Konsens der EU-Partner möglich ist.

Breul: Vielen Dank für die Frage. - Wir verfolgen mit großer Sorge die
jüngsten Entwicklungen im östlichen Mittelmeer, insbesondere die türkischen
Ankündigungen, Bohraktivitäten südöstlich der zyprischen Kapras-Halbinsel
durchzuführen. Wir appellieren an die Türkei, eine Eskalation zu vermeiden
und von solchen unrechtmäßigen Bohrungen abzusehen.

Der Europäische Rat hat sich bereits vor ein paar Wochen mit dem Thema
beschäftigt und hat in den Schlussfolgerungen vom 20. Juni das anhaltende
rechtswidrige Vorgehen der Türkei scharf verurteilt. Heute wird sich der
Rat auch dem Thema widmen. Die Beratungen laufen zur Stunde. Dem Abschluss
der Verhandlungen kann ich nicht vorgreifen. Wir werden sehen, wie die
Schlussfolgerungen aussehen.

Wir sind der Auffassung, dass man diesen Konflikt nur durch Dialog und
Beachtung internationalen Rechts lösen kann. Dazu wissen eigentlich alle
Beteiligten, was zu tun ist. Wir appellieren an die Beteiligten,
insbesondere natürlich die Türkei, auf die Basis internationalen Rechts
zurückzukehren.

Zusatzfrage: Das war jetzt aber nicht meine Frage, ob die Bundesregierung -
nicht die anderen - für Sanktionen gegen die Türkei ist. Es gab schon
letzte Woche einen Entwurf, in dem ausdrücklich Sanktionen gegen die Türkei
stehen, auch finanzieller Art. Ist das eine Position, die die
Bundesregierung unterstützt?

Breul: Wie immer bei Ratsbefassungen informieren wir nicht vorher en détail
darüber, was unsere Position ist, mit der wir in die Verhandlungen gehen,
über unsere Position während der Kaffeepause und über unsere Position zum
Schluss, sondern das beraten wir gemeinsam mit unseren EU-Partnern, und
dann wird es eine gemeinsame europäische Position geben, hinter der die
Bundesregierung voll und ganz stehen wird.

Frage: Frage an das BMU zum Thema Glyphosat. Die Landwirtschaftsministerin
hat am Wochenende gesagt, ihre Einschätzung sei, es werde in Europa über
2022 hinaus keine weitere Zulassung geben. Das ist zum Teil so aufgefasst
worden, als dass man dann auf nationaler, subnationaler oder sektoraler
Ebene im Hinblick auf Reduzierung oder Verbot von Glyphosat bis dahin gar
nichts machen könne. Teilt das Umweltministerium diese Einschätzung oder
sehen Sie Möglichkeiten? Ein nationales Verbot, wie Österreich es gemacht
hat, ist, glaube ich, nicht Position der Bundesregierung. Gibt es Ebenen
dazwischen oder kann man sagen, dass bis 2022 alles bleibt wie es ist?

Haufe: Zuerst einmal begrüßt die Umweltministerin, dass jetzt Klarheit
herrscht, dass wir bis 2022 den Glyphosatausstieg vornehmen. Das ist
zwischen den Ministerien als ein wichtiger Teil dieses Ausstiegs
vorgesehen. Es ist gut, dass diesbezüglich eine gleiche Rechtsauffassung
herrscht.

Für uns wiederum ist auch wichtig, dass wir bis dahin schon einige Schritte
unternehmen. Darüber diskutieren wir konstruktiv mit dem
Landwirtschaftsministerium und bereiten das auch vor. Das heißt, bis 2022
wird es Anwendungseinschränkungen geben. Wir besprechen gerade die Fragen:
Wo kann ich Glyphosat noch bis 2022 einsetzen? Wo ist es erlaubt und wo
wird es nicht mehr erlaubt sein? In welchen Mengen wird es erlaubt sein? Da
sind wir auch schon sehr nahe, was eine Einigung angeht.

Zusatzfrage: Wenn ich an das Landwirtschaftsministerium die Frage richten
darf: Ist es auch Ihre Position, dass Sie jetzt sozusagen offensiv oder
aktiv daran arbeiten, weitere Einschränkungen auf der nationalen Ebene bis
2022 vorzunehmen? Ist das so?

Lenz: Das ist so. Wie Sie vielleicht wissen, hat
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner auch bereits im vergangenen Jahr
eine Minderungsstrategie vorgelegt, wie das auch im Koalitionsvertrag
vereinbart ist, wo ganz klar gesagt wird, dass man den Einsatz
glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel deutlich mit dem Ziel einschränken
möchte, die Anwendung so schnell wie möglich grundsätzlich zu beenden. Dem
ist sie auch nachgekommen. Sie hat, wie gesagt, im vergangenen Jahr eine
Minderungsstrategie vorgelegt, die, wie der Kollege gerade sagte, mit dem
Umweltministerium noch in der Abstimmung ist. Dabei geht es zum Beispiel
darum, die Anwendung durch private Anwender zu untersagen, die Anwendung
auf Flächen, die zum Beispiel in der Nähe von Gewässern sind, oder auf
Flächen, die der Allgemeinheit dienen. Es gibt ein ganzes Portfolio
Einschränkungen. Das ist das, was möglich ist, weil wir auch ganz klar
sagen: Solange der Wirkstoff Glyphosat noch auf Europaebene genehmigt ist,
ist ein Totalverbot nicht zulässig.

Zusatzfrage: Wenn beide Seiten so konstruktiv daran arbeiten, warum sind
sie dann mit dem Katalog noch nicht fertig?

Lenz: Wir arbeiten, wie gesagt, konstruktiv daran und sind noch in der
Endabstimmung. Wir sind noch nicht fertig, sondern diskutieren noch über
den einen oder anderen Punkt.

Haufe: Es ist ja nicht so, dass wir überall der gleichen Auffassung sind,
wie weit die Anwendungsverbote gehen sollen, und deswegen dauert das eben
noch.

Montag, 15. Juli 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 15. Juli 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-15-juli-2019-1648354

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





EUROPA/1632: Seehofer muss alles für fairen europäischen Verteilmechanismus tun


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Juli 2019

THOMAE: Seehofer
muss alles für fairen europäischen Verteilmechanismus tun



Zum Treffen der EU-Innenminister erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Die EU hat das Flüchtlingsproblem bislang weitgehend den
Mittelmeeranrainerstaaten Italien und Griechenland überlassen.
Bundesinnenminister Seehofer muss nun alles dafür tun, einen fairen
europäischen Verteilmechanismus zu schaffen. Da eine schnelle
Einigung nicht in Sicht ist, muss mit Hochdruck an einer
vorübergehenden Lösung bis zum EU-Sondertreffen gearbeitet werden, an
der sich Deutschland beteiligt. Parallel dazu muss über humanitäre
Schutzzonen in Afrika verhandelt werden, in denen Migranten unter
menschenwürdigen Bedingungen einen Asylantrag stellen können. Nur so
können lebensgefährliche Fluchtwege über das Mittelmeer und durch die
Sahara vermieden werden. Hierfür müssen Gespräche mit den
nordafrikanischen Staaten, aber auch mit den Subsahara-Staaten
aufgenommen werden. Die Bundesregierung muss auf eine
Migrations-Konferenz drängen, um dafür die Weichen zu stellen.

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





UMWELT/908: Klimakabinett muss Weichen für striktes CO2-Limit stellen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Juli 2019

KÖHLER: Klimakabinett muss Weichen für striktes CO2-Limit
stellen



Zur dritten Sitzung des Klimakabinetts erklärt der klimapolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Das Klimakabinett muss die Weichen für ein striktes CO2-Limit
stellen. Die Bundesregierung sollte dann schnellstmöglich
beschließen, Verkehr und Gebäude in den EU-Emissionshandel
aufzunehmen. Der Emissionshandel mit CO2-Limit ist das einzige
Instrument, mit dem wir unsere Klimaziele garantiert und zu den
geringsten Kosten erreichen. Diese Position wurde jüngst in mehreren
Gutachten bestätigt. Eine CO2-Steuer wäre aufgrund ihrer ungewissen
Wirkung dagegen ein gefährliches klimapolitisches Glücksspiel.

Die populistischen Forderungen von Umweltministerin Schulze nach
Erhöhung der Luftverkehrsabgabe ist der offensichtliche Versuch, von
ihrer eigenen Planlosigkeit in der Klimapolitik abzulenken. Dabei
gibt es für innereuropäische Flüge längst einen CO2-Preis, da der
Luftverkehr am Emissionshandel teilnimmt. Statt weiterhin nur an
kleinen Stellschrauben zu drehen, müssen Union und SPD die Ausweitung
des Emissionshandels und damit die große Lösung vorantreiben."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4820: HVV - Kund_innen locken statt Preise erhöhen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 18. Juli 2019

HVV: Kund_innen locken statt Preise erhöhen!



Der HVV will die Fahrpreise im nächsten Jahr um 2,2 Prozent erhöhen.
Damit läge der Anstieg wieder über der Inflationsrate, die
Bürgermeister Tschentscher vor wenigen Wochen als Maßstab ins Gespräch
hatte. "War da nicht was mit dem Klima, mit zu viel Autoverkehr und zu
viel C0??", fragt sich Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin
der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Während
überall daran gearbeitet wird, mehr Menschen für Busse und Bahnen zu
gewinnen, will der HVV die Preise wieder erhöhen - das ist definitiv
kein Lockmittel."

Erstaunlich sei die angekündigte Preiserhöhung auch, weil
Bürgermeister Tschentscher vor wenigen Wochen eine geringere Erhöhung
in Aussicht gestellt hatte. "Es wäre schon erstaunlich, wenn der
Bürgermeister zu dem Zeitpunkt noch nicht gewusst hätte, wie hoch der
HVV die Preise wirklich setzen will", so Sudmann. "Das sieht für mich
nach einem billigen Wahlkampfmanöver aus: Die SPD wird mit viel Tamtam
in der Bürgerschaft eine Erhöhung knapp unter 2,2 Prozent durchsetzen
und sich dafür feiern."

Eine echte Verkehrswende bedeute auch eine Preiswende, so die
Abgeordnete: "Hamburg sollte von Wien lernen. Deshalb fordert DIE
LINKE ein 365-Euro-Jahresticket für Hamburg. Es ist nicht die Aufgabe
des HVV, seinen Spitzenplatz als einer der teuersten Verkehrsverbünde
in Deutschland zu verteidigen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3362: Jochen Schulte - Entscheidung von Finanzminister Meyer ist konsequent (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 17. Juli 2019

Jochen Schulte: Entscheidung von Finanzminister Meyer ist konsequent

AfD hat sich selbst disqualifiziert



Der Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-Landtagsfraktion Jochen
Schulte verteidigt die Entscheidung von Finanzminister Reinhard Meyer,
keine informellen Haushaltsgespräche mit dem Vorsitzenden des
Finanzausschusses Gunter Jess (AfD) zu führen.

"Gerade die letzten Wochen haben gezeigt, dass sich die AfD sowohl auf
Landes- als auch auf Bundesebene immer weiter radikalisiert und ihre
bürgerliche Fassade mehr und mehr bröckelt. Auch wenn es in der AfD
immer noch Mitglieder geben mag, die für sich persönlich eine
bürgerlich-konservative Gesinnung in Anspruch nehmen, kann man eine
solche Gesinnung der Gesamtpartei insbesondere nach dem offenkundig
anwachsenden Einfluss von Björn Höcke und seinen Anhängern kaum noch
zubilligen. Wer unter diesen Vorzeichen weiter Politik in der bzw. für
die AfD macht, macht sich selbst letztendlich zumindest zum
Steigbügelhalter von Rechtsradikalen. Insofern ist die Entscheidung
des Finanzministers die einzig Richtige, auch wenn die AfD sich im
Grunde selbst für einen vertrauensvollen Umgang disqualifiziert hat."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5193: E-Scooter als Chance (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 18.07.2019

E-Scooter als Chance: Verkehrsräume neu aufteilen, Verkehrsträger
besser vernetzen



Seit dem 15. Juni dürfen sogenannte Elektrokleinstfahrzeuge auch in
Deutschland fahren. In einigen Städten in Rheinland-Pfalz werden die
ersten Leih-E-Scooter schon in wenigen Wochen erwartet. Der
Fraktionsvorsitzende der GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz, Dr.
Bernhard Braun, und die verkehrspolitische Sprecherin, Jutta
Blatzheim-Roegler, haben die Landesregierung mit einer Kleinen Anfrage
um einen Überblick über die Ausgangssituation für E-Scooter in
Rheinland-Pfalz gebeten.

Dazu Dr. Bernhard Braun: "E-Scooter bieten eine neue Chance, kurze
Wege schnell, bequem und abgasfrei zurückzulegen. Gerade im
innerstädtischen Verkehr können sie eine sinnvolle Alternative zum
Auto darstellen. Um die Chancen, die E-Scooter bieten, sinnvoll nutzen
zu können, müssen wir den Verkehrsraum in den Städten deshalb neu
aufteilen. Der umweltfreundliche und lärmarme Verkehr muss endlich
mehr Platz erhalten. Breite Fahrradwege müssen in den Städten neu
angelegt werden, auch um die Sicherheit der Verkehrsteilnehmerinnen
und -teilnehmer zu gewährleisten. Platz für Verleihsysteme sollten die
Kommunen zur Verfügung stellen."

Jutta Blatzheim-Roegler ergänzt: "Ein E-Scooter kann auch ein Anreiz
für Pendlerinnen und Pendler sein, vom Auto auf den ÖPNV umzusteigen.
Denn die Roller sind weit weniger sperrig als ein Fahrrad, erleichtern
aber die Wege zwischen Zuhause, Bahnhof und Arbeitsplatz, also für die
'letzte Meile' innerhalb der Stadt, immens. Es lohnt sich deshalb umso
mehr, die verschiedenen Verkehrsträger noch stärker miteinander zu
vernetzen und die Mitnahme für E-Scooter und Fahrräder in Zügen sowie
die Abstellmöglichkeiten an den Verkehrsknotenpunkten zu verbessern.
Wer kein eigenes Gerät anschaffen will, sollte dort außerdem einfach
und zuverlässig E-Scooter ausleihen können."


Die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Bernhard Braun und Jutta
Blatzheim-Roegler sowie die Antwort der Landesregierung finden Sie
unter:

http://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/9574-17.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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BERUF/1931: Sauberes Handwerk - Neue Ausbildungsordnung für Gebäudereiniger/-innen (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 17.07.2019

Sauberes Handwerk - Neue Ausbildungsordnung für Gebäudereiniger/-innen



Ob in Bürogebäuden, Industrieanlagen, Kindergärten, Schulen,
Krankenhäusern oder Alten- und Pflegeeinrichtungen - für die Reinigung und
Desinfektion von Räumen und Anlagen braucht man Profis. Für diese
umfassenden Reinigungsarbeiten werden Gebäudereiniger und
Gebäudereinigerinnen ausgebildet. Sie erkennen Verschmutzungen und wissen,
mit welchen Reinigungsverfahren diese beseitigt werden können. Auch
spezielle Bereiche, wie beispielsweise Fassaden, werden mit entsprechenden
Anlagen und unter hohen Sicherheitsmaßnahmen gereinigt.

Gemeinsam mit den zuständigen Bundesministerien sowie den Sozialpartnern
und Sachverständigen aus der betrieblichen Praxis hat das Bundesinstitut
für Berufsbildung (BIBB) im Auftrag der Bundesregierung jetzt die
Berufsausbildung für Gebäudereiniger und Gebäudereinigerinnen
modernisiert. Die neue Ausbildungsordnung tritt zum 1. August 2019 in
Kraft.

Die Neuordnung des dreijährigen Ausbildungsberufes greift technische,
wirtschaftliche und organisatorische Änderungen und Entwicklungen im
Gebäudereinigerhandwerk auf. So werden zum Beispiel Aufmaße zur Berechnung
von Flächen und Kosten mittlerweile mit digitalisierten Arbeitsmitteln
erstellt. Ein weiterer Grund für die Modernisierung ist die
Nachhaltigkeit: Gebäudereiniger und Gebäudereinigerinnen müssen sich mit
alternativen Reinigungsverfahren auskennen und können somit einen Beitrag
zur Verringerung von Umweltbelastungen leisten. Dazu gehört auch die
Aufbereitung und Pflege von durch Verschmutzungen beschädigten
Oberflächen. Die neue Ausbildungsordnung wurde zudem kompetenzbasiert
formuliert und entlang der berufstypischen Arbeits- und Geschäftsprozesse
strukturiert.

Im Jahr 2018 schlossen 885 Jugendliche einen neuen Ausbildungsvertrag für
den Beruf Gebäudereiniger/Gebäudereinigerin ab. Die Übernahmeaussichten
für Auszubildende sind gut. Nach der Ausbildung kann eine
Weiterqualifizierung zum/zur Gebäudereinigermeister/-in angeschlossen
werden.

Die modernisierte Ausbildungsordnung und der darauf abgestimmte, von der
Kultusministerkonferenz für den schulischen Teil der dualen Ausbildung
erarbeitete Rahmenlehrplan lösen zum 1. August 2019 die bestehende
Verordnung aus dem Jahr 1999 ab.

Zur Unterstützung der beruflichen Ausbildungspraxis wird derzeit vom BIBB
in Abstimmung mit Berufsexpertinnen und -experten eine Umsetzungshilfe im
Rahmen der Reihe "Ausbildung gestalten" erarbeitet.

Weitere Informationen unter:

www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 17.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/315: "Exzellenzstrategie - die Verlierer stehen schon fest" (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 18. Juli 2019

GEW: "Exzellenzstrategie - die Verlierer stehen schon fest"

Bildungsgewerkschaft fordert Dauerstellen für Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler



Frankfurt a. M. - Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) hat die
Auswirkungen der Exzellenzstrategie auf die Beschäftigungsbedingungen von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern angeprangert und sich für mehr
Dauerstellen stark gemacht. "Morgen wird entschieden, welche Universitäten
im Rahmen der Exzellenzstrategie von Bund und Ländern künftig als
'Exzellenzuniversitäten' gefördert werden. Egal wie der Wettbewerb ausgeht -
 die Verlierer stehen schon fest: Tausende Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler werden auf die Straße gesetzt, wenn ihr Projekt nicht
weiter gefördert wird, oder mit einem weiteren Zeitvertrag abgespeist, wenn
ihre Uni den Zuschlag erhält", erklärte Andreas Keller, stellvertretender
Vorsitzender und Vorstandsmitglied für Hochschule und Forschung der GEW."
Exzellente Forschung und exzellente Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen
sind zwei Seiten einer Medaille - Schluss mit dem Hire and Fire-Prinzip in
der Wissenschaft", so Keller.

Konkret setzte sich Keller dafür ein, dass die künftigen
Exzellenzuniversitäten die Fördergelder dafür einsetzen, unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse mit ihren Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern abzuschließen. "Die neue Exzellenzstrategie läuft auf
unbestimmte Zeit, die Förderung der Exzellenzcluster und
Exzellenzuniversitäten ist auf Dauer angelegt. Es wäre daher folgerichtig,
die Fördermittel für eine nachhaltige und stabile Beschäftigung einzusetzen
- Dauerstellen für Daueraufgaben! Das ist nicht nur im Interesse der
betroffenen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, auch die Kontinuität,
Qualität und Innovationskraft der Forschung würde davon profitieren. Und
die Unis hätten es leichter, ihre Stellen im Wettbewerb mit anderen
Arbeitgebern mit Spitzenkräften zu besetzen", sagte Keller.

Bund und Länder forderte der GEW-Vize zu einem Kurswechsel in der
Forschungsfinanzierung auf. "Während viele Finanzministerinnen und -
minister bei den Hochschulhaushalten den Rotstift ansetzen, geizen Bund und
Länder nicht, wenn es darum geht, immer neue befristete Sonderprogramme und
Wettbewerbe aus dem Boden zu stampfen. Die damit verbundenen Risiken geben
die Hochschulen 1:1 an ihre Beschäftigten weiter. Bund und Länder müssen
endlich andere Prioritäten setzen: Eine ausreichende Grundfinanzierung der
Hochschulen muss Vorrang bekommen, damit diese ihre Aufgaben in Lehre und
Forschung erfüllen können, ohne sich ständig den Anforderungen von
Drittmittelgebern unterwerfen zu müssen", mahnte Keller.


Info:

Die Exzellenzstrategie von Bund und Ländern ist das Nachfolgeprogramm der
bisherigen Exzellenzinitiative. In zwei Förderlinien werden mit insgesamt
rund 535 Millionen Euro Jahr für Jahr Exzellenzcluster an ausgewählten
Universitäten und Wissenschaftsverbünden sowie bis zu elf
Exzellenzuniversitäten gefördert. Welche Universitäten den Status einer
Exzellenzuniversität bekommen, wird morgen eine internationale
Expertenkommission gemeinsam mit den für Wissenschaft zuständigen
Ministerinnen und Ministern, Senatorinnen und Senatoren des Bundes und der
Länder entscheiden.

Detaillierte Informationen sind beim Wissenschaftsrat sowie der Deutschen
Forschungsgemeinschaft verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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MELDUNG/668: Klöckner - "Reserve-Antibiotika in der Geflügelmast: Einsatz zu hoch, dringender Handlungsbedarf" (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 157 vom 18.07.2019

Klöckner: "Reserve-Antibiotika in der Geflügelmast: Einsatz zu hoch,
dringender Handlungsbedarf"

Bundesagrarministerium und Bundesgesundheitsministerium fordern,
insbesondere den Einsatz von Reserveantibiotika signifikant zurückzufahren



Der zu häufige Einsatz von Antibiotika sowie daraus resultierende
Antibiotikaresistenzen sind in der Human- und Veterinärmedizin weltweit ein
ernsthaftes Problem. Um die Mengen in der Tierhaltung zu reduzieren und so
auch der Resistenzbildung entgegenzuwirken, wurde vom Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft im Jahr 2014 ein nationales
Antibiotikaminimierungskonzept für Masttiere eingeführt. Dessen Evaluierung
hatte die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia
Klöckner, Mitte Juni im Bundeskabinett vorgestellt. Demnach ist die
Gesamtverbrauchsmenge an Antibiotika bei allen sechs Nutztierarten
(Mastferkel, Mastschweine, Masthühner, Mastputen, Mastkälber, Mastrinder)
im Zeitraum von 2014 bis 2017 um über 30 Prozent gesunken. Lediglich der
Einsatz von Antibiotika bei Masthühnern und Mastputen blieb nahezu
unverändert - er lag bei minus vier bzw. minus ein Prozent. Zudem lag der
Anteil von Reserveantibiotika bei diesen beiden Nutztierarten bei etwa der
Hälfte der Verbrauchsmenge - bei Schweinen und Rindern sind es weniger als
10 Prozent. Reserveantibiotika sind für die Behandlung lebensbedrohlicher
Infektionen bei Menschen unverzichtbar.

Bereits bei der Vorstellung des Berichts hatte Ministerin Klöckner diese
Zahlen als "nicht akzeptabel" bezeichnet. Resistente Bakterien aus der
Tierhaltung haben auch Auswirkungen auf den Menschen. Daher hatte die
Ministerin Vertreter der Geflügelwirtschaft zu einem Gespräch eingeladen,
an dem das Bundesministerium für Gesundheit teilnahm.

Dazu Bundesministerin Julia Klöckner: "Jede Anwendung von Antibiotika kann
die Entwicklung von Resistenzen nach sich ziehen. Den Einsatz bei Mensch
und Tier müssen wir auf das absolut notwendige Maß reduzieren. Strengste
Anforderungen sind bei den so genannten Reserveantibiotika nötig. Sie sind
Arzneimittel der letzten Wahl, werden verabreicht, wenn sonst nichts mehr
wirkt. Nicht hinnehmbar ist deshalb, dass diese Wirkstoffe in der
Geflügelmast so extensiv eingesetzt werden. Das kann schwerwiegende
Auswirkungen auch auf die Humanmedizin haben - es geht um unser aller
Gesundheit.

An die Geflügelwirtschaft habe ich daher gemeinsam mit dem
Bundesgesundheitsminister die klare Erwartung, die Tiergesundheit in den
Ställen so zu verbessern, dass mehrheitlich keine antibiotische Behandlung
mehr notwendig ist. Wir fordern konkrete Maßnahmen ein. Fragen der Zucht,
der Haltungsdichte, der Hygiene und vor allem des Betriebsmanagements
spielen hier eine entscheidende Rolle. Denn klar ist: Es geht. Unser
Evaluierungsbericht zum Antibiotikaeinsatz in der Tiermast zeigt, dass in
Deutschland Geflügelmastbetriebe dauerhaft ohne Antibiotika auskommen. Die
Branche nehme ich hier in die Pflicht. Die heute getroffene Vereinbarung,
bis September einen ambitionierten Stufenplan zum Abbau der hohen
Reserveantibiotikamengen vorzulegen, ist ein erster wichtiger Schritt."

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Die Gesundheit von Mensch und Tier
muss ganzheitlich betrachtet werden. Gerade Reserveantibiotika sind oft die
letzte Möglichkeit, Menschenleben zu retten - zum Beispiel bei einer
lebensgefährlichen Sepsis. Darum werden sie in der Humanmedizin möglichst
sparsam eingesetzt, um die Resistenzentwicklung zu vermindern. Denn sonst
können Antibiotika nicht wirken, wenn es darauf ankommt.

Antibiotikaresistente Bakterien können aber auch vom Tier auf den Menschen
übertragen werden. Daher ist es unabdingbar, dass in der Tierzucht der
Gebrauch von Antibiotika weiter reduziert wird. Hier besteht in einigen
Bereichen Nachholbedarf. Ich bin der Bundeslandwirtschaftsministerin
dankbar für ihre Initiative in dieser Frage!"

Folgende Vereinbarung wurde bei dem Treffen geschlossen:

Zwischen den Beteiligten wurde verbindlich vereinbart, dass die
Geflügelwirtschaft in den kommenden zwei Monaten dem Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft eine Strategie vorlegt. Sie soll Maßnahmen mit
zeitlich verbindlichen Stufen enthalten, die zu einer signifikanten
Reduktion des allgemeinen Antibiotikaeinsatzes sowie insbesondere des
Einsatzes von Reserveantibiotika führt. Fachleute beider Ministerien werden
die Vorschläge dann bewerten und auf ihre Wirksamkeit prüfen.

 * 
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1334: Universität Graz - hohe Konzentrationen von Spurenelementen in heimischen Pilzen entdeckt (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 17.07.2019

ChemikerInnen der Universität Graz entdeckten hohe Konzentrationen von
Spurenelementen in heimischen Pilzen



Die Pilzsaison ist eröffnet. Was in Steinpilz, Parasol & Co. alles
steckt, haben ChemikerInnen der Universität Graz untersucht und dabei
festgestellt: Pilze reichern Spurenelemente aus dem Boden generell stark
an, wobei jede Art ihre eigenen "Vorlieben" hat. Durch den Verzehr
gelangen die Mineralstoffe und Schwermetalle in den Körper. Einige davon
sind für den Organismus essenziell, andere potenziell schädlich. Den
Appetit sollte man sich jedenfalls nicht verderben lassen. "Saisonal und
in Maßen genossen sind unsere Speisepilze unbedenklich", sagt Walter
Gössler, Leiter der Arbeitsgruppe Analytische Chemie für Gesundheit und
Umwelt und selbst begeisterter Schwammerlsucher.

Im Rahmen eines vom österreichischen Wissenschaftsfonds FWF geförderten
Projekts analysierten Walter Gössler und Simone Bräuer vom Institut für
Chemie der Universität Graz gemeinsam mit KollegInnen aus Tschechien über
eintausend Proben von rund 230 heimischen Pilzarten. Im Visier hatten die
ForscherInnen vor allem Arsen, dessen anorganische Verbindungen zu einer
chronischen Vergiftung führen, wenn sie über einen längeren Zeitraum in
hohen Konzentrationen aufgenommen werden.

Da Pilze alle Spurenelemente stark anreichern, weisen viele auch einen
hohen Arsen-Gehalt auf. "Unsere Analysen ergaben, dass etliche Spezies den
Grenzwert von 0,2 Milligramm anorganisches Arsen pro Kilogramm, den die EU
für Reis festgelegt hat, überschreiten", berichtet Gössler. Ein Grund zur
Sorge sei das dennoch nicht, solange Pilze in den üblichen Mengen verzehrt
werden, meinen die ForscherInnen. "Nur der Kronenbecherling, der roh zwar
stark giftig ist, aber von manchen Menschen trotzdem nach Abkochen und
Wegschütten des Kochwassers gegessen wird, sollte gemieden werden, da er
eine außergewöhnlich hohe Gesamtarsen-Konzentration - von bis zu einem
Prozent des getrockneten Pilzes - aufweist", warnt der Chemiker.

Neben Arsen suchten die ForscherInnen nach weiteren Spurenelementen in
ihren Proben. Dabei entdeckten sie, dass jede Pilzart ihr eigenes,
typisches Spurenelemente-Profil hat: "Der Steinpilz speichert relativ viel
Selen und Quecksilber. In Eierschwammerl findet sich etwas mehr Kobalt als
bei den meisten anderen Spezies", berichtet Simone Bräuer. Der Dritte im
Bunde der in Österreich beliebtesten Speisepilze erwies sich aus
chemischer Perspektive als recht unspektakulär: "Der Parasol liegt bei
allen Elementen im Mittel", so Bräuer.

Unterschiedlich hoch sind die Konzentrationen auch in den verschiedenen
Teilen des Pilzes. Am stärksten reichern sich die Spurenelemente in den
Röhren unter der Kappe an. "Um möglichst wenige potenziell schädliche
Stoffe zu sich zu nehmen, empfiehlt es sich, nur Stiel und Kappe zu
verzehren", rät Gössler. Eine andere Möglichkeit wäre, nur Kulturpilze zu
essen. Da sie auf spurenelementarmen Substraten gezüchtet werden, weisen
sie eine wesentlich geringere Anreicherung auf.


Originalpublikation:

Arsenic species in mushrooms, with a focus on analytical methods for their
determination - A critical review

Simone Braeuer, Walter Goessler

Analytica Chimica Acta, Volume 1073, 27 September 2019, Pages 1-21

https://doi.org/10.1016/j.aca.2019.04.004

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution35
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KRIEG/1745: Bundeswehr - neue Zeiten, andere Seiten ... (SB)




Wie gewährleisten wir in Zukunft die Sicherheit für die
Bürgerinnen und Bürger in diesem Land? Und zwar egal, ob im Inneren
oder im Äußeren. Und eines kann ich versprechen: Über das Thema
Wehrpflicht oder Dienstpflicht, da werden wir ganz intensiv noch mal
diskutieren müssen.

Annegret Kramp-Karrenbauer in einem Video nach ihrer "Zuhör-Tour" durch Deutschland [1]

Hatte man bislang allenfalls hämisch gescherzt, das Kürzel der
CDU-Vorsitzenden Annegret Kramp-Karrenbauer gleiche der russischen
Kennzeichnung des weltweit beliebtesten Sturmgewehrs, bleibt einem nun
das wohlfeile Lachen im Halse stecken. Der Berliner Coup hat AKK ins
Amt der Verteidigungsministerin gespült, und ernsthafte Prognosen
lassen befürchten, daß sie diesen Job noch besser als ihre Vorgängerin
ausfüllen wird. Schon Ursula von der Leyen war ein Gottesgeschenk an
den deutschen Militarismus, hat sie doch in ihrer sechsjährigen
Amtszeit die größte Steigerung der Rüstungsausgaben seit dem Anschluß
der DDR durchgesetzt. Die jährlichen Militärausgaben stiegen von 30
auf 45 Milliarden Euro. Daß sie in der männerbündischen Bundeswehr
dennoch einen schweren Stand hatte, verdankte sich ihrem gescheiterten
Ansinnen, mit patriarchalen Strukturen und rechtsextremen
Verschwörungszirkeln in der Truppe aufzuräumen. Allein die Dauer ihres
Ausharrens auf dem als Schleudersitz verrufenen Posten unterstreicht
ihren beachtlichen Wirkungsgrad, auch wenn sie kurz vor ihrer
katapultartigen Beförderung zur EU-Kommissionspräsidentin nach Brüssel
von sogenannten Affären eingeholt zu werden drohte.

Was qualifiziert die CDU-Vorsitzende, die in jüngerer Zeit nicht
gerade den Eindruck erweckte, ihren Laden im Griff zu haben, zur
deutschen Kriegsministerin? Weit mehr, als die schwindsüchtige Kritik
aus Oppositionskreisen glauben machen möchte. So wünschte ihr der
Grünen-Verteidigungspolitiker Tobias Lindner zwar eine "faire Chance",
doch machte er deutlich, daß es nicht leicht werde: "Sie erbt ein
Haus, das eine Menge offener Baustellen hat, das alles andere als gut
bestellt ist", machte sich Lindner bedenkenlos für eine noch
effektivere Bundeswehr stark. [2] Am schärfsten griff die FDP die
Entscheidung an, deren Vizefraktionschef Alexander Graf Lambsdorff der
Kanzlerin vorwarf, sie zeige damit ihre Geringschätzung der
Bundeswehr. Die Berufung Kramp-Karrenbauers sei "eine Zumutung für die
Truppe und für unsere Nato-Partner". Offenbar ist in seinen
adelsgetrübt-reaktionären Augen eine ungediente Frau das Allerletzte,
was deutsche Streitkraft gebrauchen kann. Nicht viel besser schlug
sich allerdings der Parlamentarische Geschäftsführer der
Linksfraktion, Jan Korte. "In der Union muss man offenbar mit dem
Verteidigungsministerium und der Thematik niemals etwas zu tun gehabt
haben, um Verteidigungsministerin zu werden. Die Ministerien werden zu
Verschiebebahnhöfen, um die schrägen Personalprobleme der Union zu
regeln", argumentierte Korte, als sei ein Lamettaträger der Truppe
seine Idealbesetzung für dieses Amt. [3]

Was sagt die Bundeswehr selbst dazu? Sie macht keineswegs gute Miene
zum bösen Spiel, sondern erkennt die Gunst der Stunde schneller als
die Heerschar der Skeptiker, die mit bellizistischem Enthusiasmus
gegen AKK hetzt, die beim Blick durch die sexistische Brille womöglich
das Männermodell einer militärischen Führungskraft verfehlt. Der
Deutsche Bundeswehrverband begrüßte jedenfalls die
Personalentscheidung und kündigte an, die Arbeit der neuen
Verteidigungsministerin "konstruktiv-kritisch" zu unterstützen. Wie es
auf der Website des Soldatenverbands heißt, habe sich der
Bundesvorsitzende Oberstleutnant André Wüstner bereits zu ihrer Zeit
als CDU-Generalsekretärin mit Annegret Kramp-Karrenbauer zum Gespräch
getroffen. Und sein Stellvertreter Jürgen Görlich (Oberstabsfeldwebel
a. D.) lobte die neue Ministerin in einem Interview mit dem
Deutschlandfunk mit den Worten, an der Spitze des Ministeriums stehe
jetzt ein politisches Schwergewicht. Er erwarte von Kramp-Karrenbauer,
daß sie mit ihrer Stimme Dinge im Kabinett voranbringen und
durchsetzen könne. Sie müsse nun schnell Vertrauen zur Truppe aufbauen
und die Situation bei Personal und Ausstattung verbessern. [4]

Görlich, aus dessen Sicht sich die Amtszeit der Vorgängerin aus "Licht
und Schatten" zusammensetzt, winkt mit dem Zaunpfahl, was letzteres
betrifft. Von der Leyen hatte der Bundeswehr insgesamt ein
Haltungsproblem attestiert, was rechtsextreme Tendenzen betrifft, und
mußte das später zurücknehmen. Wer gegenüber den Soldatinnen und
Soldaten so eine Äußerung von sich gebe, habe es unheimlich schwer,
das Vertrauen zurückzugewinnen, so Görlich. Das sei bislang nicht
geschehen, und so wabere dieses Haltungsproblem und Führungsproblem
bis heute durch die Truppe. Jetzt komme es darauf an, daß Frau
Kramp-Karrenbauer so schnell wie möglich ein Vertrauen zur Truppe
findet und die Truppe auch Vertrauen zu ihr.

Daß AKK die rechtsextreme Krake in Kreisen der Bundeswehr ins Visier
nimmt, steht jedoch ohnehin nicht zu erwarten, und was die
"Baustellen" bei der Truppe betrifft, hat sie bereits beim Stabwechsel
angekündigt, sie werde die Politik der militärischen Aufrüstung
fortzusetzen und verstärken. Um das notorische Personalproblem zu
lösen, hat Kramp-Karrenbauer jüngst eine Dienstpflicht für alle ins
Gespräch gebracht. Junge Männer und Frauen ab 18 Jahren sollten die
Sicherheit des Landes gewährleisten oder auch einen Einsatz in anderen
Bereichen leisten, forderte die CDU-Generalsekretärin. Sieben Jahre
nach ihrer Abschaffung durch den damaligen Bundesverteidigungsminister
Karl-Theodor zu Guttenberg will AKK eine Debatte um die
Wiedereinführung der Wehrpflicht lostreten.

Das Thema solle als eine von mehreren Leitfragen auf dem Parteitag der
Union Ende des Jahres beschlossen werden, auf dem auch über ihr neues
Grundsatzprogramm diskutiert wird. Dann solle sich zwei Jahre lang
eine breite politische und gesellschaftliche Debatte anschließen. Nach
der Vorstellung Kramp-Karrenbauers könnte die allgemeine Dienstpflicht
dann Eingang in das Unions-Programm für die nächste Bundestagswahl
finden. Er solle auch als Sozialdienst, in der Pflege, bei der
Feuerwehr und dem Katastrophenschutz oder in der Entwicklungshilfe
abgeleistet werden können, lugt der allgemeine Arbeitsdienst in
zeitgemäßem Gewand aus den Kulissen hervor.

Das und vieles mehr hat die neue Verteidigungsminsterin lange vor
ihrer unverhofften Ernennung gesagt, und je ausgiebiger man sich damit
beschäftigt, um so klarer zeichnet sich das Profil einer Amtsinhaberin
ab, die jede Menge politischer Aufrüstung mitbringt, die das
militaristische Herz höher schlagen läßt. Sie hat sich dazu bekannt,
die Verteidigungsausgaben an dem zugesagten Zwei-Prozent-Ziel der NATO
zu orientieren und bei den Haushaltsberatungen im Frühjahr
SPD-Finanzminister Olaf Scholz abgewatscht. Dessen Haushaltsentwurf
sei nicht ausreichend, weshalb sie sehr froh sei, daß für 2020 der
Etat für das Verteidigungsministerium entgegen der ursprünglichen
Planung noch mal erhöht worden ist. Bereits nach ihrer Wahl zur
CDU-Vorsitzenden Ende letzten Jahres hatte sie erklärt, daß ein Europa
notwendig sei, welches mit einem europäischen Sicherheitsrat und einer
europäischen Armee sein gemeinsames Sicherheitsinteresse nicht nur
formuliert, sondern umsetzt. Es genüge nicht, Ziele und Absichten in
ein Regierungsprogramm zu schreiben, es sei notwendig, die
beschlossenen Ziele auch durchzusetzen.

Die deutschen Waffenschmieden wird's freuen, daß künftig eine
Ressortchefin im Ministerium sitzt, die sich für gelockerte Regeln bei
Rüstungsexporten ausgesprochen hat. "Durch unsere sehr strengen Regeln
und die noch strengere Auslegung dieser Regeln machen wir gemeinsame
europäische Projekte derzeit fast unmöglich", hatte sie geklagt. Sie
forderte gemeinsame europäische Regeln, die dann aber "nicht so strikt
wie die deutschen Vorschriften sein können". Noch mehr freuen könnten
sich die hiesigen Rüstungskonzerne, sollte sich AKKs
deutsch-französischer Flugzeugträger aus einem vermeintlichen
Hirngespinst der CDU-Vorsitzenden, wie die Presse ignorant urteilte,
unversehens in das nächste Megaprojekt nach dem europäischen
Kampfflugzeug der Zukunft verwandeln. Nachdem Emmanuel Macron im März
sein "Europa-Manifest" vorgestellt und eine enge militärische
Zusammenarbeit mit Deutschland zur Rettung "Europas" erklärt hatte,
brachte AKK einen Flugzeugträger ins Spiel, um "der globalen Rolle der
Europäischen Union als Sicherheits- und Friedensmacht Ausdruck zu
verleihen".

Diese überraschend anmutende Idee segnete die Kanzlerin tags darauf
ab, womit sie ganz auf der Linie lag, die von der Leyen vor einem Jahr
in ihren neuen Richtlinien für die Streitkräfte vorgezeichnet hatte.
Wie es darin hieß, sei Deutschland "als außenhandels- und
rohstoffabhängige Nation besonders auf die uneingeschränkte Nutzung
der See angewiesen". Aufgrund "der maritimen Abhängigkeit
Deutschlands" komme "der Bundeswehr beim Schutz der eigenen
Küstengewässer, der angrenzenden Seegebiete wie der Ostsee, der
Nordsee sowie der Gewässer des Nordflankenraums der NATO sowie der
internationalen Seeverbindungslinien eine besondere Verantwortung zu".

Bleibt noch hinzuzufügen, daß sich AKK im ZDF-Sommerinterview sogar
für die Entsendung von Bodentruppen der Bundeswehr nach Syrien
ausgesprochen hat. Das sei zwar "für uns ein ganz großer Sprung", aber
man müsse sich immer wieder "bewusst machen: es geht hier auch ein
gutes Stück um unsere eigene Sicherheit in Deutschland und nicht nur
um das, was die Vereinigten Staaten möchten". Angesichts solchen
Offensivgeistes steht zu erwarten, daß die neue Amtsinhaberin noch
ganz andere Seiten aufziehen und der Bevölkerung die verbliebenen
Vorbehalte gegen deutsche Soldatenstiefel in fremdem Kriegsgebiet
endgültig austreiben wird.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/bundeswehr-kramp-karrenbauer-will-dienstpflicht-fuer-alle.1766.de.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/358906.keine-große-kabinettsumbildung-alles-für-den-krieg.html

[3] www.wsws.org/de/articles/2019/07/18/kram-j18.html

[4] www.deutschlandfunk.de/neue-verteidigungsministerin-kramp-karrenbauer.694.de.html
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KRIEG/1744: Ankara - türkischer Honig und deutsche Waffeln ... (SB)




Ich finde, die Genehmigungen der Kriegswaffen waren von
vornherein falsch. Aber dass die Bundesregierung jetzt trotz der
aktuellen türkischen Aggressionspolitik im Mittelmeer gegenüber dem
EU-Mitglied Zypern diese Kriegswaffen tatsächlich auch ausliefern
lässt, halte ich für in hohem Grade unverantwortlich.

Sevim Dagdelen (Abrüstungspolitische Sprecherin der Linken-Fraktion im Bundestag) [1]

Man muß nicht in ferne Vergangenheit schweifen, liegt doch die
ungebrochene deutsch-türkische Waffenbrüderschaft so nah wie eh und
je. Was immer germanische und osmanische Großmannssucht einander in
theatralischen Zornesausbrüchen fürs Publikum vor den Latz knallen
mögen, könnte die Einigkeit doch nicht größer sein, wenn es ans
Eingemachte massiver Aufrüstung geht. Wie das zusammenpaßt, daß die EU
Sanktionen gegen die Türkei verhängt, weil sich diese vor Zypern unter
Einsatz ihrer Kriegsmarine ein Stück vom Kuchen der immensen
Erdgasvorkommen unter den Nagel reißen will, aber die Bundesrepublik
zugleich in großem Umfang Komponenten für den Bau von U-Booten an
Ankara liefert? Daß hier die Freund-Feind-Kennung versagt hätte oder
eine Hand nicht wüßte, was die andere tut, kann naiverweise nur
argwöhnen, wer den geübten Spagat der Berliner Regierung mit
Politikversagen verwechselt. Auch von Doppelmoral kann keine Rede
sein, reicht doch die eine Maxime zur Erklärung vollkommen aus, daß
Waffengewalt und Wirtschaftsmacht unschlagbare Argumente sind. Das
predigen die hiesigen Eliten durch alle Wechselfälle deutscher
Geschichte, das glaubt das Volk geschichtsvergessen immer wieder gern,
solange ihm Fleischtöpfe in Aussicht stehen, deren Inhalt anderen von
den Knochen geschnitten wird.

Daß diesmal Erdogan den Führer gibt und seine sukzessive
Machtübernahme die Frage zeitgenössisch beantwortet, wie das damals
hierzulande geschehen konnte, hindert deutsche Politik und Wirtschaft
nicht im geringsten daran, mit ihm beste Geschäfte zu machen und seine
Kriege nach innen und außen mit Spitzenerzeugnissen aus hiesigen
Rüstungsschmieden ins Rollen zu bringen. Deutschland ist der
wichtigste Handelspartner der Türkei und nach den Niederlanden der
zweitgrößte ausländische Investor am Bosporus. Die Zahl deutscher
Unternehmen bzw. türkischer Unternehmen mit deutscher
Kapitalbeteiligung in der Türkei ist inzwischen auf über 7.300
gestiegen. Zugleich hat die Türkei in den ersten vier Monaten dieses
Jahres Kriegswaffen für rund 184 Millionen Euro aus Deutschland
erhalten und ist damit wichtigstes Empfängerland unter den
NATO-Partnern. Wen wundert's, daß die Bundesrepublik bei den
Beratungen der EU über Strafmaßnahmen gegen Ankara zusammen mit
Dänemark die von Zypern geforderten schärferen Sanktionsdrohungen
verhindert hat.

Daß in deutschen und türkischen Gefängnissen politische Gefangene
derselben Provenienz sitzen, weil die Geheimdienste zusammenarbeiten
und man sich in beiderseitiger Staatsräson einig ist, die radikale
türkische und kurdische Linke mit dem Terrorverdikt zu überziehen,
sagt mehr als tausend doppelzüngige Klagen in Sonntagsreden und
Journaille, man möge dem Sultan mit seinen neoosmanischen Träumen
gehörig die Leviten lesen. Verknüpft mit der Warnung, man dürfe den
Gesprächsfaden aber keinesfalls abreißen lassen, weil man andernfalls
alle Einflußmöglichkeiten preisgebe und die türkische Opposition im
Stich lasse, zieht dies die Würgeschlinge um den Hals der Opfer des
Regimes mit vereinten Kräften zu. Erdogan weiß, daß er sich auch für
die Deutschen die Hände blutig und schmutzig macht, wenn er die
kurdische Bevölkerung diesseits und jenseits der Grenze massakriert
und geflohene Menschen einkassiert. Dieses Blatt reizt er gnadenlos
aus, weil er die Abgründe von Kumpanei und Verrat intensiver studiert
und durchwandert hat, als die auf der überlegenen westeuropäischen
Produktivität reitende Politikerkaste, der er wahlweise die osmanische
Ohrfeige androht oder türkischen Honig um den Bart schmiert.

Das irrlichternde Gebaren des Machtmenschen in seinem pompösen
Präsidentenpalast, der erwiesenermaßen zu jeder Greueltat an seinen
Gegnern fähig ist, ändert nichts an der prinzipiellen Überlegenheit
des hochentwickelten Industriestaats Bundesrepublik im Verhältnis zum
Schwellenland Türkei, das am Rande des ökonomischen Zusammenbruchs
steht. Selbstverständlich könnte die Bundesregierung gerade in dieser
Situation enormen Druck auf die türkische Führung ausüben und ihr die
Unterstützung auf allen Ebenen entziehen. Das wird jedoch aus freien
Stücken niemals geschehen, haben doch deutsche Regierungen noch nie
Probleme damit gehabt, mit Diktaturen und anderen repressiven Regimen
zusammenzuarbeiten, sofern das geopolitisch opportun war. Wer sonst
könnte die Interessen der Bundesrepublik nachhaltiger durchsetzen, als
Machthaber, die fest im Sattel sitzen, hochdotierte Waffengeschäfte
tätigen und für sonstige deutsche Wirtschafts- wie auch
Sicherheitsinteressen aufgeschlossen sind, solange nur genug Geld in
ihre Taschen fließt und Berlin sie als Staatschefs anerkennt!

Wenngleich seit dem gescheiterten Militärputsch vom Juli 2016 in der
Türkei und der nachfolgenden Repressionswelle die sogenannten
Hermes-Bürgschaften nicht mehr erteilt werden, gehen bereits
genehmigte Rüstungsexporte in die Türkei weiter ganz normal über die
Bühne. So machten auch im vergangenen Jahr Lieferungen an die Türkei
mit knapp 240 Millionen Euro rund ein Drittel aller deutschen Exporte
aus, in den ersten vier Monaten dieses Jahres sogar fast zwei Drittel.
Wie aus dem Rüstungsexportbericht der Bundesregierung für 2018
hervorgeht, hat sich das Gesamtvolumen der neuen Exportgenehmigungen
der Bundesregierung für die Türkei im ersten Halbjahr 2019 im
Vergleich zum Gesamtjahr 2018 fast verdoppelt. So wurden bis Anfang
Juni 139 Einzelanträge genehmigt. Gesamtwert: Rund 23 Millionen Euro.

Bei den in den ersten vier Monaten dieses Jahres an die Türkei
gelieferten Waffen handelt es sich den Angaben zufolge ausschließlich
um "Ware für den maritimen Bereich". Wahrscheinlich geht es dabei um
Material für sechs U-Boote der Klasse 214, die in der Türkei unter
maßgeblicher Beteiligung des deutschen Konzerns ThyssenKrupp Marine
Systems (TKMS) gebaut werden. Die Bundesregierung hatte die Lieferung
von Bauteilen bereits 2009 genehmigt und den Export mit einer
Hermes-Bürgschaft in Höhe von 2,49 Milliarden Euro abgesichert. [2]

Im Streit über die Erkundung von Erdgasvorkommen vor Zypern hat die
Europäische Union Strafmaßnahmen gegen Ankara beschlossen. Unter
anderem sollen der Dialog auf hoher Ebene mit Ankara gestoppt, die
Verhandlungen über ein Luftverkehrsabkommen ausgesetzt und EU-Gelder
für die Türkei gekürzt werden. Die Außenminister der 28
Mitgliedsstaaten forderten die EU-Kommission zudem auf, mögliche
Finanzsanktionen gegen die Türkei zu erarbeiten. Auch wurde die
Europäische Investitionsbank aufgefordert, die Konditionen für
finanzielle Hilfen an Ankara zu überprüfen. Nikosia wollte die
gemeinsame Erklärung der EU wegen der für illegal erachteten
Erdgasbohrungen der Türkei in der Ausschließlichen Wirtschaftszone
Zyperns strenger verfassen und darin zukünftige Sanktionen vorsehen.

Laut der griechischen Tageszeitung Ethnos hielten Deutschland und
Dänemark dagegen, um eine Eskalation des Streits mit Ankara zu
vermeiden. "Wir stehen hier auf der Seite Zyperns", sagte
EU-Staatsministers Michael Roth (SPD) in Brüssel. Er hoffe aber, "dass
wir nicht zu den vielen Konflikten und Krisen noch eine weitere Krise
hinzufügen". Ethnos zitierte einen namentlich nicht genannten
Diplomaten, wonach es darum gegangen sei, lediglich einen Warnschuß
abzugeben und sich eine spätere Ausweitung der Maßnahmen
offenzuhalten. Auf türkischer Seite wußte man dieses Signal
offensichtlich zu deuten. Wie Außenminister Mevlüt Cavusoglu erklärte,
würden die Maßnahmen "keine Auswirkung auf die Entschlossenheit der
Türkei" haben, ihre Erdgaserkundungen im östlichen Mittelmeer
fortzusetzen. "Das sind banale Sachen, die auf uns keinen Eindruck
machen." [3]

Daß sich die Außenminister der EU überhaupt zu Sanktionen gegen die
Türkei durchgerungen haben, die man in zahllosen anderen und weitaus
gravierenderen Fällen seit Jahren vermißt, ist der Wahrung ihrer
Interessen an der Ausbeutung der Ressourcen im östlichen Mittelmeer
geschuldet. Aus Sicht der Republik Zypern gehört das Seegebiet im
Umkreis von 200 Seemeilen um die gesamte Insel zu ihrer
Ausschließlichen Wirtschaftszone. Mit den Anrainerstaaten Ägypten,
Libanon und Israel hat die Regierung in Nikosia in den Jahren 2003,
2007 und 2010 gemäß dem UN-Seerechtsabkommen Vereinbarungen über die
Absteckung ihrer jeweiligen Wirtschaftszonen in dem Meeresgebiet
geschlossen. Im Januar 2019 gründete Zypern mit Staaten wie
Griechenland, Israel und Ägypten außerdem das "Gasforum östliches
Mittelmeer", um die Kooperation im Energiebereich zu vertiefen. Mit
der Ausbeutung der Gasvorkommen hat Nikosia in den vergangenen Jahren
die internationalen Energiekonzerne Eni, ExxonMobile und Total
beauftragt, die daraufhin mit Probebohrungen in der Region begonnen
haben.

Davon ist die Türkei ausgeschlossen, die darauf beharrt, daß zur
Aufteilung des Seegebiets die Küstenlinie der Festlandsmasse
herangezogen werden muß. Auf dieser Grundlage beansprucht die
türkische Regierung einen Teil der Gasvorkommen vor Zypern, da sie
ihrer Ansicht nach auf türkischem Kontinentalschelf liegen. Die Türkei
hat derzeit zwei Bohrschiffe und ein Forschungsschiff vor der Küste
Zyperns, ein viertes soll in Kürze folgen, wobei Kriegsschiffe diesen
Vorstoß demonstrativ sichern. Die Türkische Republik Nordzypern hat
das Mineralölunternehmen Turkish Petroleum mit der Erforschung der
Gasvorkommen in dem Lizenzgebiet vor ihrer Küste beauftragt. Solange
die Rechte der türkischen Zyprer nicht garantiert würden, werde die
Türkei ihre "Aktivitäten dort weiterhin verstärken", so Cavusoglu. [4]

Während die EU also im Streit um die ergiebigen Gasvorkommen im
östlichen Mittelmeer ihre Muskeln spielen läßt, behandelt sie den
Krieg des Erdogan-Regimes gegen die kurdische Bevölkerung in der
Türkei, in Syrien und dem Irak ebenso als innere Angelegenheit des
NATO-Partners wie die Massenverhaftungen, Folter in den überfüllten
Gefängnissen, Gleichschaltung von Justiz und Presse wie auch viele
weitere repressive Maßnahmen des autokratisch geführten Staates mehr.
Das gilt insbesondere für die Bundesrepublik, deren enge
Interessenverflechtung mit der Türkei dazu führt, Ankara den Rücken
freizuhalten. Solange die Bundesregierung keinen umfassenden
Rüstungsexportstopp gegen die Türkei verhängt, der sowohl die
Genehmigungen als auch die Ausfuhr bereits genehmigter Waffengüter
umfaßt, bleiben alle Lippenbekenntnisse zu Menschen- und Bürgerrechten
Makulatur. Und mehr noch: Sie flankieren als gezielt eingesetztes
Feigenblatt die ideologische Reinwaschung eines Konglomerats deutscher
Teilhaberschaft an der Ausbeutung und Unterdrückung in der Türkei
Erdogans.


Fußnoten:

[1] www.deutschlandfunk.de/ruestungsexportpolitik-deutsche-waffentechnik-fuer-die.1766.de.html

[2] www.sueddeutsche.de/politik/deutschland-ruestung-exporte-tuerkei-1.4526495

[3] www.jungewelt.de/artikel/358874.rohstoffe-eu-sanktionen-gegen-ankara.html

[4] www.zeit.de/politik/ausland/2019-07/zypern-gasstreit-tuerkei-gasbohrungen-eu-sanktionen-faq
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MEDIEN/486: Wikileaks - ausgenutzt und abgemolken ... (SB)


Wikileaks - ausgenutzt und abgemolken ...



Seit mehr als drei Monaten sitzt Julian Assange nun schon im
südenglischen Hochsicherheitstrakt Belmarsh. Zuvor hatte er mehr als
sechs Jahre in der ecuadorianischen Botschaft in London aus Angst vor
der Auslieferung in die USA wegen der Veröffentlichung belastender
amerikanischer Staatsdokumente verbracht. Während dieser Zeit haben
die großen Medien des Westens den australischen Ausnahmejournalisten
verspottet, seinen Verdacht der juristischen Verfolgung durch die
US-Behörden als "Verschwörungstheorie" abgetan und die Lage so
verdreht, als wolle sich der Wikileaks-Gründer lediglich wegen des
Vorwurfs der sexuellen Belästigung in Stockholm 2010 vor einer
Auslieferung nach Schweden drücken. Seit das Justizministerium in
Washington im Mai beim High Court in London einen Auslieferungsantrag
eingereicht hat, in dem Assange Spionage in 18 Fällen angelastet wird,
was ihm im Falle des zu erwartenden Schuldspruchs eine Freiheitsstrafe
von rund 150 Jahren einbrächte, steht fest, daß die besserwisserischen
Kommentatoren der Konzernmedien jahrelang "fake news" über den
Wikileaks-Chef verbreitet haben und der Australier ganz im Gegenteil
derjenige gewesen ist, der mit der Einschätzung seiner vertrackten
Lage vollkommen recht hatte.

Vor diesem Hintergrund ist es schlichtweg unverständlich, daß Assange
in dem spektakulären Enthüllungsbericht der Madrider Vorzeigezeitung
El País vom 9. Juli über sein jahrelanges Ausspionieren per Mikrophon
und Kamera in der ecuadorianischen Botschaft durch die spanische
"Sicherheitsfirma" Undercover Global, die für das diplomatische
Gebäude zuständig war, immer noch als Paranoiker hingestellt wird. Das
umfangreiche UC-Global-Material ist nur deshalb ans Tageslicht
gekommen, weil im Mai der Journalist José Martín Santos und ein
befreundeter Computerprogrammierer festgenommen wurden, nachdem sie
versucht hatten, mittels der geklauten Daten von Wikileaks drei
Millionen Euro zu erpressen. Aus den Unterlagen geht hervor, daß
Assange während der ganzen Zeit in der Botschaft Ecuadors unter einer
Rundumbeobachtung à la Big Brother stand. Jede Bewegung wurde per
Video, jede Äußerung per Mikrofon festgehalten und gespeichert. Jeden
Tag mußten die UC-Global-Späher in London einen Bericht über den Lauf
der Operation an Firmenchef David Morales, ein ehemaliges Mitglied der
Spezialstreitkräfte der spanischen Marine, in Cadiz abliefern. Jeder
Besucher wurde identifiziert und registriert, sogar Assanges Gespräche
mit seinen Anwälten abgehört.

Assange machte sich über das Treiben seiner mächtigen Feinde nichts
vor. Er benutzte einen elektronischen Stimmenverzerrer, um
vertrauliche Gespräche, seien sie privat oder geschäftlich, auch
vertraulich zu halten. Inwieweit UC-Global dennoch in der Lage war,
die Gespächsinhalte mit technologischen Mitteln zu "entziffern" ist
nicht bekannt. Wenn Assange Gedanken zu Papier brachte oder ins Laptop
tippte, hielt er mit der zweiten Hand eine Mappe darüber, um den Text
vor ungebetenen Blicken zu schützen. Trotz alledem schreibt El País,
"Assange war wegen möglichen Ausspionierens so paranoid, daß er einige
seiner Treffen auf der Damentoilette, die er für einen sicheren Ort
hielt, führte". Dabei handelt es sich um Treffen mit seinen Anwälten
Jennifer Robinson aus Australien und Baltasar Garzón aus Spanien.
UC-Global schreckte nicht einmal davor zurück, eine Kotprobe aus der
weggeworfenen Windel des Kindes einer von Assanges Besucherinnen zu
nehmen, um herauszufinden, ob der Wikileaks-Chef nicht vielleicht der
Vater sei. Wäre die Frage positiv beantwortet worden, hätte dies
Assanges Gegner ein enormes Druckmittel in die Hand gegeben.

Unterdessen laufen die Repressionen gegen Assange und seine
Unterstützer auf Hochtouren. Am 10. Juli hat Richterin Emma Arbutnot
den Befangenheitsantrag der Verteidigung zurückgewiesen, ungeachtet
der Tatsache, daß ihr Mann, James Norwich Arbutnot, ein hohes Tier im
britischen Sicherheitsapparat ist. Der ehemalige Tory-Abgeordnete
sitzt heute als konservativer Lord im britischen Oberhaus und gehört
dem Beirat sowohl des Rüstungsherstellers Thales als auch des
staatlich finanzierten Royal United Services Institute for Defence and
Security Studies (RUSI) an. Die Weigerung von Arbutnot, den
Assange-Fall an einen Kollegen oder eine Kollegin abzugeben, stellt
einen klaren Verstoß gegen den offiziellen "Guide to Judicial Conduct"
dar, der in England und Wales die richterliche Unabhängigkeit von
Exekutive und Legislative sichern soll, und spricht für die These der
Wikileaks-Anhänger, daß es sich hier um einen politischen Schauprozeß
handelt, dessen Ausgang - Auslieferung in die USA - längst feststeht.

Die Komplizenschaft der Medien wird durch den skandalösen Umstand
verdeutlicht, daß keine namhafte Zeitung in Großbritannien oder den
USA, weder Guardian, noch Daily Telegraph, New York Times oder
Washington Post, den Leitartikel abzudrucken bereit war, den der
UN-Sonderberichterstatter zum Thema Folter, Nils Melzer, nach seinem
Besuch bei Assange in Belmarsh Mitte Mai verfaßt und den betreffenden
Redaktionen angeboten hatte. In dem Artikel beklagte der ehemalige
Rechtsberater des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes den
schlechten geistigen und physischen Zustand Assanges und führte ihn
auf eine systematische Kampagne der Isolationsfolter und des Mobbings
zurück.

Am 11. Juli hat Twitter ohne nähere Begründung das Konto des
Assange-Solidaritätskomitees @unity4j gesperrt. Diese Sperrung hält
bis zur Stunde an. Am selben Tag wurde die Website Consortium News,
die sich seit Jahren für Whistleblower im allgemeinen, Assange und
dessen wichtigste Quelle, die in den USA derzeit ebenfalls inhaftierte
Chelsea Manning, im besonderen stark macht, Opfer eines schweren
Hackerangriffs, weswegen bis heute die meisten Artikel in deren
Archiven nicht zugänglich sind. Dafür jedoch wartete am 15. Juli CNN
mit einem durchsichtigen Propagandabericht auf, mit dem die Macher bei
dem CIA-nahen Nachrichtensender die Informationen aus der
UC-Global-Sammlung dahin verbogen, daß daraus der "Beweis" für die
lachhafte These wurde, Assange sei eine Marionette des Kreml, die im
Auftrag Wladimir Putins 2016 mittels "gehackter" E-Mails die
Wahlkampfkampagne Hillary Clintons gegen Donald Trump torpediert habe.

Immer wieder hat Assange bestritten, besagte Emails von russischen
Hackern erhalten zu haben, und statt dessen von einem Leck bei den
Demokraten als eigentliche Quelle gesprochen. Bei seinen zweijährigen
Ermittlungen hat Ex-FBI-Chef Robert Mueller, der im Auftrag des
US-Justizministeriums die gesamte Russiagate-Affäre aufklären sollte,
auf eine Befragung Assanges verzichtet. Die einzige plausible
Erklärung für ein solches Verhalten ist, daß der ehemalige Leiter der
US-Bundespolizei die Antwort auf die Frage nach der Methode der
Überführung der DNC-Daten von Washington zu Wikileaks längst wußte und
sie nicht von Assange bestätigt haben wollte, damit in den USA die
Hysterie gegen Rußland und Putin uneingeschränkt ihren Lauf nehmen
konnte.
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MELDUNG/327: NGOs rufen angesichts fehlender Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung weltweiten Notstand aus (FUE)


Forum Umwelt & Entwicklung - 17. Juli 2019

NGOs rufen angesichts fehlender Umsetzung der SDGs den weltweiten
Notstand aus



New York/Berlin, 17.07.2019 - In New York tagt noch bis zum 18. Juli das
High Level Political Forum der Vereinten Nationen (UN). Staaten können dort
ihre Schritte zur Umsetzung der Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs)
vorstellen. Zivilgesellschaftliche Organisationen aus aller Welt
kritisieren die Berichte als reine Imageshows. In einer gemeinsamen
Erklärung rufen sie den weltweiten Notstand aus und kündigen weltweite
Protestaktionen für die UN-Gipfel im September an.

Zivilgesellschaftliche Organisationen aus aller Welt zeigen sich besorgt
über den fehlenden Willen von Regierungen, die Umsetzung der 2030 Agenda
ernsthaft anzugehen. In einer gemeinsamen Erklärung rufen deswegen
zahlreiche Organisationen im Rahmen des High Level Political Forum (HLPF)
den weltweiten Notstand aus. Angesicht des rasanten Klimawandels und
Verlustes an Biodiversität, der zunehmender Verfolgung von
Menschenrechtsaktivisten und -verteidigerinnen, sowie wachsenden
Ungleichheiten und sozialer Unsicherheit, fordern sie Staaten auf, endlich
ihre Verpflichtungen ernst zu nehmen.

Für das Forum Umwelt und Entwicklung ist Marie-Luise Abshagen, Referentin
für nachhaltige Entwicklung, vor Ort: "Das HLPF wurde konzipiert, damit
Staaten über ihre Fortschritte in der Umsetzung berichten und sich
gegenseitig darin beraten können. In den meisten Fällen bleibt eine
kritische Analyse aber aus und die Regierungen zeigen lediglich 
Image-Filmchen über ihr Land. Die Dringlichkeit der Erreichung der SDGs ist
scheinbar überhaupt nicht angekommen, vor allem auch nicht bei den Staaten,
deren Wirtschaftssysteme Menschen und Umwelt weltweit gefährden. Dabei
haben sich die Staaten die SDGs vor lediglich vier Jahren doch selbst
ausgedacht".

"Hinzu kommt, dass wir einen deutlichen Rückgang in der Offenheit von
Regierungen sehen, gesellschaftliche Akteure in die Überprüfung der SDGs
einzubeziehen. Von den 47 berichtenden Staaten haben 31
zivilgesellschaftliche Vertreter und Vertreterinnen kaum bis gar nicht
einbezogen. In dreien davon gibt es keine freie Gesellschaft mehr. Wie
können wir die Berichte der Staaten noch ernst nehmen, wenn zeitgleich dort
Menschrechtsaktivistinnen und -aktivisten verhaftet werden. Damit verkommt
das HLPF zur Farce."

Zahlreiche Organisationen bereiten sich auf eine Aktionswoche rund um den
SDG-Gipfel im September in New York vor. Gemeinsam mit anderen Bewegungen
wird unter anderem zu einem Generalstreik am 20. September und einem
weltweiten Earth Strike am 27. September aufgerufen.


Weiterführende Publikationen

Internationale zivilgesellschaftliche Erklärung Anlass der HLPF und SDG-Gipfels:

https://action4sd.org/sign-the-statement/

Zivilgesellschaftliche Erklärung zur deutschen Nachhaltigkeitspolitik:
Genug herausgeredet: Höhenangst vor dem UN-Gipfel überwinden!

https://www.forumue.de/zivilgesellschaftliche-erklaerung-zur-deutschen-nachhaltigkeitspolitik-genug-herausgeredet-hoehenangst-vor-dem-un-gipfel-ueberwinden/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 17.07.2019

Forum Umwelt & Entwicklung

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030/678 1775 93, Fax: 030/678 1775 80

E-Mail: info@forumue.de

Internet: www.forumue.de
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AUSSENHANDEL/1721: Waffenexporte aus der Schweiz erneut gestiegen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Waffenexporte aus der Schweiz erneut gestiegen

Medienmitteilung der GSoA - Schweiz für eine Armee ohne Waffen,
17. Juli 2019



Die Kriegsmaterialexporte aus der Schweiz nahmen im ersten Halbjahr
2019 erneut zu. Die Schweiz exportierte für fast 273 Millionen Franken
Waffen ins Ausland - im Vergleich zur Vorjahresperiode sind dies fast
70 Millionen mehr. Insbesondere der Munitionsverkauf für fast 13
Millionen Franken an Pakistan und die Exporte an die Vereinigten
Arabischen Emirate und Katar sind besorgniserregend, da beide Länder
am Krieg im Jemen beteiligt sind.

Zwischen Januar und Juni 2019 exportierte die Schweiz Kriegsmaterial
für 272,69 Millionen. Das ist deutlich mehr als im ersten halben Jahr
2018 (205,1 Millionen) sowie auch 2017 (166,6 Millionen). Die GSoA
kritisiert den erneuten Anstieg der Exporte scharf und sieht damit
einmal mehr das Bild der neutralen Schweiz stark verletzt.

Einige Exporte sind besonders problematisch: So hat die Schweiz
Munitionsverkäufe für rund 13 Millionen nach Pakistan bewilligt,
obwohl das Land in einen bewaffneten Konflikt mit seinem indischen
Nachbarn verwickelt ist. Und auch die Fortsetzung der Waffenexporte an
Akteure im Jemen-Krieg wie die Vereinigten Arabischen Emirate und
Katar sind absolut nicht nachvollziehbar - besonders nach dem grossen
Erfolg der Korrektur-Initiative. GSoA-Sekretärin Magdalena Küng
kommentiert die Exporte folgendermassen: "Während das erste halbe Jahr
2019 vom Erfolg der Korrektur-Initiative gekennzeichnet war, deren
Unterschriften in Rekordzeit gesammelt wurden, bewilligte das SECO
Waffenexporte in Länder, die in Kriege verwickelt sind - es wird
schwierig, den Willen der Bevölkerung noch massiver zu ignorieren."

Link zu Tabellen und Zahlen vom SECO: 

https://www.seco.admin.ch/seco/de/home/Aussenwirtschaftspolitik_Wirtschaftliche_Zusammenarbeit/Wirtschaftsbeziehungen/exportkontrollen-und-sanktionen/ruestungskontrolle-und-ruestungskontrollpolitik-bwrp-/zahlen-und-statistiken0/2019.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MEINUNG/090: Huawei für die US-China-Falken eine Nummer zu groß? (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 28 vom 12. Juli 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Zurückgerudert

Huawei für die US-China-Falken eine Nummer zu groß?

von Klaus Wagener



Nach dem G20-Gipfel in Osaka sieht es, zumindest partiell, danach aus,
als würde sich etwas Realismus ins Weiße Haus einschleichen. Präsident
Trump ist zumindest taktisch von seiner harten Anti-Huawei-Linie ein
Stück abgerückt. US-amerikanische Hard- und Software-Zulieferer dürfen
wieder an den chinesischen IT-Riesen Huawei liefern. Wie weitgehend
und nachhaltig diese Entscheidung ist, wird sich erweisen müssen.
Huawei bleibt auf der "Schwarzen Liste" des US-Commerce Department.
Unberechenbarkeit ist ja gewissermaßen zum Markenzeichen der
Trump-Mannschaft geworden. Oder anders formuliert, es dürfte, wie auch
in der Iran-Angelegenheit, heftige Kämpfe hinter den Kulissen geben.

Die Bedenken, die Donald Trump und seinen China-Falken von "Big Tech",
den US-IT-Giganten (Amazon, Google, Apple, Facebook & Co.)
entgegengehalten wurden, scheinen Wirkung zu zeigen. Der konfrontative
High-Tech-Krieg gegen Huawei droht, erhebliche Negativ- und
Bumerang-Effekte für die US-Giganten zu zeitigen. Die US-Regierung ist
gerade dabei, den Ruf und wichtige Märkte der eigenen Industrie
nachhaltig zu ruinieren. Wer mag schon riskieren, bei etwaigen
politischen Winkelzügen abrupt von der Versorgung mit unverzichtbaren
Bauteilen abgeschnitten zu werden? Die Blockade von Huawei bringt
selbst die treuesten der Treuen, wie Briten und Deutsche, zu
ernsthaftem Nachdenken: Aus "Solidarität" mit dem US-Imperium auf
erhebliche finanzielle und technologische Vorteile beim 5G-Ausbau
verzichten? Bei Geld hört bekanntlich die "Freundschaft" auf.

Huawei-Chef Ren Zhengfei gibt sich denn auch demonstrativ gelassen.
Man brauche keine Hilfe von den US-Amerikanern. Der Druck auf Huawei
sei gut. Dadurch werde man stärker. China, da ist nicht nur Ren
überzeugt, habe das Geld, die Power und das Know-how, um diese
Herausforderung zu stemmen. Hier wird man die erforderliche Software,
aber auch die Hardware, die Chips der aktuellen Spitzentechnologie,
dann eben selbst produzieren. China ist längst zu stark und
technologisch zu weit entwickelt, als dass eine konfrontative
Blockade-Strategie wie seinerzeit gegen die Sowjetunion funktionieren
könnte. Zudem der chinesische Markt gerade im IT-Sektor um ein
Mehrfaches größer ist als der US-amerikanische. Die Möglichkeiten der
chinesischen Führung dürften in diesem Kampf im Ernstfall um einiges
größer sein als die der US-Regierung. Das hat Präsident Xi Jinping mit
seinem dezenten Hinweis auf die Seltenen Erdmetalle deutlich gemacht.

Das Zurückrudern des Weißen Hauses bei Huawei hat Hoffnungen Auftrieb
gegeben, dass auch der Handelskrieg eingedämmt werden könnte. Donald
Trump hatte ebenfalls angekündigt, keine zusätzlichen Zölle auf
weitere chinesische Importprodukte erheben zu wollen. Die Erfahrungen
mit den bisherigen Zollrunden sind ganz offensichtlich nicht so, wie
sich das Weiße Haus das wünscht. Von einer Re-Industrialisierung der
USA, von der versprochenen Rückkehr der Jobs, kann naturgemäß keine
Rede sein. Wenn man dem Warenstrom aus der Volksrepublik mit Zöllen
den Weg verlegt, dann werden die Waren eben aus anderen Ländern
kommen, in denen die Arbeitskraft ähnlich billig oder billiger ist als
in China. Aus Vietnam oder Bangladesch beispielsweise - aber nicht aus
den USA. Das Kapital fließt global in die Anlagen, in denen die
Profitraten am höchsten sind. Das ist das Gesetz des neoliberal
entgrenzten Kapitalismus. Das sollte man im Weißen Haus eigentlich
wissen. Der Handelskrieg wird die chinesische Orientierung auf Diver
sifizierung seiner Absatzmärkte und Handelsstrukturen, die
Belt-and-Road-Initiative (Neue Seidenstraße), weiter vorantreiben. Die
Volksrepublik hat sich auf diese Entwicklung seit langem vorbereitet.
Und er wird die Attraktivität weiterer ostasiatischer Staaten heben,
die noch nicht das Fadenkreuz auf der Stirn tragen.

Insgesamt gesehen erweist sich der Wirtschafts- und Technologiekrieg
des US-Imperiums als ein Konjunkturprogramm für die asiatischen
Ökonomien und für die eurasische Integration. Die mit viel
Ballyhoo-Klamauk verkündete "MAGA"-Parole (Make Amerika Great Again)
des Präsidenten könnte sich im Endeffekt in ihr Gegenteil verkehren:
den beschleunigten Niedergang des Imperiums.

 * 
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MELDUNG/871: Hans-Böckler-Stiftung - Rezessionsrisiko für die deutsche Wirtschaft gestiegen (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 17.07.2019

Rezessionsrisiko für die deutsche Wirtschaft gestiegen -
IMK-Konjunkturindikator zeigt weiterhin "gelb-rot"

Neue Werte



Die Wahrscheinlichkeit, dass die deutsche Wirtschaft in den kommenden
drei Monaten in eine Rezession gerät, ist in den letzten Wochen gestiegen.
Das zeigen die neuesten Werte, die der Konjunkturindikator des Instituts für
Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung
liefert. Für den Zeitraum von Juli bis Ende September weist der Indikator,
der die aktuellsten verfügbaren Daten über die Wirtschaftslage bündelt,
ein Rezessionsrisiko von 36,6 Prozent auf. Im Juni waren es 30,9 Prozent.

Das nach dem Ampelsystem arbeitende Frühwarnsystem zeigt weiterhin
"gelb-rot", was eine Situation erhöhter konjunktureller Unsicherheit
jenseits von 30 Prozent Rezessionsrisiko beschreibt. Auf "Rot" würde der
Indikator aber erst bei einer Wahrscheinlichkeit ab 70 Prozent schalten.

Der Anstieg beim Rezessionsrisiko beruht nach Analyse des IMK vor allem
auf der Eintrübung des ifo-Geschäftsklimas, hinzu kommt eine rückläufige
Tendenz bei den Auftragseingängen aus dem Ausland. Erstmals wirkt sich
auch ein - schwach - negatives Signal vom Arbeitsmarkt aus, weil die Zahl
der offenen Stellen auf hohem Niveau geringfügig gesunken ist. Positiv
wirken dagegen steigende Auftragseingänge aus dem Inland und die weiterhin
günstigen Finanzierungsbedingungen für Unternehmen. Der
"Finanzmarktstress", den das IMK mit einem zusätzlichen Indikator misst,
ist zwar leicht von 18,1 auf 22,1 Prozent gestiegen, aber unter dem Strich
weiter moderat.

"Der Indikator zeichnet derzeit nach, wie sich die Abschwächung des
weltwirtschaftlichen Wachstums zunehmend in eine Produktionsflaute bei
deutschen Schlüsselindustrien wie dem Fahrzeug- oder dem Maschinenbau
übersetzt. Das Niveau oder der jüngste Anstieg der
Rezessionswahrscheinlichkeit fallen aber nicht so vehement aus, dass man
akut befürchten muss, die konjunkturelle Flaute werde zwangsläufig in eine
Rezession münden", sagt IMK-Experte Dr. Thomas Theobald. "Die bislang
stabile Binnennachfrage wirkt einer rezessiven Entwicklung weiterhin
kräftig entgegen. Noch stärker würde der Schutz, wenn die Regierung über
mehr öffentliche Investitionen positive Signale setzen würde."

In den IMK-Konjunkturindikator fließen zahlreiche Daten aus der Real- und
der Finanzwirtschaft ein. Darüber hinaus berücksichtigt das Instrument
Stimmungsindikatoren. Das IMK nutzt die Industrieproduktion als
Referenzwert für eine Rezession, weil diese rascher auf einen
Nachfrageeinbruch reagiert als das Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Der IMK-Konjunkturindikator wird monatlich aktualisiert.


Originalpublikation:

Zum IMK-Konjunkturindikator:

http://www.boeckler.de/imk_38710.htm

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung - 17.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/396: Milagro Sala verurteilt die Unterdrückung und politische Unkorrektheit seitens Macri und Kollegen (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Milagro Sala verurteilt die Unterdrückung und politische 
Unkorrektheit seitens Macri und Kollegen

Von Olivier Turquet (Redaktion Italien), 16. Juli 2019



San Salvador de Jujuy, Argentinien - 16.07.2019. Die Leiterin der
sozialen Organisation Tupac Amaru, Milagro Sala, sprach gestern mit
der Presse über den Wahlkampf in Argentinien und den Moment der
sozialen und wirtschaftlichen Krise, der durch das Land geht. Milagro,
noch immer unter Hausarrest, sagte: "Ich denke dabei nicht an meine
persönliche Situation, sondern ich denke an die Genossen, die ihren
Job verloren haben, die Jungen, die auf der Straße schlafen, die
Rentner, die nicht wissen, wie sie es bis zum Ende des Monats schaffen
sollen".

Darüber hinaus kommentierte sie den Wahlkampf mit folgenden Worten:
"Macri und seine Mitarbeiter führen einen schmutzigen Feldzug gegen
die Opposition", und rief die Aktivisten von Tupac zu stärkerem
Engagement auf, um die Chancen auf einen Gewinn der Opposition zu
erhöhen.

Des Weiteren ging Milagro auch auf die Menschenrechtsverletzungen ein,
denen die Mitgefangenen von Tupac Amaru im Gefängnis Alto Comedero
ausgesetzt sind, und verurteilte die ständigen Schikanen, die sie zu
ertragen haben.

In einer Pressemitteilung erinnerte das Komitee für die Freiheit von
Milagro Sala an den Jahrestag der Inhaftierung von Gladys Díaz, Mirta
Aizama und Shakira Guerrero, die nunmehr seit drei Jahren unrechtmäßig
und willkürlich in Haft sitzen. Nach Angaben des Komitees haben die
Regierung Macri und der Gouverneur der Provinz Jujuy, Morales, ein
wahrhaftes politisch-richterliches Versuchslabor geschaffen, um jede
Form von Opposition zu unterdrücken.

Der Fall Milagro Sala und der harte Angriff auf die Opposition durch
kunstvoll konstruierte Gerichtskampagnen, mit erfundenen Beweisen und
gekauften Zeugen, war auch eines der Themen eines Fernsehinterviews,
das Estela de Carlotto von den Madres de Plaza de Mayo vor einigen
Tagen gab.


Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06991: Variante mit langem Erbe (SB)


1882 wurde im Wiener Großturnier eine Variante der Spanischen Partie
ins Leben gerufen, in welcher der Nachziehende ein Springeropfer im
17. Zug bringt und die seitdem zahlreichen Kopfgrüblern und Praktikern
Probleme aufgab. Bislang konnte abschließend nicht bestimmt werden, ob
das Figurenopfer berechtigt war oder nicht. Und es sieht ganz danach
aus, als würde sie auch folgende Generationen beschäftigen. Man fragt
sich automatisch, was das Interesse der Meister an dieser Frage so
lange am Leben erhielt? Gilt es der Wahrheitsfindung? Oder ist die
Neigung der Menschen, letzten Geheimnissen auf die Spur zu kommen, so
groß, daß sie niemals zur Ruhe kommen? Für den forschenden Geist
öffnet sich hier gewiß ein unerschöpfliches Terrain. Die Möglichkeiten
spreizen sich förmlich ins Unendliche hinein, und daß hierin eine
gewisse Faszination liegt, ist allgemein bekannt. Im heutigen Rätsel
der Sphinx soll die Stammpartie jener mysteriösen Variante zu Wort
kommen, wo Weiß mit seinem nächsten Zug 1.Tb3-c3? - 1.e5-e6 hätte wohl
zum Sieg ausgereicht - einen verhängnisvollen Pfad betrat, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06991: Variante mit langem Erbe (SB)]



Fleissig - MacKenzie

Wien 1882


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Daß Kunst mit Kommerz oft verwechselt wird, und selbst Künstler
zuweilen lieber den Richtlinien des Erfolgs folgen, enthebt die
Schachspieler nicht von der Verantwortung gegenüber den Grundlagen des
Königlichen Spiels, die immer in der Wahrung des Kreativen lagen,
nicht jedoch im sportlichen Eifer nach Punkten und Medaillen. Nona
Gaprindaschwili verband beides miteinander. Die Zeit wird zeigen, ob
dieser Kompromiß haltbar ist: Auf 1.Le2-c4 folgte 1...Sf4xg2! 2.Kg1xg2
Le6-h3+ 3.Kg2-g1 - 3.Kg2xh3 Df6xf3+ und Matt in zwei Zügen -
3...Df6xf3 4.Lc4-e2 Df3-f4 5.Le2-f1 Lh3xf1 6.Se3xf1 Sf8-e6 7.Te1-e3
Se6-g5 8.Dc2-e2 Ta8-d8 9.Sf1-g3 Td8xd1+ und Weiß gab auf, da nach
10.De2xd1 Sg5-h3+ die Entscheidung nur mehr gelautet hätte: Matt oder
Damenverlust.



Erstveröffentlichung am 19. Juli 2006

18. Juli 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





JUGEND/110: Die Zukunft der Kindererziehung wird paritätisch (idw)


Kompetenzzentrum Technik-Diversity-Chancengleichheit e. V. - 17.07.2019

Die Zukunft der Kindererziehung wird paritätisch - Mädchen wie Jungen
wünschen sich Gleichberechtigung



Die Projekte Girls'Day und Boys'Day haben im Rahmen des bundesweiten
Aktionstages 2019 eine Befragung von Jugendlichen durchgeführt. Befragt
wurden 2.559 der teilnehmenden Mädchen und 1.394 Jungen vor und direkt
nach dem Aktionstag.

Beachtenswert sind die Antworten der Jugendlichen zum Thema Familie und
Beruf: Jeweils 90 Prozent der befragten Schülerinnen und Schüler möchten
die Zeit, die sie mit ihren Kindern verbringen, paritätisch aufteilen. 80
Prozent der befragten Jungen möchten beim "Versorgen der Kinder" einen
aktiven Part einnehmen.

"Dass Väter sich um die Erziehung, aber auch das Versorgen der Kinder
kümmern, nimmt in unserer Gesellschaft zu - die nachfolgenden Generationen
haben hierzu bereits ein neues Selbstverständnis und wollen als Eltern
gleichberechtigt leben", sagt Romy Stühmeier, Projektleiterin vom Boys'Day
- Jungen-Zukunftstag. "Das liegt auch an den Vorbildern in den
Lebenswelten der jungen Menschen - jeder dritte Vater nimmt heute
Elternzeit und reduziert seine Arbeitsstunden oder unterbricht seine
Erwerbstätigkeit für einen bestimmten Zeitraum."

Kinder versorgen und arbeiten gehen sehen 92 Prozent der Mädchen als
gleichberechtigte Aufgabe. Auch die Jungen sind mit 65 Prozent dieser
Meinung.

Reparaturen durchführen: Tendenz weiter klassisch

Anders als bei der Kinderbetreuung verhält es sich dagegen mit anfallenden
Reparaturarbeiten im Haushalt: Hier sehen sich noch immer die Jungen mit
74 Prozent in der alleinigen Verantwortung. Nur zwei Prozent der Mädchen
weisen sich diese Aufgabe zu. Sie sehen sich mit 61 Prozent eher in der
hilfestellenden Funktion, wenn diese benötigt wird.

"Mit dem Girls'Day - Mädchen-Zukunftstag ermöglichen wir den jungen
Frauen, Berufe und Studiengänge kennenzulernen, die sie sonst eher selten
in Betracht ziehen. So vermitteln wir ihnen erste Kompetenzen in MINT und
ein gutes Selbstwertgefühl und - das ist nicht nur für die berufliche
Entwicklung wichtig, sondern wird sich auch ins Private auswirken", sagt
Stühmeier. Das sich etwas bewegt, zeigen unter anderem die Zahlen in den
Ingenieurwissenschaften. Im 1. Fachsemester 2017 lag der prozentuale
Anteil der Studienanfängerinnen erstmalig bei über 25 Prozent.

Die Berufs- und Lebenswelt junger Menschen im Fokus

Die im Frühjahr 2019 veröffentlichte Evaluationsstudie "Girls'Day und
Boys'Day - klischeefreie Berufsorientierung, die wirkt" zeigt ebenfalls
eine sich wandelnde Einstellung bei Jungen und Mädchen hinsichtlich der
Wichtigkeit der Work-Life-Balance. Für jeweils 64 Prozent der befragten
Mädchen und Jungen lag eine gute Work-Life-Balance auf dem vierten Platz
im Top-Five-Ranking. (siehe Grafik "Wichtige Punkte Berufswahl" unten im
Download)

Für die Studie wurden mehr als 18.000 Mädchen und Jungen befragt. Damit
ist sie eine der größten Studien zum Berufswahlverhalten junger Menschen
in Deutschland.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution560

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kompetenzzentrum Technik-Diversity-Chancengleichheit e. V., 17.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/918: Münster - Kabarett mit Carsten Höfer, Irmhild Willenbrink und Markus Fischer am 7. August 2019


Stadt Münster

Reihe "Kabarett im Schlossgarten" präsentiert Carsten Höfer,
Irmhild Willenbrink und Markus Fischer 



Zum Auftakt der Reihe "Kabarett im Schlossgarten" treten mit Carsten
Höfer, Irmhild Willenbrink und Markus Fischer am Mittwoch, 7. August,
gleich drei münstersche Urgesteine der Improvisationskunst und
anerkannte Wortakrobaten vor das Publikum. Höfer, erklärter
Frauenversteher, zeigt, was einen echten "EHE-MÄN" auszeichnet. Mal
der Kuschelbär, mal im Hausmeister-Modus, macht er sich als Eheretter
nützlich. Das Duo Willenbrink/Fischer liefert mit einem Best-Of seiner
zahlreichen Bühnenprogramme einen turbulenten Schlagabtausch über
alles, was zählt und über nichts, was wichtig ist.

Info: Seit 1995 hat das "Kabarett im Schlossgarten" seinen festen
Platz im städtischen Kulturkalender. Das Publikum macht es sich auf
Decken und Stühlen bequem. Die künstlerische Leitung liegt bei Norbert
Woestmeyer von "CommunArte". Das Hotel und Restaurant Feldmann reicht
eine unterstützende Hand. Tickets gibt es in der Münster-Information
im Stadthaus 1 am Syndikatplatz (Info-Hotline 02 51/4 92 - 27 14)
oder online unter www.localticketing.de. Die Kartenpreise liegen im
Vorverkauf zwischen 10 und 15 Euro, ermäßigt 8 bis 10 Euro, zuzüglich
Vorverkaufsgebühr; an der Abendkasse 14 bis 20 Euro, ermäßigt 12 bis
15 Euro. Alle Auftritte beginnen um 20.30 Uhr. Die Abendkasse öffnet
um 19 Uhr. Programm-Infos: www.stadt-muenster.de/kulturamt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 25. Juni 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1289: Hamburger Sprechwerk - "Leonce und Lena" von Georg Büchner, 19. + 20.7.2019


Hamburger Sprechwerk

LEONCE UND LENA

eine Projektion von Georg Büchner

Regie: Aron H. Matthiasson

Dramaturgie, Musik: Sarah Calörtscher

Spiel: Christoph Plöhn, Alina Gitt

Freitag, 19.07.2019 (Premiere)

Samstag, 20.07.2019 jeweils um 20 Uhr



Leonce, ein junger Mann, die Welt in seiner Hand.

Der Prinz der Generation WHY, pseudo-individuell, internetabhängig,
naiv und selbstbewusst zugleich.

Der heimliche Revolutionär der DIGITAL NATIVES leidet an Melancholie.
Lena, eine junge Frau, mit sämtlichen Verhaltungsweisen der Millenials
vertraut, bringt seine Work-Life-Balance ins Schwanken.

Flucht voreinander. Flucht ins Eigene. Flucht in die
Bedeutungslosigkeit. Alles eine Projektion?

Eine kollaborative Zusammenarbeit von: plateaunische liebe & Genbu
Arts

Kartenpreise:

VVK: 19,40 €, keine Ermäßigung (incl. VVK-Gebühren)

AK: 21 €, keine Ermäßigung

 * 

Quelle:

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23. 20535 Hamburg

FON Büro: 040 - 24 42 39 - 30 / -32

FON Tickets: 040 - 69 65 05 05

mail: info@hamburgersprechwerk.de

web: https://sprechwerk.hamburg
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/784: Botox-Aktionswoche - Stand bei der Entwicklung tierleidfreier Botox-Tests (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Botox-Aktionswoche: Stand bei der Entwicklung tierleidfreier Botox-Tests



Im Rahmen der diesjährigen Botox-Aktionswoche (1) vom 13. Juni bis 19. Juli
hat der Bundesverband Menschen für Tierrechte den deutschen
Botox-Hersteller Merz angeschrieben und um Auskunft über sein derzeitiges
Engagement für den Ersatz von Tierversuchen gebeten. Zusammen mit den rund
40.000 Unterstützern der aktuellen Petition (2) wollte der
Tierrechtsverband wissen, was das Unternehmen inzwischen unternommen hat,
um alle Botox-Tierversuche zu beenden.

Trotz existierender Alternativen werden noch immer Mäuse in qualvollen
Produktsicherheitstests eingesetzt. Deshalb ruft der Bundesverband Menschen
für Tierrechte die Wissenschaft sowie die kosmetische und pharmazeutische
Industrie dazu auf, auch hierfür tierleidfreie Tests zu entwickeln. Die
meisten Hersteller des Botulinumtoxins für die Faltenbehandlung und
verschiedene medizinische Indikationen haben in den letzten Jahren
tierversuchsfreie Verfahren mit menschlichen Zellen entwickelt, um die
qualvollen LD50-Tests (3) mit Mäusen für die Testung ihrer Botox-Produkte
zu beenden.

Tierversuche trotz tierfreier Tests

Mit den neuen tierleidfreien Tests können jedoch nur 80 bis 85 Prozent der
ursprünglichen Tierversuche bei den Chargenprüfungen ersetzt werden. Die
übrigen 15 Prozent dienen in sogenannten Bulktests, also Tests an
Halbfertigware oder noch nicht formuliertem Wirkstoff vor Abfüllung (4).
Diese Versuche werden vom europäischen Arzneibuch vorgeschrieben.
Hinzukommen Re-Validierungstests sowie bei der außereuropäischen
Vermarktung der Produkte, wo das existierende Ersatzverfahren für die
LD50-Mäuseversuche noch nicht anerkannt ist.

Um den gegenwärtigen Entwicklungsstand zu eruieren, hat der
Tierrechtsverband den deutschen Hersteller Merz zum Stand der Entwicklung
befragt und auf die rund 40.000 Unterstützer seiner aktuellen Petition
hingewiesen. Merz hat inzwischen den Eingang der Fragen bestätigt und eine
Beantwortung zugesagt.


Anmerkungen:

(1) An der EU-weiten Aktionswoche gegen Botox-Tierversuche, die von der
Europäischen Koalition zur Beendigung von Tierversuchen (ECEAE) organisiert
wird, beteiligen sich Gruppen aus ganz Europa. Die Botox-Aktionswoche wird
seit mehreren Jahren durchgeführt, um auf das Leid von Mäusen in
LD50-Tests und noch fehlende Verfahren aufmerksam zu machen. Während dieser
Zeit haben die Firmen Allergan, Merz und Ipsen tierversuchsfreie Tests zur
Chargenprüfung entwickelt. Zwei sind bereits anerkannt und werden
angewendet.

(2) Der Bundesverband Menschen für Tierrechte hat eine
Unterschriftenkampagne ins Leben gerufen, um die Wissenschaft sowie die
kosmetische und pharmazeutische Industrie dazu aufzurufen, auch für die
verbleibenden Untersuchungen tierleidfreie Tests zu entwickeln. Die
Unterschriftenaktion finden sie unter: www.change.org

(3) Beim LD50-Test wird den Mäusen das Nervengift in verschiedenen
Verdünnungen in die Bauchhöhle gespritzt, um die Konzentration zu
ermitteln, bei der die Hälfte der Tiere stirbt. Die Tiere leiden bis zu
vier Tagen unter qualvollen Krämpfen und ersticken letztlich, da das Gift
zu einer Atemlähmung führt.

(4) In sogenannten Bulktests an der Maus wird der in der entsprechenden
Formulierung gelöste Wirkstoff zur Abfüllung bei der Herstellung des
Fertigprodukts überprüft. Die Ersatzverfahren dürfen dagegen nur für die
Chargenprüfung genutzt werden, um Stabilität und Konzentration in
homöopathisch kleinen Dosen zu testen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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LÄRM/153: Seit einem Jahr kein Lärmaktionsplan - Hamburger Senat säumig (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 18. Juli 2019

Lärmaktionsplan: Senat seit einem Jahr säumig

Hamburg missachtet gesetzliche Vorgabe zur Aktualisierung des
Lärmaktionsplans / fast 500.000 Menschen starkem Lärm ausgesetzt



Trotz klarer gesetzlicher Vorgaben hat der Hamburger Senat keinen
neuen Lärmaktionsplan vorgelegt, der aufzeigen soll, wie die
erhebliche Lärmbelastung in Hamburg gesenkt werden kann. Das
Bundesimmissionsschutzgesetz und die EU-Umgebungslärm-Richtlinie
schreiben eine solche Vorlage bis zum 18.07.2018 vor. Der Senat hat
diese Gesetzesvorgabe klar missachtet, der letzte Lärmaktionsplan
stammt aus dem Jahr 2013.

"Es ist völlig unverständlich, dass noch immer kein neuer
Lärmaktionsplan vorliegt. Dies hätte schon vor einem Jahr passieren
müssen. Die erhebliche Belastung großer Teile der Hamburger
Bevölkerung ist offensichtlich, der Termin seit Jahren bekannt.
Trotzdem geschieht nichts, weil sich offenbar Wirtschafts- und
Umweltbehörde nicht auf wirksame Maßnahmen einigen können", so Manfred
Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Laut den aktuellen Lärmkarten der Stadt Hamburg leben 463.000 Menschen
in Stadtteilen, in denen Lärm die Lebensqualität stark einschränkt
oder sogar krank macht.
Selbst an den 40 lautesten Straßen Hamburgs wurde bislang nur an
wenigen Abschnitten Tempo 30 eingeführt und dies auch nur in der Zeit
von 22-6 Uhr.
Laut Umweltbundesamt (UBA) führt eine Geschwindigkeitsbeschränkung von
Tempo 50 auf Tempo 30 etwa zu einer Halbierung der Lärmbelastung durch
den Straßenverkehr.
Der BUND fordert daher als schnell wirksame Maßnahme Tempo 30 in
Hamburg als Regelgeschwindigkeit. Nur bei nachweislich geringer
Lärmbelastung dürfe diese auf Tempo 50 angehoben werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation 32/19, 18.07.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND-Landesverband Hamburg

Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net

Internet: www.bund.net/hamburg
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WALD/173: Neue Erkenntnisse zu den Folgen des Trockensommers 2018 (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL -
11.07.2019

Neue Erkenntnisse zu den Folgen des Trockensommers 2018



Nach dem extrem heissen und trockenen Sommerhalbjahr 2018 starteten
Forschende der Eidg. Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft
WSL in der Schweiz insgesamt 13 Untersuchungen zu den Auswirkungen
dieser Extremsituation auf die Wälder und den Wasserhaushalt. Nun
liegen erste Resultate vor.




[image: Foto: © Valentin Queloz / Eidg. Forschungsanstalt WSL]

Trockenheitsschäden in einem Mischwald in der Nähe von Porrentruy
(JU), Juni 2019: In der Mitte (rot) eine tote Weisstanne, im
Vordergrund abgestorbene Buchen (grau).

Foto: © Valentin Queloz / Eidg. Forschungsanstalt WSL



In vielen Teilen der Schweiz war der Sommer 2018 die längste und
heisseste Periode ohne Niederschläge seit Beginn der systematischen
Wetteraufzeichnungen 1864. Wer im Spätsommer 2018 in der Natur
unterwegs war, wunderte sich über die frühzeitigen Herbstfarben
zahlreicher Bäume.

Die Eidg. Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
verfolgt nicht nur seit 134 Jahren landesweit die Entwicklung der
Wälder minutiös, sondern verfügt auch über langjährige Erfahrung in
Hydrologie und Biodiversität. In 13 Analysen erkundet sie nun, wie
ausgeprägt die lang andauernde Trockenheit 2018 war und welche
Auswirkungen sie kurz- und mittelfristig auf die Wälder der Schweiz
haben könnte. Ziel ist es, die Auswirkungen der Trockenheit 2018 in
langfristige Beobachtungen einordnen und solche Extremereignisse in
Zukunft besser beurteilen oder sogar vorhersagen zu können.

Von sechs dieser Analysen liegen jetzt erste Resultate vor. Es zeigte
sich, dass die vorzeitige Blattverfärbung bei Buchen zu Einbussen im
Holzwachstum führte, dass von Blitzschlägen ausgelöste Waldbrände
überdurchschnittlich häufig auftraten und dass so ein gravierender
Wassermangel im Schnitt alle hundert Jahre vorkommt.

Fazit: Der Wald stirbt nicht, aber es sterben Bäume

Andreas Rigling, Leiter der Forschungseinheit Walddynamik der WSL,
fasst diese ersten Erkenntnisse zusammen: «Die Trockenheit und Hitze
im 2018 waren ausserordentlich und zunehmend werden die Konsequenzen
für den Wald sichtbar: vielerorts schwächeln die Bäume, das
Baumwachstum ist reduziert, Kronenteile oder ganze Bäume sterben ab.
Auch wenn wir nicht von einem Waldsterben sprechen, so werden wichtige
Leistungen des Waldes lokal beeinträchtigt werden.»

Resultate der einzelnen Projekte:

1. Historische Einordnung von Baumschäden durch die Trockenheit
2018

 Die Trockenheit zwischen April und September 2018 ist meteorologisch
vergleichbar mit den Jahren 2003 und 1947. Das wirft die Frage auf, ob
damals und auch in anderen Jahren an Bäumen oder Beständen Schäden als
Folge von Trockenheit auftraten. Eine Analyse aus dem Jahr 1988 über
Schadensmeldungen nach Witterungsextremen seit 1850 zeigt, dass
besonders nach den Trockenphasen 1911-12 und 1943-50 viel Holz
abstarb. Betroffen davon waren wiederholt Fichte und Weisstanne
(Borkenkäferbefall), aber auch Buchen und Eichen. Die jährlich
verfassten Rechenschaftsberichte der Kantone über den Wald nennen im
19. und beginnenden 20. Jh. vielfach auch Schäden an Pflanzungen und
Baumschulen. Nach den ersten Ergebnissen kann das Trockenjahr 2018 am
ehesten mit den wiederholt niederschlagsarmen Nachkriegsjahren
verglichen werden. So wurde zum Beispiel die Situation im Kanton
Zürich im Jahr 1949 als «langsam katastrophal für die Fichte im Wein-
und Unterland» bezeichnet.

2. Wasserverfügbarkeit: Wie trocken war es 2018 im Vergleich zu
2003 und 2015? 

Eine Trockenperiode hat verschiedene Gesichter: Sie kann je nach
Wasserdefizit beim Niederschlag, beim Abfluss in Fliessgewässern, bei
der Bodenfeuchte und zuletzt auch beim Grundwasserspiegel räumlich und
zeitlich unterschiedlich ausgeprägt sein.

Hydrologinnen und Hydrologen der WSL haben die Wasserbilanz des
Sommers 2018 analysiert. Die Trockenheit 2018 war bezüglich der
Bodenfeuchtigkeit und des Wasserabflusses vielerorts gravierender als
die letzten beiden Trockensommer 2003 und 2015. In den betroffenen
Regionen, in diesem Fall besonders in der Nordostschweiz, kommt ein
solches Ereignis im Durchschnitt etwa alle 100 Jahre vor.

3. Buchenwälder von frühzeitiger Blattbräune besonders betroffen
 

Blattverfärbung, frühzeitiges Welken und Wasserstress waren bei
Bäumen im östlichen Mittelland wesentlich ausgeprägter als in den
trockenen Sommern 2016 und 2017 - das zeigen Bilder, die mit dem
Sentinel-2-Satelliten aufgenommen wurden. Am offensichtlichsten waren
die Auswirkungen der Trockenheit bei den Buchen. Je näher am Waldrand
die Bäume standen und je höher sie waren, desto eher verfärbten sich
ihre Blätter. Die Analysen der Satellitenbilder zeigten jedoch auch
Trockenheitseffekte bei anderen Baumarten wie Ulme, Esche, Erle und
Ahorn. Die Untersuchungen werden dieses Jahr weitergeführt, um die
Auswirkungen des letzten Sommers bis zum heutigen Zustand noch genauer
zu analysieren.

4. Kurzfristige Auswirkungen auf zuvor gemessenen
Stichprobenflächen 

Das Landesforstinventar (LFI) erfasst seit 1983 Zustand und
Veränderungen des Schweizer Waldes. Im Spätsommer 2018 besuchten die
Feldteams in der Nordschweiz 75 LFI-Flächen mit mindestens einer
Buche, die bereits zwischen April und Mai 2018 im Rahmen der
routinemässigen LFI-Erhebungen vermessen worden waren. Sie massen
erneut den Durchmesser aller rund 820 vorhandenen Bäume, um das
Wachstum über den Sommer zu beurteilen. Bei Buchen prüften sie auch
Laubdichte und -farbe, um starken Blattverlust und Verfärbungen zu
erfassen.

Der Trockensommer zeigte eine markante Wirkung: 17% der untersuchten
Buchen wiesen braune Blätter und starken Blattverlust auf - eine
grössere Häufigkeit als aufgrund langfristiger Beobachtungsdaten zu
erwarten wäre. Stark betroffene Buchen waren im Zeitraum April bis
August 2018 deutlich weniger gewachsen als nicht betroffene Bäume. Die
Rechenmodelle des LFI für das zu erwartende Baumwachstum zeigten aber
auch für weitere Baumarten einen Wachstumsrückgang im Jahr 2018.

5. Mittelfristige Auswirkung des frühen Laubfalls 2018 auf die
Buche 

Wenn grosse Bäume bereits im Sommer ihr Laub wegen Trockenheit fallen
lassen, stellt sich die Frage, wie gut sie ein solches Ereignis
wegstecken können. Treiben sie wie üblich im nächsten Frühling wieder
aus, oder zeigen sie in den Folgejahren Anzeichen von
Beeinträchtigungen? Um diese Fragen zu klären, wurden bis im September
2018 knapp 1000 Buchen in den drei von Trockenheit stark betroffenen
Gebieten Baselland, Schaffhausen und Knonaueramt markiert.

Die Kontrolle dieser Bäume im Mai 2019 zeigte, dass 18% der Buchen mit
frühem Laubfall Schleimfluss aufwiesen, eine Abwehrreaktion gegen
Krankheitserreger und Schädlinge. Dieses Symptom zeigten dagegen nur
6% der Kontrollbäume mit spätem Laubfall. Bei 51% der Buchen mit
frühem Laubfall waren zehn oder mehr Prozent der Äste in der Krone
dürr (Kronenmortalität), bei den Kontrollbäumen wiesen lediglich 22%
der markierten Buchen trockene Kronenteile auf. Die ersten
Erkenntnisse deuten somit darauf hin, dass ein verfrühter Laubfall zu
einer Schwächung der Buchen führt.

6. Natürliche Waldbrände könnten in Zukunft zunehmen 

In besonderes trockenen Sommern treten durch Blitze ausgelöste
Waldbrände häufiger auf. 2018 haben Forschende der WSL 36 solcher
Ereignisse registriert, 80% davon im Juli und August. Nach 2003 war
2018 jenes Jahr in den letzten zwanzig Jahren, in dem auf diese Art
entstandene Waldbrände am zweithäufigsten vorkamen. Ungewöhnlich ist,
dass besonders viele dieser Brände den Kanton Bern betrafen, nämlich
11 von insgesamt 36. Er stand von 2000 bis 2018 in punkto
Blitzschlagbrände an fünfter Stelle nach den Kantonen Tessin,
Graubünden, Wallis und Schwyz.

Drei Viertel der von Blitzen ausgelösten Waldbrände wurden am ersten
Tag nach dem Blitzeinschlag bemerkt. Ein Viertel hingegen schwelte
zwei bis sechs Tage lang, bevor die Feuerwehr sie bemerkte und
löschte. Sollte es in Zukunft vermehrt derart trockene Sommer geben,
ist mit einer Zunahme der natürlichen Waldbrände zu rechnen. Die
Gruppe arbeitet derzeit an einem Modell, um die Entstehung von
Waldbränden durch Blitze besser verstehen und voraussagen zu können.



Originalpublikation:

https://www.wsl.ch/de/newsseiten/2019/07/initiative-trockenheit-2018.html

Medienmitteilung WSL

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719143

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL - 11.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ATOM/1369: Rückbau AKW Esenshamm - Kläger schreiben an das OVG Lüneburg (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 18.
Juli 2019

Pressemitteilung der Klagegruppe AKW Esenshamm vom - 16.07.2019

AKW Esenshamm: Kläger schreiben an das OVG Lüneburg



(Bonn, Hannover, 18.07.2019) Anfang Juli 2019 haben mehrere Kläger
über ihre Rechtsanwältin Joy Hensel gegen die Rückbaugenehmigung des
Atomkraftwerkes (AKW) Esenshamm ein 54 seitiges Schreiben an das
Oberverwaltungsgericht Lüneburg geschickt. Damit reagierten sie auf
eine Stellungnahme des Niedersächsischen Umweltministerium (NMU). Der
klagebegleitende Arbeitskreis hat jetzt in einer Pressemitteilung den
Stand der Dinge dargelegt.

Der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) begrüßt es,
dass sich besorgte Bürgerinnen und Bürger kritisch mit dem Verfahren
zum Rückbau des AKW Esenshamm befassen. "Es ist gut, dass das AKW
Esenshamm stillgelegt wurde. Beim Rückbau des AKW muss jetzt der
Schutz der Bevölkerung und der Umwelt oberste Priorität haben.
Ebenfalls zum Schutz der Bevölkerung müssen die noch in Niedersachsen
laufenden Atomkraftwerke Grohnde und Lingen 2 sofort stillgelegt
werden", fordert BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz. Grundsätzlich
engagiert sich der BBU für die sofortige Stilllegung aller AKW und
Atomanlagen im Bundesgebiet und darüber hinaus.

Zum Rückbauverfahren des AKW Esenshamm heißt es In der
Pressemitteilung der Klagegruppe vom 16. Juli 2019 u. a.: "Obwohl das
Kraftwerk nunmehr brennstofffrei ist, sollen weiterhin radioaktive und
mit Borsäure belastete Abwässer mit höherer Konzentration in die Weser
eingeleitet werden. Radioaktive Abwasser-Belastung wird verursacht
durch z.B. Dekontaminierung von Wänden, Böden, Anlagenteilen und
Zerlegen von Bauteilen oder Konditionieren von flüssigen Abfällen. Zur
billigen Entsorgung wird das alles in die Weser verbracht. Die Kläger
haben beantragt die kürzlich zum AKW Brunsbüttel vereinbarte mehr als
95 %-ige Reduktion der Einleitwerte auch beim AKW Esenshamm
anzuwenden."

Weiter heißt es in der Pressemitteilung: "Es fehlen Untersuchungen zur
Umweltverträglichkeitsprüfung, zur Wasserrahmenrichtlinie (Belastung,
Verschlechterung) und insb. zu den Qualitätsverschlechterungen auf die
Reetflächen (gesetzlich geschütztes Biotop gem. §30 BNatSchG)."

Vom Umgang mit Atommüll, der bei der Stilllegung und dem Rückbau
von Atomkraftwerken anfällt

Der BBU legt generell großes Augenmerk auf den Umgang mit Atommüll,
der bei der Stilllegung und dem Rückbau von Atomkraftwerken anfällt.
Der Verband lehnt die Verbringung von sogenanntem freigemessenen
Atommüll auf Mülldeponien und in Verbrennungsanlagen ab. Eine
derartige Verbringung erfolgt u. a. in der Mülldeponie in Dörpen
(Emsland). Dort werden Reste des AKW Lingen 1, das bereits vor Jahren
stillgelegt wurde, eingelagert.

"Freigemessen" bedeutet, dass radioaktiv belasteter Abfall, der eine
bestimmte Belastung unterschreitet, nicht mehr unter das Atomrecht
fällt, sondern zu "normalem" Müll erklärt wird und dann deponiert,
verbrannt oder - das ist der größte Teil - frei verwertet werden darf.
Damit erhöht sich zum einen die radioaktive Strahlung in der Umwelt,
zum andern können die radioaktiven Stoffe eingeatmet werden oder in
Nahrungsmittel gelangen. Es gibt keine Grenze, unterhalb derer
radioaktive Stoffe unbedenklich sind, daher ist das "Freimessen" bzw.
die Freigabe insgesamt abzulehnen". Der BBU warnt, dass bundesweit aus
dem Abbau der Atomanlagen Hunderttausende von Tonnen dieses Abfalls
anfallen werden.

Weitere Informationen des BBU zur "Freimessung" von Atommüll auf der
Startseite der BBU-Homepage unter 

https://bbu-online.de/.

Direktlink:

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Deponietabelle%202017/Deponietabelle%20Erlaeuterungen%202017-2.pdf



Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg,
gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.


 * 



Arbeitskreis zur Begleitung der Klage gegen NMU zu dieser Genehmigung
zum Rückbau des AKW Esenshamm

Brake, den 16.07.2019

Pressemitteilung

zu unserer 54 seitigen Antwort auf NMU an das OVG Lüneburg vom
6.7.2019.




Exemplarische Beispiele unserer Replik auf das NMU :

1. Obwohl das Kraftwerk nunmehr brennstrofffrei ist, sollen weiterhin
radioaktive und mit Borsäure belastete Abwässer mit höherer
Konzentration in die Weser eingeleitet werden. Radioaktive Abwasser-Belastung 
wird verursacht durch z.B. Dekontaminierung von Wänden,
Böden, Anlagenteilen und Zerlegen von Bauteilen oder Konditionieren
von flüssigen Abfällen. Zur billigen Entsorgung wird das alles in die
Weser verbracht. Die Kläger haben beantragt die kürzlich zum AKW
Brunsbüttel vereinbarte mehr als 95 %-ige Reduktion der Einleitwerte
auch beim AKW Esenshamm anzuwenden.

2. Es kann nicht sein, dass die Gesundheit der Menschen und der Schutz
der Natur weniger Wert ist als in Schleswig-Holstein. Allerdings zieht
sich das bereits durch das gesamte Verfahren. Es fehlen Untersuchungen
zur Umweltverträglichkeitsprüfung, zur Wasserrahmenrichtlinie
(Belastung, Verschlechterung) und insb. zu den
Qualitätsverschlechterungen auf die Reetflächen (gesetzlich
geschütztes Biotop gem. §30 BNatSchG) und der geplanten
Weservertiefung der Kläger. In der Brackwasserzone liegt eine
durchschnittliche Flussgeschwindigkeit von 3,75 km/h vor.

3. Ebenfalls ungenügend ist der Deichschutz. Dabei hat man sich nicht
an die erforderlichen Vorgaben gehalten und nur auf die KTA Regel 2207
bezogen. Diese sieht fälschlicherweise nicht das Umsetzen des
fehlenden Deichbestickes vor (hier im Umfeld des AKW mehrere Mängel),
sondern nur das Benennen. Häufigkeit und Stärke von Sturmfluten bzw.
Hochwasser können nicht Bemessungswasserstände und Deichhöhe festlegen
(Prof. Schüttrumpf). Es fehlen Prognosestudien zum Hochwasser bis 2100
inkl. Berücksichtigung der Schmelze des Permafrostes und
Klimaauswirkungen.

4. Die Kläger fordern unmißverständlich


	das Einholen eines Sachverständigengutachtens zu den Auswirkungen auf a)den Brackwasserbereich und b)die Reetfläche und c)das Urteil des EUGH(1.7.15) zur Weservertiefung (Zusatzbelastung) und d) zu WRRL und UVP zu Schlamm und Abwasseruntersuchungen inkl. vollständiger Untersuchung aller Schutzgüter.

	Danach hat die Beklagte NMU zu entscheiden, welche Grenzwerte sie nach § 7 (3) i.V.m. (2) Nr. 3 AtG in der 1. SAG festzulegen hat und welche Zusatzmaßnahmen im Risikogebiet Hochwasser i.V.m. § 57 (1)Nr.1 und Nr.3 WHG i.V.m. § 82 (2), (4) und (5) WHG anzuordnen sind. Somit liegt eine Konzentrationswirkung für die 1. SAG vor.



 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 18.07.2019
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FORSCHUNG/776: Meeresspiegelanstieg - Eiskollaps in Westantarktis durch Beschneien mit Meerwasser verhindern? (PIK)


Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung - 17. Juli 2019

Meeresspiegelanstieg: Eiskollaps in Westantarktis könnte durch
Beschneien mit Meerwasser verhindert werden



Der Westantarktische Eisschild droht auf lange Sicht ins Meer zu
rutschen. Während eine weitere Destabilisierung der Eisflächen in
anderen Teilen des Kontinents durch eine Verringerung von
Treibhausgasemissionen begrenzt werden könnte, wird der langsame, aber
unwiederbringliche Eisverlust in der Westantarktis wohl auch im Falle
einer Klimastabilisierung noch weiter fortschreiten. Ein Zusammenbruch
der Eismassen würde zwar Jahrhunderte dauern, aber den Meeresspiegel
weltweit um mehr als drei Meter ansteigen lassen. Eine Gruppe von
Wissenschaftlern des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK)
hat jetzt einen besonders kühnen Weg untersucht, das Eis zu
stabilisieren: mit Billionen Tonnen zusätzlichen Schnees, erzeugt aus
Meerwasser, könnten die instabilen Gletscher beschneit werden. Das
würde beispiellose Ingenieurslösungen erfordern und eine der letzten
unberührten Regionen der Erde erheblichen Umweltrisiken aussetzen - um
den langfristigen Anstieg des Meeresspiegels in einigen der am
dichtesten besiedelten Gegenden der Welt entlang der Küsten von den
Vereinigten Staaten über China bis an die Nordseeküste zu verhindern.
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Der rote Rahmen markiert den Bereich, in dem die Beschneiung erfolgen
würde. Abb. aus Levermann et al 2019.

Grafik: © PIK



"Im Kern geht es um die Abwägung, ob wir als Menschheit die Antarktis
opfern wollen, um die heute bewohnten Küstenregionen und das dort
entstandene und entstehende Kulturerbe zu retten. Hier geht es um
globale Metropolen, von New York über Shanghai bis nach Hamburg, die
langfristig unterhalb des Meeresspiegels liegen werden, wenn wir
nichts tun", sagt Anders Levermann, Physiker am Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung (PIK) und der Columbia University in New York und
einer der Autoren der Studie. "Der Westantarktische Eisschild ist das
erste Kippelement in unserem Klimasystem, das wir gerade kippen sehen.
Der Eisverlust beschleunigt sich und hört wahrscheinlich erst auf,
wenn das Eisschild der Westantarktis praktisch schon verschwunden
ist."

Beispiellose Maßnahmen zur Stabilisierung des Eisschilds

Warme Meeresströmungen haben das Gebiet der Amundsensee in der
Westantarktis erreicht - eine Region mit mehreren Gletschern, die
durch ihre topografische Beschaffenheit instabil werden können. Das
Abschmelzen dieser Gletscher unterhalb der Wasseroberfläche war der
Auslöser für ihre Beschleunigung und ihren Rückzug. Das ist bereits
jetzt Ursache für den größten Eisverlust des Kontinents und trägt zu
einem immer schnelleren Beitrag zum globalen Meeresspiegelanstieg bei.
In ihrer Studie haben die Forscher mit Hilfe von Computersimulationen
errechnet, wie sich der Eisverlust in Zukunft entwickelt. Ihre
Ergebnisse bestätigen frühere Arbeiten, die darauf hindeuteten, dass
selbst eine deutliche Reduzierung der Treibhausgasemissionen den
Zusammenbruch des Eisschildes der Westantarktis wahrscheinlich nicht
verhindern könnte.

"Also haben wir untersucht, was einen möglichen Kollaps stoppen könnte
und in unseren Simulationen den Schneefall in der destabilisierten
Region weit über das beobachtete Niveau hinaus erhöht", sagt
PIK-Koautor Johannes Feldmann. "Tatsächlich stellen wir fest, dass
eine riesige Menge Schnee den Eisschild tatsächlich in Richtung
Stabilität zurückdrücken und die Instabilität stoppen kann. Umgesetzt
werden könnte dies durch eine enorme Umverteilung von Wassermassen
erreicht werden - mehreren hundert Milliarden Tonnen Wasser müssten
pro Jahr aus dem Ozean gepumpt und über einige Jahrzehnte hinweg auf
das Eis geschneit werden."

Eine gewaltige Abwägung zwischen Gefahren und Hoffnungen

"Wir sind uns der Schwere bewusst, die ein solcher Eingriff hätte",
ergänzt Feldmann. Das Hochpumpen, das Entsalzen und die Erwärmung des
Meerwassers sowie das Betreiben der Schneekanonen würden eine
Strommenge in der Größenordnung von mehreren zehntausend
High-End-Windturbinen erfordern. "Einen solchen Windpark inklusive der
dafür nötigen Infrastruktur in der Amundsensee zu errichten und
derartige enorme Mengen an Meerwasser zu entnehmen , würde im
Wesentlichen den Verlust eines einzigartigen Naturreservates bedeuten.
Darüber hinaus macht das raue antarktische Klima die technischen
Herausforderungen kaum absehbar und schwer zu bewältigen, während die
potenziellen schädlichen Auswirkungen auf die Region wahrscheinlich
verheerend sein würden." Daher müssen die Risiken und Kosten eines
solch beispiellosen Projekts sehr sorgfältig gegen die potenziellen
Nutzen abgewogen werden. "Außerdem berücksichtigt unsere Studie nicht
die zukünftige menschengemachte globale Erwärmung. Daher wäre dieses
gigantische Unterfangen nur dann überhaupt sinnvoll, wenn das Pariser
Klimaabkommen eingehalten wird und die CO2-Emissionen schnell und
drastisch reduziert werden."

"Die offensichtliche Absurdität des Unterfangens, die Antarktis
künstlich zu beschneien um eine Eisinstabilität zu stoppen, spiegelt
die atemberaubende Dimension des Meeresspiegelproblems wider",
schließt Levermann. "als Wissenschaftler sehen wir es jedoch als
unsere Pflicht an, die Gesellschaft über jede einzelne mögliche Option
zur Bewältigung der anstehenden Probleme zu informieren. So
unglaublich es auch erscheinen mag: Um ein noch nie dagewesenes Risiko
zu vermeiden, muss die Menschheit vielleicht auch noch nie da gewesene
Anstrengungen unternehmen."

Artikel: Johannes Feldmann, Anders Levermann, Matthias Mengel (2019):
Stabilizing the West Antarctic Ice Sheet by surface mass deposition.
Science Advances [DOI: 10.1126/sciadv.aaw4132]

Weblink zum Artikel nach Veröffentlichung:

https://www.doi.org/10.1126/sciadv.aaw4132

Wer wir sind: Das Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung (PIK)
ist eines der weltweit führenden Institute in der Forschung zu
globalem Wandel, Klimawirkung und nachhaltiger Entwicklung. Natur- und
Sozialwissenschaftler erarbeiten hier interdisziplinäre Einsichten,
welche wiederum eine robuste Grundlage für Entscheidungen in Politik,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft darstellen. Das PIK ist ein Mitglied
der Leibniz-Gemeinschaft.



Vorherige Forschung zu diesem Thema: Anders Levermann, Johannes
Feldmann (2019): Scaling of instability timescales of Antarctic outlet
glaciers based on one-dimensional similitude analysis. The Cryosphere

 https://doi.org/10.5194/tc-2018-252 

Pressemitteilung zur Studie: 

https://www.pik-potsdam.de/aktuelles/pressemitteilungen/beginnende-instabilitaet-in-der-westantarktis-koennte-die-schnellste-auf-dem-kontinent-sein?set_language=de

 * 

Quelle:

PIK-Pressemitteilung, 17.07.2019

Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung e.V.

Pressestelle

Telegrafenberg A 31, 14473 Potsdam

Postadresse: P.O. Box 601203, 14412 Potsdam

E-Mail: presse@pik-potsdam.de

Internet: http://www.pik-potsdam.de

Twitter: @PIK_Klima
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VERBAND/392: Agrarklimafonds errichten - Schritte zur CO2-Bepreisung gehen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Agrarklimafonds errichten - Schritte zur CO2-Bepreisung gehen



DBV-Generalsekretär Bernhard Krüsken zum Klimakabinett: "Eine
Bepreisung von fossilem CO2 aus Klimaschutzgründen ist grundsätzlich
richtig. Dies kann auch zum Vorteil der Land- und Forstwirtschaft
sein, weil die Wettbewerbsposition erneuerbarer Energien gestärkt und
die Bindung und Festlegung von CO2 einen Wert bekommt. Im
Verkehrsbereich muss der Umstieg auf erneuerbare Antriebe durch die
Anhebung der bereits etablierten Treibhausgasminderungsquote erfolgen.
Nur so können kurz- und mittelfristig die Minderungsziele eingehalten
werden.

Für die Landwirtschaft ist eine sachgerechte Einzelerfassung der
Methan- und Lachgasemissionen von 17 Millionen Hektar und von über 200
Millionen Nutztieren als Grundlage für eine Bepreisung nicht sinnvoll
machbar. Dies haben auch die Wirtschaftsweisen in ihrem Klimagutachten
herausgestellt und auf das besondere Risiko von Verlagerungseffekten
ins Ausland hingewiesen. Umso wichtiger ist die Einrichtung eines
Agrarklimafonds, um die zusätzlichen Investitionen und Anstrengungen
zur Emissionsminderung in der Landwirtschaft zu finanzieren."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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VERBAND/391: Klimaschutz kann sich keine Sommerpause leisten (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Bioenergieverbände: Klimaschutz kann sich keine Sommerpause
leisten



Anlässlich der heutigen Sitzung des Klimakabinetts betont das
Hauptstadtbüro Bioenergie, dass die Zeit beim Klimaschutz drängt und
wichtige Weichenstellungen nicht zuletzt auch bei der Bioenergie nicht
weiter verzögert werden dürfen. Gemeinsam wollen die Trägerverbände
des Hauptstadtbüros in diesem Zuge mehr Verantwortung übernehmen und
stehen mit konstruktiven Vorschlägen für Klimaschutzmaßnahmen bereit.
Dies ist auch Mittelpunkt ihrer heutigen Twitter-Aktion unter dem
Hashtag #Bioenergy4Climate.

"Der Klimaschutz darf keine Sommerpause machen - und das muss sich
auch in den Ergebnissen und dem Fortschritt des Klimakabinetts
widerspiegeln", erklärt Sandra Rostek, Leiterin des Hauptstadtbüros
Bioenergie. Im Gegensatz dazu befürchte man im politischen Berlin
allerdings, dass das Klimakabinett wichtige Entscheidungen nicht in
der heutigen Sitzung treffe, sondern auf die lange Bank in den Herbst
verschiebe. "Dabei ließen sich kurzfristig entscheidende Maßnahmen
umsetzen und bestehende Klimaschutzleistungen ausbauen", so Rostek
weiter. "Als Bioenergiebranche sparen wir schon jetzt über alle
Sektoren hinweg knapp 65 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente ein und
tragen damit maßgeblich zum Klimaschutz bei."

Aus Sicht der Bioenergieverbände muss die klimafreundliche Wirkung der
Bioenergie als Ersatz für fossile Energieträger jetzt gestärkt werden
und darf nicht abgebaut werden. Denn die Bioenergie ist bereit, noch
mehr zu leisten und beim Erreichen des Klimaschutzziels der
Bundesregierung für das Jahr 2030 eine zentrale und konstruktive Rolle
einzunehmen. Das kommunizieren die Branchenverbände heute auch
konzentriert bei Twitter unter dem Hashtag #Bioenergy4Climate. Die
Verbände fordern darin das Klimakabinett auf, die
Klimaschutzbestrebungen der Bundesregierung zu intensivieren und die
Chance der heutigen Klimakabinettssitzung zu nutzen. Hierzu haben die
Verbände eine Reihe an Vorschlägen in einem gemeinsamen
Positionspapier erarbeitet.


Über die Bioenergieverbände

Im "Hauptstadtbüro Bioenergie" bündeln vier Verbände ihre Kompetenzen
und Ressourcen im Bereich Energiepolitik: der Bundesverband Bioenergie
e.V. (BBE), der Deutsche Bauernverband e.V. (DBV), der Fachverband
Biogas e.V. (FvB) und der Fachverband Holzenergie (FVH). Gemeinsam
bilden sie die gesamte Bioenergiebranche ab von Land- und Forstwirten,
Anlagen- und Maschinenbauern, Energieversorgern bis hin zu Betreibern
und Planern. Das Hauptstadtbüro Bioenergie verleiht den vielen
unterschiedlichen Akteuren und verschiedenen Technologien der
Bioenergiewirtschaft eine gemeinsame starke Stimme gegenüber der
Politik. Insbesondere in den Sektoren Strom und Wärme setzt es sich
technologieübergreifend für die energiepolitischen Belange seiner
Trägerverbände ein. Im Kontakt mit politischen Entscheidungsträgern
kann das Hauptstadtbüro Bioenergie auf ein breites
Unterstützernetzwerk zurückgreifen und kooperiert insbesondere mit dem
Bundesverband Erneuerbare Energie e.V. (BEE).

www.hauptstadtbuero-bioenergie.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juli 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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KLIMA/709: Globale Wandlungen - Raketenstarts mit Folgen ... (SB)




Für die kommende Breitband-Kommunikation mit dem 5G-Funkstandard
wollen Unternehmen wie Amazon, Starlink und Samsung insgesamt mehrere
zehntausend Satelliten ins All bringen. [1] Die Folgen für das Klima
werden verheerend sein. Neben den hohen CO₂-Emissionen der
Raketenstarts entstehen auch Rußpartikel, die die Atmosphäre
verändern. Die Folgen der Raketenstarts für die Troposphäre (untere
Atmosphäre) und Stratosphäre (obere Atmosphäre) sind noch gar nicht
ausgelotet, aber man kann davon ausgehen, daß sie die empfindliche
Chemie der Stratosphäre verändern und die Ozonschicht beschädigen
werden.

Hinzu kommt der energieintensive Rohstoffabbau auf der Erde für die
Trägerraketen und Satelliten sowie für das dichte Netz an zig
Millionen Funkmasten und die atemberaubende Menge an Endgeräten.
Nicht nur daß jeder Mensch ein Smartphone haben soll, auch alle
möglichen Produkte, Anwendungen und Umgebungen - Autos, Haushalte,
Fabriken, öffentlicher Raum - werden mit Kommunikationstechnologien
für den 5G-Standard ausgestattet. Das forciert den Rohstoffabbau an
Land, womöglich auch in der Tiefsee und, sofern technisch
realisierbar, im Weltall.

Während also mit dem seit Jahren von der Umweltbewegung vergeblich
geforderten, inzwischen aber auch von Regierungskreisen gepriesenen
Konzept der CO₂-Steuer den ums Klima besorgten Menschen ein
Leckerli hingehalten wird, das sie bekommen, wenn sie Wohlverhalten
zeigen, als sei damit die Klimakatastrophe abzuwenden, wird
hintenherum bereits der nächste Eskalationsschritt mitten hinein in
die globale Katastrophe vorbereitet.

Man muß davon ausgehen, daß nicht nur Konzerne aus den
Industriestaaten, sondern auch aus immer mehr Schwellenländern eigene
Satellitennetze aufbauen, um das 5G-Netz mit dem "Internet der Dinge"
und der "Industrie 4.0" einzurichten. Dabei werden die Zahlen der
künstlichen Trabanten im Erdorbit pro Unternehmen voraussichtlich
irgendwo zwischen 78 (LeoSat) und 12.000 (Starlink) liegen. Da die
Objekte zumindest teilweise in relativ niedrigen Bahnen von 300 bis
400 Kilometern um die Erde kreisen, kommen Reibungskräfte zum Tragen,
die ein Absacken und darum auch häufigeres Manövrieren und Anheben
des Satelliten auf eine höhere Umlaufbahn erforderlich machen. Auch
das ein Grund, warum die Betriebsdauer dieser Satelliten
voraussichtlich nur wenige Jahre betragen wird, je nach Antriebsart
und Treibstoffverbrauch.

Hinzu kommt, daß die technologische Entwicklung voranschreitet und
auch der Funkstandard höhere Frequenzbänder in Anspruch nehmen wird.
So könnte das Satellitennetz einen ähnlichen Effekt erfahren, wie er
von der Windenergiegewinnung her bekannt ist, das Repowering. Das
heißt, Satelliten veralten und werden durch leistungsfähigere
ersetzt. All dies wird dazu beitragen, daß die riesige Flotte von
voraussichtlich mehreren zehntausend Satelliten im laufenden Prozeß
erneuert werden müßte.

Das Verglühen fehlgeleiteter oder unbrauchbarer Satelliten in der
Atmosphäre wird in der Regel nur unter dem Gesichtspunkt untersucht,
ob vielleicht Teile auf die Erde aufschlagen und dort Schaden
anrichten. Die Frage sollte jedoch nicht vernachlässigt werden,
welche Auswirkungen die Verbrennungsrückstände der verglühenden
Satelliten selbst auf Dauer in der Atmosphäre haben. Sicherlich
überwiegt die Masse an Staub und Gestein, die natürlicherseits
tagtäglich aus dem Weltraum kommend in der Erdatmosphäre verglüht,
auch in Zukunft die Emissionen aus verglühenden abstürzenden
künstlichen Objekten um mehrere Größenordnungen. Jedoch sind die
jeweiligen Verbrennungsrückstände nicht die gleichen und sollten
hinsichtlich der 5G-Welt der Zukunft nicht unbeachtet bleiben.

Die klimatischen Folgen der Raketenstarts sind gravierend. Die
Trägerrakete Ariane 5 der Europäischen Weltraumagentur ESA setzt beim
Flug durch die Hochatmosphäre ungefähr 100 Tonnen Chlor frei,
berichtet der Deutsche Wetterdienst. Durch ein einziges Chlor-Atom
würden bis zu einer Million Ozon-Moleküle zerstört. [2]

Andere Trägerraketen wie beispielsweise die Falcon des Unternehmens
SpaceX benutzen Flüssigtreibstoff. Der hat eine andere chemische
Zusammensetzung und erzeugt kein Chlor, sondern andere
Verbrennungsrückstände. Die sind in der unteren Atmosphäre ungefähr
so wenig oder so sehr vernachlässigbar wie andere Emissionsquellen
aus der Verbrennung des Energieträgers Kerosin (86 Prozent
Kohlenstoff, 14 Prozent Wasserstoff). In der oberen Atmosphäre jedoch
sind sie im höchsten Maße problematisch, und das auch und gerade
wegen des Wasserstoffs, der dort zur Wolkenbildung beiträgt.

Vergleichbar mit den Emissionen des Flugverkehrs sind die
Rußpartikel, den die Trägerraketen in der Atmosphäre hinterlassen,
fünf bis 100 Nanometer klein und wirken als Kondensationskeime. Es
bilden sich Wolken. Über die Emissionen der Treibstoffverbrennung
hinaus ist zu bedenken, daß auch die große Hitzeentfaltung an den
Boostern in deren Umfeld die Chemie der Atmosphäre verändert. Es
entstehen Stickoxide, die in der Troposphäre zur Ozonbildung
beitragen und dort als Treibhausgas wirksam sind, in der Stratosphäre
jedoch die Ozonschicht zersetzen.

Zwischen den Vorgängen in der Troposphäre und der Stratosphäre
besteht eine sehr starke Wechselwirkung. Vergleiche mit dem
Luftverkehr können da nur grobe Anhaltspunkte liefern. So erstreckt
sich ein Langstreckenflug über den Atlantik horizontal über mehrere
tausend Kilometer, wohingegen ein Raketenstart weitgehend vertikal
"nur" durch die rund 20, 25 Kilometer der unteren Atmosphäre
hindurchgeht und dann in die Stratosphäre vorstößt. Die Kürze der
Strecke macht Raketenstarts nicht harmlos, auf die Mischung kommt es
an. Die Umwelt- und Klimabelastung der Raketen steht nicht alternativ
zum wachsenden Flugverkehr, sondern sattelt noch oben drauf.

Läßt sich die breite Einführung des 5G-Funkstandards, in die von
Politik und Wirtschaft schon viele Milliarden investiert wurden, noch
abwenden? Das gegen die vorherrschenden Interessen nicht nur "der da
oben", sondern auch der Konsumentinnen und Konsumenten der
Kommunikationstechnologien durchzusetzen scheint noch aussichtsloser,
als sich dem Klimawandel entgegenzustemmen.

Den Planeten Erde nicht nur für die wohlhabende Klientel bewohnbar
machen zu wollen, wird nicht gelingen, indem immer mehr Staaten
anfangen, eine CO₂-Steuer einzuziehen. Der gegenwärtige Hype,
der um den neuen 5G-Funkstandard gemacht wird, und die bahnbrechenden
Perspektiven, die damit verheißen werden, sagen eines: Auch mit einem
"sozial gerechten" Ausgleich der CO₂-Steuer würde das
Auseinanderdriften der sozialen Ungleichheit innerhalb der hiesigen
Gesellschaft ebenso wie im Nord-Süd-Verhältnis der Staaten nicht
behoben. Die ärmeren Länder trifft der Klimawandel am härtesten, sie
haben aber am wenigsten zu ihm beigetragen.

Es wird unverzichtbar sein, völlig neuartige Lebens- und
Produktionsverhältnisse zu schaffen, damit der Ressourcenabbau und
-raub nicht, wie von der grünen Ökonomie und dem blauen Wachstum
praktiziert, auf eine neue Ebene gehoben wird. Das würde allerdings
einen völlig neuen Menschen erfordern, der sich genau nicht in ein
solches satellitengestütztes 24/7-Kontrollsystem einfindet und der
allgemein ein kritisches Verhältnis gegenüber solchen technologischen
"Fortschritten" und "Errungenschaften" besäße. Und der auch gegenüber
seiner Vergesellschaftung und fortschreitend tieferen
Verfügbarmachung nicht tatenlos bleiben dürfte.


Fußnoten:

[1] www.heise.de/-4473986

[2] https://www.wetterdienst.de/Deutschlandwetter/Thema_des_Tages/3221/der-einfluss-von-raketen-auf-die-ozonschicht
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BILDUNG/3374: Münster - Führung durch die Kläranlage Loddenbach am 24. Juli 2019


Stadt Münster - Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Was macht ein Rechen im Wasser?



Münster (SMS) Was macht ein Rechen im Wasser? Wohin wandert der
Klärschlamm? Die Fachleute auf der Kläranlage Loddenbach,
Böddingheideweg 121, wissen es genau und manches mehr. Sie zeigen am
Mittwoch, 24. Juli, bei einer Führung um 14 Uhr, wie aus der braunen
Abwasserbrühe klares Wasser wird. Und weil das nicht nur Erwachsene
interessiert, ist der Rundgang auf Kinder ab dem Grundschulalter (mit
Begleitperson) zugeschnitten. Es können maximal 20 Personen
teilnehmen. Das Tiefbauamt bittet um Anmeldung bis spätestens um 12
Uhr am Tag der Führung unter Tel. 02 51/4 92 - 69 69.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 17. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KINO/5739: Mönchengladbach - Open-Air-Kino auf Schloss Rheydt vom 5. bis 14. September 2019


Stadt Mönchengladbach

Open-Air-Kino auf Schloss Rheydt



Ab dem 5. September gibt es auf der Turnierwiese von Schloss Rheydt
täglich Filmhighlights. Die Konzerte der Sommermusik haben auf Schloss
Rheydt schon eine langjährige Tradition. In diesem Jahr folgt aber
etwas Neues: Ein Kinosommer. Das Comet Cine Center und die
Stadtsparkasse Mönchengladbach Starpac präsentieren zum ersten Mal in
der Mönchengladbacher Filmtheatergeschichte ein Open-Air-Kino an einem
der beliebtesten Orte der Stadt Mönchengladbach.

Ab Donnerstag, 5. September, bis Samstag, 14. September, gibt es
täglich Filmhighlights im Schloss Rheydt. Einlass ist jeweils um 19
Uhr und Film-Begin um ca. 20.30 Uhr, bei Einbruch der Dunkelheit.

Der Leiter des städtischen Museums Schloss Rheydt Dr. Karlheinz
Wiegmann freut sich über die weitere Veranstaltung: "Das Schloss wird
damit wieder zu dem, was es bereits früher war: ein Kulturort. Kultur
passierte früher nur auf dem Schloss. Theater, Museen und das Kino
sowieso sind ja relativ junge Erscheinungen. Und wenn wir so etwas
leisten könnten, hätten wir gerne auch schon früher unter anderem
Filmvorführungen angeboten, aber dafür braucht es Menschen, die sich
damit auskennen. Günter vom Dorp hat dieses Knowhow was die Konzerte
angeht und Frank Jansen im Bereich Kino."

Erstaunt war Wiegmann, dass es mit der Umsetzung dann so schnell ging:
"Nur wenige Wochen nach dem ersten Gespräch stand quasi schon das
Programm." Das mag daran gelegen haben, dass der Wunsch ein
Open-Air-Kino im Schloss Rheydt zu eröffnen, bereits sehr früh ein
Gedanke von Kinobetreiber Jansen gewesen ist: "Eigentlich hatte ich
die Idee schon als ich 2016 das Kino hier übernommen habe. In Kontakt
mit Günter vom Dorp ging es dann von der Idee bis zur Umsetzung sehr
schnell." Und so können Teile der Infrastruktur der Sommermusik für
das Open-Air-Kino einfach übernommen werden, eine Sache, bei der
Sommermusik-Organisator vom Dorp nicht lange überlegen musste: "Das
passt einfach super zusammen. Wenn ich es könnte, hätte ich es auch
schon selbst gemacht. Aber so ist es eine super Zusammenarbeit und es
passt ja auch inhaltlich: Bei unseren Konzerten gibt es zum Beispiel
auch Filmmusik und in vielen der Filme spielt Musik auch eine wichtige
Rolle."

An den zehn Tagen gibt es neun Filme zu sehen. Den Anfang und den
Abschluss macht der Film "Der Junge muss an die frische Luft". Weiter
geht es mit "Bohemian Rhapsody" , "König der Löwen" und "Mamma Mia!
Here we go again". Dann folgt wieder eine deutsche Produktion "25
km/h", darauf gibt es die Filme "Rocketman", "Green Book - eine
besondere Freundschaft", "Yesterday" und " A star is born" zu sehen.

Der Vorverkauf ist bereits gestartet. Karten gibt es für 12 Euro unter
anderem an der Kinokasse und online über die Homepage des Comet Cine
Centers

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 27. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1271: Leer - Kreativkurs "Textiles Drucken mit Pflanzen und Blättern" am 31. Juli 2019


Landkreis Leer

31. Juli: Textiles Drucken mit Pflanzen und Blättern



Mit Hilfe von Pflanzen und Blätter werden am 31. Juli von 14.30 bis
17.30 Uhr im Schloss Evenburg verschiedene Stoffe bedruckt und
anschließend mit Form und Schrift verfeinert. Aus den fertigen Stoffen
lassen sich Kissen, Tischläufer, Küchentücher, Tischdecken oder auch
Platzsets herstellen.

Eine Teilnahme kostet 29 Euro. Ein größeres vorgewaschenes Stück
Baumwollstoff/Leinen in weiß oder hellen Farben sind mitzubringen.
Auch Bettlaken, alte Bettwäsche oder Leinen-Handtücher sind geeignet.

Anmeldungen unter T.: 0175 1533028

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 26. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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MARKT/4198: Bocholt - Kunst, Kitsch und Krempel auf der "Sperrmüllbörse" am 27. Juli 2019


Stadt Bocholt

Sperrmüllbörse: Brauchbares jetzt noch beim ESB abgeben

Kunst, Kitsch und Krempel für die Sperrmüllbörse



Bocholt (PID). Am Samstag, 27. Juli 2019, lädt die Abfallberatung des
Entsorgungs- und Servicebetriebes Bocholt (ESB) zum Stöbern auf der
Sperrmüllbörse ein. Von 10 bis 12 Uhr darf dann auf dem
Betriebsgelände an der Schaffeldstraße nach spannenden Fundstücken
geguckt werden. Zurzeit finden die Vorbereitungen statt. Wer noch
Brauchbares abzugeben hat, kann es jetzt noch zum ESB bringen, damit
es auf der Börse vielleicht einen neuen Besitzer findet.

Damit ein umfangreiches Angebot zusammen kommt, werden die
Wertstoffhofmitarbeiter Ausschau nach Dingen halten, die für den
Verkauf auf der Sperrmüllbörse geeignet sind. Neben den für Bocholt
typischen Fahrrädern werden auch Kinderspielsachen,
Dekorationsartikel, Möbel und Krimskrams für den Verkauf gesammelt.
"Am besten zu verkaufen sind dabei erfahrungsgemäß die kleinen
Schätzkes, die man bequem mit nach Hause transportieren kann", weiß
Abfallberaterin Petra Tacke. Nicht geeignet sind Elektrogeräte und
kaputte Möbel.

Die Sachen können zu den Öffnungszeiten des Wertstoffhofes abgegeben
werden. Die Entscheidung, ob etwas für die Sperrmüllbörse geeignet
ist, treffen die Wertstoffhofmitarbeiter. Der ESB bittet darum,
Kleinteile in stabilen und verschließbaren Kartons abzugeben, um diese
schonend lagern und transportieren zu können. "Offene Wannen und
Kisten sind ungeeignet", so Tacke.

Erlös für karitative Einrichtung

Mit der Abgabe alter Sachen für die Sperrmüllbörse hat man gleich
mehrere positive Effekte: Man entledigt sich alter ungebrauchter
Sachen, die Schätzchen und der Krempel haben im Sinne der
Nachhaltigkeit die Chance auf eine Weiterverwendung und die Einnahmen
kommen einer karitativen Einrichtung zugute. Fragen zur Aktion
beantwortet Abfallberaterin Tacke unter Tel. 02871 2463-24.

Öffnungszeiten Wertstoffhof:

Montags geschlossen

Dienstag bis Freitag: 9:00 - 18:00 Uhr

Samstag: 9:00 - 13:00 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. Juli 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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TOUR/7472: Hanau - Grenzenlos radeln durch den Odenwald vom 9.-12. September 2019


Stadt Hanau

Grenzenlos radeln durch den Odenwald



"Grenzenlos radeln durch den Odenwald" lautet der Titel einer vom
Hanauer Seniorenbüro angebotenen etwa 200 Kilometer langen Radtour,
die vom 9. bis 12. September stattfinden soll und von den bewährten
ehrenamtlichen Tourenleitern Reinhard Schneikart und Dietmar Praschak
begleitet wird. Zunächst geht es mit der Bahn nach Michelstadt und von
dort aus mit Fahrrädern oder Pedelecs in gemütlichen und sportlichen
Etappen im Wesentlichen entlang der Mümling, des Neckars, der Mud und
des Mains zurück nach Hanau. Besucht werden die malerischen Orte
Eberbach, Mosbach, Buchen, Walldürn, Miltenberg und Obernburg, die mit
sehenswerten Fachwerkhäusern und herrschaftlichen Bauten zur Rast
einladen. Der Preis stellt sich für diese für maximal 15 Personen
konzipierte Tour auf 225 Euro pro Person im Doppelzimmer mit
Übernachtung und Frühstück sowie auf 260 Euro im Einzelzimmer -
jeweils einschließlich Gepäcktransport und Bahnfahrt. Restplätze
können im Seniorenbüro im Haus am Steinheimer Tor, Steinheimer Straße
1, während der allgemeinen Sprechzeiten dienstags bis donnerstags von
9 - 12 Uhr, mittwochs zusätzlich von 14 - 16.30 Uhr, gebucht werden.

Telefonische Informationen zu dieser Tour unter der

T.: 06181 66820-43.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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